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DeutscherRatfürlandespttege 

Landschaftsplanung - Erfahrungen mit dem neuen Naturschutzrecht 

1 Einführung 

Der Deutsche Rat für Landespflege erachtet von der Mög­
lichkeit her die Landschaftsplanung als das wesentliche In­
strumentarium zur Durchsetzung der Ziele des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege, stellt aber fest, daß es in 
seiner gegenwärtigen Form nicht den heutigen Erfordernis­
sen entspricht. Aus diesem Grund hat er bereits in seiner 
Studie zur "Analyse und Fortentwicklung des neuen Natur­
schutzrechts in der Bundesrepublik Deutschland" vom 21. 
November 1980 (vgl. Heft 36 seiner Schriftenreihe) dazu Stel­
lung genommen. So heißt es dort im Abschnitt 2, daß der 
Verzicht auf durchgreifende bundesrechtliche Bestimmun­
gen über die Verbindlichkeit sowohl in§ 5 als auch vor allem 
in § 6 BNatSchG erhebliche Nachteile für die Klarheit, Be­
stimmtheit, Einheitlichkeit und damit letzten Endes für die 
Wirksamkeit der landesrechtlichen Verbindlichkeitsrege­
lung zur Folge hat. Als nicht einheitlich muß auch die An­
wendung der Eingriffsregelung in den Ländern erachtet wer­
den. 

Die Entwicklung ist in der Tat besorgniserregend; das gilt 
z.B. für die Nichtaufstellung von eigenen Landschaftsrah­
menplänen in Nordrhein-Westfalen wie auch für die unmit­
telbare Integration der Landschaftsplanung in die Bauleit­
planung (z.B. Rheinland-Pfalz), d.h. Landschaftspläne im ei­
gentlichen Sinne brauchen nicht mehr aufgestellt zu wer­
den. Hinzu tritt die Feststellung, daß die für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Behörden, die eigent­
lich von der Sache her für die Landschaftsplanung zustän­
dig sein sollten, über keine eigene Planungszuständigkeit 
verfügen und nur unwesentlichen Einfluß auf die Pläne ha­
ben, wenn die Zuständigkeit für die Landschaftsrahmenplä­
ne bei den Landesplanungsbehörden und für die Land­
schafts-und Grünordnungspläne bei den Gemeinden liegt. 
Und hier ist zu erwarten, daß Naturschutz und Landschafts­
pflege in ihrer Beurteilung stets in Vergleich mit anderen 
raumbezogenen und landschaftsbelastenden Nutzungen 
und Fachplanungen gesetzt und "abgewogen" und damit 
ihre Flächenansprüche wie „Nutzungsansprüche" behan­
delt werden. 

Naturschutz und Landsch.aftspflege stellen zwar einen An­
spruch an die Behandlung von Flächen und Objekten dar, 
verfolgen aber keine wirtschaftlichen Ziele und nehmen in­
soweit eine Sonderstellung ein, da alle anderen Fachpla­
nungen an Natur und Landschaft Nutzungs- und Rauman­
sprüche stellen. 

Abgesehen von der Feststellung, daß die für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständige Behörde über keine 
durchgängige eigene Planungszuständigkeit verfügt, so ist 
ihr Einfluß auf die Inhalte der Landschaftsrahmen- und 
Landschaftspläne und ihre Beteiligung an der Aufstellung 
der Raumordnungs- und Bauleitpläne unbefriedigend. Zu 
diesem Problem hat der Deutsche Rat für Landespflege be­
reits in früheren Stellungnahmen Vorschläge unterbreitet 
(vgl. Hefte der Schriftenreihe des Rates Nr. 34, 36 und 41). 

Diese Feststellungen veranlaßten den Deutschen Rat für 
Landespflege, am 14./15. Dezember 1983 in Bonn mit Förde­
rung durch den Bundesminister für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten ein Kolloquium Ober " Landschaftspla­
nung - Erfahrungen mit dem neuen .Naturschutzrecht" 

durchzuführen. Auch der Umweltstiftung WWF-Deutsch­
land ist an dieser Stelle zu danken, die die Vorbereitung des 
Projektes ebenfalls unterstützt hat. In diesem Kolloquium 
wurden die Erfahrungen aus rechtlich-administrativer Sicht, 
so vor allem die Erfahrungen in den einzelnen Bundesländern, 
und aus der Sicht der Planungspraxis erörtert und kritisch 
behandelt. Auf dem Kolloquium wurden folgende Referate 
vorgetragen: 

Einführung 
Professor Dr. OLSCHOWY, Bonn 

Erfahrungsberichte über die Landschaftsplanung in den 
Bundesländern aus rechtlich-administrativer Sicht: 

Schleswig-Holstein 
Ministerialrat SCHARREL, Kiel 

Niedersachsen 
Ministerialrat a. D. Professor GAEDE, Hannover 

Nordrhein-Westfalen 
Regierungsdirektor SCHULZKE, Recklinghausen 

Hessen 
Gartenbaudirektor Professor H EI NTZE, Wiesbaden 

Baden-Württemberg 
Ministerialrat Dr. RATH FELDER, Stuttgart 

Rheinland-Pfalz/Saarland 
Professor Dr. STICH, Kaiserslautern 

Bayern 
leitender Regierungsdirektor Dr. KARL, Würzburg 

Stadtstaaten 
Baudirektor MALECKI, Hamburg 

Erfahrungsberichte Ober die Landschaftsplanung aus der 
Sicht der Planungspraxis: 

Schleswig-Holstein 
METZNER, Landschaftsarchitekt, Arensburg 

Niedersachsen 
Dr. WERKMEISTER, Landschaftsarchitekt, Hildesheim 

Nordrhein-Westfalen 
HERBSTREITH, Landschaftsarchitekt, Bochum 

Hessen 
SOLLMANN, Landschaftsarchitekt, Schauenburg-
Elgershausen · 

Baden-Württemberg 
SCHMID, Landschaftsarchitekt, Leonberg 

Rheinland-Pfalz/Saarland 
WR_EDE, Landschaftsarchit~kt, Trier 

Bayern 
Professor GR~BE, Landschaftsarchitekt, Nür~berg 

Stadtstaaten 
POHL, Landschaftsarchitekt, Hamburg 

Zusammenfassung 
Professor PFLUG, Aachen 

Ein vom Rat berufener Arbeitsausschuß, dem die Sachver­
ständigen 

Professor Dr. ERBGUTH, Münster, 
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Professor GREBE, Nürnberg, 
Professor Dr. HOPPE, Münster, 
Professor Dr. MRASS, Bonn, 
Professor Dr. OLSCHOWY (Vorsitzender), Bonn, 
Professor PFLUG (stellvertr. Vorsitzender), Aachen, 
Professor Dr. WEDECK, Höxter, 
Dipl.-Ing. WINKELBRANDT, Bonn, 
Dipl.-Ing. Angelika WURZEL, Bonn, 

angehörten, hat die Ergebnisse des Kolloquiums ausgewer· 
tet und in die folgende gutachtliche Stellungnahme einflie­
ßen lassen. Hierbei wurden bewußt Zweck und Aufgabe der 
Landschaftsplanung und die Ziele von Naturschutz und 
Landschaftspflege vorangestellt, um sie dann mit dem Ist· 
Zustand In Bund und Ländern zu vergleichen. Aus diesem 
Vergleich sind dann Folgerungen für die künftige Ausarbei· 
tung und den Vollzug der Landschaftsplanung gezogen wor­
den. Darüber hinaus ist der Rat der Auffassung, daß die vor­
liegenden Informationen und Erfahrungen der Sachverstän­
digen in künftigen Novellierungen des Naturschutzrechts in 
Bund und Ländern Ihren Niederschlag finden müssen, weil 
die Landschaftsplanung als wesentlicher Bereich einer Um· 
weit-Vorsorgepolitik wirkungsvoller als bisher zum Tragen 
kommen muß. 

Der Entwurf der gutachtlichen Stellungnahme wurde anläß· 
lieh der Ratsversammlung am 8. November 1984 auf Schloß 
Mainau diskutiert; die vorliegende Fassung wurde vom Rat 
am 20. Dezember 1984 beschlossen und dem Bundesmini­
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als Auftrag­
geber zugeleitet. 

2 Zweck und Aufgabe der Landschaftsplanung 

Die Frage nach der Rolle des Menschen im Naturgeschehen 
und den Auswirkungen seines Handelns auf die Natur und 
damit auch gleichzeitig auf ihn selbst ist früh Gegenstand 
menschlichen Denkens. Im „ Sonnengesang" Franz von As· 
slsis (1181-1226) klingt dieses Thema bereits an. Auf 
menschliche Tätigkeiten zurückzuführende Schäden in Na· 
tur und Landschaft, u.a. durch Entwaldung oder Übernut· 
zung, ließen immer wieder Stimmen laut werden, die zum 
pfleglichen Umgang mit der Natur mahnten. Auf der einen 
Seite führte Raubbau zur Auflösung und zur Entfernung der 
bodenschützenden Vegetationsdecke und schließlich zu 
Verwüstungen unterschiedlicher Art. Auf der anderen Seite 
entstanden an verschiedenen Orten der Erde Kulturland· 
schatten, in denen die Eingriffe des Menschen den Natur­
haushalt nicht überforderten. Zu solchen Landschaften ge· 
hören z.B. Terrassenkulturen Ostasiens oder die extensiv 
genutzten Agrarlandschaften Mitteleuropas im ausgehen­
den Mittelalter bis in das 19. Jahrhundert hinein. In diesen 
Kulturlandschaften entwickelten sich Kulturverfahren und 
-techniken, die auf die Belange der Natur weitgehend abge· 
stimmt waren und über lange Zei träume gleichmäßig und 
erfolgreich angewandt werden konnten. 

Dabei soll nicht verkannt werden, daß in den alten Kultur· 
landschaften Mitteleuropas Entwässerungen und Übernut· 
zungen zu Trocken- und Erosionsschäden sowie Bodende· 
gradationen führten, z.B. durch Waldweide in den Mittelge­
birgen und im Alpenraum und problematische Landnutzun­
gen auf den leichteren Böden Nordwestdeutschlands mit 
der Folge stark degradierter Heiden. Angepaßt an diese 
Nutzungsformen waren auch Siedlungsformen, -größe und 
-dichte. 

Ab Mitte des 19. Jahrhunderts änderte sich in Mitteleuropa 
durch die Fortschritte in den Naturwissenschaften mit der 
sich herausbildenden Industrie das Verhältnis des Men· 
sehen zur Natur entscheidend. 
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Neben der Veränderung der Landschaftsfaktoren Boden, 
Wasser, Luft und Vegetat ion, deren gesetzliche Sicherung 
erst in den letzten Jahrzehnten unseres Jahrhunderts einge­
leitet wurde, steht heute auch im Vordergrund des Interes­
ses die Inanspruchnahme von Flächen durch Siedlung, In· 
dustrie, Gewerbe und Verkehr (Schlagwort: Landschaftsver­
brauch, besser: Verbrauch naturnaher Landschaft). Bedingt 
durch neue Produktionsweisen (u.a. Automatisierung), 
Wohnansprüche (Komfort, Zweitwohnsitz) und der Möglich· 
kelt beliebiger Verkehrswegewahl nimmt die Flächeninan­
spruchnahme für die vorgenannten Nutzungen trotz sta· 
gnlerender bzw. sinkender Bevölkerungszahl auf Kosten der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche, des Öd· und Unlandes 
und der unkultivierten Moorflächen zu (vgl. hierzu die Tabel· 
Jen 1 und 2): 

Tabelle 1 
Trends der Nutzungsänderung 1970-1978 
(Zu· oder Abnahme in ha/Jah r 

Gebäude- und Hofflächen 
Straßen, Wege, Eisenbahnen 
Grünanlagen, Flugpl., Übungspl. 
Gewässerflächen 
Landwirtschaft!. genutzte Fläche 
Brach flächen 
Wald 
Öd· und Unland 
Unkultivierte Moorflächen 

+ 23 800ha 
+ 8 900ha 
+ 2500ha 

800ha 
-47 300ha 
+ 11 OOOha 
+ 4 OOOha 

5 200ha 
2 900ha 

Quelle: Bodennutzungsvorerhebung 1970-1978, Statistische Jahr· 
bücher des Statistischen Bundesamtes 

Tabelle2 
Flächennutzung in 1000 ha und Anteil an der Gesamtfläche 
der Bundesrepublik Deutschland in % 

1979 % 1981 % 

Gebäude· und Freif läche 1 287,7 5,1 1 360,2 5,5 
Betriebsfläche 1) 3) 130,8 0,5 142,1 0,6 
Erholungsfläche 122,5 0,5 128,5 0,5 
Verkehrsfläche 1 137,8 4,6 1 169,0 4,7 
Landwirtschaftsf läche 2) 13 895,8 55,9 13 760,9 55,3 
Moore 116,5 0,5 117,4 0,5 
Heiden 79,2 0,3 75,4 0,3 
Waldfläche 7 317,5 29,4 7 328,0 29,5 
Wasserfläche 424,5 1,7 429,8 1,7 
Flächen anderer Nutzung 352,0 1,4 358,0 1,4 
Darunter Unland 154,6 0,6 157,3 0,6 

Flächenerhebung 1979 und 1981 
(Quelle: Statistische Jahrbücher des Statistischen Bundesamtes) 
1) Ohne Angaben aus dem Saarland 
2) Landwirtschaftsfläche ohne Moore und Heiden 
3) Flächen im Siedlungsbereich 

Neben der direkten Inanspruchnahme von Flächen sind Ins­
besondere die Wirkungen, d ie von diesen Nutzungen auf die 
biotischen Faktoren der Ökosysteme ausgehen, zu erwäh· 
nen. Hierzu gehören vor allem die Veränderungen im Be· 
stand wildwachsender Pflanzen und wildlebender Tiere 
durch die Nivell ierung des Standortmosaiks, die Schaffung 
„urbaner" Standorte („ Felsökosysteme" mit zahl reichen 
nachteiligen Eigenschaften) und Veränderungen des Bo· 
den-, Wasser- und Lufthaushalts. Hierzu gehören ferner 
auch die Trenn· und lsolationswirkungen durch Barrieren al· 
ler Art, Immissionen und Lärm. 

Für den beispiellosen Rückgang von Tier- und Pflanzenarten 
gibt es verschiedene Gründe. Einer der wesent lichsten ist 



die Vernichtung bzw. Einengung des Lebensraumes für Tie­
re und Pflanzen. Weitere Ursachen nennt ERZ 1>: 

Rückgang durch Fang, Sammeln, Jagd und Fischerei 

Rückgang durch Bekämpfungsmaßnahmen (unmittelba­
re Berührung mit ausgebrachten Giften und Anreiche­
rung von Giften in den Nahrungsketten, Sterilantien) 
Rückgang durch nicht unmittelbar zur Reduzierung von 
Tieren verabfolgte toxische Substanzen 
Rückgang infolge Konkurrenz durch eingeführte oder 
anderweitig begünstigte Arten 
Rückgang durch Haustierhaltung (u.a. Verdrängung, 
Verfolgung durch Hunde und Katzen, Zerstörung von Ge­
legen) 
Rückgang durch Krankheiten und Parasiten 
Rückgang durch Streßwirkung infolge absichtlich (z. B. 
Nachstellen, Fotografieren) oder unbeabsichtigt (z.B. 
durch lärmen oder nur „menschliche Nähe" oder Nähe 
menschlicher Einrichtungen, menschliche Mobilität, 
u.a. durch Sport und Tourismus) herbeigeführte Störun­
gen 
Rückgang durch mechanische Einwirkungen (Überfah­
ren im Straßenverkehr, Bootsverkehr, Mähmaschinen, 
„ Verdrahtung"). 

Als wichtiger Grund für Veränderungen in Natur und Land­
schaft sind alle Maßnahmen zur Intensivierung der Nutzun­
gen anzusprechen. Von besonderer Bedeutung für Natur­
schutz und Landschaftspflege ist hierbei die die größte Flä­
che unseres Landes einnehmende Landwirtschaft ein­
schließlich des Obst-, Gemüse- und Gartenbaues. Auf die 
hiermit zusammenhängenden Probleme ist der Rat in seiner 
Stellungnahme Ober „Landespflege und landwirtschaftlich 
intensiv genutzte Gebiete" (Schriftenreihe des Deutschen 
Rates für Landespflege, Heft 42, Dezember 1983) näher ein­
gegangen. 

Die Flurbereinigung, mit der die Voraussetzungen für eine 
intensivere Bewirtschaftung geschaffen werden, stellt nicht 
allein nur eine Neuordnung der Eigentumsflächen dar. Auf 
einer durchschnittlichen Verfahrensfläche von rund 200 000 
ha pro Jahr (etwa dreimal so groß wie die Fläche des Landes 
Hamburg oder 4/5 der Fläche des Saarlandes) umfaßt sie 
Maßnahmen der Bodenverbesserung ebenso wie solche des 
Wegebaues und der allgemeinen Infrastruktur.Dabei steht 
sie oft unter einem Druck der Landwirtschaft. Ihre Folgewir­
kungen auf den Naturhaushalt und das Landschaftsbild 
sind deshalb auch vielschichtig und durchgreifend. Neben 
der Veränderung von Standorten durch Entwässerung und 
die Beseitigung von schutzwürdigen Landschaftsbestand­
teilen durch landbautechnische Maßnahmen verschwinden 
u. a. auch durch eine zu enge Begrenzung schutzwürdige 
Biotope. 

Die Maßnahmen für Naturschutz, Landschafts- und Denk­
malpflege schlagen im Rahmen der Flurbereinigung mit 
etwa 0, 1 % der Verfahrensfläche zu Buche. Viele Beispiele 
zeigen, daß durch Flurbereinigungen erhebliche Verluste an 
Grenz- und Übergangsflächen aufgetreten sind, die durch 
Neupflanzungen von Gehölzen oder Schaffung neuer Le­
bensräume nicht im entferntesten ausgeglichen (§ 8 BNat­
SchG) werden können. 

Derartige lntensivierungsmaßnahmen führten in der Ver­
gangenheit zu folgenden Änderungen mit der Folge des 
Rückganges von Pflanzen-und Tierarten (in Anlehnung an 
ERZ 1980 und SUKOPP 1972) 2l: 

Änderung des Wasserhaushaltes: Grundwasserabsen­
kung, Aufgabe der Wiesenbewässerung, naturfremder 
Ausbau von Wasserläufen 

Änderung des Chemismus in Boden, Wasser und Luft: 

Düngung, Eutrophierung, Verschmutzung des Oberflä­
chenwassers, Verunreinigung der Luft 

Änderung in der Form der Landnutzung: Abholzen, Ur­
barmachen, Veränderung der Holzartenzusammenset­
zung, Intensivierung der Grünlandbewirtschaftung, Um­
wandlung feuchter Wiesen in Äcker, Aufgabe alter For­
men der Landwirtschaft, Umwandlung von Heiden und 
Sandfeldern 
Änderung von Relief- und Bodenstrukturen: Steilhang­
abtragungen, Auffüllen von feuchten Mulden, Senken 
und Rinnenlagen mit dem Aushub von Straßen- und We­
gebauten und Baugruben, Bodenverdichtung, problema­
tische Bodenbearbeitung, Versiegelung von Hof- und 
Wegeflächen 

Änderung des Wegenetzes infolge der gesetzlichen Ver­
pflichtung, jedes Grundstück an einen Weg anschließen 
zu müssen (§ 44 FlurbG): dadurch Intensivierung der 
Wald-, Grünland- und Ackernutzung in vorher ungünsti­
ger zu erreichenden Gemarkungs teilen. 

Die schnell fortschreitende Urbanisierung der in langen 
Zeiträumen gewachsenen Kulturlandschaften, die rasch zu­
nehmende Belastung von Boden, Wasser und Luft durch 
Schadstoffe, die weiterhin wachsende Intensivierung der 
Landnutzungsarten, der schnell fortschreitende Schwund 
an wildwachsenden Pflanzen und wild lebenden Tierarten, 
der Verbrauch naturnaher Landschaft sowie die Unzuläng­
lichkeit der gesetzlich installierten Planverfahren in der Lan­
des-, Regional-, Orts- und Fachplanung bezüglich der Belan­
ge von Natur und Landschaft verlangten ein Instrument, mit 
dessen Hilfe diese Belange aufgezeigt und Vorschläge zu 
ihrer Berücksichtigung gemacht werden konnten. Hierbei 
bot sich ein Planungsinstrument an, das nicht von Nut­
zungsgesichtspunkten, sondern von solchen der Erhaltung, 
des Schutzes, der Pflege und der Entwicklung von Natur 
und Landschaft ausgeht. 

2. 1 Zur Geschichte der Landschaftsplanung 

Bereits zu Beginn des 19. Jahrhunderts wurden Stimmen 
laut, die auf die Notwendigkeit einer planmäßigen Gestal­
tung der Landschaft au fmerksam machen. So fordert Gu­
stav VORHERR, der als der Begründer der Lehre von der 
Landesverschönerung angesehen wird, bereits im Jahr 
1808, „das ganze Land durch Hebung und Förderung des 
Ackerbaues, der Gartenkunst und der Baukunst planmäßig 
zu verschönern", wobei der Begriff „ Gartenkunst" Inhalte 
heutiger Landschaftspflege und Landschaftsgestaltung 
aufweist (VORHERR 1808) 3). Er wünscht im Jahr 1817, daß 
Bayern ein Beispiel geben möchte und dann das ganze 
Reich nach einem „höchst überlegten General-Plan gestal­
tet und so verschönert" wird. Die in der ersten Hälfte des vo­
rigen Jahrhunderts von Peter Josef LENNE, dem Gartendi­
rektor preußischer Könige, angefertigten Pläne zur Verschö­
nerung und Verbesserung ländlicher Güter und ganzer 
Landschaften sind legitime Vorläufer heutiger Landschafts­
pläne. 

Ein frühes Beispiel eines Landschaftsrahmenplanes ist der 
vom Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk auf der Grundlage 
der Verbandsordnung im Jahr 1923 aufgestellte und be­
schlossene Verbandsgronflächenplan. Mit ihm erhielten 

1) ERZ, W„ 1980, in: Buchwald, K. und Engelhardt, W. (Hrsg.), Hand­
buch für Planung, Gestaltung und Schutz der Umwelt, Bd. III 

2) ERZ, W„ 1980, a.a.O„ SUKOPP, H„ 1972, in: Berichte Ober Land­
wirtschaft, Bd. 50/H. 1 

3) VORHERR, G. (1808): Über die Verschönerung Deutschlands. Ein 
Fingerzeig. Allgemeiner Anzeiger der Deutschen. 
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große Teile des Verbandsgebietes erstmalig einen Schutz­
status. 

Im Reichsnaturschutzgesetz aus dem Jahr 1935 kommen 
Begriffe wie „ Landschaftsplanung" und „ Landschaftspfle­
ge" nicht vor. Die in diesem Gesetz enthaltenen Ziele des 
Naturschutzes jedoch, u.a. der Schutz von Pflanzen und Tie­
ren sowie von Landschaftsteilen (§§ 2-4 RNG), die Bewah­
rung von Landschaften vor Verunstaltungen und die Vermei­
dung der Beeinträchtigung des Naturgenusses(§§ 5 und 19 
RNG) sowie die Forderung nach einer Beteiligung der Natur­
schutzbehörden bei Eingriffen in die Landschaft durch 
Staats- und Kommunalbehörden (§ 20 RNG) setzen eine sy­
stematische Planung voraus. Ihre Notwendigkeit wird u.a. 
deutlich In dem sieben Jahre nach dem Erlaß des Reichsna­
turschutzgesetzes von Erhard MÄDING geforderten Land· 
schaftsgestaltungsplan (MÄDING 1943)4l. 

Auch ohne gesetzliche Regelung werden nach 1945 für zahl· 
reiche Gemeindegebiete und Naturparke Landschaftspläne 
aufgestellt, vor allem gefördert durch Heinrich WIEPKING 
im Studiengang Landespflege an der Technischen Hoch· 
schule Hannover. 

Der Landschaftsplan als Planungsinstrument im rechtli­
chen Sinne tritt zu einem Zeitpunkt auf, in dem die „Pla­
nungslandschaft" rechtlich weitgehend verfestigt ist. Das 
Raumordnungsgesetz, die Landesplanungsgesetze, das 
Bundesbaugesetz und die Bauordnungen der Länder sowie 
sämtliche die Fachplanungen betreffenden Gesetze sind er­
lassen worden, als in den Ländern noch das Reichsnatur­
schutzgesetz von 1935 galt und gesetzliche Neuerungen auf 
den Gebieten Naturschutz und Landschaftspflege kaum in 
Aussicht genommen bzw. nicht durchsetzbar waren. 

In sämtlichen in den Bereichen der räumlichen Gesamt- und 
Fachplanung erlassenen Gesetzen ist das oberste Ziel, 
rechtlich ausreichende Mittel zu besitzen, um Natur und 
Landschaft für den Menschen nutzbar machen zu können. 
Im Gegensatz dazu ist es das oberste Ziel aller bisher auf 
den Gebieten Naturschutz und Landschaftspflege erlasse­
nen Gesetze, mit Hilfe rechtlicher Mittel Natur und Land­
schaft zu schützen, zu pflegen und nach ökologisch vertret­
baren Gesichtspunkten zu entwickeln. Dieses Ziel ist be­
reits in den ersten Gesetzen dieser Art zu erkennen, z.B. im 
Reichsgesetz zum Schutz der Vögel aus dem Jahr 1888, dem 
Preußischen Gesetz zur Erhaltung des Baumbestandes und 
zur Erhaltung und Freigabe der Uferwege im Interesse der 
Volksgesundheit von 1922 und im Reichsnaturschutzgesetz 
aus dem Jahr 1935. 

2.2 Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
und ihre Darstellung in der Landschaftsplanung 

Mit dem Erlaß der Gesetze über Naturschutz und Land· 
schaftspflege in den Ländern Bayern, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig,Holstein im Jahr 1973 und in Nordrhein-Westfa­
len im Jahr 1975 sowie mit dem Erlaß des Bundesnatur­
schutzgesetzes im Jahr 1976 und den darauf folgenden übri­
gen Landesgesetzen erhielt die Landschaftsplanung nicht 
nur eine gesetzliche Grundlage, sondern trat auch in eine 
neue Phase ihrer Entwicklung. 

Zum ersten Mal wurden die Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in einem Gesetz definiert und zu ihrer 
Durchsetzung das Instrument der Landschaftsplanung vor­
gesehen und gesetzlich verankert(§§ 5 und 6 BNatSchG). Im 
§ 6 BNatSchG heißt es dann auch, daß die örtlichen Erfor­
dernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des 
Natursch"utzes und der Landschaftspflege in Landschafts­
plänen näher darzustellen sind. Nachstehend werden diese 
Ziele und die sich daraus ergebenden Folgerungen für den 
Inhalt und die Aussagen der Landschaftsplanung erörtert. 
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Nachhaltige Sicherung der 
Leistungsfä higke it des Natu rh aushalts 

In § 1 BNatSchG ist als erstes von vier ausdrücklich aufge­
führten Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge die nachhaltige Sicherung der Leistungsfäh igkeit des 
Naturhaushaltes genannt. 

Der Begriff „Naturhaushalt" ist seit mehreren Jahrzehnten 
in der Wissenschaft gebräuchlich. 1934 interpretiert FRIE­
DERICHS5l das Wort „ Ökologie" mit „ Wissenschaft vom 
Haushalt der Natur". In Gesetzestexte gelangt dieser Aus­
druck aber erst mit der neueren Naturschutzgesetzgebung 
in den siebziger Jahren. 

Der Gesetzgeber verwendet den Begriff „Naturhaushalt" 
und nicht den Begriff „Landschaftshaushalt". Unter Natur­
haushalt wird die Struktur und Funktion der Natur verstan­
den, in die der Mensch im Sinne eines Störfaktors eingreift 
und sie verändert. Der Begriff Landschaftshaushalt bezieht 
den Menschen von vornherein als nutzenden und gestalten­
den Faktor in das Natu rgeschehen ein. 

Im Kommentar von KOLODZIEJCOK und RECKEN (1977)6l 
zum Bundesnatu rschutzgesetz wird zu dem in diesem Ge­
setz verwendeten Begriff „Naturhaushalt" ausgeführt: „In 
der Begründung zum Regierungsentwurf des Bundesnatur­
schutzgesetzes ist Naturhaushalt beschrieben als das kom­
plexe Wirkungsgefüge aller natürlicher Faktoren wie Boden, 
Wasser, Luft, Klima, Pflanzen- und Tierwelt, wobei innerhalb 
und zwischen den belebten und nicht belebten Anteilen viel­
fältige Wechselbeziehungen zwischen physikalischen, che­
mischen und biologischen Vorgängen bestehen. Es handelt 
sich im Naturhaushalt um eine Unzah l der verschiedensten 
Ökosysteme, die wieder miteinander in Beziehung stehen 
und sich gegenseit ig beeinflussen. Wie diese unzähl igen 
Systeme im einzelnen funktionieren und wie gegebenen­
falls ihre Stabi lität und damit Widerstands· und Regenera­
tionsfähigkeit gegenüber äußeren Einflüssen ist, ist noch 
weitgehend unerforscht." Die von den Kommentatoren zu­
letzt getroffene Feststellung bedarf einer Einschränkung. 
Über die Struktur und Funktion natürlicher und naturnaher 
Ökosysteme und ihrer Veränderung durch den Menschen 
liegen zahlreiche, das jeweilige Wirkungsgefüge oder Teile 
desselben gut kennzeichnende Arbeiten vor. 

Auch die Erklärung des Begriffes „Ökologie" als Wissen­
schaft von der Struktur und Funkt ion der Natur (ODUM 
1967) 7) entspricht dem Inhalt des Begriffes „Naturhaus­
halt". Struktur ist dabei der jeweilige Aufbau, die jeweilige 
Zusammensetzung der Natur, die örtlich sehr unterschied­
lich ist, weil die Eigenschaften der Geo- oder Landschafts­
faktoren Lage, Relief, Gestein, Boden, Wasserhaushalt, Kli­
ma, Vegetation und Tierwelt in unterschiedlicher Ausprä­
gung und in unendlich vielen Kombinationen vorkommen. 
Unter Funktion versteht man die natürlichen Vorgänge, wie 
z.B. Aufbau, Verbrauch und Abbau organischer Substanz. 

Nun tritt im Bundesnaturschutzgesetz zum Begriff „ Natur­
haushalt" der Begriff „ Leistungsfäh igkeit". Die Leistungs­
fähigkeit des Naturhaushalts soll als Lebensgrundlage des 
Menschen nachhaltig gesichert bleiben (§ 1 BNatSchG). KO­
LODZIEJCOK und RECKEN (1971 ) führen in ihrem Kommen­
tar im Blick auf die von ihnen festgestellten „ weitgehend 

4) MÄDING, E. (1943): Regeln für die Gestaltung der Landschaft. Ver­
lag Deutsche Landbuchhandlung, Berlin 

5) FRIEDERICHS, K. (1934): Vom Wesen der Ökologie, Sudhoffs Ar· 
chiv 27 

6) KOLODZIEJCOK, K.-G. und RECKEN, J. (1977): Naturschutz, Land· 
schaftspflege und einschlägige Regelungen des Jagd- und For­
strechts. Ergänzender Kommentar. Berlin 

7) ODUM, E.P„ 1967: Ökologie. Bayerischer Landwi rtschaftsverlag 
München, Basel, Wien 



unerforscht(en) Ökosysteme" aus: „ Daher ist auch dem Be­
griff der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts mit Vor­
sicht zu begegnen. Er geht vom menschlichen Begriff der 
Nützlichkeit, der Abgabe von Leistung nach außen aus, 
ohne daß klargestellt ist, welche Leistungen der Naturhaus­
halt im einzelnen erbringt oder erbringen soll. Man wird den 
Begriff der Leistungsfähigkeit daher hier wohl sinnvoller als 
Funktionsfähigkeit auffassen. Das würde bedeuten, daß die 
in den einzelnen Ökosystemen ablaufenden physikalischen, 
chemischen und biologischen Prozesse durch menschliche 
Einflüsse nicht entscheidend behindert werden." 

Es ist nun nicht angängig und auch dem schutzwürdigen Ei· 
genwert der Natur nicht angemessen, den Begriff „Lei­
stungsfähigkeit" im Zusammenhang mit dem Naturhaus­
halt vom Nützlichkeitsdenken des Menschen her zu verste· 
hen und zu behandeln. Daher ist die von den genannten 
Kommentatoren zuletzt geäußerte Auffassung diejenige, 
die ihren Niederschlag in der Landschaftsplanung finden 
sollte. Aus den angeführten Gründen und zum besseren Ver­
ständnis müßte daher der im Bundesnaturschutzgesetz ent­
haltene Begriff „Leistungsfähigkeit" auch im Sinne von 
„Funktionsfähigkeit" verstanden werden. 

In den materiellen Rechtsgrundsätzen (§ 2 BNatSchG) wird 
folgerichtig gefordert, die Leistungsfähigkeit (Funktionsfä­
higkeit) des Naturhaushalts zu erhalten und zu verbessern 
und Beeinträchtigungen desselben zu unterlassen oder aus· 
zugleichen. Danach stellt die Erfassung des Naturhaus­
halts, d.h. sämtlicher Ökosysteme des Plangebietes, einen 
grundlegenden Teil des Landschaftsplanes dar. 

Dies wird auch deutlich in den Bestimmungen über den Ein· 
griff in Natur und Landschaft. Nach§ 8 BNatSchG sind Ein­
griffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes 
Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, 
die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 
Landschaftsbi ld erheblich oder nachhaltig beeint r.ächtigen 
können. In dieser Bestimmung kommt deutlich die Absicht 
des Gesetzgebers zum Ausdruck, vor dem Eingriff über die 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts Bescheid zu wis· 
sen, um beurteilen zu können, wie sie durch den Eingriff ver­
ändert wird. 

Der Gesetzgeber verlangt nun nicht nur die Darstellung des 
vorhandenen Zustandes des Naturhaushalts, sondern auch 
seine Bewertung nach den in § 1 BNatSchG genannten Zie­
len. Zur Bewertung wird im Bundesnaturschutzgesetz Nähe· 
res nicht angeführt. Es ist aber anzunehmen, daß damit die 
Beurteilung der Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts be­
züglich der in ihm vorhandenen und auch der möglichen 
Nutzungen einschließlich ihrer Auswirkungen auf Natur und 
Landschaft gemeint ist. 

Bezieht man den in § 1 BNatSchG mehrfach an entscheiden­
der Stelle gebrauchten Begriff der „ Nachhaltigkeit" auf die 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, so bedeutet dies 
im Sinne des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
nicht mehr und nicht weniger als die dauerhafte Erhaltung 
der Funktionsfähigkeit der Ökosysteme auch während ihrer 
Nutzung durch den Menschen. Der Begriff „ Nachhaltigkeit" 
beinhaltet daher auch den im Natur.schutz und der Land­
schaftspflege enthaltenen Schutzgedanken. Im Land· 
schaftsplan ist darum auch darzustellen, in welcher Weise 
die Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts nachhaltig gesi· 
eher! werden kann. 

Nachhaltige Sicherung der 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter 

Im § 1 BNatSchG ist als weiteres Ziel des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege die nachhaltige Sicherung der 
Nutzungsfäh igkeit der Naturgüter aufgeführt. 

Die Grundsätze, nach denen sich der Umgang mit den Na· 
turgütern Gestein, Boden, Wasser, Luft, Vegetation und 
Tierwelt richten soll, sind in den Punkten 3 bis 10 des § 2 
BNatSchG enthalten. In welchem Rahmen diese Naturgüter 
ohne Schaden für Natur und Landschaft genutzt werden 
dürfen und inwieweit sie eines Schutzes bedürfen (z.B. in 
Form des Naturschutzgebietes, Naturdenkmales, Geschütz­
ten Landschaftsbestandteiles oder Landschaftsschutzge­
bietes), ist im Landschaftsplan darzustellen bzw. festzule­
gen (vgl. hierzu u.a. § 6 Abs. 2 BNatSchG und§§ 16-20 LG 
NW). Künftig wird zu prüfen sein, ob nicht neue Schutzkate­
gorien für die Naturgüter gefunden oder die bestehenden in 
ihrer Intensität der geforderten Schutzwirkung angepaßt 
werden können. 

Nachhaltige Sicherung der 
Pflanzen- und Tierwelt 

Im § 1 BNatSchG ist als Ziel des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege auch die nachhaltige Sicherung der 
Pflanzen· und Tierwelt genannt. Dieses Ziel enthält eine der 
ältesten Forderungen des Naturschutzes. 

Der Schutz und die Pflege der wildwachsenden Pflanzen 
und wildlebenden Tiere, ihrer Entwicklungsformen, Lebens­
stätten, Lebensräume und Lebensgemeinschaften als Teil 
des Naturhaushalts (Artenschutz) ist zur nachhaltigen Si­
cherung der Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sowie 
aus ethischen, moralischen und biologischen Gründen un­
abdingbar notwendig. Sie finden eine gesetzliche Regelung 
sowohl in den materiellen Rechtsgrundsätzen (§ 2 Abs. 1 
Sätze 9 und 10 BNatSchG) sowie in zwei weiteren Hauptab­
schnitten des Bundesnaturschutzgesetzes (§§ 12-18 und 
20-22). 

Nach § 6 Abs. 2 BNatSchG sind im Landschaftsplan die 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung be­
stimmter Teile von Natur und Landschaft und zum Schutz 
und zur Pflege von wildwachsenden Pflanzen und wildleben­
den Tieren darzustellen. Im Landschaftsplan nach nord­
rhein-westfälischem Recht können Teile von Natur und 
Landschaft, die für den Schutz und die Pflege schutzwürdi­
ger Pflanzen- und Tierarten sowie schutzwürdiger Lebens­
gemeinschaften notwendig sind, entsprechend ausgewie­
sen und festgesetzt werden. 

Der Biotop- und Artenschutz muß grundsätzlich über die ge· 
samte Fläche möglich bleiben. Durch den Landschaftsplan 
sollen auch Artenhilfsprogramme ausgelöst werden. 

Nachhaltige Sicherung von Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit von Natur und 
Land sc haft 

In § 1 BNatSchG ist als viertes Ziel des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege die nachhaltige Sicherung von Viel­
falt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft ge­
nannt. 

Unter dem Begriff „ Landschaftsbild" ist die optisch erfaß­
bare äußere Erscheinung einer Landschaft zu verstehen. 
Die Erhaltung, ja Bewahrung der äußeren Gestalt überkom­
mener Landschaften, oft Ausdruck einer vergangenen Art 
der Landnutzung, ist ein seit mehr als zweihundert Jahren 
unablässig erörterter Gegenstand zahlreicher Disziplinen, 
so z.B. der Geographie, der Gartenkunst, der Baukunst, der 
Landschaftsmalerei, des Erholungswesens, des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege, ja sogar der Forstwirt­
schaft (man denke nur an den um die letzte Jahrhundert­
wende entstandenen Zweig der Forstästhetik). 

Es nimmt daher nicht wunder, daß der Schutz des Land­
schaftsbildes eine der wesentlichen Wurzeln des bereits er-
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wähnten, bis vor wenigen Jahren in allen Ländern der Bun­
desrepublik Deutschland gültigen Reichsnaturschutzgeset­
zes aus dem Jahr 1935 ist. Dies kommt deutlich im§ 5 die­
ses Gesetzes zum Ausdruck. Dort heißt es: „Dem Schutz 
dieses Gesetzes können ferner unterstellt werden sonstige 
Landschaftsteile in der freien Natur, die den Voraussetzun­
gen der§§ 3 und 4 nicht entsprechen, jedoch zur Zierde und 
zur Belebung des Landschaftsbildes beitragen ... " . Der 
letzte Satz im gleichen Paragraphen lautet: „ Der Schutz 
kann sich auch darauf erstrecken, das Landschaftsbild vor 
verunstaltenden Eingriffen zu bewahren". Aus dem Gedan­
ken der Erhaltung des Landschaftsbildes entstand das 
durch Rechtsverordnung abgesicherte Landschaftsschutz­
gebiet. 

Auch im Bundesnaturschutzgesetz und den entsprechen­
den Landesgesetzen ist der Schutz des Bildes unserer Land­
schaften wieder verankert. Dies wird bereits in § 1 BNat­
SchG deutlich, wenn es dort heißt, daß die Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit von Natur und Landschaft nachhaltig gesi­
chert werden soll. Leider findet dieser Gedanke in den im§ 2 
dieses Gesetzes formulierten Grundsätzen des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege nur unvollkommen Aus­
druck, tritt aber wieder in vollem Umfang in den Vorder­
grund bei den Schutzkategorien Naturschutzgebiet, Natur­
denkmal, Landschaftssch utzgebiet und Geschützter Land­
schaftsbestandteil. So heißt es z.B. in den Bestimmungen 
Ober das Landschaftsschutzgebiet, daß u.a. nach Maßgabe 
näherer Bestimmungen alle Handlungen verboten sind, die 
den Charakter des Gebietes verändern oder dem besonde­
ren Schutzzweck zuwiderlaufen. Auch vor einem Eingriff in 
Natur und Landschaft (§ 8 BNatSchG) Ist das Landschafts­
bild neben der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts Ge­
genstand der Untersuchung und Beurteilung. 

Die Kommentatoren des Bundesnaturschutzgesetzes 
machen deutlich, daß der Begriff „ Landschaftsbild" dem 
Ausdruck „ Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und 
Landschaft" zwar nahe verwandt, mit ihm aber nicht iden­
tisch ist. Sie schreiben: „Landschaftsbild bezeichnet die äu­
ßere, sinnlich wahrnehmbare Erscheinung von Natur und 
Landschaft (vgl. § 1 Nr. 3), wobei eine gewisse Großräumig­
keit der Wahrnehmungsweise vorausgesetzt wird. Dabei 
wird in der Praxis zwar die Wahrnehmung durch die Augen, 
also das Bild, im wörtlichen Sin ne, an erster Stelle stehen, 
jedoch sind die anderen Sinne - insbesondere Geruch und 
Gehör - bei der Charakterisierung und Beurteilung der äu­
ßeren Erscheinung von Natur und Landschaft, als des 
„Landschaftsbildes", keineswegs ausgeschlossen und kön­
nen im Einzelfalle sogar von entscheidender Bedeutung für 
die Einordnung einer Einwirkung als Eingriff sein (z.B. einer 
Lärmquelle)". Hinzuzufügen ist, daß mit den Begriffen Viel­
falt, Eigenart und Schönheit nicht nur das Landschaftsbild, 
sondern z.B. auch die Artenvielfalt, die Vielfalt und Eigenart 
des natürlichen Standortmosaiks, die Eigenart der Gesteine 
sowie die Schönheit von Gesteinen, Gewässern, Pflanzen 
und Tieren gemeint ist. 

Bei der Frage nach der künftigen Gestaltung des Land­
schaftsbildes müssen sowohl die natürlichen Gegebenhei­
ten als auch der historische Einfluß des Menschen berück­
sichtigt werden. 

Das Landschaftsbild ist aber auch Gegenstand anderer Ge­
setze. So bestimmt das Bundesbaugesetz im § 35, in dem es 
um das Bauen im Außenbereich geht, daß eine Beeinträcht i­
gung öffentlicher Belange insbesondere dann vorliegt, 
wenn das Vorhaben u.a. „das Orts- und Landschaftsbi ld ver­
unstaltet". Als erstes Fachgesetz überhaupt enthält das 
Flurbereinigungsgesetz von 1953 umfangreiche Best im­
mungen zu Fragen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege. So bestimmt es in § 37, daß das Flurbereinigungsge­
biet unter Beachtung der jeweiligen Landschaftsstruktur 
neu zu gestalten Ist und die Flurbereinigungsbehörde u.a. 
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den Erfordernissen des Umweltschutzes, des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege sowie der Gestaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes Rechnung zu t ragen habe. 

In der Landschaftsplanung ist daher darzustellen, wie das 
Landschaftsbild zum Zeitpunkte der Planung beschaffen 
und In welcher Weise es am besten zu schützen oder zu ge­
stalten ist. Zur Schönheit von Natur und Landschaft gehört 
das einzelne Lebewesen, z.B. eine Schmetterlingsart, 
ebenso wie das schutzwürdige und reizvolle Bild mancher 
Kulturlandschaften. Darüber hinaus sind auch alle Maßnah­
men darzustellen, d ie zum Schutz, zur Pflege und zur Ent­
wicklung von Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und 
Landschaft erforderlich erscheinen(§§ 6 und 8 BNatSchG). 

2.3 Aufgabe der Landschaftsplanung 

Aufgabe der Landschaftsplanung ist nach den in den Ab­
schnitten 2.1 und 2.2 gemachten Ausführungen die Erfas­
sung und Darstellung von Natur und Landschaft im Zusam­
menwirken ihrer Erscheinungen und Nutzungen sowie das 
Aufzeigen der Grenzen ihrer Funktionsfäh igkeit und Belast­
barkeit aus der Sicht von Naturschutz und Landschaftspfle­
ge und den daraus abgeleiteten Schutz-, Pflege- und Ent­
wicklungsmaßnahmen. Dies geschieht sowoh l regional als 
auch lokal. Darin eingeschlossen ist die Bewertung von Na­
turhaushalt, Naturgütern, Lebensstätten und Lebensge­
meinschaften von Pflanzen und Tieren sowie des Land­
schaftsbildes bezüglich ihrer Eigenart. Die vom Menschen 
gestellten Nutzungsansprüche sind dahingehend zu beur­
teilen, inwieweit sie mit den Zielen von Naturschutz und 
Landschaftspflege vereinbar oder umweltverträglich sind. 

Auf der Grundlage der Bestandsaufnahme und des Bewer­
tungsergebnisses s ind anschließend im Entwicklungsteil 
die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege, zur Gestaltung und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft entsprechend 
den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
darzustellen. Um die Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege mit Hilfe des Landschaftsplanes erfüllen zu 
können, sind entsprechend dem bisher Gesagten folgende 
Mittel anzuwenden: 

Darstellung von En twicklu ngs zielen 

In den einzelnen Plänen im Rahmen der Landschaftspla­
nung sollen die Ziele enthalten sein, nach denen die einzel­
nen Teile des Planungsgebietes zu entwickeln sind. Sie sol­
len Ober das Schwergewicht der im Plangebiet zu erfüllen­
den Aufgaben des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge Auskunft geben (vgl.§ 18 LG NW). 

Beeinflussu ng des Nutzungsmusters 
und geplanter Nutzungsänderungen 

Die Ergebnisse aus den Untersuchungen zum Naturhaus­
halt, zu den Naturgütern, zur Pflanzen- und Tierwelt und zur 
Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft sowie zur 
Belastung der Natur können im Landschaftsplan zu Vor­
schlägen führen, die eine Änderung der bisherigen Flächen­
nutzung bzw. geplanter Nutzungsänderungen aus der Sicht 
von Naturschutz und Landschaftspflege als geboten er­
scheinen lassen. 

Nutzungsbeschränkungen 

Um die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
verwirklichen zu können, sind oft Nutzungsbeschränkungen 
erforderlich. Solche Beschränkungen sind in der Land­
schaftsplanung darzustellen und zu begründen. Sie können 
sich z.B. auf eine Beschränkung der Bodennutzung (z.B. 



Aufgabe intensiver landwirtschaftlicher Nutzung zugunsten 
extensiver Bewirtschaftung) oder der Gewässernutzung 
(z.B. Aufgabe ir'ltensiver fischereilicher Nutzung zugunsten 
einer naturnäheren Bewirtschaftung) beziehen. Hierzu ge­
hört auch der Schutz von Bäumen durch Ortssatzungen. 

Ausweisung von Vorrangflächen 
u n d -o b j e k t e n f ü r N a t u r s c h u t z 
und Landschaftspflege 

Die Ergebnisse der Untersuchungen zum Naturhaushalt, zu 
den Naturgütern und zum Landschaftsbild können dazu füh­
ren, in den Landschaftsplänen die Ausweisung von Vorrang­
flächen und ·Objekten vorzuschlagen oder, entsprechend 
dem Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen und dem 
Bayerischen Naturschutzgesetz, im Landschaftsplan solche 
Flächen festzusetzen. Es handelt sich dabei um Flächen 
und Objekte, die entweder einem vollständigen Verände­
rungsverbot unterliegen oder deren Entwicklung durch Ge­
und Verbote im Sinne des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege gesteuert werden sollen. Hierzu gehören vor 
allem das Naturschutzgebiet, der Nationalpark, das Land­
schaftsschutzgebiet, der Naturpark, das Naturdenkmal und 
der Geschützte Landschaftsbestandteil. In diesen Bereich 
fallen auch Bauverbote für empfindliche Landschaftsteile, 
z.B. die Uferzonen von Gewässern. 

Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen 

Zu den aus der Sicht von Naturschutz und Landschaftspfle· 
ge für notwendig angesehenen und in den Landschaftspla­
nungen darzustellenden Entwicklungs- und Pflegemaßnah­
men gehören z.B. die Neuanlage von Schutzpflanzungen, 
Feldgehölzen, Hecken, Baumgruppen, Baumreihen, Einzel­
bäumen, Sukzessionsflächen und Feuchtgebieten. Hierun· 
ter fallen auch die naturnahe Gestaltung der Fließgewässer 
und stehenden Gewässer, die Rekultivierung von Abgrabun­
gen und Aufschüttungen, die Verbesserung der Biotopei­
genschaften für schutzwürdige Pflanzen- und Tierarten und 
die Wiederansiedlung solcher Pflanzen- und Tierarten. 

3 Ist-Zustand und Beurteilung 

3. 1 Geltendes Recht der Landschaftsplanung 
in Bund und Ländern 

3. 1. 1 D a s B u n d e s n a t u r s c h u t z g e s et z 
a l s Rahmengesetz 

Das Recht des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
hat auf Bundesebene nach Maßgabe des Art. 75 Ziff. 3 GG 
im Bundesnaturschutzgesetz eine rahmenrechtliche Rege­
lung erfahren. Die ursprünglich vom Bund angestrebte (kon­
kurrierende) Vollkompetenz 8) ist am Widerstand des Bun­
desrates gescheitert, der eine solche Regelung mit der Be­
gründung abgelehnt hat, eine bundeseinheitliche Normie· 
rung des Naturschutzes und der Landschaftspflege werde 
den besonderen regionalen Gegebenheiten nicht gerecht. 
Die in allen Bundesländern gleichermaßen bestehenden Be­
dürfnisse könnten auf der Grundlage eines Rahmengeset­
zes von ihnen selbst weit sachgerechter gelöst werden9)_ 
Zahlreiche sachliche und terminologische Divergenzen des 
das Bundesrahmenrecht ausfüllenden Länderrechts haben 
an der Richtigkeit dieser Annahme Zweifel begründet. Den 
Ländern werden weitreichende Ermächtigungen zur Konkre­
tisierung und Ergänzung des Gesetzes eingeräumt. Dies gilt 
z.B. im Hinblick auf die Behandlung der Eingriffe in Natur 
und Landschaft(§ 8 BNatSchG), die Regelung der Duldungs­
pflichten für Eigentümer und Nutzungsberechtigte (§ 10 
BNatSchG), die Pflegepflicht im Siedlungsbereich, den Ar-

tenschutz (§ 26 BNatSchG) oder das Betretungsrecht (§ 27 
BNatSchG). Zum Teil fehlen Regelungen vollständig, z.B. 
hinsichtlich der Zusammensetzung und Organisation der 
Beiräte, oder die Regelungen s'ind unklar bzw. lückenhaft, 
u.a. zu der Frage, ob und inwieweit Inhalte der Landschafts· 
planung (§§ 5 ff. BNatSchG) in die Gesamtplanung - Raum­
ordnung und Landesplanung bzw. auf örtlicher Ebene Bau­
leitplanung - übernommen werden sollen. Die Zweifel, ob 
die rahmenrechtlichen Regelungen ihrer Aufgabe, das Na­
turschutzrecht auf Bundesebene in seiner grundsätzl ichen 
Ausrichtung zu bestimmen und zu vereinheit lichen, gerecht 
werden, bestehen - was durch die Darstellung der landes­
rechtlichen Ausgestaltung der Landschaftsplanung zu bele­
gen sein wird - insoweit zu Recht. 

3. 1. 2 D a s S y s t e m d e r 
Landschaftsplanung in den Lä ndern 

Der den Ländern eingeräumte weite Ausfüllungsspielraum 
hat u.a. dazu geführt, daß die Intentionen des Bundesnatur­
schutzgesetzes unterschiedlich interpretiert wurden und 
daß in den Ländern gesetzliche Regelungen getroffen wur­
den, deren Zuläss igkeit zum Teil fraglich ist. Das gilt insbe­
sondere für die Jandesrechtliche Ausgestaltung der Land· 
schaftsplanung. 

Sieht man von den Stadtstaaten ab, für die das Bundesnatur­
schutzgesetz eine Sonderregelung getroffen hat (§ 5 Abs. 3 
BNatSchG), dann finden sich zwei unterschiedliche Formen 
von Planungssystemen: Die Länder Baden-Württemberg, Bay­
ern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und das Saarland haben 
sich für eine dreistufige Landschaftsplanung entschieden, 
während in Hessen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Hol­
stein eine zweistufige Landschaftsplanung eingerichtet wur­
de, wobei auf das Landschaftsprogramm verzichtet wurde. 
Beide Konzeptionen werden durch die rahmenrechtlichen 
Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes gedeckt 10). Im 
einzelnen Jassen sich dabei innerhalb dieser beiden Grup­
pen vielfältige Unterschiede hinsichtlich des räumlichen 
Geltungsbereichs der Pläne, der Planinhalte, der internen 
Differenzierungen in einzelnen Planarten und des Verhält­
nisses von Landschaftsplanung und Landesplanung fest­
stellen. Seit dem Baurechtsgutachten des Bundesverfas­
sungsgerichts 111, also bereits seit 1954, ist allgemein aner­
kannt, daß die Raumordnung und Landesplanung dem Auf­
gabenbereich der Gesamtplanungen zuzurechnen ist; neben 
der Bauleitplanung ist sie „der" Prototyp einer querschnitt­
bezogenen Gesamtplanung, und zwar diejenige auf überört­
licher Ebene. Ihr spezifisches Aufgabencharakteristikum ist 
die Abstimmung raumbedeutsamer Fachplanungen (wie 
derjenigen des Verkehrs, der Verteidigung etc.) anhand ei­
nes gesamträumlichen Leitbildes. Daneben hat sie aufgrund 
des Gegenstromprinzips die kommunalen Belange - späte­
stens auf Regionalebene - im Koordinierungsprozeß mitzu­
berücksichtigen. 

8) ST-Drucks. Vl/1298, 7/885 

9) BR-Drucks. 311/72, 204/73. Zu den rahmenrechtlichen Möglichkei­
ten des Bundes in der Raumordnung vgl. HOPPE/ERBGUTH, Mög­
lichkeiten und Aufgaben des Bundes im Bereich der Raumordnung 
zur Durchsetzung von Umwelterfordernissen, DVBI. 1983, 1213 ff 

10) HENDLER, 1981: Das rechtliche Verhältnis von überörtlicher 
Landschaftsplanung und Raumordnungsplanung. Natur und Recht, 
41 (42); FATHEUER, 1978: Grundlagen und Rechtsprobleme der Land­
schaftsplanung. Der Landkreis, 386; ERBGUTH/BENZ/PÜCHEL, 1984: 
Weiterentwicklung raumbezogener Umweltplanungen, Beiträge zum 
Siedlungs- und Wohnungswesen und zur Raumplanung, Bd. 95, Mün­
ster, S. 95 f.; SOELL, 1980: Neuere Entwicklungen des Naturschutz­
und Landschaftspflegerechts in der Bundesrepublik Deutschland, 
Natur und Recht, 1 (2) 

11) BVertG v. 16. 6. 1954 - 1PBvV2/52 - BVerfGE 3, 407 ff.; zur Auf­
gabenstruktur der Raumordnung näher ERBGUTH, Raumordnungs­
und Landesplanungsrecht 1983, Rdnr. 9 ff. 
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Weniger eindeutig ist die nähere Bestimmung und Einord­
nung der Landschaftsplanung. Dabei lassen sich zwei Posi­
tionen bestimmen. Zum ein~n wird die Landschaftsplanung 
im System der Raumplanung zur Kategorie der räumlichen 
Fachplanung gezählt 12). Andererseits werden gesamt plane­
rische und fachplanerlsche Aspekte unterschieden, wobei 
die erstere Zielsetzung betont wird 13). 

Im Gegensatz zu den die Gesamtplanung qualifizierenden 
Merkmalen geht es den Fachplanungen nicht um Koordinle· 
rung; sie agieren auch nicht nach einem gesamträumlichen 
Leitbild im Sinne einer Idealvorstellung von der Ordnung des 
Raumes. Vielmehr sind sie einem fachlich-sektoralen Ziel 
verpflichtet (z.B. Anlage von Verkehrswegen) und stimmen 
sich keineswegs von vornherein, sondern allenfalls im weite­
ren Verfahren mit anderen Aufgabenträgern ab. Im Gegen· 
satz etwa zur Landesplanung sind fachplanerische Auswei­
sungen niemals flächendeckend. 

Landschaftsrahmenpläne oder Landschaftsprogramme 
dürften nicht als - räumliche - Fachplanungen in diesem 
Sinne anzusehen sein. Ihr mangelnder sektoraler Charakter 
findet sich bereits in der auf Naturschutz und Landschafts­
pflege ausgerichteten Zielsetzung belegt. Der fachübergrei­
fende Gehalt der Landschaftsplanung wird deutlicher, wenn 
man sich daran erinnert, daß das Naturschutzrecht auf das 
Schutzgut Boden und die weiteren Schutzgüter Wasser und 
Luft, wildwachsende Pflanzen und wildlebende Tiere sowie 
der Naturhaushalt als komplexes Wirkungsgefüge dieser 
Schutzgüter insgesamt ausgerichtet ist. Dem allen ist die 
Planung nach§ 5 BNatSchG in Verbindung mit dem Länder­
recht verpflichtet, wie ihre ausdrücklich betonte Bindung an 
die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
zeigt. 

Indem die überörtliche Landschaftsplanung medienüber· 
greifend ausgerichtet ist, kann sie folglich nicht als sektora­
le Fachplanung bezeichnet werden. Sie stellt vielmehr einen 
besonderen Typus der Gesamtplanung dar. Ihr Unterschied 
zur Landesplanung liegt darin, daß sie zwar eine Vielzahl 
ökologischer Gesichtspunkte in den Planungsprozeß ein· 
bringt, nicht jedoch sozio-ökonomische, kulturelle und son­
stige Belange berücks ichtigt, wie es die Landesplanung in 
umfassender Weise zu tun hat. Anders ausgedrückt: Die 
Landschaftsplanung konkretisiert im Wege der Aufberei· 
tung und planerischen Bewertung ökologischer Fakten die 
im Planungsvorgang der Landesplanung gebührend zu be· 
rücksichtigenden fachübergreifenden Belange der natürli­
chen Umwelt. 

Landesplanung und Landschaftsplanung sind folglich bei· 
de räumliche Gesamtplanungen und unterscheiden sich 
von der sektoralen bzw. partiellen Aufgabenstellung der 
Fachplanungen. Der Aufgabenkreis - besser: Abstlm· 
mungsbereich - der Landesplanung ist allerdings weiter 
gesteckt. Die sachliche Nähe der Planungstypen wird zu­
sätzlich dadurch belegt, daß beide sich dem Medium Um­
welt zu widmen haben, die Landschaftsplanung allerdings 
spezifisch und zugleich detaillierter der natürlichen Um· 
weit. Begrifflich kann dies dergestalt gekennzeichnet wer· 
den, daß man von einer speziellen Gesamtplanung (Raum· 
ordnung und Landesplanung) räumlicher Art spricht. 

3. 1. 3 V e r h ä 1 t n i s d e r b u n d e s r e c h t 1 i c h e n 
Rahmenvorschriften 

Das verwandtschaftliche Verhältnis zwischen Landes· und 
Landschaftsplanung ist vom Gesetzgeber des Bundesnatur· 
schutzgesetzes durchaus gesehen worden: 

- Nach§ 5 Abs. 1 BNatSchG sind Landschaftsprogramme 
bzw. Landschaftsrahmenpläne „unter Beachtung der 
Grundsätze und Ziele der Raumordnung" aufzustellen. 
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- § 5 Abs. 2 BNatSchG bestimmt, daß die raumbedeutsa­
men Erfordernisse und Maßnahmen der Landschaftspro· 
gramme und Landschaftsrahmenpläne unter Abwägung mit 
anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
„nach Maßgabe der landesplanungsrechtlichen Vorschrif· 
ten der Länder in die Programme und Pläne im Sinne des§ 5 
Abs. 1 S. 1 und 2 und Abs. 3 des Raumordnungsgesetzes" 
aufgenommen werden sollen. 

Die Bedeutung der in § 5 Abs. 1 BNatSchG vorgeschriebe· 
nen Beachtung der Grundsätze und Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung wird unterschiedlich interpretiert: 

Die Klausel hindere die Aufstellung von Landschafts· 
programmen bzw. Landschaftsrahmenplänen nicht , 
wenn Landesentwicklungs· oder Regionalpläne noch 
nicht bestünden 14). 

Das „Beachten" sei zwar prinzipiell im Sinne der §§ 5 
Abs. 4 ROG und 1 Abs. 4 BBauG zu verstehen. Wegen 
der Bezugnahme auf die Grundsätze der Raumordnung, 
aber auch aufgrund eines etwaigen Änderungsbedürf­
nisses bei Landschaftsplänen (i.S.d. § 5 BNatSchG) sei 
die Bindung an die Grundsätze und Ziele der Raumord· 
nung und Landesplanung dennoch als ein bloßes Be· 
rücksichtigungsgebot zu verstehen 15). 

Zur ersten Aussage ist zu bemerken, daß sie einerseits eine 
Selbstverständlichkeit ausspricht, andererseits unvollstän· 
dig ist. Natürlich besteht eine Bindung an Ziele der Raum· 
ordnung und Landesplanung nur insoweit, als Programme 
oder Pläne der Landesplanung mit entsprechenden Inhalten 
bestehen. Ist dies nicht der Fall, können Landschaftspro· 
gramme oder Landschaftsrahmenpläne aufgestellt werden; 
eine Bindung an Raumordnungszie le besteht mangels Sub· 
strats nicht. Auch führt das Feh len landesplanerischer Aus­
weisungen nicht zu einem „Stop" der Landschaftsplanung. 
§ 5 Abs. 1 spricht von „ Grundsätzen und Zielen", also von 
vorhandenen Festsetzungen; nur diese sind in der Lage, 
Wirkungen auf die Planung nach dem Bundesnaturschutz· 
gesetz zu zeitigen. Noch nicht aufgestellte Programme oder 
Pläne der Landesplanung vermögen also die Durchführung 
der Landschaftsplanung nicht zu verhindern. Hätte der Ge· 
setzgeber Abweichungen gewollt, so wäre dißS ausdrück· 
lieh ·festzuschreiben gewesen 16). 

Zum Umfang der Beachtenspfllcht gilt wie im Verhältnis von 
§ 5 Abs. 4 ROG („ Beachten") und § 1 Abs. 4 BBauG („Anpas­
sen"), daß unter den Begriff des Beachtens i.S.d. § 5 Abs. 1 
BNatSchG zumindest fällt, 

daß Landschaftsprogramme bzw. Landschaftsrahmen· 
pläne geänderten Programmen oder Plänen der Landes· 
planung anzupassen sind und 

daß bei der erstmaligen Aufstellung oder Änderung von 
Plänen nach § 5 Abs. 1 BNatSchG die Ziele der Landes­
planung zu beachten sind. 

Das „Beachten" i.S.d. § 5 Abs. 1 BNatSchG ist demnach im 
allgemeinen Sinne landesplanerischer Zielbindung zu ver· 
stehen. Nur hinsichtlich der Grundsätze der Raumordnung 
fordert der Begriff eine (ledig lich) abwägende Berücksichti· 
gung. 

Wenn § 5 Abs. 2 BNatSchG bestimmt, die raumbedeutsa­
men Erfordernisse und Maßnahmen der Landschaftspro· 
gramme und Landschaftsrahmenpläne sollen unter Abwä­
gung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maß· 

12) HENDLER, 1980, a.a.O.: Zu den verschiedenen Arten und Model· 
len der Umweltplanungen HOPPE, VVDSIRL 38, S. 252 ff. 

13) FATHEUER, 1978, a.a.O., 386 

14) HENDLER, 1981 , a.a.O., 43 

15) HENDLER, 1981, a.a.O., 44 f. 

16) so etwa In§ 24 Abs. 5 LPIG NW 



nahmen in die Landesplanung aufgenommen werden, so tut 
sich nur scheinbar ein Widerspruch zur vorangehenden Re­
gelung des § 5 Abs. 1 BNatSchG auf. Beachtenspflicht (§ 5 
Abs. 1 BNatSchG) und Abwägungsgebot (§ 5 Abs. 2 BNat­
SchG) wirken nebeneinander angesichts des Umstandes, 
daß Landschaftsplanung und Landesplanung In der Praxis 
nicht Immer in bestimmter zeitlicher Reihenfolge vollzogen 
werden (können). Bestehen bereits Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung in Form von Landesentwicklungs- oder 
Regionalplänen, so unterliegt ein dann einsetzender Pla­
nungsprozeß der Landschaftsplanung der Beachtenspflicht 
nach § 5 Abs. 1 BNatSchG. Anders sieht die Ausgangssitua­
tion aus, wenn Landschaftsprogramme oder Landschafts­
rahmenpläne im Zeitpunkt der Aufstellung von Raumord­
nungsplänen bereits vorhanden sind. Bei dieser Konstella­
tion sind die raumrelevanten Inhalte der Landschaftspla­
nung nach Maßgabe des § 5 Abs. 2 BNatSchG in den Pla­
nungsvorgang der Landesplanung einzubeziehen. 

§ 5 Abs. 2 BNatSchG regelt folglich etwas Selbstverständli­
ches, nämlich daß der Abstimmungsvorgang der Landespla­
nung sämtliches raumbedeutsames Handeln - also auch 
die überörtliche Landschaftsplanung - zu berücksichtigen 
hat. 

3. 1. 4 B u n d e s r e c h t u n d 1 a n d e s r e c h t 1 i c h e 
Ausführungs vo rschriften 

Nicht nur die allgemeine sachliche Nähe zwischen Land­
schafts- und Landesplanung, sondern gerade auch die aus­
drücklichen Bestimmungen des§ 5 Abs. 1 und 2 BNatSchG 
fordern eine Verknüpfung beider Planungsarten durch das 
Länderrecht. 

Da die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein­
Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein bereits 
vor Erlaß des Bundesnaturschutzgesetzes Ober eigene Na­
turschutz- und Landschaftspflegegesetze verfügten, die 
Vorschriften der§§ 5 und 6 BNatSchG als typische Rahmen­
regelungen zudem keine unmittelbare Verbindlichkeit ent· 
falten, ist nicht von ungefähr eine „ Artenvielfalt" 17) der 
Landschaftsplanung im Ländervergleich vorzufinden. Dies 
gilt nicht nur im Hinblick auf zwei- oder dreistufige Pla­
nungssysteme, sondern auch für die Art und Weise der Ver­
knüpfung mit der Landesplanung. 

Im Grundsatz zielen indes sämtliche einschlägigen Vor­
schriften der Länder auf eine Integration der Landschafts­
pläne nach § 5 Abs. 1 und 2 BNatSchG in die Programme 
und Pläne der Raumordnung und Landesplanung. Eine nä­
here Betrachtung zeigt, daß zwischen Konstruktionen der 
unmittelbaren und solchen der mittelbaren Integration zu 
unterscheiden ist. 

Gemeint ist hier mit der unmittelbaren Integration, daß die 
überörtliche Landschaftsplanung von vornherein im Rah­
men der Raumordnungsplanung erfolgt, und zwar derge­
stalt, daß unmittelbar mit der Landschaftsplanung ein 
Stück Raumordnungs- bzw. Landesentwicklungsplanung 
entsteht. 

Das Modell der unmittelbaren Integration der überörtlichen 
Landschaftsplanung in die Raumordnung und Landespla­
nung ist in Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen am 
konsequentesten durchgeführt. In diesen Ländern wird die 
Landschaftsplanung insgesamt als raumbedeutsam ange­
sehen und ist deshalb unmittelbar integriert. 

Als mittelbare Integration wird das Modell einer selbständi­
gen förmlichen Landschaftsplanung auf überörtlicher Ebe­
ne bezeichnet, die nachträglich durch besonderen Transfor­
mationsakt in die Landesplanung integriert wird 1s>. 

Wird die Verbindung von Landschaftsplanung und Raum· 
ordnung und Landesplanung nach dem Modell der mitte lba­
ren Integration hergestellt , dann kommt der überörtlichen 
Landschaftsplanung ein größeres Maß an Selbständigkeit 
zu. Die Pläne der Landschaftsplanung werden erst in einem 
zweiten Schritt in die Pläne und Programme der Raumord­
nung und Landesplan ung integriert, wobei sie in der Regel 
das landesplanungsrechtlich vorgesehene Verfahren durch­
laufen. 

Eine vollständige mittelbare Integrat ion wird nur in Rhein­
land-Pfalz praktiziert. Hier wird das von der Obersten Landes· 
pflegebehörde aufgestellte Landespflegeprogramm im Ver· 
fahren nach dem Landesplanungsgesetz (§ 11 LPIG Rh.-Pf.) 
zum Bestandteil des Landesentwicklungsprogramms (§ 15 
Abs. 3 LPflG Rh.-Pf.). Ebenso werden die Landschaftsrah­
menpläne, die von der Obersten Landespflegebehörde aufge­
stellt werden, nach dem regionalplanerischen Verfahren(§ 13 
LPIG Rh.-Pf.) zum Bestandteil der regionalen Raumordnungs­
pläne gemacht(§ 16 Abs. 2 LPflG Rh.-Pf.). 

Eine nur teilweise mittelbare Integration ist in Baden-Würt­
temberg, im Saarland und in Schleswig-Holstein vorgese­
hen. 

In Baden-Württemberg sollen das Landschaftsrahmenpro­
gramm bzw. die Landschaftsrahmenpläne „ soweit erforder­
lich und geeignet" in den Landesentwicklungsplan bzw. In 
die Regionalpläne übernommen werden, wobei das Verfah­
ren nach dem Landesplanungsgesetz (§ 26 bzw. § 30 Abs. 1 
LPIG Baden-Württemberg) durchzuführen ist. 

Eine ähnliche Regelung gilt im Saarland. Nach § 8 Abs. 8 
NatSchG Saarland sollen die raumbedeutsamen Aussagen 
des Landschaftsprogramms und der Landschaftsrahmen­
pläne in das saarländische Landesentwicklungsprogramm 
und in die Landesentwicklungspläne übernommen werden. 

Die Regelung in Schleswig-Holstein ist eng an die entspre­
chende Vorschrift des Bundesnaturschutzgesetzes ange­
lehnt. „ Die raumbedeutsamen Erfordernisse und Maßnah­
men der Landschaftsrahmenpläne werden von der Landes­
planungsbehörde unter Abwägung mit den anderen raumbe­
deutsamen Planungen und Maßnahmen nach Maßgabe des 
Landesplanungsgesetzes und der Landesentwicklungs­
grundsätze in die Raumordnungspläne aufgenommen" (§ 5 
Abs. 3 LPflG Schl.-Ho.). 

In diesen drei Ländern, in denen nur eine teilweise lntegra· 
tion der Darstellungen der Landschaftsprogramme bzw. der 
Landschaftsrahmenpläne in die Landes- und Regionalpla­
nung vorgesehen ist, wird davon ausgegangen, daß die 
Landschaftsplanung über die raumbedeutsamen Teile hin­
aus weitere, ausschließl ich fach liche Inhalte hat. 

Einzig in Niedersachsen "ist im Naturschutzgesetz weder 
eine unmittelbare noch eine mittelbare Integration von 
Landschaftsprogramm und Landschaftsplänen in die 
Raumordnung und Landesplanung vorgesehen. 

Aufgrund der Rechtsst ruktur und Systematik des § 5 Abs. 1 
und 2 BNatSchG wird die mittelbare Integration teilweise 
für das dem Gesetz adäquate Modell gehalten. Aufg rund 
der weiten Fassung des Rahmenrechts und wegen der Qua­
lität des§ 5 Abs. 2 BNatSchG als bloße „ Soll "-Vorschrift ist 
aber auch eine unmittelbare Integrat ion möglich, weil sie 
den der Bundesregelung zugrunde l iegenden Geboten des 
Vorranges (der Landesplanung) und der Integration (In die 
Landesplanung) Rechnung trägt. Die umfassende Aufga­
benbeschreibung der Landschaftsplanung, die gleicherma­
ßen auf die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, die Nut-

17) FATHEUER, 1978, a.a.O„ 386 

18) HENDLER, 1980, a.a.0„ 45 f. 
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zungsfähigkeit der Naturgüter, die Pflanzen- und Tierwelt 
sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und 
Landschaft Bezug nimmt, bedingt aber, daß überörtliche 
Landschaftspläne mehr sein sollen als bloße Teilprogram­
me oder -pläne der Raumordnung und Landesplanung. 

Das macht auch § 5 Abs. 1 BNatSchG deutlich, wenn er 
Landschaftsprogramme „einschließlich Artenschutzpro­
gramme" aufführt. Nur konsequent ist daher die Beschrän­
kung der Aufnahme von Inhalten der Landschaftsprogram­
me und Landschaftsrahmenpläne in die Programme und 
Pläne der Landesplanung auf solche raumstruktureller Art 
(§ 5 Abs. 2 BNatSchG). 

Eine unmittelbare Integration, die regelmäßig das völlige 
Aufgehen der überörtlichen Landschaftsplanung in die 
Raumordnung und Landesplanung bedeutet, ist hiermit 
nicht vereinbar. Nichts anderes gilt auch im Falle der mittel­
baren Integration, sofern sie in Form der Vollintegration 
vollzogen wird. 

Ähnliches ist aus der Sicht der Raumordnung zu berücksichti­
gen. Die auf raumbedeutsame Erfordernisse und Maßnahmen 
beschränkte Integrationsklausel des § 5 Abs. 2 BNatSchG 
sollte dem Willen des Gesetzgebers zufolge eine Erweiterung 
des Inhalts von Raumordnungsplänen verhindern 19). Ob eine 
unmittelbare oder eine mittelbare Integration im Sinne einer 
Vollübernahme der überörtlichen Landschaftsplanung nicht 
zu einer solchen Überlastung und Überfrachtung der Land­
esplanung führen muß, zudem mit dem verfassungsrechtli­
chen Begriff „ Raumordnung" nicht mehr vereinbar ist, be­
darf einer vertieften Erörterung. Dabei sind sicherlich Wei­
terentwicklungen der Landesplanung zugunsten einer aus­
geprägt umweltschützenden Funktion gebührend mitzube­
rücksichtigen. Nicht aber kann die Zulässigkeit einer Vollin­
tegration mit dem bloßen Hinweis auf den weitgehenden 
Spielraum, der den Ländern nach dem Raumordnungsgesetz 
belassen ist, gerechtfertigt werden20). 

Es muß allerdings dafür Sorge getragen werden, daß raum­
strukturelle und ökologische Elemente (ohne Raumrele­
vanz) der Landschaftsplanung getrennt werden: Nur erstere 
sind dem Integrationsprozeß in der Landesplanung zugäng­
lich. Dabei ist zu überlegen, ob das Merkmal „Raumstruk­
tur" nicht im Sinne des raumordnerischen Begriffs „raum­
bedeutsam" (vgl. § 3 Abs. 1 ROG) - damit sehr weit - zu 
verstehen ist. Auch sollte das Bemühen der Landschafts­
planung stärker darauf gerichtet sein, ihre ökologischen 
Zielsetzungen so weit wie möglich in den raumstrukturellen 
Konsequenzen zu erfassen und planerisch festzuschreiben, 
um eine weitgehende Integration im Sinne des § 5 Abs. 2 
BNatSchG zu erreichen. 

3. 1. 5 Das Verhältnis von Landschaf tsplanung 
zu Bauleitplanun g 

Auch bei der Aufstellung der Landschaftspläne sind gern. § 
6 Abs. 3 S. 1 BNatSchG die Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung zu beachten. Daneben sieht das Gesetz je­
doch vor, daß auf die Verwertbarkeit des Landschaftsplanes 
für die Bauleitplanung Rücksicht zu nehmen ist (§ 6 Abs. 3 
S. 2 BNatSchG). Damit ist auch für die örtliche Ebene der 
Landschaftsplanung ein enger Zusammenhang mit der 
räumlichen (Gesamt-) Planung hergestellt. 

Den Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes korre­
spondiert die Norm des § 1 Abs. 6 BBauG, wonach die Be­
lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der 
Bauleitplanung zu berücksichtigen sind. Auch für die örtli­
che Ebene ist damit eine wechselseitige Koordination zwi­
schen der Landschaftsplanung und der räumlichen Planung 
(Bauleitplanung) geboten. 
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Ähnlich wie im Bereich der überörtlichen Landschaftspla­
nung geht das Bundesnaturschutzgesetz jedoch noch einen 
Schritt weiter und räumt den Ländern die Möglichkeit ein, 
das Verhältnis von Landschaftsplan und Bauleitplänen als 
Integration zu gestalten. Nach § 6 Abs. 4 BNatSchG regeln 
die Länder das Verfahren und die Verbindlichkeit des Land­
schaftsplanes, insbesondere für die Bauleitplanung. Dabei 
können sie bestimmen, daß Darstellungen des Landschafts­
planes als Darstellungen oder Festsetzungen in die Bauleit­
pläne aufgenommen werden (§ 6 Abs. 4 S. 3 BNatSchG). 

Im einzelnen ergeben sich nach Landesrecht vier Rege­
lungsmodelle für das Verhältnis zwischen Landschafts- und 
Bauleitplänen: Die unmittelbare Integration, die mittelbare 
Integration, die Berücksichtigung landschaftsplanerischer 
Darstellungen im Erläuterungsbericht des Flächennut­
zungsplanes (Niedersachsen) und die vollständige Tren­
nung von örtlicher Landschaftsplanung und Bauleitplanung 
(Nordrhein-Westfalen). 

Eine unmittelbare Integration der örtlichen Landschaftspla­
nung in die Bauleitplanung ist in Bayern und in Rheinland­
Pfalz vorgesehen. 

Hinsichtlich der Zulässigkeit der unmittelbaren Integration 
der Landschaftspläne in die Bauleitpläne nach dem Rah­
menrecht gilt im Grundsatz, daß sich die raumbedeutsamen 
Inhalte der örtlichen Stufe der Landschaftsplanung in Bau­
leitplänen darstellen lassen, so daß ein eigenständiger 
Landschaftsplan insoweit aus rechtlichen Gründen nicht 
unbedingt geboten erscheint. Das Bundesnaturschutzge­
setz trifft eine Regelung, die den Landesgesetzgebern einen 
weiten Austüllungsspielraum beläßt, wenn es sagt: „Sie (die 
Länder) können bestimmen, daß Darstellungen des Land­
schaftsplanes als Darstellungen oder Festsetzungen in 
Bauleitpläne aufgenommen werden" (§ 6 Abs. 4 S. 3 BNat­
SchG). Welche Darstellungen gemeint sind, bleibt dabei of­
fen. Wenn auch nicht - anders als durch § 6 Abs. 2 BNat­
SchG für die überörtliche Landschaftsplanung .:._ rahmen­
rechtlich bestimmt, ergibt sich aber aus kompetenziellen 
und sachlichen Gesichtspunkten, daß es sich nur um raum­
bedeutsame Darstellungen handeln kann. · 

Die Form der mittelbaren Integration der Landschaftspläne 
in die Bauleitplanung ist in Baden-Württemberg und im 
Saarland - jeweils in Form einer Teilintegration - sowie in 
Hessen und in Schleswig-Holstein gewählt worden. 

Die verschiedenen Modelle zur Integration der Landschafts­
pläne in die Bauleitpläne werfen die Frage auf, in welchem 
Umfang die Darstellungen des Landschaftsplanes in die 
Bauleitpläne eingehen können und damit verbindlich wer­
den. Die Aufzählungen der möglichen Darstellungen im Flä­
chennutzungsplan bzw. Festsetzungen im Bebauungsplan, 
die in § 5 Abs. 2 BBauG und in § 9 Abs. 1 BBauG zu finden 
sind, stellen dabei offensichtlich keine Grenze für die Inte­
gration landschaftsplanerischer Inhalte in die Bauleitpläne 
dar, da der Darstellungskatalog für die Flächennutzungs­
pläne eindeutig nicht abschließend ist (vgl. die Verwendung 
des Wortes „ insbesondere" in § 5 Abs. 2 BBauG) und die 
Länder durch Gesetze den Festsetzungskatalog des Bebau­
ungsplanes erweitern können (§ 9 Abs. 4 BBauG). Auch das 
Bundesnaturschutzgesetz ermächtigt die Länder zu einer 
Erweiterung des Darstellungs- bzw. des Festsetzungskata­
logs in Bauleitplänen(§ 6 Abs. 4 S. 3 BNatSchG). Vergleicht 
man die Regelung Ober den Inhalt des Landschaftsplanes in 
§ 6 Abs. 2 BNatSchG mit dem Festsetzungskatalog für den 
Bebauungsplan in § 9 Abs. 1 BBauG, so fällt folgendes auf: 
Zu den zulässigen Festsetzungsarten in Bebauungsplänen 
zählen u.a. die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 

19) HENDLER, 1980, a.a.O., 46 

20) HENDLER, 1980, a.a.O., 46 



Entwicklung der Landschaft, soweit solche Festsetzungen 
nicht nach anderen Vorschri ften getroffen werden können(§ 
9 Abs. 1 Nr. 20 BBauG). 

Mit dieser Vorschrift werden zwar nicht die Darstellung und 
Bewertung des Zustandes von Natur und Landschaft, die 
Teile des Landschaftsplanes sein sollen (§ 6 Abs. 2 Ziff. 1 
BNatSchG), erfaßt, sie deckt sich jedoch insoweit mit den 
im Landschaftsplan enthaltenen Zielen und raumbedeutsa­
men Maßnahmen, als diese die allgemeinen Schutz-, Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen im Sinne des 3. Abschnitts 
des Bundesnaturschutzgesetzes und Maßnahmen des Ge­
biets- und Objektschutzes im Sinne des 4. Abschnittes des 
Bundesnaturschutzgesetzes umfassen (§ 6 Abs. 2 Ziff. 2 
Buchst. a und b BNatSchG). Nicht hierunter fallen dürften 
hingegen Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege wildwach­
sender Pflanzen und w ildlebender Tiere im Sinne des 5. Ab­
schnittes des Bundesnaturschutzgesetzes, die ebenfalls In­
halt des Landschaftsplanes sein sollen (§ 6 Abs. 2 Ziff. 2 
Buchst. c BNatSchG). Dies folgt zum einen aus den sachnot­
wendigen Beschränkungen der Übernahme von Darstellun­
gen der örtlichen Landschaftsplanung in die Bauleitplanung, 
da letztere grundsätzlich raumbezogen agiert. Es folgt aber 
auch aus der fehlenden Regelungskompetenz der Träger der 
Bauleitplanung und der mangelnden fachlichen Beurteilungs­
fähigkeit als Organe der räumlichen Gesamtplanung21l. 
Dementsprechend sind gern.§ 2 Abs. 5 BBauG die Träger der 
Bauleitplanung gehalten, d ie Behörden und Stellen, die Trä­
geröffentllcher Belange sind - und hierzu gehören auch die 
für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behör­
den - möglichst frühzeitig zu beteiligen. Hierdurch soll ge· 
währleistet werden, daß (auch) die Belange des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege bei der Erarbeitung von Bau· 
leitplänen in größtmöglichem Umfang zur Geltung gebracht 
werden können. 

Die genannten materiellen und formellen Verbindungen zwi­
schen Bauleitplanung und ört l icher Landschaftsplanung 
werfen allerd ings die „ Gretchenfrage" auf, welchen Sinn 
neben der Berücksichtigung aller auf Natur und Landschaft 
bezogenen Belange, wie sie das Bundesbaugesetz unmittel­
bar oder mittelbar für die Bauleitplanung vorschreibt, eine 
örtliche Landschaftsplanung haben soll, die „ verwertbar" 
sein soll , die „ verbindlich" sein kann oder deren Darstell ung 
oder Festsetzungen in die Bauleitpläne aufgenommen wer­
den sollen22). 

Ge~t man von der Selbständigkeit beider Planungssysteme 
aus, dürfte aber aus den zum Verhältnis überörtliche Land­
schaftsplanung-Landesplanung genannten Gründen das 
Modell einer mittelbaren Teilintegration - etwa nach dem 
baden-württembergischen Modell - zu favorisieren sein. 

3. 1. 6 Das Verh ä ltnis von Lan d schaftsplanung 
z u Fach pl anung 

Soweit die Landschaftsplanung in die Pläne und Program­
me der Raumordnung und Landesplanung integriert ist, 
muß sie von den Fachplanungen beachtet werden, da sie an 
der Verbindlichkeit raumordnerischer Programme und Plä­
ne teilnimmt. Die Berücksichtigung der Belange von Natur­
schutz und Landespflege wird darüber hinaus durch Natur­
schutz- bzw. Umweltschutzklauseln in Fachplanungsgeset­
zen ermöglicht. 

Materiell-rechtlich ist bei Eingriffen in Natur und Land­
schaft § 8 BNatSchG, der Bestimmungen über die Voraus­
setzungen und die Erforderlichkeit einer Ausgleichspflicht, 
die Ausgeglichenheit eines Eingriffs und die verfahrensmä­
ßige Handhabung enthält, für die fachgesetzlichen Planun­
gen und Planfeststellungen die wichtigste umweltschützen­
de Vorschrift 23J (vgl. dazu Abschnitt 4.3). 

Gern.§ 8 Abs. 4 BNatSchG hat der Fachplanungsträger in ei­
nem landschaftspflegerischen Begleitplan die zum Aus· 
gleich des Eingriffs erforderlichen Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspf lege in Text und Karte dar­
zustellen. Die Darstellungen können auch unmittelbar im 
Fachplan vorgenommen werden. Der Begleitplan ist Be· 
standteil des Fachplanes und nimmt am tachplanerischen 
Genehmigungsverfahren teil. 

Die Verpflichtung der Fachbehörde, bei Eingri ffen in Natur 
und Landschaft, die durch Fachplanungen verursacht wer· 
den, einen landschaftspflegerischen Begleitplan aufzustel· 
len, ist in allen Bundesländern in die Naturschutzgesetze 
aufgenommen worden. Da für den landschaftspflegeri· 
sehen Begleitplan die Fachbehörde zuständig ist, stellt sich 
die Frage, wie die Träger der Landschaftsplanung bzw. die 
Naturschutzbehörden darauf Einfluß nehmen können. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß die Naturschutz· 
behörden als Beteiligte im Fachplanungsverfahren zu dem 
Begleitplan Stellung nehmen können. Weitergehende Rege­
lungen finden sich in Baden-Württemberg, in Niedersach­
sen, im Saarland und in Bremen. In Niedersachsen, im Saar­
land und in Bremen ist vorgesehen, daß der landschaftspfle­
gerische Begleitplan von der Fachbehörde auf der Grundla­
ge eines Gutachtens der Naturschutzbehörde erstellt wird 
(§ 14 S. 1 NatSchG Nds; § 13 Abs. 1 und Abs. 2 S. 1 NatSchG 
Saarl.; § 13 Abs. 1 und Abs. 2 S. 1 NatSchG Bremen). 

Das saarländ ische und das bremische Naturschutzgesetz 
fordern auch für den landschaftspflegerischen Begleitplan 
die Herstellung des Einvernehmens (§ 13 Abs. 2 S. 1 Nat­
SchG Saarl., § 13 Abs. 2 S. 1 NatSchG Bremen). Diese Rege· 
lungen sind mit der verfassungsrecht lich gebotenen Aus­
nahme zulässig, daß lediglich die Herstel lung des „ Beneh­
mens" erforderlich ist , wenn über die Durchfühn,mg einer 
Maßnahme eine Bundesbehörde entscheidet. 

3. 1. 7 R e c h t s v e r b i n d 1 i c h k e i t d e r 
Landschaftsplanung 

Das Bundesnaturschutzgesetz sagt über die möglichen 
Rechtswirkungen der Landschaftsprogramme und der 
Landschaftsrahmenpläne als eigenständige Pläne nichts 
aus. Mit der in§ 5 Abs. 2 BNatSchG vorgesehenen Möglich­
keit der Integration der raumbedeutsamen Erfordernisse 
und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege in die Pläne und Programme der Raumordnung und 
Landesplanung können diese Teile der überörtlichen Land­
schaft splanung Verbindlichkeit i.S.v. § 5 Abs. 4 ROG erhal­
ten. 

In den Landesnaturschutzgesetzen werden dementspre­
chend den selbständigen Landschaft sprogrammen und 

21) STICH, 1983: Die Rechtsbeziehungen zwischen örtlicher Land· 
schaftsplanung und Bauleitplanung. UPR. 177 (179) 

22) STICH (s.o.) 183 ff; bei den Vorarbeiten für ein neues Baugesetz· 
buch besteht insoweit Einigkeit, als die Arbeitsgruppen Obereinstirn· 
mend der Auffassung sind, daß nach den einschlägigen insbesonde­
re naturschutzrechtllchen Vorschriften die Landschaftsplanung in 
die Bauleitplanung integriert werden kann. Uneinigkeit besteht dar· 
Ober, ob im Bebauungsplan - neben den möglichen flächenbezoge­
nen Festsetzungen - landschaftspflegerische Maßnahmen auch 
unmittelbar festgesetzt werden können, vgl. Schriftenreihe 03 „ Städ­
tebauliche Forschung des Bundesministers für Raumordnung, Bau­
wesen und Städtebau, Heft 03.108, Materialien zum Baugesetz. 
buch", 76 f. 
23) FICKERT, 1978: Der Verkehrswegebau im lichte des neuen Na­
turschutz- und Landschaftspflegerechts, BayVBI., 681 (684); MRASS: 
Der landschaftspflegerische Begleitplan im Vergleich zum Land· 
schaftsplan und zu r Umweltverträglichkeitsprüfung, Manuskript; 
SCHOENBERG, 1984: Umweltverträgl ichkeitsprüfung und Raumord­
nungsverfahren, Beiträge zum Siedlungs- und Wohnungswesen und 
zur Raumplanung, Bd. 96, Münster, S. 87 ff. 
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Landschaftsrahmenplänen in der Regel keine Rechtswir­
kungen zugemessen. Ausnahmen bilden die Gesetze im 
Saarland(§ 8 Abs. 7 Saarl. NatSchG), in Schleswig-Holstein 
(§ 5 Abs. 2 Schl.-H.LPflg.G) und in Hamburg (§ 3 Abs. 3 
Ha111b. NatSchG). 

Das Bundesnaturschutzgesetz überläßt den Ländern auch 
die Entscheidung darüber, ob und wie die Landschaftspläne 
der örtlichen Ebene verbindlich werden(§ 6 Abs. 4 S. 2 BNat­
SchG). Der Gesetzesformulierung ist zu entnehmen, daß da­
bei auch eine Verbindlichkeit des eigenständigen, d.h. nicht 
in die Bauleitplanung integrierten Landschaftsplanes mög­
lich ist 

Als eigenständiger Plan wird der Landschaftsplan in Nord­
rhein-Westfalen(§ 16 Abs. 2 LG NW), im Saarland(§ 9 Abs. 7 
S. 3 Saarl. NatSchG), in den Stadtstaaten(§ 8 Abs. 3 S. 2 Nat­
SchG Bremen, § 11 NatSchG Berlin , § 7 Abs. 1 NatSchG 
Hamburg) und ausnahmsweise auch in Bayern (Art. 3 Abs. 5 
NatSchG Bayern) verbindlich. 

In den anderen Bundesländern entfaltet die Landschafts­
planung keine selbständige Rechtswirkung. Auf der örtli­
chen Ebene werden in diesen Ländern die Landschaftsplä­
ne, soweit erforderlich und geeignet, als Darstellung gern.§ 
5 Abs. 2 BBauG in den Flächennutzungsplan oder als Fest­
setzungen gern. § 9 Abs. 1 und 4 BBauG in den Bebauungs­
plan aufgenommen. 

3.2 Planungspraxis 

Aus zeitlichen, personellen und finanziellen Gründen war es 
dem Deutschen Rat für Landespflege nicht möglich, eine 
umfassende, abschließende Auswertung von Landschafts­
plänen vorzunehmen, zumal eine Auswertung auf besonde­
re Schwierigkeiten stößt, weil der Planungsprozeß und die 
Diskussion, die zur Entstehung von Flächennutzungs- und 
Landschaftsplänen führen, nur selten von Anfang an mitver­
folgt werden können. 

Der Rat beschränkte sich für die Auswertung daher auf eini­
ge ihm verfügbare Landschaftspläne aus den Ländern Bay­
ern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-West­
falen und Hamburg. Die Planverfasser wurden, wenn mög­
lich, bei der Untersuchung mit einbezogen. Grünordnungs­
pläne wurden nicht untersucht. 

D!e Auswertung der Landschaftspläne Bayerns und Baden­
Württembergs erbrachte über die Inhalte der Pläne, ihre Ver­
bindlichkeit, ihre Integration in die Bauleitplanung und ih re 
Umsetzung Erkenntnisse, die aber nur z.T. auf andere Län­
der übertragbar sind, weil hier sowohl die gesetzlichen Vor­
aussetzungen als auch der Einsatz von Landschaftsplanern 
unterschiedlich s ind. Im folgenden sollen die wesentlichen 
Feststellungen wiedergegeben werden: 

- In Bayern werden i.d.R. Landschaftspläne von Land­
schaftsarchitekten ausgearbeitet. Soweit Landschafts­
architekten beteiligt waren, weisen die Pläne einen rela­
tiv umfassenden Inhalt auf, der dann auch im wesentli­
chen in den Flächennutzungsplan übernommen wird. 
Als vorteilhaft hat sich hierbei erwiesen, wenn die Bear­
beitung des Flächennutzungsplanes und des Land­
schaftsplanes gleichzeitig begonnen wird, weil dann die 
Zusammenarbeit gewährleistet ist, der Inhalt des Land­
schaftsplanes in die Diskussion eingebracht und Ziel­
konflikte rechtzeitig erkannt werden können. Auch las­
sen sich auf diesem Wege die Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege besser berücksichtigen. 
Eine zeitlich getrennte Ausarbeitung der Pläne hat nach­
teilige Auswirkungen, z.B. für die spätere Aufstellung 
der Pläne und ihre Inhalte, aber auch für die Bürgerbetei­
ligung. 
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- Wenn der Landschaftsplan neben dem Flächennut­
zungsplan erarbeitet worden ist, so kann er vom Inhalt 
her umfassender als ein in den Flächennutzungsplan in­
tegrierter Plan sein. Nur die in den Flächennutzungsplan 
zu übernehmenden Darstellungen gehen als öffentliche 
Belange in die Abwägung ein. Damit erwächst den Ge­
meinden eine hohe Verantwortung, die sie bislang viel­
fach nur unzureichend erfüllt haben. Der Landschafts­
plan als Teilplan oder als integrierter Plan erlangt die 
gleiche Verbindlichkeit wie der Flächennutzungsplan. 
Die Aussagen der Landschaftsrahmenpläne sind behör­
denverbindlich. 

Flächennutzungspläne können die Nutzung von Flächen 
nur in den Grundzügen darstellen. Dabei wird nicht nach 
Bestand und Planung unterschieden. Eine zwangsläufi­
ge Folge dieses Umstandes und der mehr oder weniger 
ausschließlichen Widmung von Flächen für Nutzungen 
ist die Tatsache, daß viele Vorschläge der Landschafts­
pläne i.d.R. unverbindliche Empfehlungen bleiben. 

Vor allem werden Vorschläge für die Anlage von Klein­
strukturen oft nicht in den Flächennutzungsplan über­
nommen, wie auch Maßnahmen des Artenschutzes 
nicht dargestellt werden können. Häufig werden wesent­
liche Textaussagen des Berichts zum Landschaftsplan 
nur in den Erläuterungsbericht zum Flächennutzungs­
plan aufgenommen, so daß sie ebenfalls unverbindlich 
bleiben. 

In einigen Fällen wurden Inhalte von Landschaftsplänen 
in Gemeindeentwicklungspläne übernommen und erlan­
gen nur dann eine Bindungswirkung, wenn sich die Ge­
meinde freiwillig dazu entschließt. In anderen Fällen 
wurde der Landschaftsplan als landespflegerischer Bei­
trag zum Flächennutzungsplan mit „ Gutachtencharak­
ter'', also ohne Verbindlichkeit beschlossen. 

- Ökologische Untersuchungen fehlen noch häufig 
ebenso wie Untersuchungen über die Belastung von Na­
tur und Landschaft; einschlägige Daten sind z.T. nur un­
zureichend verfügbar oder werden nicht genutzt. Die Bio­
topkartierung Bayerns (vorliegend im M 1 : 25.000) wird 
ab 1984 flächendeckend fortgeschrieben im Maßstab 1 : 
5.000. Eine stärkere Zusammenarbeit mit der Land­
schaftsplanung ist vorgesehen. 

- Die Finanzierung der Umsetzung von landespflegeri­
schen Maßnahmen ist oft nicht gesichert. Auch die Plä­
ne der Fachplanungsträger stehen der Umsetzung von 
Landschaftsplänen off im Wege. 

Mit der Übernahme des Rechts auf Umwelt in die Bayeri­
sche Verfassung 1984 wurden die Bestrebungen zur 
Durchsetzung landschaftsplanerischer Ziele erheblich 
verstärkt (Finanzierungsprogramme für landschaftspfle­
gerische Maßnahmen, Schutz von Feuchtgebieten und 
Wiesenbrütern, Erschwernisausgleich für die Landwirt­
schaft, Verstärkung der Artenschutzprogramme und 
stärkere Mitwirkung der Landschaftsplanung an den 
Fachplanungen). 

Zur Integration des Landschaftsplanes in den Flächen­
nutzungsplan sind gemeinsame Vorstellungen zwischen 
den zuständigen Landesministerien (Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umwelttragen und Oberste 
Baubehörde im Staatsministerium des Innern) in Zusam­
menarbeit mit freien Landschaftsarchitekten entwik­
kelt worden. Sie enthalten Vorschläge für die Zusam­
menarbeit und das gemeinsame Verfahren zur Integra­
tion. 

Für Rheinland-Pfalz liegen über die Ausarbeitung und 
Durchsetzung von Landschaftsplänen unterschiedliche Er­
fahrungen vor: 

- In einer Reihe von Städten wurde die Bearbeitung des 



Landschaftsplanes gleichzeitig mit dem Flächennut­
zungsplan von interdisziplinären Arbeitsgruppen unter 
Einschaltung freier Landschaftsarchitekten begonnen. 

Durch die gemeinsame Erarbeitung von Flächennut­
zungsplan und Landschaftsplan, die gemeinsame Dis­
kussion unter Hinzuziehung der Planer und die Beteili­
gung des Landschaftsplaners - z.T. auch mit unter­
schiedlichen Entwicklungsalternativen am gesamten 
Planungsprozeß - konnten wesentliche Inhalte des 
Landschaftsplanes in die Diskussion eingebracht und 
im Flächennutzungsplan verankert werden (z.B. Abgren­
zung Industrie- und Siedlungsgebiete). 

Schwierigkeiten bei der Durchsetzung landschaftspla­
nerischer Ziele ergeben sich vor allem dort, wo Fachpla­
nungen (z.B. Straßenplanung) eingreifen. Die von der 
Landschaftsplanung vorgetragenen Alternativen zur 
Verkehrsplanung haben zur Überprüfung und Änderung, 
zum Teil zum Verzicht auf Straßen mit starken Eingriffen 
in Landschaftsraum und Stadtstruktur, geführt. 

Mit der Einschaltung zusätzlicher Expertengutachten, 
so für Stadtklimatologie, konnten wertvolle ökologische 
Flächen mit hoher Bedeutung als Frischluftschneisen 
der Städte, wie Talaue und Uferzonen, vor einer Nutzung 
mit Siedlungs- und Gewerbeflächen, gesichert werden. 

Programme zur Umsetzung der Landschaftspläne sind 
angelaufen. 

Der Flächennutzungsplan lag für eine Verbandsgemein­
de bereits vor, ihm war jedoch aufgrund nicht aus­
reichender landespflegerischer Aussagen die Genehmi­
gung durch die Untere Landespflegebehörde versagt 
worden. Daher wurde von der Gemeinde die Erarbeitung 
eines Landschaftsplanes in Auftrag gegeben, wobei die 
Darstellungen des Entwurfs des Flächennutzungspla­
nes zu beachten waren. Der Beschlußfassung im Ver­
bandsgemeinderat ging eine Diskussion in den einzel­
nen Ortsgemeinden voraus. Das abgestimmte Planwerk 
wurde dann den Trägern öffentlicher Belange vorgelegt, 
u.a. auch der Oberen Landespflegebehörde. In dem dar­
an anschließenden Integrationsprozeß in den Flächen­
nutzungsplan wurde eine Bürgerbeteiligung durchge­
führt, die jedoch keine Änderungen hinsichtlich der in 
den Flächennutzungsplan zu übernehmenden Darstel­
lungen brachte. 

Herausragendes Problem der Verbandsgemeinde ist der 
Bims- und der Lava-Abbau. Insbesondere der Lava-Ab­
bau findet überwiegend auf Gemeindebesitz statt und 
wird daher wegen der damit verbundenen Einnahmen 
von den Ortsgemeinden gefördert. Die Verbandsgemein­
de neigt dazu, die Gegebenheiten vollständig und mit 
möglichst geringen Einschränkungen auszuschöpfen, 
wobei eine spätere Rekultivierung nicht ausgeschlossen 
wird. Der an Eigentümer-Interessen gebundene Bims-Ab­
bau läßt außerhalb der bebauten Ortslagen ebenfalls 
kaum zusammenhängende Rekultivierungen zu, da er re­
gellos Parzellen in Anspruch nimmt und in naher Zukunft 
noch nicht abgeschlossen wird. 

Die Vorschläge des Landschaftsplans und seine Umset­
zung laufen weitgehend den Interessen der Gemeinden 
zuwider. Als Instrument zur Steuerung des Abbaus ist er 
auch angesichts des Bergrechts nicht geeignet. 

.....: Der Flächennutzungsplan stellt nur Nutzungswidmun­
gen dar, weshalb aus der Realnutzung abgeleitete Pfle­
ge- und Entwicklungsvorschläge nicht dargestellt wer­
den können. Das gilt auch für die Konflikte, die sich aus 
der Realnutzung und den notwendigen Sicherungsmaß­
nahmen ergeben. 

Vorschläge zum Schutz von Flächen und Objekten wer­
den durch die zuständigen Fachbehörden nicht im wün-

sehenswerten Umfang in Verfahren eingebracht, weil sie 
einerseits personell unzureichend ausgestattet sind; an­
dererseits sind die durch die Landschaftspläne vorge­
schlagenen Unterschutzstellungen zu unsystematisch, 
weil die verfügbaren Unterlagen, aber auch die Kriterien­
gewichtung und die Fachausbildung der Planverfasser 
zu unterschiedlich sind. 

- Bei den Gemeinden fehlen Sachbearbeiter, die vorrangig 
zur koordinierten Mittelbeschaffung und zur Planungs­
umsetzung abgestellt sind. 

Die Auswertung von mehreren Landschaftsplänen in Nord­
rhein-Westfalen, verbunden mit Gesprächen von Vertretern 
der Unteren Landschaftsbehörden, hat folgendes Ergebnis 
gebracht: 

- Landschaftspläne werden i.d.R. von freien Landschafts· 
architekten, aber zunehmend auch vom Landschaftsver­
band Rheinland, Kommunalverband Ruhrgebiet und 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ausgearbeitet. 

Bei der Ausarbeitung müssen die Ziele der Landes- und 
Gebietsentwicklungspläne sowie die Inhalte der Flä­
chennutzungspläne und die eingeleiteten planerischen 
Verfahren anderer Fachplanungsbehörden übernommen 
werden. Die Aussagen zu Natur und Landschaft in den 
Gebietsentwicklungsplänen sind nicht immer aus­
reichend. Wenn Ziele, Vorschläge und Maßnahmen, die 
im Landschaftsplanentwurf enthalten sind, im Gebiets­
entwicklungsplan nicht dargestellt sind, haben sie kaum 
eine Chance, beibehalten zu werden. Hier macht sich 
das Fehlen eines umfassenden Landschaftsrahmenpla­
nes bemerkbar. Ein landespflegerisches Fachprogramm 
(Landschaftsprogramm), etwa auf der Ebene der Landes­
entwicklungspläne, existiert noch nicht. 

- Neben dem ökologischen Fachbeitrag müssen auch 
landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Fachbeiträ­
ge übernommen werden. Bisherige Erfahrungen zeigen, 
daß sich aus den beiden letztgenannten Fachbeiträgen 
nur schwer notwendige landschaftspflegeri sche Aussa­
gen und Festsetzungen ableiten lassen. 

Aufgrund der unbefriedigenden Stellung der überlaste­
ten und unterbesetzten Landschaftsbörden kommt es 
im Abstimmungsverfahren mit den Gemeinden und den 
übrigen am Verfahren beteiligten Behörden i.d.R. zu ei­
ner „Ausdünnung", einer Reduzierung der im ursprüngli­
chen Entwurf dargestellten notwendigen Maßnahmen. 

- Erarbeitung, Abstimmung und Beschlußfassung der 
Landschaftspläne haben z.T. einen Zeitraum von bis zu 7 
Jahren in Anspruch genommen. Gründe dafür sind: 

Die Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsent­
wicklung und Forstplanung muß die ökologischen 
Grundlagen noch erheben oder nachkartieren. 

Die ersten Entwürfe für Landschaftspläne weisen ge­
legentlich Mängel auf und müssen in Teilbereichen 
stark überarbeitet werden. 

Ein Einvernehmen zwischen den beteiligten Gemein­
den und übrigen Behörden (Land-, Forstwirtschaft) 
kann oft nicht zügig hergestellt werden. 

Es waren bei den ersten Plänen auch Rechtsunsi­
cherheiten zu Oberwinden, da mit dem Instrument 
des verbindlichen Landschaftsplans keine Erfahrun­
gen vorlagen. 

- In der Regel wird eine Bürgerbeteiligung am Aufstel­
lungsverfahren der Landschaftspläne wie in§ 2a BBauG 
durchgeführt. In einigen Fällen wurden auch Informa­
tionsveranstaltungen abgehalten. 

- Der als Satzung verabschiedete Landschaftsplan ist ein 
Fachplan für Naturschutz und Landschaftspflege, in 
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dem nur Bereiche behandelt werden, die in den Kompe­
tenzbereich der Unteren Landschaftsbehörde fallen. Die 
Untere Landschaftsbehörde ist allerdings nicht immer 
mit der Federführung beauftragt; in einigen Kreisen und 
kreisfreien Städten liegt die Federführung jedoch bei 
den Stadtplanungsämtern, die mit Fachkräften für Natur­
schutz und Landschaftspflege häufig unzureichend be· 
setzt sind. 

- Durch die Verbindlichkeit als Satzung wird sicherge· 
stellt, daß 

die Entwicklungsziele für die Landschaft dargestellt 
werden (diese sind verbindlich für alle behördlichen 
Planungen; leider handelt es sich hierbei nur um eine 
„Soll"·Vorschrift und nicht um eine „Muß"·Vor­
schrift), 

besonders geschützte Teile von Natur und Land­
schaft festgesetzt werden (Naturschutzgebiet, Land· 
schaftsschutzgebiet, Naturdenkmal, geschützter 
Landschaftsbestandteil; dadurch Möglichkeit der 
Schaffung eines Schutzgebietssystems; die festge­
setzten Gebiete sind mit eigenen Schutzverordnun­
gen und teilweise auch Pflegevorschlägen beschrie· 
ben), 

eine Zweckbestimmung für Brachflächen festgelegt 
wird, 

besondere Festsetzungen für die forstliche Nutzung 
ausgesprochen werden, 

Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungsmaßnah· 
men festgesetzt werden. 

Die Festsetzungen haben aber nur Insoweit unmittelba­
re Wirkungen auf die Gemeinden, Gemeindeverbände 
oder andere Gebietskörperschaften des öffentlichen 
Rechts, als sie Eigentümer der betreffenden Flächen 
sind. Allgemein wird die Auffassung vertreten, daß die 
Festsetzungen der Landschaftspläne bei der Bauleitpla­
nung Vorrang genießen. 

Darüber hinaus sind die privaten Grundstückseigentü­
mer verpflichtet, die Festsetzungen auszuführen, soweit 
sie zumutbar sind. Erforderlichenfalls können Aus­
gleichszahlungen für bestimmte Maßnahmen gewährt 
oder auch Enteignungen durchgeführt werden. 

- Der Landschaftsplan erstreckt sich i.d.R. nicht auf die 
zusammenhängend bebauten Ortslagen und die durch 
Bebauungspläne abgedeckten Gemeindeteile. Dies ist 
als Nachteil anzusehen, weil sich der Landschaftsplan 
somit nur auf den Außenbereich erstreckt, obwohl die 
bereits bebauten oder zur Bebauung anstehenden Ge· 
biete ebenfalls der Landschaftsplanung bedürfen. Hier 
zeigt sich, daß Naturschutz und Landschaftspflege in 
den Kommunen weiterhin ausgebaut werden müssen. 
Einige Landschaftspläne reichen aber bereits bis in die 
freigehaltenen Durchlüftungs- und Grünschneisen im In­
nenbereich hinein. 

Über die tatsächliche Umsetzung der verbindlichen 
Landschaftspläne kann kein abschließendes Urteil ab· 
gegeben werden, da die meisten Pläne noch nicht lange 
genug vorliegen. Nach Auskunft der Vertreter der Unte­
ren Landschaftsbehörden sind zahlreiche Maßnahmen 
(Sicherstellung von Schutzgebieten und ·Objekten, An­
käufe, Anpflanzungen, Anlage von Feuchtbiotopen) be· 
reits ausgeführt worden. Es muß hinzugefügt werden, 
daß gleichzeitig mit dem Landschaftsplan ein Finanzie­
rungsplan verabschiedet wird. 

Die Freie und Hansestadt Hamburg beabsichtigt, für das ge· 
samte Stadtgebiet ein Landschaftsprogramm aufzustellen, 
das - wie der Flächennutzungsplan - von der Bürger· 
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schalt verabschiedet wird. Die Ziele der Landschaftspla­
nung erhalten damit bereits eine hohe Verbindlichkeit. Auch 
In Hamburg gelten Landschaftspläne als Fachpläne für Na­
turschutz und Landschaftspflege und sollen Rechtsverbind­
lichkeit für jedermann haben. Allerdings ist bis jetzt noch 
kein Landschaftsplan verabschiedet worden. Das Hambur­
glsche Naturschutzgesetz sieht auch die Möglichkeit vor, 
Grünordnungspläne, die als Sonderform von Landschafts­
plänen bezeichnet werden, mit eigener Rechtsverbindlich· 
keit festzustellen. Da es schwierig ist, alle vorgesehenen 
Festsetzungen der Baubehörde gegenüber durchzusetzen, 
konnten erst wenige Grünordnungspläne verabschiedet 
werden. Hauptschwierigkeiten sind: Herstellung des Einver­
nehmens der Beteiligten, Rechtsunsicherheiten u.a. 

Generell kann festgestellt werden, daß sich viele Gemein· 
den nur ungern Selbstbindungen auferlegen; im Rahmen ih· 
rer Planungshoheit neigen sie zur weitestgehenden Reduk­
tion der landschaftspflegerischen Belange in Bereichen mit 
anstehender oder möglicher verbindlicher Bauleitplanung. 
Wesentliche Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege sind von den zuständigen Landespflegebe· 
hörden bei Fachplanungen (Straßenbau, Bergbau, Flurberei­
nigung usw.) im Rahmen der vorgegebenen Beteil igung der 
Träger öffentlicher Belange zu berücksichtigen und in das 
Genehmigungs- oder Planfeststellungsverfahren einzubrin­
gen. 

4 Ausarbeitung und Vollzug der Landschaftsplanung 

4. 1 Erfassung und Bewertung des Naturhaushalts 

Der Bundesgesetzgeber verlangt im Bundesnaturschutzge· 
setz die nachhaltige Sicherung der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts sowie die Darstellung des vorhandenen Zu· 
standes von Natur und Landschaft und seine Bewertung 
nach den Zielen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege(§§ 1 und 6 BNatSchG). Das Landschaftsgesetz Nord· 
rhein·Westfalen fordert eine Analyse des Naturhaushalts(§ 
17 LG) und nach dem Landespflegegesetz Rheinland-Pfalz 
umfaßt der Landschaftsplan in der Bauleitplanung auch die 
Darstellung und Festsetzung von Flächen, auf denen Land­
schaftsbestandteile zur Erhaltung oder Wiederherstellung 
eines leistungsfähigen Naturhaushalts notwendig und des· 
halb zu erhalten oder zu schaffen sind(§ 17 Abs. 3 LPflG). 

Zu den Aufgaben der Landschaftsplanung als raumbezoge­
ner Disziplin gehört daher unter anderem, den Naturhaus­
halt und die verschiedenen Nutzungen sowie die Untersu· 
chungsergebnisse Ober die Landschaftsplanung räumlich 
darzustellen, die Beziehungen zwischen den verschiedenen 
Räumen deutlich zu machen und den Naturhaushalt für die 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu be­
werten. 

Es liegt eine Reihe von Methoden zur Erfassung und Bewer­
tung des Naturhaushalts vor, von denen einige nachstehend 
in den Grundzügen dargelegt werden. Dabei darf nicht über­
sehen werden, daß einige davon bisher theoretische Ansät· 
ze geblieben sind und noch der praktischen Anwendung im 
Rahmen der Landschaftsplanung bedürfen. 

Der Rat äußert nur zurückhaltende Bedenken, weil er in die· 
sem Rahmen hierzu nicht abschließend urteilen kann. Er 
erachtet es als notwendig, in einem speziellen Forschungs­
vorhaben Methoden zur Erfassung und Bewertung des Na· 
turhaushaltes auf den verschiedenen Planungsebenen zu 
entwickeln und praktisch zu erproben. 

Methoden zur ökologischen Raumgl iederung 

Die Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Land· 
schaftsökologle hatte bereits Im Jahre 1974 vom Bundesmi-



nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten den Auf· 
trag erhalten, „Methoden zur Erstellung einer planungs­
orientierten ökologischen Raumgliederung" zu untersu· 
chen, und zwar ebenfalls zum Zweck der Erarbeitung von 
ökologischen Beiträgen für die Planung24). Aus Befragun­
gen von Landschaftsp lanern ging deutlich hervor, daß diese 
einen wirklichen Bedarf an ökologischen Raumgliederun­
gen als Grundlage für ihre Planungen haben. Bereits die Un· 
tersuchung der Gliederungsansätze hat gezeigt, daß für 
eine Reihe planerisch relevanter Fragestellungen aus den 
verfügbaren Kartenunterlagen nur ungenügende lnformatio· 
nen gewonnen werden können. Auch ist es nur in Ausnah· 
mefällen möglich, mit Hilfe eines einzelnen Landschaftsfak· 
tors den Raum zu gliedern und umfassende Aussagen zur 
potentiellen Nutzung zu machen. Selbst wenn es mit Hilfe 
ausreichender Landschaftsfaktoren möglich ist, ökologisch 
definierte Raumeinheiten abzugrenzen, so sind diese nur in 
wenigen Fällen mit nutzungsspezifisch abgegrenzten Räu· 
men identisch, so daß dieses Verfahren häufig zu wenig 
auswertbaren Ergebnissen führt, zumal die räumliche Ab· 
grenzung in der Regel vor der Bewertung der Landschafts· 
faktoren vorgenommen wird. Der Anspruch, auf der Basisei· 
ner ökologischen Raumgliederung die entscheidenden öko· 
logischen Fragen beantworten zu können, ist nach Auffas· 
sung der Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie zumeist nicht realisierbar. 

Diese Schwierigkeiten schließen nicht aus, daß aus der Kar­
te der ökologischen Raumgliederung Nutzungseignungs· 
karten abgeleitet und dem Planer zur Verfügung gestellt 
werden. Ein solches Beispiel wurde im Rahmen des „Man 
and the Biosphere" (MAB)-Programms im Raum Frankfurt 
im Planungsgebiet der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Untermain durchgespielt. Für die Darstellung des ökologi­
schen Standortpotentials wurde die Karte der potentiellen 
natürlichen Vegetation verwendet, weil sie besser noch als 
die Bodenkarte eine höhere Integrationsstufe darstellt und 
Räume ähnlichen ökologischen Potentials zu größeren Ein­
heiten zusammenfaßt. Die in der Karte der potentiellen na­
türlichen Vegetation dargestellten Vegetationseinheiten 
machen 

Räume gleicher ökologischer Qualität und Belastbarkeit 
sichtbar und 

grenzen Räume unterschiedlichen Naturpotentials von· 
einander ab. 

Aus heutiger Sicht muß aber ergänzend angemerkt werden, 
daß die Anwendung der Kartierung der heutigen potential· 
len Vegetation als Methode zur Bewertung des Naturhaus· 
haltes überdacht werden muß. Durch die zunehmende Ver­
änderung von Standorten (z.B. Saurer Regen) und gleichzei­
tige Abnahme letzter Reste der natürlichen Vegetation so· 
wie naturnaher Ersatzgesellschaften nehmen ihre Aussa· 
gen tendenziell ab. 

Wie die Auswertung der methodischen Ansätze für ökologl· 
sehe Raumgliederungen zeigt , sind s ie in erster Linie auf 
den land- und forstwirtschaftlichen Sektor anwendbar und 
können kaum auf alle planerisch relevanten Fragen aus­
reichend Auskunft geben. Die Raumgliederung kann auch 
die ökologische Bestandsaufnahme und Bewertung der 
Landschaftsfaktoren nicht ersetzten, sondern muß auf ihr 
aufbauen. 

Die ökologisch differenzierte Land- und Boden· 
nutzung 

Als eine Methode, die als ökologische Grundlage der Land­
schaftsplanung zu werten ist, kann in Anlehnung an HABER 
die „ökologisch differenzierte Bodennutzung"25), die ökolo· 
gische Funktionsräume unterscheidet, genannt werden; sie 
wird zur Zeit z.B. im Ammer-Isar-Hügelland praktiziert. Die 

Entwicklung dieses Konzeptes einer stärkeren Funktions­
trennung aufgrund der ökologisch unterschiedlichen Struk­
turierung von Landschaftsräumen wurde ausgelöst durch 
den zunehmenden Verdichtungsprozeß, die wachsende Um· 
weltbelastung in den Verdichtungsräumen, die Rationalisie· 
rung der Landwirtschaft mit Schwerpunkt in den agrari· 
sehen Vorranggebieten und der verstärkte Entleerungspro· 
zeß in den agrarischen Problemgebieten. Wenn die bisheri· 
gen Erkenntnisse dafür sprechen, daß ein Zusammenhang 
zwischen der Vielfältigkeit (Diversität) der Ökosysteme und 
ihrer Stabilität besteht, so muß diese Vielfältigkeit auch in 
der Landnutzung durchgesetzt werden. Für die Planung ist 
es zweckmäßig, vier Hauptnutzungstypen zu unterscheiden: 

(1) Typ der vorwiegend städtisch-industriel len Nutzung 

(2) Typ der vorwiegend intensiven landwirtschaftlichen Nut­
zung (u.a. landwirtschaftliche Vorranggebiete) 

(3) Typ der extensiven Nutzung mit vorwiegenden Aus· 
gleichsfunktionen (z.B. Naturparke, landwirtschaftliche 
Problemgebiete) 

(4) Typ mit ruhender, gelegentlicher oder stark reduzierter 
wirtschaftlicher Nutzung mit vorwiegender Schutzfunk· 
tion (z.B. Naturschutzgebiete oder Gebiete mit ähnli­
chem Schutzstatus). 

Je nach ökologischer Eignung eines Gebietes kann nur ei· 
ner der genannten Nutzungstypen schwerpunktmäßig vor· 
herrschen, ohne jedoch Ausschließlichkeit beanspruchen 
zu dürfen. Unter umweltpolitischen Gesichtspunkten 
kommt es bei der weiteren Entwicklung der Flächennutzung 
darauf an, ein System sich gegenseitig ökologisch ergän· 
zender bzw. durch Zulieferung und Stabilisierungseffekte 
stützender Räume zu erhalten oder auszubauen. Für den 
Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland, vor allem 
aber auf den Planungsebenen der Regionen sowie kleinerer 
Planungseinheiten gilt es also, 

eine ökologisch effektive räumliche Zuordnung der 
Funktionsräume des Typs 1 bis 4 zu sichern und 

die Flächenanteile der Typen 3 und 4 möglichst nicht zu 
verringern, sondern zu erweitern und in ihrer Leistungs­
fähigkeit zu steigern 

(vgl. Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 1978). 

Wenn es auch keine Rückkehr zur traditionellen kleinräumi­
gen Landnutzung gibt, so müssen aber dem Maßstab der 
Entwicklung deutliche Schranken gesetzt werden. Im Ein· 
zelfall kann es dafür keine andere Begründung geben als 
die Qualität des jeweiligen Ökosystems. 

Diese Methode ist weitgehend regionalplaneri sch ausge· 
richtet und geht von der Bodennutzung aus, was ihre An· 
wendbarkelt hinsichtlich der Erfassung der Eigenschaften 
des Naturhaushalts und seiner Bewertung für die Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege einschränkt. 

Anforderungen an ökologische Raumgliederun­
gen 

Auch BIERHALS26) anerkennt die Erarbeitung und Interpre­
tation ökologischer Raumgliederungen als wichtigen Be· 
standteil der Landschaftsplanung. Insgesamt bestehen je· 
doch verschiedene Vorstellungen darüber, was ökolog ische 

24) Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsöko· 
logie, 1977: Ökologische Grundlagen der Planung. Schriftenreihe für 
Landschaftspflege und Naturschutz; H. 14, Bonn-Bad Godesberg. 

25) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen, 1978: Umwelt­
gutachten 1978, Ziff. 1207. 

26) BIERHALS, E.: Ökologische Raumgliederungen für die l and· 
schaftsplanung, in: Buchwald, K. und Engelhardt, W. (Hrsg., Hand­
buch für Planung, Gestaltung und Schutz der Umwelt, Bd. II. 1980. 
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Raumgliederungen genau erbringen sollen. Er nennt z.B. fol­
gende Vorstellungen für Verwendungsmöglichkeiten: 

Gliederung des Raumes 

Stabiler Bezugsraum für Daten 

Darstellung der Eignung oder des Naturpotentials 

Ermittlung der Belastbarkeit 

Naturhaushalt-Bewertung. 

Wenn man die inhaltlichen Anforderungen an eine ökologi­
sche Raumgliederung aus den Zielen und Aufgaben der 
Landschaftsplanung gemäß § 1 Abs. 1 BNatSchG ableitet, 
schlägt er die Untersuchung von drei Fragestellungen vor: 

1. Was ist wertvoll, schutzwürdig, erhaltenswürdig, was ist 
als Schutzobjekt oder natürliches Potential zu sichern? 

2. Es ist zu untersuchen, was mit Schutzobjekten, mit natür­
lichen Potentialen geschieht, wenn bestimmte Planun­
gen verwirklicht werden, bzw. was ist mit wertvollen 
schutzwürdigen Bestandteilen der Landschaft bereits 
geschehen, wie ist ihr Zustand, wie werden sie belastet? 

3. Welche Lösungsmöglichkeiten gibt es zur Sicherung 
wertvoller, schutzwürdiger Landschaft und zur Vermei­
dung bzw. Reduzierung von Belastungen oder Konflik­
ten? 

Eine ökologische Raumgliederung muß in jedem Fall Beiträ­
ge zur Beantwortung der ersten beiden Fragen liefern. 

Die nach BIERHALS zu erfassenden Naturraumpotentiale 
(Naturschutzpotential/biotisches Regenerationspotential, 
Erholungspotential, biotisches Ertragspotential, Wasser­
dargebotspotential, Klimatisches Regenerationspotential, 
Rohstoffpotential, Bebauungspotential, Entsorgungspo­
tential) stellen eine Auswahl dar, die nach Auffassung des 
Rates bei Bedarf erweitert werden muß. Im Zusammenhang 
damit bedarf der Begriff „ Potential" einer eindeutigen Klä­
rung. 

Vorrangig zu erfassen sind nach BIERHALS u.a.: 

- das Rohstoffpotential 

- das Naturschutzpotential/biotisches Regenerationspo-
tential 

das Wasserdargebotspotential 

das Erholungspotential 

das klimatische Regenerationspotential. 

Es ist in jedem Fall notwendig, die Kartierung der Natur­
raumpotentiale und die ökologische Raumgliederung für je­
des der Potentiale für sich durchzuführen. Die Methoden zur 
Erfassung und die Kriterien zur Bewertung der einzelnen 
Naturraumpotentiale sind aber derart unterschiedlich, daß 
die Forderung nach einer allgemeingültigen ökologischen 
Raumgliederung damit nur schwer erfüllt werden kann. 

Beispiele zur Erfassung des Naturhaushaltes 
mit Hilfe ökologischer Landschaftseinheiten 

Hier soll die Möglichkeit vorgestellt werden, den Naturhaus­
halten mit Hilfe von ökologischen Landschaftseinheiten zu 
erfassen und so Grundlagen für die Landschaftsplanung zu 
schaffen. Dieser Weg soll bezüglich seiner Möglichkeiten 
anhand bereits vorliegender Arbeiten (siehe Anlage 4) näher 
erläutert werden. 

In der Landschaft bzw. in den verschiedenen Landschafts­
ausschnitten stehen die Landschaftsfaktoren und die unter­
schiedlichen Nutzungen nicht zusammenhanglos nebenein­
ander, sondern sind auf unterschiedliche Weise sehr eng 
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miteinander verknüpft. Es liegt daher nahe, die verschiede­
nen Landschaftsfaktoren entsprechend ihrer engen Ver­
knüpfung in der Natur zu mehr oder weniger ökologisch ein­
heitlichen Landschaftseinheiten zusammenzufassen. Dabei 
spielen auch die jeweils vorhandenen Nutzungen eine sehr 
wichtige Rolle. 

Den Weg, derartige Landschaftseinheiten darzustellen und 
tor die gesetzlich vorgeschriebene Landschaftsplanung zu 
nutzen, haben bisher lediglich d ie Länder Nordrhein-Westfa­
len und Baden-Württemberg (hier nur für den Landschafts­
rahmenplan) beschritten. In Nordrhein-Westfalen werden 
sogenannte „planungsrelevante, ökologisch begründete 
Landschaftseinheiten" ausgeschieden und als Grundlage 
tor Aufgaben der Landschaftsplanung verwendt. Aller­
dings hat es schon früher nicht an Versuchen gefehlt, ökolo­
gische Landschaftseinheiten zu erarbeiten und für Pla­
nungszwecke zu verwenden. 

Als feste Bezugseinheiten tor ökologische Landschaftsein­
heiten kommen nur Landschaftsfaktoren in Frage, die rela­
tiv stabil sind und in ihrer Grundstruktur auch bei unter­
schiedlichen Nutzungen, soweit dies möglich ist, einiger­
maßen erhalten bleiben. 

Zu den relativ stabilen Landschaftsfaktoren zählen u.a. das 
Relief, das Gestein, der Boden, das Großklima und die po­
tentielle natürliche Vegetation. Weniger stabil s ind dage­
gen reale Vegetation, Tierwelt, Wasserhaushalt und Gelän­
deklima. Relief und Boden sind häufig, die potentielle natür­
liche Vegetation dagegen selten als Grundlage für Land­
schaftsgliederungen verwendet worden. Bisher ist nicht 
entschieden, welche der stabilen Landschaftsfaktoren sich 
als Grundlage für ökologische Landschaftsgliederungen 
am besten eignen. Die Landesanstalt für Ökologie, Land­
schaftsentwicklung und Forstplanung des Landes Nord­
rhein-Westfalen hat sich dafür entschieden, den Faktor Bo­
den und die potentielle natürliche Vegetation als grundle­
gendes Gliederungselement zu verwenden. Weitere Unter­
gliederungen der Landschaft können mit Hilfe des Reliefs, 
der realen Vegetation, des Wasserhaushalts, des Gelände­
klimas und gegebenenfalls der Tierwelt vorgenommen wer­
den. Ein solches Verfahren hat, z.B. gegenüber der viel ver­
wendeten und oft kritisierten „ Grenzgürtelmethode", den 
Vorteil, daß bei jedem weiteren Untergliederungsschritt 
kein oder nur ein geringer Informationsverlust (z.B. durch 
Generalisierung) auftritt. 

Im folgenden soll der Frage näher nachgegangen werden, 
inwieweit bisher der Naturhaushalt bei Landschaftsplanun­
gen berücksichtigt und bewertet worden ist(§ 6 Abs. 2 BNat­
SchG). 

Heute wird in der Landschaftsplanung im allgemeinen so 
vorgegangen, daß zunächst Angaben über die wichtigsten 
Landschaftsfaktoren gesammelt werden. Das Problem da­
bei Ist, ob diese Angaben nebeneinander stehen gelassen 
werden können oder ob sie in bestimmter Weise zu Land­
schaftseinheiten zusammengefaßt werden können. ln der 
Landschaftsökologie wird dabei die Auffassung vertreten, 
daß die verschiedenen Landschaftsfaktoren zu Land­
schaftseinheiten zusammengefaßt werden können. Jede 
dieser Einheiten besitzt eine mehr oder weniger gleichartige 
ökologische Struktur, die kenntl ich und damit einer Bewer­
tung für Nutzungen zugänglich gemacht werden kann. Da­
mit sind auch Aussagen über die Eignung dieser Land­
schaftseinheiten für bestimmte Nutzungen möglich. Wenn 
dies der Fall ist, handelt es sich bei der Eignungsbewertung 
gleichzeitig um eine Art Umweltverträglichkeitsprüfung. Es 
ist einzusehen, daß ein für eine bestimmte Nutzung weniger 
geeigneter Standort bei einer Verwirklichung dieser Nut­
zung große Umweltprobleme und ein für die gleiche Nut­
zung gut geeigneter Bereich dagegen erheblich weniger 
Umweltprobelme mit sich bringen wird. 



Bei den meisten der bisher angefertigten Landschaftspläne 
ist festzustellen, daß eine Umsetzung ökologischer Zusam­
menhänge in Entwicklungs- und Planungsvorschläge nicht 
oder unzureichend vorgenommen wurde. In Anhang 4 wird 
an einigen Beispielen erläutert, weiweit man bisher in der 
Erfassung und Bewertung solcher Landschaftseinheiten ge­
kommen ist. Dabei ist bei den aufgeführten Arbeiten zu be­
rücksichtigen, daß sie zunächst einmal als Entwicklungs­
schritte für die Aufbereitung des Naturhaushalts für die 
Landschaftsplanung anzusehen sind und daher nicht zu er­
warten ist, daß sie sämtlichen heute von der Landschafts­
planung zu stellenden Ansprüchen gerecht werden können. 

Aufgabe des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
wäre es, die im Bundesnaturschutzgesetz und in den Län­
dergesetzen für Naturschutz und Landschaftspflege enthal­
tenen Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
konkret auf die Fläche bezogen am Naturhaushalt zu mes­
sen und entsprechend in die Planungspraxis umzusetzen. 

In den in Anhang 4 aufgeführten Arbeiten lassen sich die 
Unterschiede in der Leistungsfähigkeit (Funktionsfähigkeit) 
und in den Eigenschaften des Naturhaushalts deutlich able­
sen. In allen Arbeiten werden für bestimmte Nutzungsan­
sprüche empfindliche bzw. weniger empfindliche Standorte 
kenntlich gemacht. Durch eine entsprechende, an die Emp­
findlichkeit jeder Landschaftseinheit angepaßte Nutzung 
kann die Leistungsfähigkeit (Funktionsfähigkeit) des Natur­
haushalts nachhaltig gesichert werden (§§ 1 und 2 BNat­
SchG). 

In gleicher Weise lassen sich mit Hilfe der in den Arbeiten 
aufgezeigten Methoden die Nutzungsfähigkeit der Naturgü­
ter feststellen und entsprechende Schritte zu ihrer nachhal­
tigen Sicherung entwickeln (§§ 1 und 2 BNatSchG). 

Jede Landschaftseinheit enthält einen charakteristischen 
Bestand an wildwachsenden Pflanzen und wildlebenden 
Tieren. Landschaftseinheiten eignen sich daher auch als 
Grundlage zur Ausweisung von Schutzgebieten und Schutz­
objekten unterschiedlicher Art. Außerdem ist es mit Hilfe 
solcher Arbeiten möglich, nicht naturnahe Standorte zu ver­
deutlichen und bei gleichen Standortvoraussetzungen Vor­
schläge für ihre Umwandlung in naturnahe Bereiche zu 
machen (§§ 1 und 2 BNatSchG). 

Auch Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Land­
schaft drücken sich in den verschiedenartigen Landschafts­
einheiten aus und können somit u.a. für die Beurteilung der 
Erholungseignung herangezogen werden (§§ 1 und 2 BNat­
SchG). 

So groß die hier dargestellten Möglichkeiten sind, so wenig 
sind sie bisher genutzt worden. In dieser Stellungnahme 
kann nur kurz auf die Probleme bei der Umsetzung ökologi­
scher Grundlagen in die Landschaftsplanung eingegangen 
werden. Naturschutz und Landschaftspflege müssen sich 
künftig bezüglich der Landschaftsplanung um die Lösung 
folgender Aufgaben bemühen: 

- Erforschung und Entwicklung von Methoden zur Gliede­
rung der Landschaften in ökologische Landschaftsein­
heiten. 

Entwicklung von Methoden zur Verdeutlichung von 
Struktur und Funktion des Naturhaushalts der jeweili­
gen Landschaftseinheit. 

Entwicklung von Verfahren zur Gliederung der Land­
schaftsfaktoren. 

Entwicklung von Verfahren zur Bewertung der Eigen­
schaften der ökologischen Landschaftseinheiten für ver­
schiedene Nutzungsansprüche (Bewertung der Eignung). 

- Untersuchungen darüber, welche Anforderungen Nut­
zungsansprüche an den Naturhaushalt stellen. 

- Untersuchungen darüber, wie sich die Ziele des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege am Naturhaushalt 
messen bzw. abschätzen lassen. In diesem Zusammen· 
hang wäre zu prüfen, inwieweit sich hierzu ökologische 
Landschaftseinheiten eignen. 

Untersuchungen darüber, wie die Ziele des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege mit den Eigenschaften 
des Naturhaushalts und den Anforderungen der Nutzun­
gen in Abstimmung gebracht werden können. 

- Untersuchungen darüber, wie der in ökologischen Land· 
schaftseinheiten erfaßte und dargestellte Inhalt in die 
Landschaftsplanung integriert werden kann. Bisher be· 
steht hier kein oder nur ein sehr loser Zusammenhang. 

- Untersuchungen darüber, inwieweit ökologische Land­
schaftseinheiten in dem oben geschilderten Sinne 
Grundlage für Umweltverträglichkeitsprüfungen für ge· 
plante Eingriffe in Natur und Landschaft(§ 8 BNatSchG) 
sein können. 

Ökologische Landschaftseinheiten lassen sich, wie aus den 
bisher bekannten Arbeiten hervorgeht, für einen großen, 
wenn nicht für den überwiegenden Teil der Aufgaben der 
Landschaftsplanung verwenden. Für besondere Aufgaben, 
z.B. für Fragen des Naturschutzes, ist ohnehin die Mitarbeit 
von Spezialisten erforderlich. 

Wenn sich die Landespflege dazu entschließen würde, öko­
logische Landschaftseinheiten als eine Grundlage für die 
Landschaftsplanung zu übernehmen, stünde ihr ein Arbeits· 
feld zu Verfügung, das ihr zur Zeit kaum von einer anderen 
wissenschaftlichen Disziplin streitig gemacht wird. Sie wür· 
de sich damit eine eigene, naturwissenschaftlich-ökolo­
gisch-planerische Grundlage schaffen, die sie bisher nicht 
besitzt. Die Planung auf der Grundlage ökologischer Land· 
schaftseinheiten steht zur Zeit am Anfang der Entwicklung. 
Die Landespflege sollte sich dabei überlegen, ob sie sich 
nicht einen entscheidenden Anteil an der Entwicklung und 
Anwendung dieser neuen Planungsmethode sichern sollte. 

4.2 Inhalte und Umsetzung des Landschaftsplanes 

Die Umsetzung der Landschaftsplanung zielt auf zwei Berei· 
ehe 

a) als Beitrag zur räumlichen Verteilung von Nutzungen aus 
ökologischer Sicht (querschnittorientierter Beitrag zur 
Landesplanung und Bauleitplanung) 

b) als Instrument der Behörde für Naturschutz und Land· 
schaftspflege (Beitrag zum Gebiets· und Artenschutz, zur 
Eingriffsregelung und Erholungsvorsorge). 

Im Beitrag der Landschaftsplanung zur Landes· und Bauleit­
planung wird u.a. die Verträglichkeit der Nutzungs· und 
Standortansprüche aller Flächennutzungen (Fachplanun· 
gen u.a.) im Planungsraum unter dem Gesichtspunkt der 
nachhaltigen Sicherung der Leistungsfähigkeit (im Sinne 
von Funktionsfähigkeit) des Naturhaushaltes und der Nut­
zungsfähigkeit der Naturgüter überprüft. 

Folgende Fragen sind dabei vorrangig zu beantworten: 

Wie beeinflussen die einzelnen Flächennutzungen und/ 
oder Nutzungskombinationen den Naturhaushalt und 
das Bild der Landschaft? 

Durch welche Maßnahmen können nachteilige Beein­
trächtigungen des Naturhaushaltes und des Bildes der 
Landschaft verhindert bzw. möglichst gering gehalten 
werden? 

Im Beitrag zum Gebiets· und Art'enschutz, zur Eingriffsrege­
lung und Erholungsvorsorge ist vor allem die Frage zu be­
antworten: 
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- Was ist wertvoll, schutz- und erhaltungswürdig, schutz­
bedürftig und 

- welche natürlichen Gegebenheiten sind als Fläche, Ob­
jekt oder Landschaftsteil zu sichern? 

In den Landschaftsplanungen (Landschaftsrahmenplan, 
Landschaftsplan) ist folgendes darzustellen: 

- Im Grundlagenteil der vorhandene Zustand von Natur 
und Landschaft und seine Bewertung einschließlich 
Nutzungs- und Zielkonflikte nach den Zielen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege 

- Im Entwicklungsteil der angestrebte Zustand von Natur 
und Landschaft und die zu einer Erreichung erforderli­
chen Maßnahmen, insbesondere 

a) die allgemeinen Schutz-, Pflege- und Entwicklungs­
maßnahmen, 

b) die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent­
wicklung bestimmter Flächen und einzelner Bestand­
teile der Natur, 

c) die Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege wildwach­
sender Pflanzen und wildlebender Tiere, 

d) die Maßnahmen zur Erhaltung und Gestaltung der 
freien Landschaft für die Erholung. 

Die Landschaftsplanung verfolgt das Ziel, die Leistungsfä­
higkeit des Naturhaushaltes, das Landschaftsbild und die 
Nutzungsfähigkeit von Naturgütern nachhaltig zu sichern 
durch 

Biotop- und Artenschutz, 

Bodenerosionsschutz, 

Wasserrockhaltung und Verbesserung der ökologischen 
Wirksamkeit von Gewässern, 

Durchgrünung ausgeräumter Landschaften, 

Behebung oder Ausgleich von Landschaftsschäden. 

Anlage von Grünzügen (Verbesserung des Ortsklimas, 
Beitrag zum integrierten Schutzgebietssystem, Erho­
lung), 

EingrOnung von Gebäuden und Verkehrsflächen sowie 
Pflanzungen zum Immissionsschutz .. 

- Ausweisung von Flächen, die einer regelmäßigen und 
gezielten Pflege bedürfen. 

In der freien Landschaft und im besiedelten Bereich sind 
Flächen für die Erholung zu sichern und Vorschläge für eine 
umwelt- und ressourcenschonende Erschließung zu entwik­
keln (z.B. Rad- und Fußwegenetze). 

Die ökologische Vielfalt kann zur Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes beitragen. Sie ist aber auch eine wichtige 
Voraussetzung für die Erholung. Auf der Grundlage der 
Landschaftsstruktur (Relief, Gewässer) und der verschiede­
nen Nutzungen sind im besiedelten Bereich möglichst ge­
schlossene Grünflächensysteme zu entwickeln, denn Frei­
flächen haben wichtige ökologische, stadtgliedernde, stadt­
hygienische und Erholungsfunktionen. 

Entsprechend dem Bedarf der Bevölkerung sind öffentliche 
Grünflächen auszuweisen, wie Parkanlagen, Spiel- und 
Sportplätze, Freibäder, Zeltplätze, Dauerkleingärten und 
Friedhöfe. Sie sollten ebenso Bestandteil eines möglichst 
geschlossenen Grünflächensystems sein, wie die Grünflä­
chen an Einrichtungen für den Gemeinbedarf. 

Die seit etwa 1960 in allen Bundesländern praktizierte und 
ab 1973 kodifizierte Landschaftsplanung hat noch nicht zur 
Ausformung richtungsweisender Verfahrensgliederungen 
und damit zu einer relativen Vereinheitlichung von Aufga-
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ben und Inhalten der Landschaftsplanungen geführt. Da­
durch konnten zwar die unterschiedlichen Probleme, die 
Dlfferenziertheit der Landschaftsräume und ihre Schwer­
punkte deutlicher dargestellt werden. Ebenso konnten hier­
durch die untersch iedlichen planungsrechtlichen Möglich­
keiten der Durchführung und Umsetzung der Landschafts­
planung, wie auch unterschiedliche Methodiken erprobt 
werden. 

Die Unterschiede in den Methoden der Landschaftsplanung 
haben aber Nachteile, 

da die Pläne untereinander schwer vergleichbar sind, 

ein unterschiedliches Niveau aufweisen und 

die Verbindlichkeit, wie z.B. die Integration der Land­
schaftspläne in die Bauleitplanung, 

unterschiedlich gehandhabt wird. 

Die Entwicklung eines richtungsweisenden Gliederungs­
schemas für die Landschaftsplanung wird für erforderlich 
gehalten; das setzt aber eine größere Vereinheitlichung der 
Aufgaben und der Verfahren der Umsetzung der Land­
schaftsplanung bereits im Bundesnaturschutzgesetz vor­
aus. Dies wird besonders für die örtliche Landschaftspla­
nung als sehr vordringlich angesehen. Die nachfolgenden 
Ausführungen beziehen sich vor allem auf den Landschafts· 
plan, wenngleich grundsätzliche Gesichtspunkte auch für 
den Landschaftsrahmenplan gelten. 

Die Qualität von Landschaftsplänen wird bestimmt durch: 

- weitgehende problemorientierte Erfassung der ökologi-
schen Grundlagen und Nutzungsansprüche (d.h. die Zie­
le von Naturschutz und Landschaftspflege müssen pla­
nungsraumbezogen differenziert dargestellt werden), 
ihre Auswertung und ihre Umsetzung in nachvollziehba­
re Maßnahmen 

- weitgehende Umsetzung und eigene Verbindlichkeit 
durch Fachpläne oder durch Integration in die Bauleit­
pläne. 

Die ökologischen Grundlagen werden z.B. 

- In Nordrhein-Westfalen durch die Landesanstalt für Öko-
logie, Landschaftsentwicklung und Forstplanung 
(LÖLF) und 

in Hamburg, Berlin und Bremen überwiegend durch die 
Umweltschutzbehörden, z.T. in enger Zusammenarbeit 
mit Universitätsinstituten und Ökologen, fast flächen­
deckend, 

zur Verfügung gestellt. 

In allen anderen Bundesländern liegen Biotopkartierungen 
im Maßstab 1 :25.000 vor bzw. sind in Bearbeitung. Sie kön­
nen jedoch nicht als vollständig bezeichnet werden, zumal 
Waldflächen meist nicht kartiert sind und ausreichende 
Aussagen Ober die Tierwelt häufig fehlen; darüber hinaus 
ist der Maßstab 1 :25.000 zu groß, so daß wichtige Detailin­
formationen Ober Habiatatstrukturen und Landschafts­
strukturen noch nicht dargestellt werden. Sie sind aber für 
die Ebene des Landschaftsplanes, in dem wichtige Einzelin­
formationen über Standortqualität und Ober die Vielfalt der 
Lebensräume verarbeitet werden müssen, wichtig. 

Eine flächendeckende Kartierung aller Landschaftsräume 
In den für die Landschaftspläne notwendigen Maßstäben 
von 1 :5000 oder 1 :10.000 und ihre Fortschreibung wird erst 

in acht bis zehn Jahren mit einem entsprechenden Einsatz von 
Mitteln und Personen möglich sein. In dieser Zeit werden aber 
bald die Hälfte aller Gemeinden an ihren Landschafts- und 
Flächennutzungsplänen weiterarbeiten, ohne diese detail­
lierten Untersuchungen aufnehmen zu können. 



Um die für die Landschaftsplanung unverzichtbaren ökolo­
gischen Grundlagen vor der Planung zu erhalten, die Quali­
tät des Landschaftsplanes, seine Integration in den Flä­
chennutzungsplan zu verbessern, sollten Wege gesucht 
werden, ausreichende ökologische Grundlagen für den 
Landschaftsplan nach vorgegebenen einheitlichen Krite­
rien durch die Zusammenarbeit zwischen Landschaftsarchi­
tekten und Ökologen zu erarbeiten. 

Auch eine differenzierte Biotopkartierung kann nicht die 
notwendige Erfassung der realen Situation vollständig er­
setzen, neben ihr sind insbesondere Daten zur Beurteilung 
von Nutzungsansprüchen und -konflikten und zu Faktoren 
des Naturhaushaltes zu erfassen, die durch die Pflanzen­
und Tierwelt nur unzureichend wiedergegeben werden. 

Dies hat dazu geführt, daß in der Regel vorhandene Unterla­
gen benutzt und interpretiert werden (vgl. Anlage 2), so die 
topographischen Karten, Bodenkarten, Karten der potentiel­
len natürlichen und realen Vegetation und dgl. mehr sowie 
deren Ergänzung durch eigene Kartierungen und Untersu­
chungen des Planers. Dabei ergibt sich neben inhaltlich­
fachlichen Problemen die Frage der Honorierung. So sieht 
die Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI), 
die Grundlage der Honorarberechnung für Landschaftsplä­
ne ist, die Erfassung der natürlichen Grundlagen als eine 
besondere Leistung vor. Diese sollte von der Gemeinde zu­
sätzlich auch in Auftrag gegeben werden. 

Neben der Erfassung der ökologischen und gesellschaftl i­
chen Daten stellt die Ordnung und Bewertung der auf den 
Naturhaushalt bezogenen Daten ein methodisches Haupt­
problem dar. In der Vergangenheit wurden dazu mehrere 
Wege beschritten, u.a. 

die Abgrenzung von landschaftsökologlschen Raumein­
heiten, 

die Ausweisung von Naturraumpotentialen, 

die ökologisch-funktionelle Raumgliederung und 

die Abgrenzung von Biotoptypen, 

die die Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege in un­
terschiedlicher Intention verfolgen (vgl. Abschnitt 4.1). 

Die Abgrenzung von Biotoptypen ist flächendeckend erst­
mals im Rahmen des Landschaftsprogramms Berlin (das 
Landschaftsprogramm Berlin steht auf der Ebene des Flä­
chennutzungsplanes) für das Artenschutzprogramm durch­
geführt worden. D.h. die Methodik ist noch nicht allgemein 
bekannt und diskutiert worden, daher wurde sie im Ab­
schnitt 4.1 auch nicht behandelt. Dem Vorteil, hiermit eine 
problem- und zielorientierte Abgrenzung zu haben, steht 
wahrscheinlich der Nachteil entgegen, nach relativ instabi­
len Kriterien (Pflanzen- und Tierwelt) und nicht für alle Auf­
gabenfelder der Landschaftsplanung eine sinnvolle Abgren­
zung gefunden zu haben. 

Aus den zur Zeit sich noch in der Diskussion befindlichen 
Ordnungs- und Bewertungsverfahren für die ökologisch-ge­
stalterischen Grunddaten erscheint es wenig sinnvoll, be­
reits jetzt ein Verfahren zu favorisieren, insbesondere bei 
der unterschiedlichen inhaltlichen und verfahrenstechni­
schen Ausgestaltung der Landschaftsplanung. Stattdessen 
erscheint ein EDV-gestütztes Landschaftsinformationssy­
stem begrüßenswert, mit dessen Hilfe sowohl die vorge­
stellten Verfahren elektronisch nachgebildet werden könn· 
ten (instrumenteller Einsatz des Landschaftsinformations­
systems), oder aber es lassen sich methodisch neue Wege 
der Datenerfassung und -bewertung beschreiten (EDV-Me­
thodik). 

Entscheidend für die Wirksamkeit der Landschaftspläne ist 
ihre eigene Verbindlichkeit oder ihre Umsetzung in rechts­
wirksame Pläne. Die in den vorbereitenden Bauleitplan inte-

grierten Teile des Landschaftsplanes müssen die gleiche 
Verbindlichkeit erhalten wie der Bauleitplan. Dies gilt auch 
für den Fall, daß der Landschaftsplan Teilplan (Bestandteil) 
des Flächennutzungsplanes ist. 

Das Erlangen der Wirksamkeit setzt die volle Einbeziehung 
des Landschaftsplanes in das Verfahren mit der Abstim­
mung der Träger öffentlicher Belange, die Anhörung der Öf­
fentlichkeit (sowohl vorgezogene Bürgerbeteiligung nach 
§2a BBauG wie auch Auslegung im Plangenehmigungsver­
fahren) und die Genehmigung durch den Regierungspräsi­
denten voraus. 

Der Landschaftsplan ist - wenn er in den Flächennut­
zungsplan integriert wird - ein vorbereitender behördenver­
bindlicher Plan (dies gilt nicht für Nordrhein-Westfalen und 
die Stadtstaaten). 

Er wird umgesetzt durch: 

- Bebauungspläne (integriert oder getrennt) 

- Planfeststellungsverfahren für Fachplanungen (Land-
schaftspflegerischer Begleitplan oder Einarbeitung der 
Ausgleichsmaßnahmen in den Fachplan) 

- andere Ortssatzungen, wie Baum- und Uferschutzverord­
nungen 

- naturschutzrechtliche Verfahren (Ausweisung von 
Schutzgebieten und -objekten). 

Die gültige Planzeichenverordnung für Bauleitpläne (Planz. 
V 81 vom 30.7.1981 BGB 1., S. 833) ist in ihrer jetzigen Form 
nicht geeignet, die Inhalte der Landschaftsplanung darzu­
stellen; denn die Planzeichen 

- unterscheiden nicht zwischen Bestand und Planung 

- sind überwiegend auf die Ordnung bebauter Bereiche, 
nicht auf freie Landschaftsräume ausgerichtet 

sind nicht geeignet für die Darstellung einzelner Bäume, 
Landschaftsstrukturen und -bestandteile (Hangkanten, 
Bäche u.a). 

Für die Erweiterung der Planzeichenverordnung liegen Ent­
würfe in veschledenen Bundesländern vor: Außerdem wird 
ein Konzept von einer Arbeitsgruppe der Länderarbeitsge­
meinschaft für Naturschutz, Landschaftspflege und Erho­
lung erarbeitet. 

Bestandsaufnahme und Bewertung als Grundlage des 
Landschaftsplanes müssen im gesamten Verfahren sicht­
bar bleiben bis zur Überprüfung durch die Höhere Natur­
schutzbehörde und die Genehmigung des Regierungspräsi­
denten. Während der Ausarbeitung der Planungskonzepte 
muß der Landschaftsplan neben dem Flächenutzungsplan 
als eigener Plan bearbeitet werden, um mögliche Konflikte 
und Alternativen darzustellen. Das gi lt besonders für die 
vorgezogene Bürgerbeteiligung und die ersten Beschlüsse 
im Gemeinderat. Bei der Vorlage von zwei getrennten Plä­
nen zur Genehmigung (Landschaftsplan und Flächennut­
zungsplan) ist eine Übereinstimmung der wesentlichen Pla­
nungsaussagen erforderlich. 

Die meisten Bundesländer haben In den letzten 2ü Jahren 
die früher ehrenamtlich tätigen Beauftragten für Natur­
schutz ersetzt durch hauptberuflich tätige Fachleute in den 
Unteren, Höheren und Obersten Naturschutzbehörden. Aus­
nahmen bilden noch die Länder Baden-Württemberg und 
Niedersachsen. Kreisfreie Städte haben eigene Natur­
schutzbehörden als Sachgebiete Ihrer Ordnungsämter auf­
gebaut. Durch die Fachkräfte für Naturschutz und Land­
schaftspflege in den Behörden des Wasser- und Straßen­
baus und der Flurbereinigung ist die Umsetzung land­
schaftsplanerischer Ziele verbessert worden. 
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Mit der Einrichtung der Landesanstalten und Landesämter 
für Naturschutz, Landschaftspflege und Umweltschutz ist 
das Angebot der Daten und ihre Qualität entscheidend ver­
bessert worden. Sehr wichtig ist die Beteiligung der Anstal­
ten und Ämter an allen Planfeststellungsverfahren (wie z.B. 
in Bayern) und auch an sonstigen Planungsverfahren als 
Träger öffentlicher Belange. 

Bei den Unteren Naturschutzbehörden, in der Regel den 
Landkreisen, sind die Mitarbeiter für Naturschutzfragen oft 
überfordert. Sie sollen an der Aufstellung der Landschafts­
pläne beteiligt werden, sie müssen neben dem Vollzug von 
Landschaftsplänen in der Bauleitplanung landschaftspla­
nerische Auflagen zu Planfeststellungsverfahren überwa­
chen und Rechtsverordnungen vorbereiten und überwa­
chen. Den Sachbearbeitern für Naturschutz fehlt oft die für 
diese Aufgaben notwendige Selbständigkeit und sie sind 
weisungsgebunden. Eine ihren g~setzlichen Aufgaben ent­
sprechende Ausstattung dieser Amter kann durch Umset­
zung von Stellen aus rückläufigen Fachbereichen erreicht 
werden. 

4.3 Eingriffsregelung - Umweltverträglichkeitsprüfung 

Zur Klärung des Begriffs 
„ Ausgleichsmaßnahmen " 

Das Bundesnaturschutzgesetz hat in§ 8 Abs. 1 die „ Eingriffe 
in Natur und Landschaft" erläutert, und in einigen Landesge­
setzen, so in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Hessen 
und Berlin, ist im einzelnen festgelegt, welche Maßnahmen in 
der Regel als Eingriffe und welche nicht als Eingriffe anzuse­
hen sind. Nicht so eindeutig lassen sich die Gesetze darüber 
aus, wann ein Eingriff ausgeglichen ist. Es heißt zwar in § 8 
Abs. 2 BNatSchG, daß ein Eingriff ausgeglichen ist, wenn 
nach seiner Beendigung keine erhebliche oder nachhaltige 
Beeinträchtigung des Naturhaushaltes zurückbleibt und das 
Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder 
neu gestaltet ist. Die gesetzliche Fiktion wirft fachlich erheb­
liche Probleme auf, z.B. welchen Maßstab man im Vergleich 
des alten mit dem neuen Zustand der Landschaft anlegen 
soll? Ein echter Ausgleich Im Sinne des Wortes ist nicht mög­
lich, weil der neue Zustand ein anderer ist als der alte. Eigent­
lich handelt es sich auch bei den „ Ausgleichsmaßnahmen" 
um „Ersatzmaßnahmen", weil in aller Regel ein veränderter 
Zustand von Natur und Landschaft eintritt. Es bedarf dann ei­
ner sachverständigen Beurteilung, ob und wieweit diese 
Maßnahmen als „Ausgleich" für die Auswirkungen des Ein­
griffs ausreichen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen der Länder sehen als „ Er­
satzmaßnahmen" solche Maßnahmen vor, die an anderer 
Stelle, also abseits des Eingriffsortes, vorgenommen wer­
den müssen. Ersatzmaßnahmen sind solche Maßnahmen, 
die nach Abwägung im Sinne von § 8 Abs. 3 BNatSchG in 
Verbindung mit Abs. 9 vorzunehmen sind. Wenn Ersatzmaß­
nahmen örtlich und zeitlich nicht möglich sind, dann kann 
nach den Rechtsvorschriften in einigen Bundesländern Er­
satz oder Ausgleich in Geld geleistet werden. In diesen Fäl­
len ist es erwartungsgemäß schwieriger zu beurteilen, ob 
und wieweit die Beeinträchtigungen eines Eingriffs ersetzt 
werden können. Dies bedarf gründlicher und nachvollzieh­
barer Untersuchung und Beurteilung durch Sachverständi­
ge. In jedem Fall aber muß sichergestellt werden, daß sich 
der Verursacher nicht durch finanziellen Ersatz „freikaufen" 
kann. 

Was ist ein Eingriff? 

In der Wirklichkeit ist es nicht so einfach festzustellen, wel­
che Auswirkungen ein Eingriff hat. Es liegen aber bereits 
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einige Arbeiten über Eingriffe und ihre Wirkungen vor. So 
stellte KRAUSE (1978) in seinen Untersuchungen von Wir­
kungszusammenhängen durch Eingriffe fest, daß sich jede 
Nutzungsform in Stoff- und Energieentnahme und/oder 
Stoff- und Energiezugabe äußert, wobei auf der Aktionsseite 
Faktoren in Erscheinung treten, die auf der Reaktionsseite 
Wirkungen, d.h. Zustandsveränderungen, verursachen. Ein­
griffe in die Landschaftsstruktur und in den Landschafts­
haushalt sind somit durch Wirkfaktoren gekennzeichnet, 
die bei Landschaftsfaktoren Wirkungen und Folgewirkun­
gen hervorrufen können. VESTER (1978) setzt sich mit den 
Eingriffen in vernetzte Systeme und ihre integrale Bedeu­
tung auseinander. Er stellt fest, daß dort, wo ein Eingriff ein­
setzt, die Wirkung nicht zu Ende ist, sondern sie gelangt 
über komplizierte Regulatlonsphänomene meist zu sehr 
überraschenden Rückwirkungen. 

Soweit Landesgesetze festlegen, welche Maßnahmen als 
Eingriffe und welche nicht als Eingriffe anzusehen sind, soll 
stellvertretend auf das Landespflegeesetz von Rheinland­
Pfalz (§ 4) in der Fassung vom 5. Februar 1979 und das Land­
schaftsgesetz von Nordrhein-Westfalen(§ 4) in der Fassung 
vom 26. Juni 1980 hingewiesen werden. Aufgru nd der Aufli­
stungen kann in etwa festgestell t werden, welche Maßnah­
men nach dem Naturschutzrecht als Eingriffe anzusehen 
sind. 

Zur Vermeidbarkeit von 
Beeinträchtigungen 

Das geltende Naturschutzrecht hat sich nicht darüber aus­
gelassen, welche Beeinträchtigungen aufgrund eines Ein­
griffs „vermeidbar" bzw. „ unvermeidbar" sind, weil dies nu r 
in jedem Einzelfall konkret feststellbar ist. Die Feststellung 
der Vermeidbarkeit bzw. Unvermeidbarkeit aufgrund § 8 
Abs. 2 BNatSchG, aber auch die Festlegung der erforderli­
chen Ausgleichsmaßnahmen setzen daher zwangsläufig 
eine gründliche Prüfung voraus, und zwar vor einem Eingriff, 
also im Vorfeld eines Prokjektes oder einer Planung. In der 
Tat sind diese Feststellungen der Vermeidbarkeit bzw. Un­
vermeidbarkeit einschließlich der Bestimmung von § 8 Abs. 
3 Untersagung" ein bedeutsames Element zu einer Um­
w~itverträglichkeitsprüfung (UVP). Man muß sich die Frage 
stellen warum die vom Gesetz gebotene Mögl ichkeit bis­
lang nicht genutzt worden ist. Es sind nur wenige Projekte 
von Fachplanungen bekannt, für die rechtzeitig eine gründ li­
che Prüfung der vorgenannten Art vorgenommen worden 
sind. 

Wenn die gesetzliche Regelung der Eingriffe in Natur und 
Landschaft aufgrund § 8 BNatSchG als ein Ansatz zur UVP 
erachtet werden kann, dann muß auch ausgesagt werden, 
ob und inwieweit sich die Elngrlffsregelung von den Vorstel­
lungen einer UVP unterscheidet. Wenn in den Gesetzen fest­
gelegt Ist , daß der Verursacher eines Eingriffs zu verpflich­
ten ist, vermeidbare „ Beeinträcht igungen" von Natur und 
Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Maßnah­
men durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege auszugleichen, so kann man davon ausge­
hen, daß der „ Eingriff" im Grundsatz bereits gebilligt Ist und 
die vorgenannten Verpflichtungen im Planfestellungsver­
fahren entschieden werden. Wenn nach § 8 Abs. 3 BNat­
SchG ein Eingriff gegebenenfalls zu untersagen bzw. unzu­
lässig ist, so kann man daraus ableiten, daß die Prüfung be­
reits rechtzeitig, d.h. vor dem eigentlichen Planungsprozeß, 
vorgenommen werden muß. Man kann jedoch feststellen, 
daß eine Prüfung der Vermeidbarkeit von Beeinträchtigun­
gen bzw. der Zulässigkeit von Eingriffen nach dem z.Z. gel­
tenden Naturschutzrecht zwar vor dem Planfeststellungs­
verfahren vorgenommen werden müßte, die Entscheidung 
in aller Regel aber erst Im Planfestellungsbeschluß getrof­
fen wird. In einer UVP aber, wie sie im Interesse eines wi rk-



samen Natur- und Umweltschutzes für alle landschafts- und 
raumrelevanten Planungen durchgeführt werden sollte, 
muß diese Prüfung vor der Planung und endgültigen Projek­
tierung vorgenommen werden, wei l das Ergebnis auch zu ei­
nem eindeutigen Nein oder zu Alternativvorschlägen und zu 
Auflagen führen kann, die dann nicht erst im Zuge eines Pla­
nungsprozesses, sondern bereits von seinem Beginn an be­
rücksichtigt werden müssen. 

Aus diesem Ablauf ergibt sich auch ein Unterschied in der 
Stelle, die für die Prüfung zuständig ist . Während eine UVP 
von unabhängigen Sachverständigen auszuführen ist und 
die Auswertung der Einzelgutachten von einem unabhängi­
gen Gremium vorzunehmen ist könnte die Prüfung der Ver­
meidbarkeit bzw. Zulässigkeit aufgrund des geltenden Na­
turschutzrechts z.B. im Rahmen der Landschaftsplanung 
vom Verursacher vorgenommen werden. Die Prüfung durch 
den Verursacher aber kann nicht im Sinne einer unabhängi­
gen UVP sein, so daß der Verursacher zwar zu den Kosten 
herangezogen werden sollte, die Prüfung selber aber von 
unabhängigen Stellen und Sachverständigen (zuständige 
Behörde für Naturschutz und Landschaftpflege, entspre­
chendes Landesamt oder Genehmigungsbehörde) durchzu­
führen ist. Der Verursacher aber muß alle die Fakten vorle­
gen, die zur Beurteilung des Eingriffs und seiner Beeinträch­
tigung auf Natur und Landschaft beit ragen können. 

Zur P rüfung der Umweltverträg lichkeit 

Als erste Bekanntmachung mit verbindlichen Konsequenzen 
hat die Bundesregierung mit Wirkung vom 22. August 1975 
eine Beschluß Ober „ Grundsätze für die Prüfung der Umwelt­
verträgllchkelt öffentlicher Maßnahmen des Bundes" gefaßt. 
Die Grundsätze sollen den Geltungsbereich, den Prüfungs­
zweck, die Durchführung der Prüfung, die Beteiligung und 
den Prüfungsablauf regeln. 

Der Umweltbericht 1976 erläutert noch einmal die Grundsät ­
ze für die Prüfung der Umweltverträglichkeit öffentl icher 
Maßnahmen des Bundes. Er führt hierzu aus: 

„Die Grundsätze machen der gesamten Bundesverwaltung 
eine formalisierende Prüfung aller öffentl ichen Maßnahmen 
des Bundes auf ihre Umweltverträglichkeit zur Pflicht (ne­
ben Rechts- und Verwaltungsvorschriften auch Programme 
und Pläne, Verwaltungsakte, Verträge, sonstige nach außen 
wirksame Handlungen). Alle Behörden und Stellen des Bun­
des und ihre zuständigen Bediensteten s ind danach gehal­
ten, bei Vorarbeiten zu öffentlichen Maßnahmen die Frage 
der Umweltbelastung so früh wie möglich ausdrücklich zu 
stellen und berührte Umweltbelange im weiteren Verfahren 
zu berücksichtigen; Ziel ist es, schädliche Umwelteinwir­
kungen zu vermeiden oder sie wenigstens so gering wie 
möglich zu halten oder auszugleichen." 

Zu diesen Grundsätzen des Bundesministers des Innern 
müssen auch einige kritische Anmerkungen vorgebracht 
werden. So heißt es unter Art. 1, Abs. 3: 

„ Diese Grundsätze finden keine Anwendung, soweit in oder 
aufgrund von Rechtsvorschriften spezielle Bestimmungen 
zum Schutz der Umwelt getroffen sind". 

Das bedeutet in der Praxis, daß alle Fachplanungen mit ei­
genen Planfestellungsverfahren, die erfahrungsgemäß be­
sonders tief in den Naturhaushalt der Landschaft eingrei­
fen, von der unmittelbaren Verbindlichkeit der Grundsätze 
ausgenommen sind. Das sind die Straßenplanung, die was­
serbauliche Planung, die Betriebsplanung des Bergbaues, 
die Abfallbeseit igung, die Flurbereinigung und die Forstpla­
nung. Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat inzwischen durch Beschluß vom 18. März 
1977 diese Grundsätze für seinen Geschäftsbereich einge­
führt, jedoch dahingehend eingeschränkt, daß s ie „nicht 

auf ein gesondertes Prüfungsverfahren" abzielen. Wie aber 
soll die Umweltverträglichkeit geprüft werden, wenn kein 
Prüfungsverfahren stattfindet? Auch lassen sich die Grund­
sätze nicht eindeutig Ober den Zeitpunkt der Umweltverträg­
lichkeitsprüfung aus. 

Der Rat erachtet es als notwendig, die fehlenden gesetzli­
chen Grundlagen für die Durchführung einer Umweltverträg­
lichkeitprüfung zu schatten. In jedem Falle aber sollte sich 
die Eingriffsregelung im Naturschutzrecht klar und unmiß­
verständlich darüber auslassen, zu welchem Zeitpunkt und 
von welcher Stelle die Prüfung der Vermeidbarkeit von Be­
einträchtigungen vorzunehmen ist. Die genannten gesetzli­
chen Mängel aber dürfen kein Vorwand sein, vorläufig von 
der Prüfung abzusehen oder sie nur beiläufig im Zuge eines 
Raumordnungs-, Bauleit· oder Planfeststellungsverfahrens 
umzusetzen. Hier liegt eine bedeutende Aufgabe der für Na­
turschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde vor, 
die in den Naturschutzgesetzen enthaltene Verpflichtung 
zur Prüfung der Vermeidbarkeit von Beeinträchtigungen und 
damit der Zulässigkeit von Eingriffen in die Tat umzusetzen. 

In den Grundsätzen der Bayerischen Staatsregierung fü r die 
Prüfung der Umweltverträglichkeit öffent licher Maßnahmen 
vom 12. September 1978 ist ein Ablaufschema vorgesehen, 
das 

eine Vorerhebung, 

eine Prüfung der Umwelterheblichkeit, 

eine Prüfung der Umweltverträglichkeit und 

eine Abwägung der verschiedenen Belange 

vorsieht. Die im Rahmen der Vorerhebung und Prüfung der 
Umwelterhebli chkeit vorgesehenen Schritte könnten von 
den zuständigen Behörden für Naturschutz und Land­
schaftspflege oder den entsprechenden Landesämtern und 
-anstalten vorgenommen werden. Der vorgenannte Ablauf 
würde sicherstellen, daß ein Verzicht auf eine UVP nur dann 
zu verantworten ist, wenn die Vorerhebung und die Prüfung 
der Umwelterheblichkeit dies zulassen. 

Es darf auch nicht übersehen werden, daß die geforderte 
Prüfung der Umweltverträg lichkeit als eine notwendige 
Maßnahme zur Erhaltung und Wiederherstellung der natürli­
chen Umwelt inzwischen ein grenzüberschreitendes Anlie­
gen ist. So wird z.B. in der „Weltstrategie für die Erhaltung 
der Natur" der International Union for Conservation of Natu­
re und Natural Resources (IUCN) aus dem Jahre 1980 als 
vorrangige nationale Maßnahme die „Vorausfeststellung 
möglicher Umwelteinwirkungen bei allen größeren Vorha­
ben" gefordert; das entspricht einer rechtzeitigen Prüfung 
der Umweltverträglichkeit von geplanten Projekten. 

Die Tatsache, daß sich auch die Europäischen Gemein­
schaften eingehend mit dem Komplex befaßt haben und die 
EG-Kommission dem Rat der EG den „Vorschlag einer 
Richtlinie über die Umweltverträg lichkeitsprü fung bei be­
stimmten öffentlichen und privaten Vorhaben " vorgelegt 
hat, läßt erkennen, welche Bedeutung man einer solchen 
Prüfung beimißt. In der Begründung der Richtlinien heißt es: 

„ Mit diesem Vorschlag sollen in die Rechtsvorschriften und 
die Verwaltungspraxis der Mitgliedstaaten einige allgemei· 
ne Grundsätze zur vorherigen UmweltverträglichkeitsprO· 
fung bei öffentl ichen und privaten Vorhaben, die größere 
Auswirkungen auf die Umwelt und Lebensbedingungen ha· 
ben können, eingeführt werden. Die zuständigen Behörden 
in den Mitgliedstaaten haben die Aufgabe, dafür zu sorgen, 
daß vor Genehmigung oder Zustimmung zu bestimmten Vor­
haben die Auswirkungen auf die Umwelt geprüft werden, da· 
mit ihre Beschlüsse auf der Grundlage ausreichender Infor­
mat ion Ober die wichtigsten Umweltaspekte des jeweil igen 
Vorhabens gefällt werden." 
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In der Begründung des Richtlinienvorschlages wird dann 
weiter gesagt, daß „die beste Umweltpolitik darin besteht, 
Umweltbelastungen von vornherein zu vermeiden, statt sie 
erst nachträglich in ihren Auswirkungen zu bekämpten". 
Umweltverträglichkeitsprütungen sind also ein Mittel zur 
Durchtührung einer Vorsorgepolitik. Auch das macht deut­
lich, daß eine UVP nicht während eines Planungs- und Pro­
jektverfahrens, sondern im Zeitpunkt der Vorplanung anzu­
setzen ist. 

Ein Beispiel für die Einführung der UVP ist die Schweiz, die 
als Staat mit ausgeprägt föderativem Charakter im Jahre 
1983 ein Umweltschutzgesetz erlassen hat, das auch die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für 
Großanlagen, zu denen z.B. Flugplätze, Autobahnen, Indu­
strie- und Kraftwerke, Verbrennungsanlagen, Deponien und 
militärische Anlage zählen, zur Pflicht macht. Der Schweize­
rische Bund für Naturschutz nimmt in seiner Zeitschrift 
hierzu Stellung und sagt, daß der Einfluß einer Großanlage 
auf die Umwelt festgestellt werden muß, bevor der Bau be­
willligt werden darf. 

4.4 Modellvorstellungen für Landschaftsplanungen 

Bundesland sc haftsprogramm und 
-berichte 

Von der Bundesregierung soll ein Bundeslandschaftspro­
gramm ausgearbeitet werden, in dem die gesetzlich vorge­
gebenen Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge in ihren räumlichen Grundzügen dargestellt sind. Eine 
wesentliche Begründung für die Ausarbeitung eines sol­
chen Programmes sind die internationalen Verpflichtungen. 
Die Bundesregierung sollte alle 2 Jahre einen Landschafts­
bericht (Umweltbericht) herausgeben, der Aufschluß über 
die Situation von Natur und Landschaft und über den Voll­
zug des Bundeslandschaftsprogrammes gibt. 

L andschafts programm e und 
-beri c hte de r Länder 

Von allen Länderregierungen sollen Landschaftsprogram­
me ausgearbeitet werden, in denen die gesetzlich vorgege­
benen Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
festgelegt sind, die entsprechend der Entwicklung fortge­
schrieben werden müssen. Die Landschaftsberichte (Um­
weltberichte) der Länder sollen ebenfalls alle zwei Jahre er­
stellt werden und den Vollzug der Landschaftsprogramme 
wiedergeben. Die Programme und Berichte von Bund und 
Ländern müssen Grundlage für die Ausarbeitung und Beur­
teilung aller raum- und landschaftsbezogenen Planungen 
sein. 

Land sc haft s rahm enp l äne 

Der Rat sieht es als notwendig an, daß die Landschaftsrah­
menpläne von der zuständ.igen Fachbehörde für Natur­
schutz und Landschaftspflege aufgestellt werden. Die Aus­
sagen sollen soweit wie möglich sowohl von der Landespla­
nung (Landesentwicklungspläne, Regionale Raumord­
nungsprogramme) als auch von der Regionalplanung (Re­
gi0,1alpläne, Gebietsentwicklungspläne) übernommen wer­
den (Sekundärintegration). Nicht übernommene Aussagen 
so!len. für die für Naturschutz und die Landschaftspflege zu­
stand1ge Fachbehörde selbst, die die Pläne aufgestellt hat 
und für die nachgeordneten Behörden verbindlich sein. ' 

Landschaft splä n e 

Der Landschaftsplan sollte die Ziele von Naturschutz und 
Landschaftspflege umfassend darstellen und damit die 
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Grundlage sowohl für die Bauleitplanung als auch die Fach­
planung sein. 

Für die Aufstellung von Landschaftsplänen kommen zwei 
Möglichkeiten in Betracht, wobei beide Modelle eine Stär­
kung der Fachbehörde für Naturschutz und Landschafts­
pflege bedeuten: 

Der Landschaftsplan wird von der Gemeinde in Zusam­
menarbeit und im Einvernehmen mit der für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Behörde aufge­
stellt, wobei die Entscheidung, ob ein Landschaftsplan 
aufzustellen ist, nicht allein bei der Gemeinde liegen 
sollte. Nur so ist sichergestellt, daß ein Landschafts­
plan rechtzeitig unter Berücksichtigung der Ziele von 
Naturschutz und Landschaftspflege erstellt wird. Die 
Gemeinden sollen alle darstellbaren Aussagen eines 
Landschaftsplanes in den Flächennutzungsplan über­
nehmen. Nicht übernehmbare Aussagen sollen für die 
für Naturschutz und Landschaftpflege zuständ ige Be­
hörde selbst verbindlich bleiben. 

Es sollte gründlich geprüft werden, ob die für Natur­
schutz und Landschaftspflege zuständige Behörde den 
Landschaftsplan aufstellt. Der Inhalt des Landschafts· 
planes kann dann durch Übernahme in die Bauleitpla­
nung und in die Fachplanung verbindlich werden.Nicht 
übernehmbare Inhalte bleiben für die für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständige Behörde verpflich­
tend. 

Die Gemeinden und die für Naturschutz und Landschafts­
pflege zuständige Behörde können sich bei der Aufstellung 
der Landschaftspläne fachlich geeigneter Planungsbüros 
bedienen. 

Grünordnung sp läne 

Der Deutsche Rat für Landespflege sieht es als notwendig 
an, daß ein Plan zum Bebauungsplan aus der Sicht von Na­
turschutz und Landschaftspflege erstellt wird. In einigen 
Ländern wird dieser Plan als Grünordnungsplan bezeichnet. 
In Bayern können mit seiner Hilfe Festsetzungen innerhalb 
der zusammenhängend bebauten Ortslagen und im Gel­
tungsbereich der Bebauungspläne getroffen werden. Dieser 
Grünordnungsplan soll grundsätzlich auch im Sinne eines 
landschaftspflegerischen Begleitplans (siehe Eingriffsrege­
lung) Ausgleichsmaßnahmen für die im Bebauungsplan 
festgesetzten Bauflächen enthalten. Es muß sichergestellt 
werden, daß in Zusammenarbeit mit der für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörde die dargestellten 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege bis auf 
die Ebene des Bebauungsplans durchschlagen. Auch wenn 
eine Bebauung im eigentlichen Sinne nicht vorgesehen ist, 
kann ein Bebauungsplan Aufgaben des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege verbindlich festsetzen. Auch hierfür 
ist ein Grünordnungsplan als Teilplan des Bebauungsplans 
aufzustellen. 

Fachplanungen 

Fachplanungen (z.B. Verkehrsplanung, wasserbauliche und 
wasserwirtschaftliche Planungen, Flurbereinigung), die in 
Natur und Landschaft eingreifen, haben aufgrund§ 3 Abs. 2 
BNatSchG die Inhalte vorgegebener Landschaftsrahmen­
pläne und Landschaftspläne als behördenverbindlich zu be­
rücksichtigen, da sie die Ziele für die Entwicklung von Natur 
und Landschat! enthalten. Die Länder müssen entspre­
chend § 6 Abs. 4 BNatSchG die Verbindlichkeit der Land­
schaftpläne auch für die Fachpläne regeln. 

Die Anwendung der Bestimmungen des § 8 erfüllt nicht 
automatisch die in den §§ 1 und 2 BNatSchG enthaltenen 
Ziele und materiellen Rechtsgrundsätze. Auch die in ande-



ren Fachgesetzen (z.B. FlurbG) vorgeschriebenen Regelun­
gen für Naturschutz und Landschaftspflege sind zu beach­
ten (vgl. Abschnitt 4.3 „Eingriffsregelung" . 

5 Empfehlungen 

Da dem Bund eine Vollkompetenz auf dem Gebiet von Na­
turschutz und Landschaftspflege nicht zuerkannt wurde, 
wird es als notwendig erachtet, daß er seine Rahmenkompe­
tenz weit besser ausschöpft als bisher geschehen. 

- In § 5 BNatSchG sollte eine Bestimmung aufgenommen 
werden, die die Bundesregierung verpflichtet, ein Bun­
deslandschaftsprogramm auszuarbeiten, in dem die ge­
setzlich vorgegebenen Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in ihren räumlichen Grundzügen dar­
gestellt sind. Durch in zweijährigem Turnus erscheinen­
de Landschaftsberichte (Umweltberichte) soll Aufschluß 
Ober die Situation von Natur und Landschaft und Ober 
den Vollzug des Bundeslandschaftsprogramms gege­
ben werden. 

- In § 5 BNatSchG sollte festgelegt werden, daß Land· 
schaftsrahmenpläne von der für Naturschutz und Land· 
schaftspflege zuständigen Behörde aufgestellt und die 
raumbedeutsamen Maßnahmen in Abstimmung mit den 
Landesplanungsbehörden in die entsprechenden Pläne 
der Landschaftsplanung (Regionalpläne, Gebietsent­
wicklungspläne) übernommen werden. Der Inhalt der 
Landschaftsrahmenpläne soll für die nachgeordneten 
Behörden für Naturschutz und Landschaftspflege ver­
bindlich sein. 

Die gesetzlichen Regelungen zur Aufstellung von Land· 
schaftsplänen nach § 6 BNatSchG sollten so geändert 
werden, daß eine bessere Einheitlichkeit im Hinblick auf 
Verfahren, Inhalt, Verbindlichkeit und Vollzug in den 
Ländern erreicht wird. Um die Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege umfassend darzustellen, 
sollten sie entweder von den Gemeinden in gleichzeiti­
ger Zusammenarbeit und im Einvernehmen mit der für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behör­
de oder von dieser Behörde in Zusammenarbeit mit der 
Gemeinde aufgestellt werden. Darüber hinaus sollten 
die Länder die Verbindlichkeit der Landschaftspläne 
auch für Fachplanungen regeln. Es sollte auf jeden Fall 
sichergestellt werden, daß Landschaftspläne flächen­
deckend aufgestellt werden. 

- Bereits im BNatSchG sollte die Aufstellung der Gronord· 
nungspläne geregelt werden. So können sich die Ziele 
von Naturschutz und Landschaftspflege bis zur Ebene 
der verbindlichen Bauleitplanung niederschlagen. 

- Die Eingriffsdefinition nach § 8 Abs. 1 BNatSchG, die 
bislang nur „ Veränderungen der Gestalt oder Nutzung" 
von Grünflächen vorsieht, sollte um „Veränderungen 
durch stoffliche Belastungen" erweitert werden. 

- Die in § 8 Abs. 2 BNatSchG enthaltenen Bestimmungen 
zur Feststellung der Vermeidbarkeit bzw. Unvermeidbar­
keit der Auswirkungen von Eingriffen sollte im Sinne ei­
ner Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) weiterentwik· 
kelt werden, um sicherzustellen, daß eine solche Prü­
fung vor einem Eingriff, also im Vorfeld eines Projektes 
oder einer Planung, vorgenommen wird. Damit sollen 
auch die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen wer· 
den, einen Eingriff rechtzeitig zu untersagen, wenn die 
Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden und nicht im er­
forderlichen Maße ausgeglichen werden können. Es 
muß auch sichergestellt werden, daß die Prüfung von 
unabhängigen Sachverständigen und unter Beteiligung 
der für Naturschutz und Landschaftpflege zuständigen 

Behörden durchgeführt wird. Das setzt aber auch Be­
stimmungen Ober die Bürgerbeteiligung voraus (zur Ver­
bändebeteiligung siehe Empfehlung zu§ 29 BNatSchG). 

- § 8 Abs. 2 BNatSchG sollte um Genehmigungstatbestän­
de ergänzt werden, die nach Naturschutzrecht erforder· 
lieh werden könnten, insbesondere für alle Maßnahmen, 
die in Gebieten, die nach§ 20 geschützt werden, eingrei­
fen. 

- Die Ersatzmaßnahmen-Definition (§ 8 Abs. 9) sollte so er­
weitert werden, daß auch die In den Landschaftsplänen 
dargestellten Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege als Ersatzmaßnahmen erachtet werden 
können, damit die Eingriffsregelung nicht nur zur Erhal· 
tung des „Status-quo", sondern auch zur Durchführung 
von Entwicklungsmaßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschattpflege dient. 

- Die Tatsache, daß nur etwa 0,9 % der Flächen des Bun­
desgebietes unter relativ strengem Naturschutz (§ 13 
BNatSchG) stehen und andererseits rd. 26 % als mehr 
oder weniger wirkungsloses „Landschaftsschutzgebiet" 
(§ 15 BNatSchG) ausgewiesen sind, läßt erkennen, daß 
hier die gesetzlichen Grundlagen verbessert werden 
müssen. Nach allen vorliegenden Erfahrungen (vgl. Heft 
41 des Deutschen Rates für Landespflege - „ Integrier­
ter Gebietsschutz") sollten etwa 3 - 4 % der Fläche des 
Bundesgebietes einem strengen Naturschutz unterlie­
gen und etwa 10 - 12 % einen Schutzstatus erhalten, 
der wirkungsvoller ist als der der gegenwärtigen Land­
schaftsschutzgebiete. Über verbindliche flächendecken­
de Landschaftspläne, die mit den Trägern öffentlicher 
Belange abgestimmt sind, könnte ein wirkungsvolles 
Schutzgebietsystem verwirklicht werden. 

Da der Biotopschutz Voraussetzung für den Artenschutz 
ist, sollte auch bereits das BNatSchG den Rahmen (z.B. 
Liste von unbedingt zu schützenden Biotopen) für einen 
ausreichenden Schutz der Biotope von gefährdeten lier­
und Pflanzenarten setzen, der sich dann auch in den In· 
halten der Landschaftspläne niederschlagen muß. 

- In § 29 BNatSchG sollte der Nebensatz in Abs. 1, Satz 2 
(„soweit sie dem einzelnen gegenüber verbindlich sind") 
entfallen, damit die anerkannten Naturschutzverbände 
sich zu allen Landschaftsplänen und Planungen äußern 
können. Absatz 1, Satz 4 des§ 29 BNatSchG sollte da­
hingehend erweitert werden, daß die anerkannten Natur­
schutzverbände rechtzeitig in allen Fällen, bei denen die 
Eingriffsregelung zur Anwendung kommt, beteiligt wer­
den. 

- Es muß deutlicher als bisher geregelt werden, wie die 
Beiräte der für Naturschutz und Landschaftspflege zu­
ständigen Behörden zusammengesetzt sein sollen. Es 
ist wünschenswert, wenn dem Vorsitzenden die frühere 
Funktion eines weisungsungebundenen ehrenamtlichen 
Naturschutzbeauftragten zuerkannt würde. Auch für die 
Beiräte gilt, daß sie rechtzeitig von allen Planungen in 
Kenntnis gesetzt werden müssen. 

In Flurbereinigungsverfahren, die mit in Natur und Land· 
schaft eingreifenden Maßnahmen verbunden sind, sol­
len in Zukunft die Ziele des Naturschutzes und der Land· 
schaftspflege stärker beachtet und im Landschaftsptle­
gerischen Begleitplan berücksichtigt werden. Der Land· 
schaftpflegerische Begleitplan muß eine Beurteilung al­
ler Auswirkungen der Flurbereinigungen auf den Natur­
haushalt und das Landschaftsbild und die notwendigen 
Ausgleichmaßnahmen enthalten; er soll sich vorliegen­
den Landschaftsrahmen- und Landschaftsplänen an­
passen. 

- Solange die Kartierungen schutzwürdiger Biotope („Bio­
topkartierung") über die Landschaftsplanung nicht ver­
bindlich werden, müssen die Länder sicherstellen, daß 
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Relchgegliederte Wallheckenlandschaft im Raum Pinneberg/Holstein. Die Baugebiete dringen immer stärker in die freie Landschaft vor. 

die Ergebnisse in allen landschafts- und raumbezoge­
nen Planungen berücksichtigt werden (z.B. Bayern -
Zusammenarbeitserlaß). 

Aus dem von der LANA-Planzeichen erarbeiteten Mu­
sterkatalog sollten die Länder Planzeichen für die Land­
schaftsplanung verbindlich einführen. Die Übernahme 
der Landschaftspläne in die Bauleitplanung setzt eine 
Überarbeitung und Ergänzung der Planzeichenverord­
nung voraus. 

- Der Rat beobachtet mit Sorge die Überlastung der für 
Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behör­
den. Dennoch sieht er es als notwendig an, diese Behör­
den auch mittelbar oder unmittelbar in die Landschafts­
planung einzuschalten, da nur so die Landschaftspla­
nung wirklich zu dem Planungsinstrument von Natur­
schutz und Landschaftspflege werden kann. Dies wird 
die Arbeitsbelastung noch mehr steigern, so daß mehr 
Fachpersonal nötig wird. Es s ind dennoch keine neuen 
Planstellen erforderlich, denn freiwerdende Stellen aus 
anderen Fachbereichen, deren Aufgaben rückläufig 
sind, können auf die für Naturschutz und Landschafts­
pflege zuständigen Behörden verlagert werden. 

- Bei der Aufstellung von Landschaftsplänen sollten die 
Bürger grundsätzlich - wie bei der Bauleitplanung -
beteiligt werden. 

- Die Ausarbeitung der ökologischen Grundlagen zur 
Landschaftsplanung, vor allem die Erfassung und Be­
wertung des Zustandes der Landschaftsfaktoren, soll­
ten von den Landesanstalten und -ämtern für Natur-
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schutz und Landschaftspflege vorgenommen werden. 
Hierbei sollen auch die Möglichkeiten der Speicherung 
und Abrufung mit Hilfe entsprechender EDV-Systeme 
genutzt werden. 

- Die Methoden zur Erfassung und Bewertung des Natur­
haushalts, des Landschaftsbilds und der schutzwürdi­
gen Pflanzen- und Tierarten zur Erreichung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege bedürfen der 
Weiterentwicklung und der praktischen Anwendung auf 
den verschiedenen Planungsebenen. Hierfür werden ent­
sprechende Forschungsaufträge für notwendig erach­
tet. 

- Der in§ 1, Abs. 1, Nr. 1, § 2, Abs. 1, Nr. 1 und§ 8, Abs. 1 
BNatSchG festgelegte Begriff „ Leistungsfähigkeit" soll 
auch im Sinne von „Funktionsfähigkei t" verstanden wer­
den, um hier Beziehungen zur Nutzung von Natur und 
Landschaft auszuschließen. 

- Aufgabe der Landschaftsplanung ist die Erfassung und 
Darstellung von Natur und Landschaft in Zusammenwir­
ken ihrer Erscheinungen und Nutzungen sowie das Auf­
zeigen der Grenzen ihrer Funktionsfähigkeit und Belast­
barkeit aus der Sicht von Naturschutz und Landschafts­
pflege und den daraus abgeleiteten Schutz-, Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen. Hierzu muß der Naturhaus­
halt als Grundlage für die Landschaftsplanung (aktuelle 
und potentielle Nutzungsansprüche wegen der zu erwar­
tenden Ziel- und Nutzungskonflikte) bewertet und es 
müssen Aussagen über die Verträglichkeit gemacht wer­
den. 



- Die für die Aufstellung von Landschaftsplänen zuständi­
gen Behörden sollten sich grundsätzlich freischaffender 
Sachverständiger (Landschaftsarchitekten) mit entspre­
chender Planungspraxis bedienen. Dies sollte bei den 
Haushaltsansätzen berücksichtigt werden. 

- In der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 
(HOAI) sollten die Leistungen für Landschaftspläne, zu 
denen auch die Erfassung der ökologischen Grundlagen 
gehören, entsprechend dem Stand der Entwicklung an-
gepaßt und geändert werden. · 

Diese Stellungnahme des Rates, die sich mit dem Bereich 
Landschaftsplanung im neuen Naturschutzrecht befaßt, 
wird dem Herrn Bundespräsidenten als Schirmherrn des Ra­
tes, dem Herrn Bundesminister für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten als Auftraggeber, dem Bundesminister 
des Innern, dem Bundesminister für Raumordnung, Bauwe-

sen und Städtebau und den für Naturschutz und Land­
schaftspflege zuständigen Ministerien der Länder mit der 
Bitte zugestellt, von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen und 
die Hinweise und Empfehlungen für künftige Entscheidun­
gen zu berücksichtigen. 

Bonn-Bad Godesberg, den 20. Dezember 1984 

Der Sprecher 

(Prof. Dr. h.c. Kurt Lotz) 
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Anlage 1 

Übersicht über die Aussagen der Referenten zu den verschiedenen Ebenen der Landschaftsplanung 

In dieser Übersicht sind die wichtigsten Aussagen der Refe­
renten (für die Stadtstaaten durch Aussagen ergänzt) zu den 
verschiedenen Ebenen der Landschaftsplanung zusammen­
fassend dargestellt; diese Aussagen geben die Meinung der 
Referenten wieder und sind nicht unbedingt repräsentativ. 

Im Text verwendete Abkürzungen: 

Bebauungsplan 
Flächennutzungsplan 
Landschaftsplan 
Naturschutzgebiet 
Landschaftsschutzgebiet 
Naturdenkmal 

Die Übersicht war mit eine der Grundlagen für die Beurtei­
lung und Auswertung von Landschaftsplanungen (vgl. Ab­
schnitt 3). 

B·Plan 
F·Plan 
L-Plan 
NSG 
LSG 
ND 
GLB Geschützter Landschaftsbestandte il 

Aussagen aus rechtlich-administrativer Sicht 

Landschaftsprogramm 

Baden-Württemberg 

Heißt hier Landschaftsrah· 
menprogramm. Wird vom 
Min. f. Ernährung, Landwirt· 
schalt, Umwelt und Forsten 
aufgestellt und ist über den 
Landesentwicklungsplan be· 
hördenverbindlich, soweit 
Aussagen übernommen wer­
den. Das Landschaftsrah· 
menprogramm ist der ökolo­
gische Beitrag zum Landes· 
entwicklungsplan. Es analy­
s iert und wertet die ökolog i· 
sehe Situation aus landes­
weiter Sicht, stellt die Zielset­
zungen des Naturschutzes, 
der Landschaftspflege und 
der Erholungsvorsorge dar 
und begründet diese. 

Landschaftsrahmenplan 

Baden· Württemberg 

Landschaftsrahmenpläne 
werden durch die Regionalver· 
bände aufgestellt. Die Regio· 
nalversammlung beschließt 
den Plan förmlich. Sie sollen, 
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Bayern 

Wird vom Bay. Staatsministe­
rium f. Landesentwicklung 
und Umweltfragen aufge· 
stellt und von der Bay. Staats­
regierung mit Zustimmung 
des Landtages genehmigt. Es 
ist als Teil des Landesent­
wicklungsprogrammes be­
hördenverbindlich. Die über­
örtlichen raumbedeutsamen 
Erfordernisse und Maßnah· 
men zur Verwi rklichung der 
Ziele und Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Land­
schaftspflege werden darge­
stellt. 

Bayern 

Die Regionalen Planungsver­
bände stellen die Land­
schaftsrahmenpläne auf. Sie 
werden vom Bay. Staatsmini· 
sterium für Landesentwick· 

Hessen 

Kein spezielles Landschafts· 
programm. Landespflegeri· 
sehe Aussagen sind bereits 
1970 in das Hess. Landes· 
raumordnungsprogramm auf. 
genommen worden. 

Hessen 

Landschaftsrahmenpläne 
werden von den Trägern der 
Regionalplanung (regionale 
Planungsversammlung und 
obere Landesplanungsbehör· 

Niedersachsen 

Landschaftsrahmenpro­
gramm einschließlich Arten· 
schutzprogramm wird von der 
obersten Naturschutzbehör­
de aufgestellt. Es werden nur 
diejenigen Aussagen behör· 
denverbindlich, die im Lan­
desraumordnungsprogramm 
Aufnahme gefunden haben. 
Es handelt sich beim Land· 
schaftsprogramm um eine 
gutachtliche Darstellung der 
erforderlichen Maßnahmen 
des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege (ein· 
schließ!. Artenschutzpro­
gramm). 

Für die Naturschutzbehörden 
Ist das Programm verbind· 
lieh. Es baut auf der Erhe· 
bung der für den Naturschutz 
wertvollen Bereiche in Nds. 
auf. 

Niedersachsen 

Landschaftsrahmenpläne 
werden von der unteren Na· 
turschutzbehörde (Landkrei· 
se) aufgestellt. Es handelt 
sich um eine gutachtliche 

Nordrheln·Westfalen 

Kein spezielles Landschafts· 
programm. Landespflegeri­
sche Aussagen sind in das 
Landesentwicklungspro­
gramm integriert. 

Nordrhein· Westfalen 

Die Gebietsentwicklungsplä· 
ne erfüllen die Funktion eines 
Landschaftsrahmenplans. In 
NRW is t die Landschaftspla· 
nung nur zweistufig. 



Rheinland-Pfa iz 

Heißt hier Landespflegepro­
gramm einschließlich Arten­
schutzprogramm. Die oberste 
Landespflegebehörde (Min. f. 
Soziales, Gesundheit und 
Umwelt) stellt es auf. Über 
das Landesentwicklungspro­
gramm wird es behördenver­
bindlich, da es darin zum Be­
standteil wird. Die Erforder­
nisse der Landespflege für 
das gesamte Landesgebiet 
unter Beachtung der Grund­
sätze und Ziele von Raumord­
nung und Landesplanung sol­
len im Landespflegepro· 
gramm einschl. Artenschutz­
programm dargestellt wer· 
den. 

Rheinland-Pfalz 

Landschaftsrahmenpläne 
werden von der oberen Lan­
despflegebehörde aufgestellt 
und durch die regionalen 
Planungsgemeinschaften be· 

Saarland 

Das Landschaftsprogramm 
einschl. Artenschutzpro­
gramm wird von der obersten 
Naturschutzbehörde aufge­
stellt, dabei wirken die betei· 
ligten Landesminister und 
die Gemeinden sowohl die 
Gemeindeverbände mit. Der 
Landesplanungsbeirat und 
die betroffenen öffentlichen 
Planungsträger sind anzuhö­
ren. Der Inhalt des Land· 
schaftsprogramms ist nach 
Bekanntmachung zu .beach· 
ten". Raumbedeutsame Aus· 
sagen werden ins Landesent­
wicklungsprogramm über­
nommen. Das Landschafts­
programm enthält die Zielset· 
zungen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege 
für die weitere Entwicklung 
von Natur und Landschaft 
des gesamten Landes; dabei 
sind die ökolog ischen Grund· 
lagen für die Landschaftsent­
wicklung zu erarbeiten und 
darzustellen. 

Saarland 

Die Landschaftsrahmenplä­
ne werden von der obersten 
Naturschutzbehörde aufge­
stel lt. Der Minister für Um· 
weit, Raumordnung und Bau· 

Schleswig-Holstein 

Kein spezielles Landschafts· 
programm. Landespflegeri­
sche Aussagen sind in den 
Landesraumordnungsplan in­
tegriert. 

Schleswig-Holstein 

Die Landschaftsrahmenplä­
ne werden von der obersten 
Landschaftspflegebehörde 
aufgestellt. Es sind nur die· 
jenigen Erfordernisse und 

Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 

Berlin 
Landschaftsprogramm einschl. Artenschutzprogramm wird 
von der obersten Naturschutzbehörde aufgestellt und durch 
Senatsbeschluß mit Zustimmung des Abgeordnetenhauses 
genehmigt. Es erhält entweder a) eigene Behördenverbind­
lichkeit oder wird (raumbedeutsame Erfordernisse und Maß· 
nahmen) b) in den Flächennutzungsplan übernommen. 
Unter Abwägung mit der forstlichen Rahmenplanung sind 
auch in einer Analyse und Bewertung der Zustand von Natur 
und Landschaft sowie die Entwicklungsziele für Natur und 
Landschaft darzustellen. 

Bremen 
Das Landschaftsprogramm wird von der obersten Natur­
schutzbehörde aufgestellt und vom Landtag (Bürgerschaft) 
aufgrund der Vorlage des Senats genehmigt. Es erhält entwe­
der a) eigene Behördenverbindlichkeit durch Beschlußfas· 
sung der Bürgerschaft oder b) Behördenverbindlichkeit derje­
nigen raumbedeutsamen Erfordernisse und Maßnahmen, die 
in das Landesraumordnungsprogramm Aufnahme gefunden 
haben. 
Es wird unter Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Pia· 
nungen und Maßnahmen aufgestellt. Es enthält eine Analyse 
und Bewertung des Zustandes von Natur und Landschaft und 
die Entwicklungsziele. 

Hamburg 
Das Landschaftsprogramm einschl. Artenschutzprogramm 
wird von der Behörde für Bezirksangelegenheiten, Natur· 
schutz und Umweltgestaltung - Amt f. Landschaftsplanung 
- aufgestellt und nach der Verabschiedung vom Senat 
durch Beschluß der Bürgerschaft festgestellt. Es erhält Be­
hördenverbindlichkeit durch Beschluß der Bürgerschaft. Der 
Flächennutzungsplan muß beachtet werden; Änderungen 
des F-Planes können Änderungen des Landschaftsprogram­
mes erforderlich machen. Das Landschaftsprogramm enthält 

eine Bestandsaufnahme des vorhandenen Zustandes von 
Natur und Landschaft und eine Bewertung 
die Entwicklungsziele für die Ordnung, die Pflege und den 
Schutz von Natur und Landschaft und 
die Leitlinie für die erforderlichen Schutz-, Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen. 

Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 

Berlin 
Wegen der zweistufigen Verwaltungsstruktur gibt es In Berlin 
keinen Landschaftsrahmenplan. 
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noch 
Landschaftsrahmenplan 

Baden-Württemberg 

soweit erforderlich und geeig­
net, in die Regionalpläne auf­
genommen werden und wer­
den dadurch behördenverbind­
lich. Für das Aufstellungsver­
fahren und den Inhalt der Plä­
ne liegt ein Richtlinienentwurf 
vor. Schwierigkeiten bestehen 
hinsichtlich der Abgrenzung 
der Planungshoheit der Ge­
meinden. Mit dem Regierungs­
präsidium als höherer Natur­
schutzbehörde muß bei der 
Aufstellung das Benehmen 
hergestellt werden. Arbeits­
gruppen, in denen die Forstdi­
rektoren und die Landesan­
stalt für Umweltschutz mitwir­
ken, begleiten die Arbeit am 
Landschaftsrahmenplan. 

Landschaftsplan 

Baden-Württemberg 

Landschaftspläne werden 
vom Träger der Bauleitpla­
nung (Gemeinde) aufgestellt. 
Sie werden über den Flächen­
nutzungsplan behördenver­
bindlich. „Die Landschafts­
und Grünordnungspläne sol­
len, soweit erforderlich und 
geeignet, in die Bauleitpläne 
aufgenommen werden." Die 
für die Genehmigung der 
Bauleitpläne zuständige Be­
hörde hat zu prüfen, ob die 
landschaftlichen Belange bei 
der Abwägung ausreichend 
berücksichtigt worden sind. 
Landschaftspläne müssen 
nicht flächendeckend sein. 
Wenn kein Landschaftsplan 
aufgestellt wird, muß das im 
Bauleitplan begründet wer-
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Bayern 

lung und Umweltfragen im 
Einvernehmen mit den übri­
gen Staatsministerien geneh· 
migt. Sie werden als Teil Ober 
den Regionalplan unter der 
Überschrift „ Natur und Land­
schaft" behördenverbindiich. 
Das Bay. Staatsministerium 
für Landesentwicklung u. 
Umweltfragen stellt Land­
schaftsrahmenpläne selbst 
auf, genehmigt sie auch 
selbst. Landschaftsrahmen­
pläne haben nur die Funktion 
von fachlichen Programmen 
und Plänen und sind eben­
falls behördenverbindlich. 
Landschaftsrahmenpläne 
hatten ursprünglich einen 
sehr umfassenden Inhalt (flä­
chendeckende Kartierung, 
Grundlagenuntersuchungen, 
ökologische Grundausstat­
tung, Ausweisung von Land­
schaftsschutzgebieten), der 
aber in der Praxis z.B. von 
den Gemeinden nicht gern 
akzeptiert wurde. Daher wur­
de der Inhalt „ausgedünnt" 
(u.a. Verzicht auf Nennung 
der Gemeinden, die Land­
schaftspläne erstellen soll­
ten, Rücknahme der verbind­
lichen Ausweisung von LSG 
und Naturparken, Reduktion 
der Planungsaussagen, Än­
derung des Planungsmaßsta­
bes, Einführung eines neuen 
Begriffs „landschaftliche 
Vorbehaltsgebiete", die ver­
bindlich im Regionalplan dar­
gestellt werden). Diese neue 
Form des Landschaftsrah­
menplanes wird z.Z. allge­
mein von den Beteiligten ak­
zeptiert. 

Bayern 

Landschaftspläne werden 
von der Gemeinde aufgestellt 
und entsprechend BBauG § 6 
genehmigt, sobald und so­
weit dies aus Gründen des 
Naturschutzes und der Land­
schaftspflege erforderlich ist; 
sie können dabei auf Tei­
le des Bauleitplanes be· 
schränkt werden. Über den 
Flächennutzungsplan wer­
den sie behördenverbindlich. 
Falls kein Bauleitplan erfor­
derlich ist, hat der Land­
schaftsplan die Rechtswir­
kung eines Flächennutzungs­
plans. Die Gemeinden haben 
Immer noch ein großes Miß­
trauen und fürchten, In ihrer 
Planungshoheit eingeengt zu 
werden. 

Hessen 

de - Regierungspräsident) 
aufgestellt. Die oberste Lan­
desplanungsbehörde geneh­
migt die Pläne. Als Bestand­
teil der Regionalen Raum­
ordnungspläne werden sie 
behördenverbindlich. Land­
schaftsrahmenpläne stellen 
die überörtlichen Erfordernis­
se und Maßnahmen zur Ver­
wirklichung der Ziele des Na­
turschutzes und der Land­
schaftspflege dar (z.B. NSG, 
LSG, ND, GLB, klimatisch be­
deutsame Bereiche, regiona­
le Grünzüge usw.). 

Hessen 

Landschaftspläne werden 
von den Trägern der Bauleit­
planung (Gemeinden) aufge­
stellt; ihre Genehmigung er­
folgt im Rahmen der Bauleit­
planung nach Anhörung der 
oberen Naturschutzbehörde. 
Der Landschaftsplan liefert 
für die Bauleitplanung den 
ökologischen und land­
schaftsgestalterischen Bei­
trag. Behörden- bzw. Rechts­
verbindlichkeit durch Bauleit­
planung. 
Bis zur Übernahme in die 
Bauleitplanung ist der Land­
schaftsplan auch als Gutach· 
ten anwendbar und kann bei 
Eingriffen abgefragt werden. 
Er soll daher Grundlagen 
und Vorschläge sowie Aus-

Niedersachsen 

Darstellung des Zustands 
von Natur und Landschaft 
und der erforderlichen Maß­
nahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, 
die keiner förmlichen Be­
schlußfassung durch die Or­
gane des Landkreises bzw. 
der kreisfreien Städte bedür­
fen. Sie haben keine eigene 
Behörden- bzw. Rechtsver­
bindlichkeit, abgesehen von 
Aussagen, die Aufnahme fin­
den in Schutzverordnungen, 
Planfeststellungsbeschlüsse 
in der Eingriffsregelung, in 
Raumordnungsprogrammen 
und Bauleitplänen. 
Die Funktion des Land­
schaftsrahmenplans Ist nicht 
auf den Beitrag zur Regional­
planung beschränkt. Er ist 
der zentrale Fachplan der un­
teren Naturschutzbehörde. 
Sie leitet aus ihm das 
Programm zur Ausweisung 
von Schutzgebieten ab. Der 
Landschaftsrahmenplan ist 
Grundlage zur Beurteilung 
von Eingriffen. Der Inhalt der 
Landschaftsrahmenpläne ist 
im Gesetz festgelegt (NSG, 
ND, GLB, Schutz-, Pflege- und 
Entwicklungsziele, Maßnah­
men des Artenschutzes). Es 
ist z.Z. noch kein Land­
schaftsrahmenplan abge­
schlossen. Landschaftsrah­
menpläne werden flächen­
deckend erstellt. 

Niedersachsen 

Landschaftspläne werden 
von den Gemeinden aufge­
stellt. Nur diejenigen Aussa­
gen, die in die Bauleitpläne 
aufgenommen werden, erhal­
ten Rechtsverbindlichkeit. Im 
Erläuterungsbericht zum F­
Plan und in der Begründung 
zum B-Plan soll dargelegt 
werden, wie weit die Ziele 
und Grundsätze des Natur­
schutzes und der Land­
schaftspflege berücksichtigt 
worden sind. 
Der Landschaftsplan ist ein 
in eigener Verantwortung der 
Gemeinde aufzustellender 
Plan, der folglich nur ge­
meindliche Aufgaben zum In­
halt haben kann (z.B. Vorbe­
reitung, Ergänzung und Be-

Nordrhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen 

Landschaftspläne werden 
von der unteren Landschafts­
behörde unter Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belan­
ge aufgestellt. Die höhere 
Landschaftsbehörde geneh­
migt die Pläne. Festsetzun­
gen forstlicher Art werden im 
Einvernehmen mit der unte­
ren Forstbehörde getroffen. 
Landschaftspläne werden 
von den Kreisen und kreisfrei­
en Städten als Satzung be­
schlossen und sind voll 
rechtsverbindlich. Ihr Gel­
tungsbereich liegt außerhalb 
der im Zusammenhang be­
bauten Ortsteile und des Gel­
tungsbereichs des Bebau­
ungsplans. Der Inhalt der 
Landschaftspläne ist gesetz-



Rheinland-Pfalz 

schlossen. Es werden diejeni· 
gen Aussagen behördenver· 
bindlich, die in die regionalen 
Raumordnungspläne aufge· 
nommen werden. Sie enthal· 
ten Angaben Ober künftige 
Nutzung und Gestaltung der 
Landschaft im AuBenbereich, 
die anzustrebende städtebau· 
liehe Entwicklung, Gebiete, 
in denen besondere MaBnah· 
men zur Verbesserung des 
Wohn· und Erholungswertes 
getroffen werden müssen, 
LSG, NSG, Naturparke, GLB, 
ND sowie Schutzwaldungen. 

Rheinland·Pfalz 

Der Landschaftsplan zum 
Flächennutzungsplan wird 
von den Verbandsgemeinden 
aufgestellt und unmittelbar in 
den F·Plan (entsprechend 
BBauG-Verfahren) integriert 
und ist dann behördenver· 
bindlich. In einem Erläute· 
rungsbericht zum F·Plan sol· 
len Angaben Ober Zustand 
und Bewertung von Natur 
und Landschaft enthalten 
sein und dargelegt werden, 
Inwieweit Ziele des Natur· 
schutzes und der Land· 
schaftspflege Beachtung ge· 
funden haben. Aus der lnte· 
gratlon der Landschaftspla· 
nung in die Bauleitplanung 
folgert, daB die Ziele und 
Grundsätze des Naturschut· 

Saarland 

wesen hat dabei die Mitwir· 
kung der beteiligten Landes· 
minister sicherzustellen und 
den Landesplanungsbeirat 
sowie die „weiteren betroffe· 
nen öffentlichen Planungs· 
träger" anzuhören. Auch die 
Gemeinden und Gemeinde· 
verbände wirken bei der Auf· 
stellung mit. Der gesamte In· 
halt ist behördenverbindlich 
und muß von allen öffentli· 
chen Planungsträgern beach· 
tet werden. Die raumbedeut· 
samen Aussagen werden in 
den Landesentwicklungsplä· 
nen Obernammen. Die Land· 
schaftsrahmenpläne enthal· 
ten die für Teile des Landes 
ausgeformten Zielsetzungen 
des Landschaftsprogrammes 
und die Grundzüge der Ober· 
örtlichen Maßnahmen zu ih· 
rer Verwirklichung. 

Saarland 

Landschaftspläne werden von 
den Gemeinden aufgestellt 
und von der obersten Natur­
schutzbehörde genehmigt. 
Der Inhalt ist insgesamt be­
hördenverbindlich nach Be· 
kanntmachung und von allen 
öffentlichen Planungsträgern 
zu beachten; auBerdem be­
steht Rechtsverbindlichkeit 
for diejenigen Inhalte, die in 
Bebauungspläne Obernom· 
men worden sind. 
Landschaftspläne sind aufzu­
stellen, sobald und soweit es 
aus Gründen des Naturschut­
zes und der Landespflege er­
forderllch ist. Landschaftsplä· 
ne benachbarter Gemeinden 
sollen aufeinander abge· 
stimmt werden. 

Schleswig·Holsteln 

MaBnahmen behördenver­
bindlich, die Aufnahme in 
die Raumordnungspläne ge· 
funden haben. Die raumbe­
deutsamen Erfordernisse 
und MaBnahmen der Land· 
schaftsrahmenpläne werden 
nicht nur in die Regionalplä­
ne, sondern bei Überarbel· 
tung des Landesraumord· 
nungsplans auch in diesen 
übernommen. Bei der Erstel­
lung der Landschaftsrahmen­
pläne wurde gesehen, daB 
konkrete Aussagen zur Ein· 
grlffsplanung nicht durch· 
setzbar sind. Daher konnten 
nur mittelbar materiell wir­
kende Aussagen aufgenom· 
men werden. Die Ausweisung 
und Abstimmung der reinen 
fachplanerischen Aussagen 
zum Schutz von Natur und 
Landschaft ist weniger pro· 
blematisch. 

Schleswig·Holstein 

Landschaftspläne werden 
von den Gemeinden aufge· 
stellt, sobald und soweit es 
aus Gründen des Naturschut· 
zes und der Landschaftspfle­
ge erforderlich ist. Die ober­
ste Landschaftspflegebehör· 
de gibt eine abschlieBende 
Stellungnahme dazu ab. Die 
Gemeinde beteiligt die untere 
Landschaftspflegebehörde 
bei der Aufstellung des Land· 
schaftsplans. Es werden nur 
diejenigen Aussagen behör­
den· bzw. rechtsverbindlich, 
die Aufnahme in die Bauleit­
planung gefunden haben. Bei 
der Vorlage zur Genehmigung 
des Bauleitplans ist ein Land· 
schaftsplan beizufügen. 
Der Landschaftsplan hat 

Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 

Bremen 
s.o. 

Hamburg 
s.o. 

Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 

Berlin 
Landschaftspläne werden von der unteren Naturschutzbe­
hörde (Bezirksamt) nach Zustimmung des für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Mitglieds beim Senat 
aufgestellt. Sie können eigene Rechtsverbindlichkeit durch 
Rechtsverordnung, festgesetzt vom für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Mitgl ied des Senats, erhal· 
ten. Sie können aber auch Rechtsverbindlichkeit durch Über­
nahme der raumbedeutsamen Erfordernisse und MaBnah­
men Ober den Bebauungsplan erhalten. 

Bremen 
Landschaftspläne werden von der unteren Naturschutzbe· 
hörde aufgestellt und von den. Gemeinden genehmigt. Ein 
Landschaftsplan kann eigene Rechtsverbindlichkeit erhal­
ten, wenn er als Satzung von den Gemeinden beschlossen 
wird. 
Behörden· bzw. Rechtsverbind lichkeit besteht für diejenigen 
raumbedeutsamen Erfordernisse und Maßnahmen, die Auf· 
nahme in die Bau leitpläne gefunden haben. 
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noch 
Landschaftsplan 

Baden-Württemberg 

den. Die Träger der Bauleit· 
planung beauftragen l.d.R. 
freie Planungsbüros mit der 
Erarbeitung der Pläne. Dies 
müssen keine Landschafts· 
planungsbüros sein, in einer 
Richtlinie ist lediglich ge· 
fordert: „ fachlich geeignete 
Personen". Landschaftsplä· 
ne sollten gleichzeitig mit 
der Bauleitplanung erstellt 
werden. Die Bezirksstellen 
für Naturschutz und Land· 
schaftspflege werden bei der 
Aufstellung von Landschafts· 
plänen angehört. Die Fort· 
schrelbung der Landschafts· 
pläne geschieht gleichzeitig 
mit der Fortschreibung der F· 
Pläne. 

Grünordnungsplan 

Baden-Württemberg 

Grünordnungspläne werden 
vom Träger der Bauleitpla· 
nung aufgestellt; Ober den 
Bebauungsplan können sie 
Rechtsverbindlichkeit erlan· 
gen, soweit erforderlich und 
geeignet. Grünordnungsplä· 
ne müssen im Einzelfall dort 
aufgestellt werden, wo eine 
hohe Konkurrenz um Flä· 
chennutzung unbebauter Ge· 
biete besteht, bedeutende 
Schutzfunktionen zu erfüllen, 
Beeinträchtigungen oder Be· 
lastungen von Natur und 
Landschaft zu mildern oder 
zu beseitigen sind. 
Die Ausarbeitung von Grün· 
ordnungsplänen kann entfal· 
len, soweit eine ausreichende 
Berücksichtigung der ökolo­
gischen Belange im Baulelt· 
plan auf andere geeignete 
Weise gewährleistet ist. 
In den Grünordnungsplänen 
sind auch Aussagen Ober be· 
stimmte Funktionen der Frei· 
flächen (Freizelt, Erholung, 
Klima u.a.) zu treffen. 
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Bayern 

Bayern 

Grünordnungspläne werden 
von den Gemeinden aufge· 
stellt und werden als Be· 
standteil des Bebauungs· 
plans rechtsverbindlich. Falls 
kein Bebauungsplan erforder· 
lieh ist, hat der Grünord· 
nungsplan die Rechtswir· 
kung eines Bebauungsplans. 

Hessen 

glelchsmaBnahmen für künf­
tige Eingriffe enthalten, wie 
auch für die Planung von 
Schutzgebieten und den Ar· 
tenschutz. Der Landschafts· 
plan soll nicht ausschlieBlich 
eine Ergänzung zum Bebau· 
ungsplan sein. In Hessen 
spricht man von einer Zwei­
stufigkeit der Landschafts· 
planung: 
1. Landschaftsplan als Gut· 
achten aufgestellt, dann spä· 
ter 
2. in den Flächennutzungs· 
plan integriert. 
Bei der Aufstellung betreut 
eine Arbeitsgruppe aus Ver· 
tretern des zuständigen 
Forstamtes, des Amtes tor 
Landwirtschaft und landen!· 
wlcklung, des Wasserwirt· 
schaftsamtes die Arbeit; die 
Geschäftsführung (Organisa­
tion) liegt bei der Unteren Na· 
turschutzbehörde; die Hess. 
Landesanstalt nimmt eben· 
falls teil. 
Von der Aufstellung eines 
Landschaftsplans kann abge· 
sehen werden, „wenn die vor· 
herrschende Nutzung der Ge· 
markung den Zielen der Land· 
schaftspflege entspricht und 
eine Nutzungsänderung nicht 
zu erwarten ist''. Die Ent· 
scheidung darüber wird von 
der Unteren Naturschutzbe­
hörde getroffen. 

Hessen 

Das hessische Naturschutz· 
gesetz führt den Begriff Grün· 
ordnungsplan nicht ein. 

Niedersachsen 

gründung der Bauleitpla­
nung, Gestaltung von Grün­
flächen, Erholungsanlagen, 
Planung geschütz1er Land· 
schaftsbestandtelle, soweit 
die Gemeinde dafür zustän­
dig ist). Nicht Gegenstand ei­
nes Landschaftsplanes kön­
nen MaBnahmen des Natur­
schutzes und der Land­
schaftspflege sein, soweit 
diese in die Zuständigkeit der 
Naturschutzbehörden fallen , 
da es unzulässig ist, daB die 
Gemeinde MaBnahmen plant, 
die eine ihr in der Regel über­
geordnete Naturschutzbehör­
de durchzuführen hat. Land­
schaftspläne müssen nur 
dort erstellt werden, wo dies 
zur Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erforder­
lich ist (z.B. bei Änderung der 
Bauleitplanung, wenn sie da­
mit in schutzwürdige Berei­
che eingreift. Landschafts­
pläne unterliegen keiner Ge­
nehmigung durch die Natur­
schutzbehörde. 

Niedersachsen 

Der Grünordnungsplan kann 
zur Vorbereitung und Ergän· 
zung der Bauleitplanung von 
den Gemeinden erstellt wer­
den. Es erhalten nur diejeni· 
gen Aussagen Behörden-bzw. 
Rechtsverbindlichkeit, die in 
den Bebauungsplan aufge· 
nommen worden sind. 

Nordrhein-Westfalen 

lieh geregelt. Landschafts­
pläne sollen als Pflichtaufga­
be flächendeckend erstellt 
werden. 
Die Im Landschaftsplan dar· 
gestellten Entwicklungsziele 
fOr die Landschaft sind be­
hördenverblndlich, die Fest· 
setzungen sind allgemeinver­
bindlich. Der Landschafts­
plan muß die Darstellungen 
des Flächennutzungsplans 
und die Ziele und Erfordernis­
se der Raumordnung und 
Landesplanung beachten. 
Darstellungen und Festset­
zungen des Landschaftspla­
nes dürfen damit den lnhal· 
ten der Bauleitplanung nicht 
entgegenstehen. Anderer­
seits muB die Bauleitplanung 
den festgesetzten Land· 
schaftsplan berücksichtigen 
(Wechselwirkung F·Plan/L­
Plan). Der Landschaftsplan 
ist ein echter Entwicklungs­
plan, der mit Zeit- und Finanz­
bezügen ausgestattet Ist. 

Nordrhein-Westfalen 

Der Begriff Grünordnungs­
plan wird im Landschaftsge­
setz NW nicht eingeführt. 
Es bleibt unbenommen, für 
den besiedelten Bereich Grün· 
ordnungspläne zu erarbeiten. 



noch 
Landschaftsplan 

Rhelnland·Pfalz 

zes und der Landschaftspfle· 
ge zusammen mit den ande­
ren im konkreten Fall pla­
nungserheblichen und priva­
ten Belangen in die Abwä· 
gung einzubeziehen sind. Da­
bei können natürlich kommu­
nalpolitische Entscheidun­
gen gegen bestimmte Ziele 
und Grundsätze des Natur­
schutzes getroffen werden. 
Landschaftspläne müssen 
nicht flächendeckend aufge­
stellt werden. 

Rheinland-Pfalz 

Der GrOnordnungsplan zum 
Bebauungsplan wird von den 
Ortsgemeinden aufgestellt 
und unmittelbar In den Be­
bauungsplan integriert. In der 
Begründung zum Bebauungs­
plan sollen Angaben Ober Zu­
stand und Bewertung von Na­
tur und Landschaft enthalten 
sein und darlegen, Inwieweit 
Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege Be· 
achtung gefunden haben. 

Saarland 

Saarland 

Der Begriff Gronordnungs­
plan wird Im Gesetz nicht ein­
geführt, der Landschaftsplan 
steht aber auf der Ebene des 
Grünordnungsplans; er wird 
nicht in den Flächennut­
zungsplan, sondern in den 
Bebauungsplan übernom­
men. 

Schleswig-Holstein 

aber Gutachter-Charakter; 
die Vorhaben anderer Pla­
nungsträger werden dadurch 
beeinflußt. Die Gemeinden 
empfinden den Landschafts· 
plan mit seinem ökologi­
schen Beitrag als Planungs­
absichten beeinträchtigen­
des Instrument. 

Schleswig-Holstein 

Der Begriff Grünordnungs­
plan wird im Gesetz nicht ein­
geführt. Im Erlaß „Aufstel· 
lung von Landschaftsplänen" 
von 1974 wird jedoch unter­
schieden zwischen dem 
Landschaftsplan, der dem 
Flächennutzungsplan, und 
dem Grünordnungsplan, der 
dem Bebauungsplan zuge­
ordnet wird. 

Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 

Hamburg 
Landschaftspläne werden von den unteren Naturschutzbe­
hörden (Bezirksämtern) aufgestellt; die Behörde für Bezirks­
angelegenheiten, Naturschutz und Umweltgestaltung - Amt 
für Landschaftsplanung - Ist für das Verfahren zuständig. 
Die Landschaftspläne erhalten durch Rechtsverordnung des 
Senats oder durch Gesetz (von der Bürgerschaft) eigene 
Rechtsverbindlichkeit. Der Landschaftsplan steht auf der 
Ebene des Bebauungsplans. Landschaftspläne werden für 
Gebiete aufgestel lt, deren Bodennutzung weitgehend unver­
ändert bleiben soll und für die keine Bebauung vorgesehen 
ist (vorwiegend in den Außenbereichen). 
Werden in beabsichtigten Bebauungsverfahren voraussieht· 
lieh nur unwesentliche oder wenige landschaftsplanerische 
Festsetzungen erforderl ich, können diese in sog. „ Hucke­
packfestsetzungen" direkt im Bebauungsplan festgesetzt 
werden. 

Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 

Berlin 
Grünordnungspläne werden von den Bezirksämtern als unte­
rer Naturschutzbehörde aufgestellt. „ Landschaftspläne für 
besiedelte Bereiche sind als Grünordnungspläne zu bezelch· 
nen" (§ 9 Abs. 1 Satz 2 NatSchGBln). Sie werden durch 
Rechtsverordnung festgesetzt (siehe auch Angaben zum 
Landschaftsplan). 

Bremen 
Der Begriff Grünordnungsplan wird vom BremNatSchG nicht 
eingeführt. 

Hamburg 
Landschaftspläne für Bereiche, In denen Bebauungspläne 
aufgestellt oder geändert werden, sind als Grünordnungsplä· 
ne zu bezeichnen. 
Falls kein Grünordnungsplan aufgestellt wird, können Maß· 
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur 
und Landschaft im Bebauungsplan festgesetzt werden. Sie 
werden durch Rechtsverordnung festgesetzt (siehe auch An· 
gaben zum Landschaftsplan). 
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Aussagen der Praktiker 

Landschaftsrahmenplan 

Baden-Württemberg 

Laut Entwurf der Richtlinien 
zur Aufstellung von Land­
schaftsrahmenplänen durch 
die Regionalverbände ist vor­
gesehen, diesen ökologi­
schen Beitrag zur Raumord­
nung In zwei Teile zu glie­
dern: 

Landschaftsrahmenbe­
richt mit Text und Karten 
(Landschaftsanalyse, 
-diagnose, Bewertung) 

Landschaftsrahmenplan 
mit Text und Karten (Zief­
setzungen der Land­
schaftsentwicklung und 
Grundzüge der überörtli­
chen Maßnahmen zu ihrer 
Verwi rkl Ich u ng). 

Die Regionalverbände erste!· 
len die Pläne selbst. 

Landschaftsplan 

Baden-Württemberg 

Zuständigkeit für die Land­
schaftspläne wechselt auf 
den verschiedenen Ebenen. 
Landschaftsrahmenpro­
gramm: Minis terien; Land­
schaftsrahmenpläne: Regio­
nalverbände; Landschafts­
pläne/Grünordnungspläne: 
Gemeinden. Wird als negativ 
angesehen. 
Planverfasser für die Land· 
schafts- und Grünordnungs­
pläne sollen „fachlich geeig­
nete Personen" sein, was 
sich gelegentlich negativ 
auswirken kann. 
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Bayern 

Landschaftsrahmenpläne 
werden als Teilbereiche „Na­
tur und Landschaft" in die 
Regionalpläne eingebracht. 
Die Bedeutung dieser Pläne 
liegt in der flächendeckenden 
Kartierung und Bewertung 
als Grundlage für die Land­
schaftsplanung. 

Bayern 

2 Schwerpunkte der gemeind­
lichen Landschaftsplanung: 
a) Querschnittorientierte Bei­
träge 
b) Fachbeitrag Naturschutz, 
Landschaftspflege und Erho­
lung_ 
Aufgrund des Landschafts­
plans kann die Gemeinde 
besser zu sie betreffenden 
Fachplanungen Stellung neh­
men, da der Plan hier gute 
Vorgaben beinhaltet. 
Die Durchsetzung von Land· 
schaftsplänen ist entschei­
dend abhängig von der 
Durchsetzung im politischen 
Raum. 

Hessen 

Hessen 

Flächennutzungspläne lie­
gen meist eher vor als Land­
schaftspläne, daher besteht 
ein gewisser Anpassungs­
druck. Änderungen sind nur 
schwer zu erreichen. Es feh­
len verbindliche Vorgaben für 
Planzeichen. 
Die Vorstellung der Land­
schaftspläne als Gutachten 
in der Öffentlichkeit erfolgt 
nur in wenigen Fällen. Der 
Landschaftsarchitekt wird 
bei der späteren Integration 
des Plans in die Bauleitpla­
nung nur in Ausnahmefällen 
eingeschaltet. Der Vollzug 
läßt zu wünschen übrig. 

Niedersachsen 

Der Landschaftsrahmenplan 
ist als flächendeckender 
Fachplan anzusehen; er soll 
nach dem Landschaftspro­
gramm entwickelt werden. 

Der Landschaftsrahmenplan 
enthält nach den Richtlinien: 

für den Naturchutz wichti· 
ge Bereiche 

für die Erholung wichtige 
Bereiche 

Bodenabbaustellen. 

für sonstige Belange des 
Naturschutzes und der 
Landschaftspflege wichti­
ge Bereiche. 

Als Fachplan für den Natur­
schutz muß er nicht abge­
stimmt werden. 

Niedersachsen 

Mit dem Landschaftsplan 
wird ein landschaftsplaneri­
scher Fachbeitrag zu ande­
ren Fachplanungen wie Sied­
lung, Verkehr, Land· und 
Forstwirtschaft, d.h. für den 
Flächennutzungsplan, gege­
ben. 

Nordrhein-Westfalen 

Die Regelung in NRW läßt zu 
wünschen übrig. Die Aussa­
gen in den Gebietsentwick­
lungsplänen sind nicht ein­
hei tlich: Wo bereits Land­
schaftspläne oder -entwürfe 
vorliegen, wurden diese über­
nommen, wo nicht, kam we­
nig hinein. Hier scheint noch 
ein Regelungsbedarf über In­
halte und Methoden des 
Landschaftsrahmenplans zu 
bestehen. 

Nordrhein-Westfalen 

Landschaftsplanung wird 
hier zur Pflichtaufgabe für die 
Gemeinden, dadurch, daß der 
Kreis bzw. d le kreisfreien 
Städte die Pläne aufstellen. 
Landschaftspläne sollen flä­
chendeckend aufgestellt wer­
den, allerdings ist der Zeit· 
punkt nicht verbindlich gere­
gelt. Bis jetzt besteht ein Voll­
zugsdefizit. Die Formstrenge 
des Landschaftsplans (Sil­
berfibel) hat s icher die Pla­
nungsqualität verbessert, 
macht aber die Planung z.T. 
für Politiker und Bürger 
schwer verständlich. 
Die Honorierung der Land· 
schaftspläne ist häufig unzu­
reichend. Aufbereitung und 
Einbeziehung der Grundla· 
genkarten in den Satzungsbe­
schluß führen zu langen Zeit­
räumen bis zur Festsetzung: 
Die Verfahren sollten abge­
kürzt werden. 
Die rechtliche Verbindlichkeit 
des Landschaftsplanes hat 
Vorteile gegenüber der Inte­
grationsmethode in die Bau­
leitplanung_ Allerdings feh lt 
eine systematische Überpla­
nung des Innenbereichs und 
der Verzahnung von Innen­
und Außenbereich. 



Rheinland-Pfalz 

Für alle Regionen des Landes 
wurden Landschaftsrahmen· 
pläne aufgestellt. Die Arbeit 
wurde an Planungsbüros ver· 
geben. Die Ergebnisse waren 
recht unterschiedlich, da vom 
Auftraggeber (Land Rhein· 
land-Pfalz) keine einheitli· 
chen Vorgaben gemacht wer· 
den. Es gab keinen Koordina­
tor, der die gleichzeitig ent­
stehenden Planwerke betreu· 
te. Die Landschaftsrahmen· 
pläne wurden bisher nicht 
den Regionalen Planungsge· 
melnschaften zur Beschluß· 
fassung vorgelegt und wer· 
den ebenfalls nicht zum Be· 
standteil der Regionalen 
Raumordnungspläne, wie es 
gesetzlich vorgesehen ist. 

Rheinland-Pfalz 

Durch die sofortige lntegra· 
tion des Landschaftsplans in 
den Flächennutzungsplan 
passiert es häufig, daß Büros 
für Städteplanung mit dem 
gesamten Auftrag betraut 
werden und einen ausgebil· 
deten Landschaftsplaner 
höchstens als „Subunterneh· 
mer" für den fachlichen Teil 
beschäftigen. Dabei bleibt 
häufig die fachliche Qualität 
Im argen. In der Abwägung 
kommen die ökologischen 
Belange häufig zu kurz. 

Saarland 

Saarland 

Flächennutzui:igspläne lie· 
gen i.d.R. bereits vor, so daß 
eine Abstimmung mit der 
nachfolgenden Landschafts· 
planung schwer ist und erst 
bei der Fortschreibung erfol· 
gen kann. 
Landschaftspläne werden als 
eigenständige Planwerke er· 
stellt. 

Schleswig-Holstein 

Landschaftsrahmenpläne 
werden von der obersten 
Landschaftspflegebehörde 
aufgestellt. 
Angaben über die Gesamt· 
zahl der vorgesehenen Teil· 
räume mit Zeitplan für die 
Realisierung lassen sich 
nicht machen. 

Schleswig· Holstein 

Landschaftspläne nicht flä· 
chendeckend gefordert, nicht 
obligatorisch, keine Verbind· 
lichkeit, kein Genehmigungs­
verfahren. Landschaftspläne 
sind unterschiedlich in ihrer 
Qualität, da es keine Leitbil· 
der oder Vorgaben gibt (z.B. 
Modellplanung). 

Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 

Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 

Problem, daß Landschaftsplanung nicht ausreichend hono­
riert wird, was Auswirkungen auf die Qualität hat. Daten­
sammlung ist schwer, da In den Ballungsräumen die ökologi· 
sehe Situation am problematischsten ist. Landschaf tspläne 
werden nicht immer an Landschaftsarchitekten vergeben. 
Landschaftspläne mossen mehr an die Öffentlichkeit getra­
gen werden. 
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Grünordnungsplan 

Baden-Württemberg 

Werden Grünordnungsplan 
und Bebauungsplan in einem 
gemeinsamen Verfahren erar­
beitet, lassen sich aus dem 
Dialog heraus viele ökologi· 
sehe Erfordernisse elnbrin· 
gen. Ein Handicap ist häutig 
das Fehlen von langfristigen 
Daten Ober Ökologie, Flora, 
Fauna und Kleinklima. 

Eingriffsregelung 

Baden-Württemberg 

Im Rahmen der Aufstellung 
des RE-Vorentwurfs wird fest· 
gelegt, ob und für welche Be· 
reiche des Straßenbauvorha· 
bens ein landschaftspflegerl· 
scher Begleitplan aufgestellt 
werden soll. Kritisch ist, daß 
die Straßenbau-Verwaltun­
gen BW einen sog. „Erweiter­
ten Bepflanzungsplan" auf· 
genommen haben, der als 
eine Art verkürzter land· 
schaftspflegerlscher Begleit· 
plan für bestimmte Vorhaben 
ausreichen soll. Im Rahmen 
der Flurbereinigung soll der 
Biotoperhaltung und ·pflege 
besonderer Wert belgemes· 
sen werden. Landschaftspfle· 
gerlsche Begleitpläne kön· 
nen allerdings vom Flurberei· 
nlgungsamt selbst aufge· 
stellt werden, In Abstimmung 
mit der unteren Naturschutz· 
behörde. 
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Bayern 

Zu vielen Bebauungsplänen 
werden Grünordnungspläne 
erstellt, und zwar entweder 
durch Zusammenarbeit zwl· 
sehen Stadtplaner und Land· 
schaftsplaner In einem Be· 
bauungsplan oder durch ei­
gene Grünordnungspläne, die 
teilweise Ober den Bebau· 
ungsplan Rechtskraft erhal· 
ten. In kleineren Städten und 
Gemeinden werden Gronord­
nungspläne erst nach Aufla· 
ge der Naturschutzbehörden 
erstellt. 
Grünordnerische Festsetzun­
gen Im öffentlichen Raum 
lassen sich leicht durchset· 
zen, Im privaten Bereich las· 
sen sich nur Grundzüge errei· 
chen. 

Bayern 

Oie Eingriffsregelung wird 
von den Genehmlgungsbe· 
hörden immer intensiver aus· 
geschöpft. Landschaftspfle· 
gerische Begleitpläne wer· 
den von den Gemeinden un­
terstützt, da sie dadurch bes· 
sere Einwirkungsmöglichkei· 
ten haben. Der erst in einem 
späteren Verfahrensstand zu 
erstellende Landschaftspfle· 
gerische Begleitplan kann 
i.d.R. nicht mehr viel ändern; 
frOhestmögliche Zusammen­
arbeit mit der Eingrlffsbehör· 
de ist daher wichtig. 
Der Begriff der Eingriffsrege· 
lung muß von den Natur· 
schutzbehörden definiert 
werden, es fehlen Richtlinien. 
Maßnahmenträger sind häu· 
flg interessiert an einer Ein· 
grenzung des Planungsrau· 
mes, was Ausgleichsmaß· 
nahmen erschwert. Einige 
Fachbehörden erstellen Ihre 
Landschaftspflegerischen 
Begleitpläne selbst (Straßen· 
bau, Flurbereinigung), wobei 
grundsätzliche Planungsfra· 
gen nicht ausreichend kon­
trovers diskutiert werden. Oie 
Einschaltung unabhängiger 
Landschaftsarchitekten Ist 
fOr die Wahrnehmung der 
Umweltbelange besser. 

Hessen Niedersachsen 

Hessen Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Das In der Grün· und Freiflä· 
chenpolitik seit langem be­
währte Instrument des Grün· 
ordnungsplans hat im Land· 
schaftsgesetz keinen Nieder· 
schlag gefunden. 

Nordrhein-Westfalen 

Die Bewertung von Land· 
schaftseingrlffen und mögli· 
chen Ausgleichsmaßnahmen 
wirft In der Praxis sowohl von 
der Grundlagenermittlung 
wie auch von der Frage, wann 
ein Eingriff als ausgeglichen 
anzusehen ist, z. T. noch er­
hebliche Probleme auf. Auch 
die Bemessung von Ersatz· 
maßnahmen oder möglichen 
Entschädigungen ist unzu­
reichend geklärt. FOr einzelne 
Fachplanungen sollten stan­
dardisierte Bewertungsver· 
fahren entwickelt werden. 



Rheinland-Pfalz 

Der Grünordnungsplan ist im 
Bebauungsplan i.d.R. fest in· 
tegriert und erscheint n ich! 
mehr als eigenes Planwerk. 
Der Realisierungsgrad von 
Grünordnungsplänen oder 
der verbindlichen Darstellung 
zur Grünordnung im Bebau­
ungsplan ist sehr unter· 
schiedlich. Die Festsetzun­
gen für den Umfang und den 
Inhalt öffentlicher Grünflä· 
chen werden in der Regel ein· 
gehalten und wie vorgegeben 
realisiert. Die gegenüber prl· 
vaten Grundeigentümern ge­
troffenen verbindlichen Aus­
sagen werden meistens inte­
griert. 

Rheinland-Pfalz 

Die Problematik ist ähnlich 
wie bei der Landschaftspla· 
nung: Häufig werden z.B. 
Straßenbauplanungen und 
der den Eingriff behandelnde 
Landschaftspflegerische Be· 
gleitplan an ein und densel· 
ben Auftragnehmer vergeben. 
Dieser sucht sich dann einen 
Plan- und Landschaftsbegrü­
ner durch Anruf oder Aus­
schreibung (Subunterneh­
men). Dieses Verfahren geht 
i.d.R. zu Lasten von Natur 
und Landschaft. 

Saarland 

Saarland 

Schleswig-Holstein Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 

Schleswig-Holstein Stadtstaaten 
Berlin, Bremen, Hamburg 
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Anlage 2 

Übersicht über die Grundlagen zur Informationsgewinnung 

Informationsgewinnung 

Für die Aufgaben der Landschaftsplanung ist eine mög· 
liehst umfassende und detaillierte Kenntnis des Naturhaus· 
halts bzw. des Landschaftshaushalts erforderlich. Je ge· 
nauer die Angaben und je größer die Maßstäbe der verfüg· 
baren Karten sind, um so vielseitiger sind die Aussagemög· 
lichkeiten der Landschaftsplanung. In der Regel sind nicht 
alle benötigten Unterlagen über den Natur· bzw. Land· 
schaftshaushalt eines bestimmten Gebietes vorhanden. Le· 
diglich Ober die Reliefverhältnisse der Bundesrepublik 
Deutschland liegt mit der topographischen Karte 1:25 000 
bzw. 1:50 000 ein flächendeckendes Kartenwerk vor. Relativ 
günstig Ist die Situation auch bei den Bodenkarten und den 
Geologischen Karten. Neben Gebieten, die flächendeckend 
bearbeitet worden sind, gibt es jedoch auch erhebliche Be· 
reiche, für die keine ausreichenden Unterlagen vorliegen. 
Für alle übrigen Faktoren des Landschaftshaushalts, u.a. 
für Flora und Vegetation, die Tierwelt, das Geländeklima 
und den Wasserhaushalt, ist das Fehlen geeigneter Unterla· 
gen in den erforderlichen Maßstäben eher die Regel als die 
Ausnahme. In der folgenden Übersicht sind die wichtigsten 
Informationsquellen für Aufgaben der Landschaftsplanung 
zusammengestellt: 

Relief 

Topographische Karten 

Als wichtigste Unterlage Ober das Relief in der Bundesrepu· 
blik Deutschland sind die topographischen Karten im Maß· 
stab 1:25 000 und in geringerem Maße im Maßstab 1:50 000 
zu nennen. Diese Karten sind für das Gebiet der Bundesre· 
publik flächendeckend vorhanden. Aus ihnen lassen sich 
Angaben über die jeweilige Höhenlage (in m Ober NN), die 
Hangneigungen und die auftretenden Expositionen entneh· 
men. Leider fehlt es bis heute an einem verbindlichen Sy· 
stem der Reliefklassifikation, so daß die Ausscheidung von 
Reliefeinheiten auf erhebliche Schwierigkeiten stößt. Bis zu 
einem gewissen Grade erlauben die topographischen Kar· 
ten 1:25 000 und 1:50 000 auch das Erkennen von natürli· 
chen und anthropogenen Oberflächenformen, z.B. Tal· und 
Hangformen und das Vorkommen von Ackerterrassen oder 
Hohlwegen. Sie enthalten außerdem wichtige Angaben Ober 
die vorkommenden Oberflächengewässer, u.a. fließende 
und stehende Gewässer, Einzugsbereiche und Wasser· 
scheiden. 

Eine wichtige Unterlage Ober das Relief stellt auch die Deut· 
sehe Grundkarte im Maßstab 1 :5000 dar, sofern in ihr Hö· 
henlinien enthalten sind. Leider gibt es die Deutsche Grund· 
karte mit Höhenlinien bis heute nur für relativ wenige Gebie· 
te. 

Aus den topographischen Karten 1 :5000, 1 :25 000 und 
1 :50 000 lassen sich Karten der Reliefenergie (Rasterkar· 
ten), Höhenschichtenkarten sowie Hangneigungs· und Ex· 
positionskarten entwickeln. Von besonderer Bedeutung 
sind Karten Ober die vorkommenden Hangneigungen und 
Expositionen, da mit ihrer Hilfe Aussagen Ober wichtige ge· 
ländeklimatische Eigenschaften gemacht werden können. 
Aus in geeigneter Weise aufbereiteten Reliefkarten können 
z.B. Angaben Ober Besonnung, Windgeschwindigkeit, Kalt· 
luftbildungs· und Kaltluftsammelgebiete, Temperaturampli· 
tuden, Schwüle, Luftfeuchte und Nebelbildung entwickelt 
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werden. Allerdings sind keine absoluten, sondern nur relati· 
ve Angaben möglich. 

Von geringerer Bedeutung für die Landschaftsplanung sind 
Karten mit kleineren Maßstäben, z.B. die topographischen 
Karten 1:100 000 und 1:200 000. Sie haben vor allem Bedeu· 
tung als Übersichtskarten für großräumige Planungen. 

Orohydrographi s che Karten 

Von den orohydrographischen Karten, von denen vor allem 
die Karten in den Maßstäben 1 :25 000 und 1 :50 000 von Be· 
deutung sind, werden nur das Relief (Höhenlinien) und das 
Gewässernetz dargestellt. Die Bedeutung dieser Karten 
liegt vor allem darin, daß sie ein besonders anschauliches 
Bild Ober die Beziehung zwischen Relief und Gewässernetz 
geben. 

Bodenkarten 

Von besonderer Bedeutung für die Aufgaben der Landes· 
pflege sind Bodenkarten in den Maßstäben 1 :5000, 1 :25 000 
und 1 :50 000. Für große Teile des Bundesgebietes sind Bo· 
denkarten i.n den genannten Maßstäben flächendeckend 
erarbeitet worden. In erheblichen Teilen der Bundesrepublik 
fehlen jedoch ausreichende Unterlagen Ober den Boden. In 
diesen Fällen ist der Landespfleger gezwungen, sich durch 
eigene Geländearbeiten den erforderlichen Überblick Ober 
die vorkommenden Böden zu verschaffen. 

Bodenkarten auf der Grundlage 
der Bodenschät zung 1 : 5000 

Die Bodenkarte auf der Grundlage der Bodenschätzung im 
Maßstab 1 :5000 gehört zu den wichtigsten Unterlagen über 
den Boden. Für manche Teile des Bundesgebietes liegt das 
Kartenwerk flächendeckend vor, vor allem für die wichtig· 
sten Ackerbaugebiete. Daneben gibt es jedoch auch große 
Gebiete, für die diese Karte noch nicht erarbeitet worden 
ist. Außerdem ist hervorzuheben, daß es die Bodenkarte 
1 :5000 nur für landwirtschaftlich genutzte Flächen, jedoch 
nicht für Waldgebiete gibt. 

In der Bodenkarte 1 :5000 sind u.a. die Bodentypen, die Bo· 
denarten, die Gründigkeit, die Wasserverhältnisse, der 1-Ju· 
musgehalt und das Ausgangsmaterial ausführlich darge­
stellt. Viele Bodeneigenschaften, u.a. die Durchlässigkeit, 
die Sorptionsfähigkeit für Wasser und Nährstoffe und die 
Durchwurzelbarkeit, lassen sich aus den vorliegenden An· 
gaben leicht interpretieren. 

Mit Hilfe der Bodenkarte 1:5000 lassen s ich außerdem leicht 
Standorte ausfindig machen, die für eine nähere ÜberprO· 
fung auf ihre Schutzwürdigkeit in Frage kommen (z.B. Bö· 
den mit niedrigen Bodenzahlen, als Hutung ausgewiesene 
Flächen). 

Bodenkarten im Maßstab 1:25 000 

Die Bodenkarte im Maßstab 1 :25 000 stellt ebenfalls eine 
wichtige Unterlage Ober den Boden dar. Sie enthält im Ge· 
gensatz zur Bodenkarte auf der Grundlage der Bodenschät· 
zung im Maßstab 1 :5000 auch Angaben Ober die Böden der 
von Wald eingenommenen Flächen. 



Die Bodenkarte 1:25 000 enthält ebenfalls Angaben Ober 
Bodentyp, Bodenart, Gründigkeit, Wasserverhältnisse und 
Humusgehalt. Daneben finden sich in vielen Bodenkarten 
Hinweise auf Wasserkapazität, Sorptionsfähigkeit und 
Durchlässigkeit. Zahlreiche weitere Eigenschaften lassen 
sich verhältnismäßig leicht aufgrund der vorliegenden An­
gaben interpretieren. 

Die Bodenkarte 1:25 000 eignet sich wie die Bodenkarte 
1 :5000 u.a. für die Beurteilung der verschiedenen Standorte 
für Forstwirtschaft, Landwirtschaft, Bebauung und die An­
lage von Straßen. 

Bodenkarten im Maßstab von 1:50 000 

Die Bodenkarte im Maßstab 1:50 000 gewinnt zunehmend an 
Bedeutung und wird aus Kostengründen vielfach anstelle 
der Bodenkarte 1 :25 000 hergestellt. Sie ist für die Landes­
pflege von ähnlich hoher Bedeutung wie die Bodenkarte 
1:25 000. 

Andere Bodenkarten 

Häufig sind im Zusammenhang mit bestimmten Aufgaben 
ebenfalls Bodenkarten erarbeitet worden. Dies gilt vor allem 
für die landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Stand­
orterkundung. Im Rahmen dieser Standorterkundungen sind 
vor allem zahlreiche Bodenkarten in den Maßstäben 1 :5000 
und 1 :10 000 erarbeitet worden, die bei den geologischen 
Landesämtern eingesehen werden können. Im Rahmen der 
Flurbereinigung sind ebenfalls zahlreiche Bodenkarten, vor 
allem im Maßstab 1 :5000, erarbeitet worden. Diese Karten 
sind ebenfalls bei den geologischen Landesämtern einzuse­
hen. 

Karten in kleinen Maßstäben, etwa von 1 :100 000 an, sind für 
Aufgaben der Landespflege nur von relativ geringer Bedeu­
tung. Sie sind vor allem für großräumige Planungen geeig­
net. 

Karten der heutigen potentiellen natürlichen Vegetation 

Karten der heutigen potentiellen natürlichen Vegetation 
stellen die Vegetation dar, die sich nach Aufhören des 
menschlichen Einflusses einstellen würde. Die meisten Kar­
ten der potentiellen natürlichen Vegetation liegen nur in 
kleinen Maßstäben vor (etwa ab 1:200 000) und eignen sich 
damit nur wenig für Planungen der Landespflege, die meist 
in Maßstäben zwischen 1:10 000 und 1:25 000 durchgeführt 
werden. 

Daher ist es in der Regel erforderlich, Ergänzungskartierun­
gen in den erforderlichen Maßstäben durchzuführen. Außer­
dem ist es sehr wünschenswert, auch die wichtigsten Er­
satzgesellschaften der jeweil igen potentiellen natürlichen 
Vegetation zu erfassen. Da diese Angaben i.d.R. in den o.g. 
Vegetationskarten fehlen, sind ebenfalls ergänzende Kartie­
rungen erforderl ich. 

Karten der realen Vegetation sind nur ziemlich selten erar­
beitet worden und liegen nur in Ausnahmefällen in geeigne­
ten Maßstäben vor. Dies gilt vor allem für zahlreiche staatli­
che Forstämter, in deren Bereich im Rahmen der forstlichen 
Standorterkundung Vegetationskartierungen durchgeführt 
worden sind. Aus diesen Karten lassen sich leicht Karten 
der potentiellen natürlichen Vegetation mit genügender Ge­
nauigkeit entwickeln. Daneben sind vor allem in Grünland­
gebieten zahlreiche Kartierungen durchgeführt worden, die 
allerdings nur sehr geringe Flächen einnehmen. Darüber 
hinaus ist zu berücksichtigen, daß Karten der realen Vege­
tation aufgrund der s ich ändernden Nutzungen sowie der 

wechselnden Nutzungsintensität rasch ihre Aktualität ver­
lieren können. 

Von besonderer Bedeutung für die Landespflege sind Kar­
ten der potentiellen natürlichen Vegetation. Ihr Wert erhöht 
sich sehr stark, wenn auch Angaben Ober die derzeitige rea­
le Vegetation einfließen. Für Aufgaben des Naturschutzes 
sind allerdings Karten der realen Vegetation unabdingbar. 

Angaben zur Flora 

Angaben zu häufigen Pflanzenarten sind in der Regel den 
vorliegenden Vegetationskarten sowie den zahlreichen 
pflanzensoziologischen Arbeiten zu entnehmen. Darüber 
hinaus sind für zahlreiche Arten besondere Erhebungen 
durchgeführt worden, deren Ergebnisse in speziellen Ver­
breitungs-, meist Rasterkarten, dargestellt sind. Weitere An­
gaben können den mehr oder weniger noch im Aufbau be­
griffenen Biotop- und Fundortkatastern entnommen wer­
den. 

Klima 

Angaben zum Klima finden sich vor allem in den Klima-At­
lanten der deutschen Bundesländer. Da der Maßstab meist 
1:500 000 und kleiner ist, eignen sich diese Karten im we­
sentlichen für großräumige Planungen. Die Klimakarten ent­
halten eine Fülle von Daten, u.a. über die großräumige Ver­
teilung von Mittelwerten der Lufttemperatur, der Luftfeuch­
te der Niederschläge, der Windgeschwindigkeit, der Nebel­
häufigkeit sowie phänologische Daten. Für eine klimatische 
Beurteilung von Gebieten in Maßstäben von 1 :10 000 bis 
1 :25 000 reichen die vorhandenen Daten nicht aus. 

Wie bereits erwähnt, lassen sich vor al lem unter Berück­
sichtigung des Reliefs zahlreiche relative Angaben zu ver­
schiedenen Klimaeigenschaften machen und in Karten der 
Maßstäbe 1:10 000 bis 1:25 000 darstellen. Berücksichtigt 
man weiterhin die Vegetationsstruktur, die unterschiedli­
chen Nutzungen, die Böden, den jeweiligen Wasserhaushalt 
der Böden und gegebenenfalls die Oberflächengewässer, 
dann läßt sich in Anlehnung an kleinmaßstäbliche Klima­
karten durchaus ein zutreffendes Bild der jeweiligen gelän­
deklimatischen Eigenschaften gewinnen. Hierzu zählen vor 
allem 

Lufttemperatur 
Temperaturamplitude 
Kaltluftentstehungsgebiete 
Kaltluftdurchzugsgebiete 
Kaltluftsammelgebiete 
Ventilationsbahnen 
Kaltluftseen 
Luftfeuchte 

Schwülehäuf igkeit 
Nebelhäufigkeit 
Frostgefährdung 
Früh-, Spätfröste 
Verdunstung 
Windgeschwindigkeit 
Luftaustausch 
Besonnung. 

Dabei handelt es sich wohlgemerkt stets um Relativanga­
ben. Auch umfangreiche Datensammlungen von Klimapara­
metern sind zur Charakterisierung geländeklimat ischer Ei­
genschaften nur wenig geeignet, da sie erst entsprechend 
aufbereitet, zusammengefaßt und schließlich interpretiert 
werden müssen. Allerdings sind exemplarische Messungen 
bei ausgewählten Wetterlagen zur Stützung der Interpreta­
tionsergebnisse sehr empfehlenswert. Werden sehr genaue 
geländeklimatische Ergebnisse verlangt, kann jedoch nicht 
auf Langzeitmessungen an Feststationen oder mit Hilfe von 
Klimameßwagen verzichtet werden. 

Durch Relief, potentielle natürliche Vegetation, reale Vege­
tation (vor allem die großflächig auftretenden Ersatzgesell­
schaften), Boden, Wasserhaushalt des Bodens, Geländekli­
ma und Gewässer wird die ökologische Grundstruktur einer 
Landschaft in ausreichendem Maße gekennzeichnet. Es las-
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sen sich mit Hilfe der aufgeführten Landschaftsfaktoren in 
den für die Landespflege besonders wichtigen Maßstäben 
zwischen 1:5000 und 1:25 000 mit genügender Genauigkeit 
Landschaftseinheiten mit einer mehr oder weniger gleichar­
tigen ökologischen Struktur entwickeln, die für zahlreiche 
Aufgaben der Landschaftsplanung geeignet sind. 

Geologische Karten 

Als wichtigste Unterlage Ober die in einem Gebiet vorkom­
menden Gesteine ist die Geologische Karte im Maßstab 
1 :25 000 zu nennen. Geologische Karten in größeren Maß­
stäben sind nur selten erarbeitet worden. Karten in kleinen 
Maßstäben haben vor allem Bedeutung als Übersichtskar­
ten. 

Der Wert der Geologischen Karte 1 :25 000 besteht für die 
Landschaftsplanung vor allem darin, daß großräumige 
Landschaftsstrukturen erkannt werden können. Außerdem 
ist häufig die Kenntnis von Art, Alter und Entstehung der 
verschiedenen Gesteine von Bedeutung. Darüber hinaus be· 
stehen zahlreiche weitere Auswertemöglichkeiten, die auch 
für Fragen der Landespflege wichtig sein können. Schließ­
lich sei noch darauf hingewiesen, daß geologische Karten 
ein wichtiges Hilfsmittel bei der Ansprache der Böden im 
Gelände oder bei der Kartierung der realen und potentiellen 
natürlichen Vegetation sein können. 

Hydrogeo/ogische Karten 

Hydrogeologische Karten geben u.a. Auskunft Ober Tiefe, 
Größe und Qualität von Grundwasservorkommen, Ober Mög­
lichkeiten der Grundwassergewinnung sowie die Wasser­
höffigkeit der verschiedenen Gesteinsschichten. Außerdem 
enthalten sie Angaben Ober das Filtervermögen, zur Ver­
schmutzungsgefährdung und über die chemische Beschaf­
fenheit des Grundwassers. 

Von besonderem Wert für Aufgaben der Landespflege sind 
Karten in großen Maßstäben (1 :25 000 und größer). 

Hydrologische Karten 

Hydrologische Karten enthalten u.a. Angaben über die 
Grundwasserflurabstände und die Abflußspenden eines 
Einzugsgebietes. In diesem Zusammenhang sei darauf hin­
gewiesen, daß auch GewässergOtekarten, die z.B. Angaben 
Ober die Saproblenstufen enthalten, Karten Ober die Ver­
schmutzungsgefährdung der Grundwasservorkommen und 
Karten über die Wassergewinnung und die Lagerung von 
Abfallstoffen erstellt worden sind. Je größer die Maßstäbe 
sind, um so besser eignen sich die Kartenunterlagen für 
Aufgaben der Landespflege. 

Angaben zur Fauna 

Die Tierwelt spielt für den Naturhaushalt eine sehr wichtige, 
kaum zu unterschätzende Rolle. Die Erfassung ist jedoch 
sehr schwierig und muß daher im wesentlichen Spezialisten 
vorbehalten bleiben. Aus naheliegenden Gründen ist es bis­
her nicht möglich gewesen, analog zur Vegetation auch Kar· 
ten der Fauna zu entwickeln. Angaben zur Tierwelt sind im 
wesentlichen den vorliegenden wissenschaftlichen Unter­
suchungen oder speziellen Biotop- und Fundortkatastern 
entnommen worden. Daneben ist es erforderlich, für ver­
schiedene Tiergr1:1ppen Spezialisten heranzuziehen. 
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Historische Karten 

Bei Fragen, die sich mit der Entwicklung von Landschaften 
beschäftigen, können historische Karten wertvolle Dienste 
leisten. Geeignete historische Karten gibt es für große Teile 
der Bundesrepublik seit dem 18. und 19. Jahrhundert. Von 
besonderer Bedeutung sind d ie topographischen Karten 
1:25 000, die bei der Landesaufnahme im laufe des 19. Jahr­
hunderts erstellt wurden. 

Luftbildpläne und -karten 

Luftbildpläne und -karten geben einen aktuellen, für einen 
bestimmten Zeitpunkt gültigen Landschaftsausschnitt wie­
der. Mit ihrer Hilfe lassen sich Oberflächenveränderungen, 
Landnutzungsformen, Landschaftsschäden, Siedlungs­
struktur, Verkehrsnetz und andere Landschaftsstrukturen 
erkennen und mit früheren Zuständen vergleichen. 

Luftbildpläne und -karten sind wie die deutsche Grundkarte 
Im Maßstab 1:5000 erstellt worden. 

Weiterhin gibt es eine Reihe spezieller Luftbildkarten und 
Bilder in verschiedenen Maßstäben, u.a. Infrarotluftbilder, 
Multispectralaufnahmen und andere Luftbild- und Ferner­
kundungsaufnahmen. Meist sind für die Interpretation sol­
cher Karten Spezialkenntnisse erforderlich. 

Waldfunktionskarte 

In der Waldfunktionskarte werden wichtige Funktionen der 
Waldflächen erfaßt und bewertet, u.a. Schutz- und Erho­
lungsfunktion, Wasserschutzfunktion, Klima-, Sichtschutz­
und Immissionsschutzfunktion und Bodenschutzfunktion. 
Der in den Karten dargestellte Inhalt ist nicht unumstritten. 
Die Karten sind in den Maßstäben 1:25 000 und 1:50 000 er­
stellt worden. 

Karte der naturräumllchen Gliederung Deutschlands 

Dieses Kartenwerk, das In den Maßstäben 1:200 000 und 
1 :100 000 vorliegt, versucht, mehr oder weniger homogene, 
großflächige Landschaftsräume auszugliedern. In der Regel 
handelt es sich dabei um ökologisch sehr heterogene Berei­
che. Besonders wertvolle Informationen enthalten die Be· 
gleittexte zur naturräumlichen Gliederung. 

FOr die Landschaftsplanung sind neben Angaben Ober den 
Natur- und Landschaftshaushalt auch Unterlagen Ober die 
verschiedenen Nutzungen von erheblicher Bedeutung. Hier 
spielt neben der Berücksichtigung von Kartenunterlagen 
die Auswertung von Literatur eine herausragende Rolle. 

Für die forstwirtschaftlich genutzten Flächen sind vor allem 
forstliche Standort- und Betriebskarten zu nennen. Über die 
landwirtschaftlichen Nutzflächen sind gelegentlich eben­
falls Kartenunterlagen vorhanden. Angaben über die land­
und forstwirtschaftl ich genutzten Flächen, aber auch für 
zahlreiche andere Nutzungen, u.a. für Abfallagerstätten, Ab­
grabungs- und Aufschüttungsflächen, Verkehrswege, Ge­
werbe· und Industrieflächen sowie bebaute Bereiche, kön­
nen auch die topographischen Karten 1:25 000 und 1:50 000 
herangezogen werden. Die Angaben sind jedoch meist rela­
tiv stark generalisiert und zudem in der Regel nicht auf dem 
neuesten Stand, so daß die topographischen Karten meist 
anhand anderer Unterlagen ergänzungsbedürftig sind. Ge­
naue Unterlagen über die verschiedenen Nutzungen sind 
daher in der Regel nur aus Spezialplänen und -karten zu ent­
nehmen. 



Anlage 3 

Auswertung von Landschaftsplänen - Fragebogen (nach Vorschlägen des Ratsmitgliedes Prof. Grebe, Nürnberg) 

1. Al/gemeines 

1.1 Es sollen Planungen aus den folgenden Bundesländern 
untersucht werden: 
Baden-Württemberg 

Prof. Miess, Stuttgart 

Bayern 
Prof. Grebe, Nürnberg 

Nordrhein-Westfalen 
Dipl.-lng Henke, Bonn, Dipl.-Ing. Wurzel, Bonn 

Rheinland-Pfalz 
Büro Brandenfels, Münster, Prof. Grebe, Nürnberg 

Hansestadt Hamburg 
(Beispiel f. Stadtstaaten) 
Baudir. Malecki, Hamburg 

1.2 Bei der Auswertung soll berücksichtigt werden, daß 

möglichst gute Pläne verwendet werden, die die Chan· 
cen und Möglichkeiten der Landschaftsplanung aufzei· 
gen (kein Mittelmaß), 

neuere Planungen zugrunde gelegt werden sollen (wenn 
möglich , Vergleich mit Planungsstand vor Verabschie· 
dung des Bundesnaturschutzgesetzes), 

nur abgeschlossene Planungen untersucht werden, 

die Übernahme von Aussagen in behördenverbindliche 
Pläne (Flächennutzungspläne u.a.) überprüft wird, 

die Übernahme in die Bebauungspläne überprüft wird 
(gilt für die Stadtstaaten). 

2. Erfassung und Bewertung der natürlichen Gegebenhei­
ten (einschließlich Nutzungskonflikte) und Übernahme in 
den Landschaftsplan 

1 Geor.iorphologie 

2 Bodenhausha 1 t 
3 WasSCl"'haushalt 

4 Flora 
- potentiell natürlich 
- real 
- Rote Liste-Arten 

5 Fauna 
w Rote Liste-Arten 

6 örtliches Klima 

7 Bodennut zungen 
(Land-, Forstwir tschaft u.a.) 

8 Belastung und Landschaf tsschäden 
(Eingriffe und Auswirkungen) 

3. Darstellung und Übernahme von Inhalten der Land· 
schaftspläne nach Zielen von Naturschutz und Land· 
schaftspf/ege aufgrund des Naturschutzrechts 

Stchetung von Natur und lilndschaft , 
Verh inderung, Hinderung und Ausgleich von 
Nutzungskonf 1 ik ten 

... Verhinderung oder Veränderung von Eingr if 
fe n oder Flächenbeanspruchung 

- Entw1ck l ung öko log i 'iiCh vertretbarer" A Jter 
nat iven unter BerUck s i chti gung von Boden , 
Wasser, kl1ma , Vegetation 

2 Darste llung von ökologisch wertvollen Land­
schaft sräumen und -te f len 
(Täler, Steilhänge, Waldränder , Feld- und 
Flurgehölze) 

3 Darste llung etne s Verbundsystems schütiens­
werter Biotope (Biotop- und Artenschutz) im 
Planungsraum 

- Darste llung schutzwürdiger Standorte und 
Landschafts elemente 

- Vorschläge für deren Sicherung tn nach­
fo lgenden Recht sverfahren 

4 Maßnatvnen zur Sicherung von Boden- /Wasser­
hausha 1 t u.a.ge9en 

Landschaftsverbrauch, Bodenabtra9 durch 
Wind- und Wassererosi on 

- Pflanzungen, lerrassierung , Grünlandstrei­
fen an Gewä ssern u. a. 

S Erholun9svorsor9e in der fre ien L-.lndschaft 

6 Grünordnung im Siedlungsbereich 

„ Flächensicherung, Rad- und Fußwegenetze 
u, a,m. 
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4. Gründe für die Nichtübernahme von Vorschlägen der 
Landschaftspläne in die Bauleitpläne (gilt nicht für eigen­
verbindl iche Pläne) 
Beispiele für Begründungen (Ergänzung bei der Auswertung notwen­
dig) 

1. Zeitlich getrennte Bearbeitung von Flächennutzungsplan und 
Landschaftsplan, dadurch keine Beteiligung des Landschaftspla­
nes an Behördenverfahren und Bürgerbeteiligung nach§ 2a BBauG 

2. Landschaftsplaner nimmt am Aufstellungsverfahren des Bauleit­
planes nicht teil 

3. Landwirtschaft lehnt Sicherung ökolog ischer Bereiche als Eingriff 
in die Bodennutzung ab 

4. Flächennutzungsplan kann nur Nutzungen in den Grundzügen fest­
legen, nicht die Art der Nutzungen, z. B. bei Landwirtschaft, Grün­
land oder Acker. Änderung der Struktur des Flächennutzungspla­
nes ist notwendig, um Landschaftspläne zu übernehmen 

5. Fehlende ökologische Untersuchungen, fehlende Untersuchungen 
von Belastungen, mangelnde Verfügbarkeit von Daten 

6. Nichtanerkennung von Schutzvorschlägen durch die zuständigen 
Fachbehörden 

7. Ablehnung im Parlament 

8. Fehlen von Finanzierungsmöglichkeiten für die Maßnahmen des 
Landschaftsplanes 

9. Bereits die Aussagen der Landschaftsrahmenpläne werden nicht 
als verbindlich behandelt 

10. Aussagen des Landschaftsplans werden nicht übernommen, weil 
sie nicht als Ziele in der Raumordnung und Landesp lanung festge· 
legt sind. 
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Anlage 4 

Erläuterung von Beispielen zur Erfassung und Bewertung von Landschaftseinheiten 

HUMMEL, P. unter Mitarbeit von H. ALLGAIER, H. DIET­
RICH, U. KOERNER, G. MÜHLHÄUSER, J. SCHIEFER, W. 
VOGELSANG, F. WELLER und J. WERNER 

Ökologische Standorteignungskarte des Raumes Ravens­
burg {Ausschnitt) Musterkarte 1:5000, Karte der natürlichen 
Eignung für die Flächennutzung, Grundlage für die örtliche 
Landschaftsplanung, Bauleit- und Fachplanung. 

Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt Ba­
den-Württemberg (Hrsg.), Stuttgart 1974 

In dieser Musterkarte sind zahlreiche Angaben zu folgenden 
Faktoren enthalten: Relief, Gestein, Bodenart, Bodentyp, 
ökologische Feuchtestufen, Grundwasser, Wasserdurch­
lässigkeit von Deckschichten, Baugrund, wuchsklimatische 
Wärmestufen, Kaltluftgefährdung und Lagerstätten. Andere 
wichtige Eigenschaften des Naturhaushaltes, wie z.B. Grün­
digkeit oder Nährstoffversorgung des 6odens, sind nicht er­
faßt worden. Die Hangneigung erfährt nur eine sehr grobe 
Gliederung. Vom Geländeklima wurden lediglich zwei Fak­
toren berücksichtigt. Vegetation und Tierwelt wurden nicht 
erfaßt, auch nicht das Landschaftsbild. 

Anhand der angegebenen Faktoren wurde eine ökologische 
Standorteignungskarte mit verschiedenen Raumeinheiten 
entwickelt und eine Eignungsbewertung für eine Reihe von 
Nutzungen, nämlich Ackerbau, Grünlandwirtschaft und Er­
werbsgartenbau, durchgeführt. Außerdem werden Schutz­
zonen für Grundwasser und, als Besonderheit, auch für 
Trinkwasser dargestellt. Ferner wird auf Lagerstätten hinge­
wiesen. 

Die Eignung der Landschaftseinheiten für Ackerbau, Grün­
landnutzung und Erwerbsgartenbau sowie die Eignung als 
Baugebiet wird differenziert dargestellt, ohne daß der Be­
wertungsmaßstab erläutert wird. 

Dieses Verfahren endet bei der Angabe der Eignung der dar­
gestellten Landschaftseinheiten für einige Nutzungsarten. 
Vorschläge für eine Flächennutzung aus landschaftsökolo­
gischer Sicht und für die Art und Weise der Ausführung sol­
cher Nutzungen werden nicht gemacht. Eine Abwägung mit 
anderen Nutzungsansprüchen findet in diesem Verfahren 
nicht statt. Bemerkenswert ist, daß die für Ackerbau und 
Grünlandnutzung nicht oder schlecht geeigneten Standorte 
als Schwerpunkte der Landschaftspflege angegeben wer­
den. Für solche Flächen werden standortgemäße Wald­
baumarten und Sträucher vorgeschlagen. 

HUMMEL, P. und F. ZWÖLFER unter Mitarbeit von H. ALL­
GAIER, K. EISSELE, H. KAISER, S. MÜLLER, F. WELLER und 
J. WERNER 

Ökologische Standorteignungskarte des Raumes Haiger­
loch {Ausschnitt) Musterkarte 1:25 000, Karte der natürli­
chen Eignung für die Flächennutzung, Grundlage für die ört­
liche und überörtliche Landschaftsplanung, Landschafts­
rahmenplanung, Regional- und Fachplanung 

Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt Ba­
den-Württemberg {Hrsg.), Stuttgart 1974 

Die Musterkarte wurde aus der Karte der natürlichen Eig­
nung für die Landnutzung im Bereich des Landschaftsrah­
menplanes Haigerloch mit Erläuterungen 1 :25 000 (bearbei­
tet von P. HUMMEL, F. ZWÖLFER unter Mitarbeit von R. 
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WELLER, S. MÜLLER, K. EISSELE, F. WACKER, J. WERNER 
und H. KAISER, Stuttgart 1971) entwickelt. Auch in dieser 
Karte wird, wie schon bei der Karte Ravensburg, nur eine be­
stimmte Gruppe von Landschaftsfaktoren für die ökologi­
sche Raumgliederung ausgewählt. Über Eignungsangaben 
für einige ausgewählte Nutzungsarten (Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Baugrund und Grundwassernutzung) hin­
aus, für die ebenfalls der Bewertungsmaßstab nicht ange­
geben wird, werden Vorschläge zur Flächennutzung aus 
landschaftsökologischer Sicht und für die Art und Weise 
der Ausführung solcher Nutzungen nicht gemacht. Eine Ab­
wägung mit anderen Nutzungsartenansprüchen findet nicht 
statt. Um Aussagen zur Eignung vorhandener bzw. zur Eig­
nung anderer, jetzt nicht vorhandener Nutzungen sowie zu 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspf lege 
machen zu können , wären Ergänzungen aus dem Bereich 
anderer Landschaftsfaktoren notwendig (u.a. Vegetation 
und Fauna). 

WELLER, F., S. MÜLLER, J. SCHIEFER und W. VOGELSANG 
unter Mitarbeit von H. ALLGAIER und K.-F. SCHREIBER 

Ökologische Standorteignungskarte des Kreises Aalen 
{Ausschnitt) Musterkarte 1:50 000, Karte der natürlichen Eig­
nung für die Flächennutzung, Grundlage für die regionale 
Landschaftsrahmenplanung und Fachplanung sowie für die 
Regionalplanung 

Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt Ba­
den-Württemberg (Hrsg.), Stuttgart 1974 

Diese Musterkarte enthält erheblich mehr Angaben zu den 
Eigenschaften des Naturhaushalts als die Musterkarten Ra­
vensburg (1 :5000) und Haigerloch (1 :25 000). Es werden An­
gaben zu folgenden Faktoren gemacht: Relief (Hangnei­
gung, Exposition, Reliefform), Ausgangsgestein, Bodenart, 
Bodentyp, Gründigkeit, Durchlässigkeit, Wärme, Feuchte, 
Nährkraft, Kalkgehalt und Azid ität. 

Auch hier zeigt es sich, daß eine Reihe von Eigenschaften 
des Naturhaushalts nicht berücksichtigt worden sind, u.a. 
solche zum Kl ima, zur Vegetation, zur Tierwelt und zum 
Landschaftsbild. Dabei sollte beachtet werden, daß diese 
zusätzlichen Angaben für das Vorhaben der Verfasser nicht 
unbedingt erforderlich waren. 

Die Bewertung erfolgt im wesent lichen in gleicher Weise 
und für die gleichen Nutzungsarten wie in den Musterkarten 
Ravensburg und Haigerloch. Hervorzuheben ist, daß die 
Karte Angaben Ober die natürliche Sukzession für einige 
Standorte, über verschiedene Möglichkeiten einer Grün­
landnutzung (Mähweide, Wiese, extensive Weide, Schafwei­
de und Streuwiese) und über „ natürliche Schwerpunkte der 
Landschaftspflege" enthält. Die für diese Schwerpunkte 
ausgewiesenen Flächen nehmen allerdings nur einen 
Bruchteil des gesamten Gebietes ein. · 

Auch in dieser Musterkarte sind Vorschläge für eine künfti­
ge Flächennutzung aus landschaftsökologischer Sicht so­
wie für Fragen des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge, abgesehen von der oben genannten Ausnahme, kaum 
vorhanden. Über die Art und Weise der Ausführung der Nut­
zungsarten im Sinne von Naturschutz und Landschaftspfle­
ge sowie ihre Abwägung mit anderen Nutzungsansprüchen 
sind Angaben nicht enthalten. 



R. MARKS 

Ökologische Landschaftsanalyse und Landschaftsbewer­
tung als Aufgaben der Angewandten Physischen Geogra­
phie, dargestellt am Beispiel der Räume Zwiesel/Falken­
stein (Bayerischer Wald) und Nettetal (Niederrhein). Mate­
rialien zur Raumordnung aus dem Geographischen Institut 
der Ruhr-Universität Bochum, Forschungsabteilung für 
Raumordnung, Band XXI. 

D. HAFERMANN - K. HOTTES - H. LIEDTKE - P. SCHÖL­
LER (Hrsg.), Bochum 1979 

Der Verfasser beschäftigt sich ausführlich mit den Metho­
den der ökologischen Landschaftsbewertung für die Pla­
nung. 

Zur Darstellung der Landschaftseinheiten benutzt er die 
Faktoren Relief, Gestein, Boden, Wasserhaushalt, Makro· 
und Geländeklima sowie reale und potentielle natürliche 
Vegetation. Dabei wurden manchmal die Daten, wie z.B. 
beim Geländeklima, nur unvollständig erfaßt. Der Verfasser 
kommt zu einer ökologischen Landschaftsgliederung, die 
die wesentlichen Landschaftsfaktoren enthält. Er entwik­
kelt sodann ein Bewertungsverfahren, indem er die auftre­
tenden Eigenschaften von Relief, Gestein, Boden, Wasser­
haushalt, Klima und Vegetation in Stufen aufteilt. Daraus 
werden ökologische Raumeinheiten für die beiden unter­
suchten Gebiete in Bayern und am Niederrhein abgeleitet. 
Anhand der ökologischen Raumeinheiten führt er eine Be­
wertung für die drei Nutzungsarten Ackerbau, Forstwirt­
schaft und Abfallagerung durch. Das Bewertungsverfahren 
wird im einzelnen erläutert und ist nachvollziehbar. 

Der Verfasser zeigt, daß es möglich ist, die erfaßten Land­
schaftsfaktoren zu ökologischen Landschaftseinheiten zu­
sammenzufassen, ihre Eigenschaften in verschiedenen Ab· 
stufungen darzustellen, damit die Möglichkeiten einer nach­
vollziehbaren Bewertung zu schaffen und somit die Eignung 
der Landschaftseinheiten für die Nutzungsarten Ackerbau, 
Forstwirtschaft und Abfallagerung festzustellen. 

Kommunalverband Ruhrgebiet (Hrsg.): Landschaftsplan 
Kreis Wesel, Raum Xanten, Ökologischer Fachbeitrag I und 
II, Essen 1983 

Der Landschaftsplan Kreis Wesel, Raum Xanten, ist nach 
dem Landschaftsgesetz von Nordrhein-Westfalen erstellt 
worden und gliedert sich in drei Teile: 

1. Ökologischer Beitrag zum Landschaftsplan Kreis Wesel, 
Raum Xanten, Teil 1 

2. Ökologischer Beitrag, Teil II (Biotopkataster) 

3. Landschaftsplan 

In einem gesonderten Band, der beim Kommunalverband 
Ruhrgebiet eingesehen werden kann, sind die angewandten 
Arbeitsmethoden, Kartiermethoden und Schwellenwerte zu­
sammengestellt. 

Der ökologische Beitrag Teil 1 enthält eine Übersicht Ober 
die Landschaftsfaktoren Gesteine, Böden, Relief, Gelände­
klima, Wasserhaushalt und heutige potentielle natürliche 
Vegetation. Die reale Vegetation und die freilebende Tier­
welt wurden nicht erfaßt. 

Die erfaßten Landschaftsfaktoren sind weiter untergliedert 
worden, allerdings in unterschiedlichem Maße. Ausführli­
cher werden vor allem die Gesteine und Böden behandelt. 
Weniger Daten werden u.a. für das Geländeklima mitgeteilt. 
Von der heutigen potentiellen natürlichen Vegetation wer­
den lediglich die Namen der verschiedenen Vegetationsein­
heiten aufgeführt. 

Die genannten Landschaftsfaktoren werden zu planungsre­
levanten, ökologisch begründeten Landschaftseinheiten zu­
sammengefaßt. Ihre Benennung erfolgte im wesentlichen 
nach geomorphologisch-bodenkundlichen Kriterien. 

Für sämtliche Landschaftseinheiten erfolgte eine Beurtei­
lung der Erholungseignung sowie wichtiger ökologischer 
Potentiale und Funktionen, u.a. das landwirtschaftliche Er­
tragspotential, das Wasserdargebotspotential, die Filter· 
funktion der Landschaftseinheiten und die Schutzgebiete 
für Pflanzen und Tiere. 

Ackerbau und Grünlandnutzung wurden anscheinend im 
wesentlichen auf der Grundlage der Bodenschätzungser· 
gebnisse beurteilt. Für die übrigen Beurteilungen werden 
keine Bewertungskriterien angegeben. Sie sind möglicher­
weise In dem beim Kommunalverband Ruhrgebiet einzuse­
henden Sonderband enthalten. 

Der ökologische Fachbeitrag Teil II (Biotopkataster) enthält 
die schutzwürdigen Bereiche des Bearbeitungsgebietes. 

Die ökologischen Beiträge 1 und II wurden in den Land­
schaftsplan eingearbeitet. Von erheblicher Bedeutung für 
den Landschaftsplan erweisen sich vor allem die Angaben 
des Biotopkatasters (Ökologischer Beitrag II). Der ökologi­
sche Beitrag 1 spielt dagegen, abgesehen davon, daß er in 
gekürzter Fassung übernommen wurde, keine bzw. nur eine 
sehr geringe Rolle. Bei den textlichen Darstellungen und 
Festsetzungen und in den zugehörigen Karten sind weder 
die Landschaftseinheiten noch die einzelnen Landschafts­
faktoren (Gesteine, Böden, Relief, Geländeklima, Wasser­
haushalt und heutige potentielle natürliche Vegetation) von 
Bedeutung. Der Landschaftsplan wäre kaum anders ausge­
fallen, wenn der ökologische Beitrag 1 nicht vorhanden ge­
wesen wäre. Dies läßt darauf schließen, daß die Umsetzung 
ökologischer zusammenhänge in die Landschaftsplanung 
erst am Anfang der Entwicklung steht. 

PFLUG, W., H. BIRKIGT, P. BRAHE, M. HORBERT, J. VOSS, 
H. WEDECK und ST. WÜST 

Landschaftsp/anerisches Gutachten Aachen 

Aachen 1978 

In dieser Arbeit werden die Landschaftsfaktoren Relief, Ge­
stein, Boden, Wasserhaushalt des Bodens, Geländeklima, 
reale Vegetation und potentielle natürliche Vegetation er­
faßt. Es wird versucht, mit Hilfe von zahlreichen Eigenschaf­
ten des Naturhaushalts eine ökologische Raumgliederung 
zu erreichen. So wurde z.B. beim Relief nach Hangneigung , 
Exposition, Höhenstufen und Höhengrenzen unterschieden. 
Beim Boden sind Bodentyp, Bodenart, Bodentemperatur, 
Nährstoffversorgung, Durchlüftung, Durchlässigkeit, Grün­
digkeit, biologische Akt ivität, Schichtdicke des belebten 
Bodens, Bearbeitbarkeit, Dränbedürftigkeit, Erosionsge· 
fährdung und Baugrundeignung erfaßt worden. Auch wur­
den Staunässe - bzw. Grundwassereinfluß -, Dauer der 
Feucht- und Naßphasen, Wasserversorgung des Bodens, 
Flurabstand des Grundwassers und Empfindlichkeit gegen 
eine Grundwasserverschmutzung im einzelnen dargestellt. 
Vom Geländeklima wurden Lufttemperatur, Windgeschwin­
digkeit , Luftaustausch, potentielle Besonnung, Häufigkeit 
von Früh- und Spätfrösten, Nebelhäufigkeit, Schwülehäufig­
keit von Kaltluftentstehung bzw. -fluß und Häufigkeit von 
Kaltluftstagnieren bzw. Immissionsgefährdung untersucht. 
Die Landschaftsfaktoren wurden ihren jeweiligen Eigen­
schaften entsprechend zu landschaftsökolog ischen Raum­
einheiten zusammengefaßt. Die verschiedenen Eigenschaf­
ten der Raumeinheiten wurden einer Abstufung In fünf bzw. 
drei Stufen unterzogen, so daß sie einer Bewertung für zahl­
reiche Nutzungsansprüche und für Aufgaben des Natur-
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schutzes und der Landschaftspflege zugänglich waren. Vor 
der Durchführung einer Bewertung wurden die Anforderun­
gen der verschiedenen Nutzungsarten an den Standort for­
muliert. 

Nach diesen Schritten wurden die landschaftsökologischen 
Raumeinheiten für die Nutzungsansprüche Forstwirtschaft, 
Grünlandnutzung, Ackerbau, extensives Erholen, intensives 
Erholen, Wohnen, Gewerbe und Industrie, Abfallagerung, 
Anlagen von Straßen und Straßenverkehr bewertet. Außer­
dem wurden die Schutzfunktion der Raumeinheiten gegen 
eine Verschmutzung des Grundwassers behandelt und Hin­
weise zu schützenswerten Bereichen gegeben. Im einzelnen 
wurden auf der Grundlage der landschaftsökologischen 
Raumeinheiten Angaben zu folgenden für Naturschutz und 
Landschaftspflege wichtigen Bereichen gemacht: 

- Vorrangflächen für die Land-, Forst- und Wasserwirt­
schaft 

Einrichtung von Naturschutzgebieten, Landschafts­
schutzgebieten, geschützten Landschaftsbestandteilen, 
Klimaschutzbereichen und Wasserschutzbereichen 

Regenerationszonen für wildwachsende Pflanzen und 
wildlebende Tiere 

- Ausweisung und Sicherung von Erholungsgebieten 

- Belastungen des Bodens, des Wassers und der Luft 

- Neuanlage und Erhaltung von Schutzpflanzungen und 
Wäldern 

- standortgemäße Wahl von Baum- und Straucharten u.a. 
in der landwirtschaftlich genutzten Flur, an Straßen und 
Gewässern sowie in Baugebieten 

- Auflockerung oder Sanierung von Baugebieten 

- Erhaltung von Freiräumen 

- Auswah l von Standorten für die weitere Siedlungsent-
wicklung 

- Standorte für die Abfallagerung 

- Rekultivierung von Abbaugebieten 

- Anlage von strapazierfähigen Grünflächen 

- Beurteilung von Trassen für Verkehrswege 

- Ausgleichsmaßnahmen bei Eingriffen in Haushalt und 
Gestalt der Landschaft 

- Erhaltung und Gestaltung des Landschaftsbildes 

Das Bewertungsverfahren wurde dargelegt und ist nachvoll­
ziehbar, da sich jeder Bewertungsschritt bis zum verwende­
ten Ausgangsmaterial zurückverfolgen läßt. 

Die Arbeit enthält Vorschläge zu einer ökologisch begründe­
ten Flächennutzung, wobei auch die Wechselbeziehungen 
der verschiedenen landschaftsökologischen Raumeinhei­
ten untereinander diskutiert und berücksichtigt werden. 
Diese Arbeit reicht von der Eignungsbewertung b is zu Vor­
schlägen für die Landschaftsentwicklung aus landschafts­
ökologischer Sicht sowie aus der Sicht von Naturschutz und 
Landschaftspflege. 

Die Vorschläge zur Flächennutzung zeigen, daß in der Regel 
die Landschaftseinheiten nicht für einen, sondern meist für 
mehrere Nutzungsansprüche in Frage kommen. Als Krite­
rium für die vorgeschlagenen Nutzungen wurde jeweils eine 
zumindest mittel bis gute bzw. gute Eignung vorausgesetzt. 
Beim Auftreten einer mittleren bis schlechten Eignung wur­
de stets von einer Realisierung abgeraten. 

Die Tatsache, daß in diesem Fall für jede landschaftsökolo· 
gische Raumeinheit mehrere Möglichkeiten ihrer Nutzung 
bestehen, läßt die Schwierigkeiten bei der Umsetzung öko­
logischer Belange in die Landschaftsplanung erkennen, 
wenn es, wie z.B. im Flächennutzungsplan , um die Darstel­
lung der künftigen Flächennutzung geht. War z.B. eine 
Raumeinheit sowohl für das Wohnen geeignet als auch für 
den Naturschutz von Bedeutung, dann wurde in der Weise 
entschieden, daß den Zielen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege der Vorrang gegeben wurde. 

Eine Schutzpflanzung in Wiepshausen in Niedersachsen auf leichtem Sandboden, die Erosionsschäden durch Wind verhindern sol l. 
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Gerhard Olschowy 

Landschaftsplanung - Erfahrungen mit dem neuen Naturschutzrecht 

Einführung in das gleichlautende Kolloquium des Deutschen Rates für Landespflege am 
14./15. Dezember 1983 in Bonn-Bad Godesberg 

In seiner Studie zur „ Analyse und Fortentwicklung des neu­
en Naturschutzrechtes in der Bundesrepublik Deutschland" 
vom 21. November 1980 hat der Deutsche Rat für Landes· 
pflege bereits zur Landschaftsplanung Stellung genommen. 
So heißt es im Abschnitt 2, daß der Verzicht auf durchgrei­
fende bundesrechtliche Bestimmungen Ober die Verbind­
lichkeit sowohl in §5 als auch vor allem in §6 BNatSchG er­
hebliche Nachtei le für die Klarheit , Bestimmtheit, Einheit­
lichkeit und damit letzten Endes für die Wirksamkeit der 
landesrechtlichen Verbindlichkeitsregelung zur Folge hat. 

Das dürfte der entscheidende Grund dafür sein, daß sich in 
der Landschaftsplanung trotz gesetzlicher Grundlagen bis­
lang nicht sehr viel bewegt hat. Naturschützer, Land­
schaftsarchitekten und Landschaftsplaner hatten mit dem 
neuen Naturschutzrecht in Bund und Ländern in die Land­
schaftsplanung hoffnungsvolle Erwartungen gesetzt, die 
sich - das soll in diesem Kreise einmal in aller Deutlichkeit 
ausgesprochen werden - im wesentlichen nicht erfüllt ha­
ben. In mancher Hinsicht kann in der Tat die jetzige Rege­
lung - und das gilt besonders für die Form der sogenann­
ten unmittelbaren Integration der Landschaftsplanung in 
die Bauleitplanung, auf die noch eingegangen wird - sogar 
als Rückschritt gegenüber den Möglichkeiten gewertet wer­
den, die in der Zeit vor dem Bundesnaturschutzgesetz durch 
das Bundesbaugesetz gegeben waren. Hier kann ich aus 
persönlicher Erfahrung berichten. 

In Zusammenarbeit mit dem ehemaligen Leiter des Instituts 
für Städtebau und Bodenordnung der Universität Bonn, 
Prof. Dr.-lng. Gassner, wurden z. B. für die Gemeinden Als­
feld und Schotten in Hessen Landschaftspläne als Teilplä­
ne von Flächennutzungsplänen aufgestellt; sie haben den 
gleichen Genehmigungsgang durchlaufen und damit d ie 
gleiche Rechtswirksamkeit und Verbindlichkeit erlangt wie 
die Flächennutzungspläne. Desgleichen wurden Grünord­
nungspläne als Bebauungspläne festgesetzt. Dies wäre 
heute wohl nicht mehr möglich. 

Wenn in den neuen Naturschutzgesetzen in Bund und Län­
dern die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge festgelegt sind, so sollte man erwarten daß diese mit 
Hilfe der Landschaftsplanung durchgeset~t werden. Das 
setzt voraus, daß die Landschaftsplanung einmal als Bei­
trag zur querschnittsorientierten Planung im Rahmen der 
Landes- und Regionalplanung und der Bauleitplanung, zum 
anderen als Beitrag zur raumbezogenen Fachplanung und 
schließlich als eigene sektorale (Fach)planung der für Na­
turschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde zum 
Einsatz bzw. zum Tragen kommt. Das aber ist nicht der Fall. 
Im folgenden soll etwas näher auf die einzelnen Ebenen der 
Landschaftsplanung eingegangen werden, und zwar auf 

- den Landschaftsrahmenplan 

- den Landschaftsplan 

den Grünordnungsplan und 

den landschaftspflegerischen Begleitplan. 

Die Aufstellung und die Wirksamkeit der Landschaftsrah­
menpläne ist in den Ländern sehr unterschiedlich geregelt; 
sie sind jedoch in allen Ländern behördenverbindlich. 

Teils werden sie von den Regionalverbänden (Baden-Würt­
temberg) oder regionalen Planungsgemeinschaften (Hes­
sen), teils von den obersten (Saarland, Schleswig-Holstein), 
höheren bzw. oberen (Bayern, Rheinland-Pfalz) oder unteren 
(Niedersachsen) Behörden, die für Naturschutz und Land­
~chaftspflege zuständig sind, aufgestellt. Eine teilweise 
Ubernahme in Regionalpläne, regionale Raumordnungsplä­
ne oder Landesentwicklungspläne ist in Baden-Württem­
berg, Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland festge­
legt. Die Behördenverbindlichkeit gilt nur für diejenigen 
Aussagen, die in die vorgenannten Pläne der Landespla· 
nung übernommen worden sind. In Nordrhein-Westfalen ist 
der Gebietsentwicklungsplan zugleich Landschaftsrahmen­
plan, so da~ gar kein Landschaftsrahmenplan aufgestellt 
wird. Diese Ubersicht läßt erkennen, wie unbefriedigend die­
ser Bereich der Landschaftsplanung geregelt ist. In der Tat 
aber sollte dem Landschaftsrahmenplan eine hohe Bedeu­
tung zukommen, weil er - sei es als Teilplan oder Bestand· 
teil des Regionalplanes (bzw. des regionalen Raumord· 
nungsplanes, des Landesent wicklungsplanes oder Gebiets­
entwicklungsplanes) - die notwendigen Ziele, Vorgaben 
und Bindungen für die Landschaftsplanung, die Bauleitpla­
nung und die Fachplanung zum Inhalt haben könnte, denen 
sie sich anpassen sollten, wie dies z.B. in §1 Abs. 4 Bundes­
baugesetz für die Anpassung der Bauleitpläne an die Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung geregelt ist. 

Die Aufstellung der Landschaftspläne obliegt , wenn von 
den Stadtstaaten und Nordrhein-Westfalen abgesehen wird, 
aufgrund der Ländernaturschutzgesetze den Gemeinden. In 
den Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg wird dieser 
Plan von den unteren Naturschutzbehörden aufgestellt und 
als Satzung beschlossen. In der Regel werden die Land­
schaftspläne in den übrigen Ländern in die Flächennut· 
zungspläne übernommen, wenn von Niedersachsen abgese­
hen wird, wo eine Ubernahme im Gesetz nicht geregelt ist. 
Die unmittelbare Integ ration des Landschaftsplanes in den 
Flächennutzungsplan, wie dies vor allem in Rheinland-Pfalz 
praktiziert wird, ist sehr problemat isch, weil in diesem Fall 
überhaupt kein Landschaftsplan mehr aufgestellt wird. 
Dann liegt der Gemeinde auch kein Plan mehr vor, der die 
Ziele und Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege in gesch lossener und übersichtlicher Form 
darstellt. Mit Sicherheit kann davon ausgegangen werden, 
daß im Flächennutzungsplan nur Teilbereiche geregelt wer­
den und wahrscheinlich auch nur die, die der Gemeinde die 
geringsten Schwierigkeiten bereiten. Im übrigen muß davon 
ausgegangen werden, daß bestimmte Bereiche des Natur­
schutzes überhaupt nicht in die Bauleitpläne übernommen 
werden können. In diesen Plänen werden vornehmlich Flä­
chen einer bestimmten Nutzung gewidmet, womit keines­
wegs den Zielen des Natu rschutzes ausreichend entspro­
chen wird, geschweige denn diese Ziele gefördert werden 
können. In besonderem Maß gilt dies z. B. fü r den bedeuten­
den Bereich des Artenschutzes, der in der Bauleitplanung 
nicht ausreichend berücksichtigt werden kann, wei l er nur 
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einen begrenzten Bezug zur Flächennutzung aufweist. Im 
übrigen sollte der Begriff „ Integration" so verstanden wer­
den, daß Ziele und Maßnahmen von Naturschutz und Land­
schaftspflege sachlich In den Flächennutzungsplan inte­
griert werden, was nicht bedeuten muß, daß auf einen Teil­
plan als Bestandteil des Flächennutzungsplanes verzichtet 
werden muß. Der Teilplan hat den unbestreitbaren Vorteil, 
daß der Inhalt übersichtli ch und auch für den Bürger ver­
ständlich dargestellt werden kann. 

Es sei noch auf die Regelung in Nordrhein-Westfalen einge­
gangen, wo der Landschaftsplan von der Unteren Land­
schaftsbehörde aufgestellt, von der Höheren Landschafts­
behörde genehmigt und vom Kreis als Satzung beschlossen 
wird. 

In den vergangenen Jahren wurde von Sachverständigen im­
mer wieder die Regelung im Landschaftsgesetz von Nord­
rhein-Westfalen einer Kritik unterworfen. Je mehr jedoch die 
fragwürdige Verbind lichkeit der Landschaftspläne in ande­
ren Bundesländern offenbar wurde, um so mehr verblaßten 
die Kritiken. Es werden sogar Stimmen laut, die den §16, 
Abs. 2 des Landschaftsgesetzes, nach dem der Land­
schaftsplan als Satzung beschlossen wird, als ein Beispiel 
für seine Rechtswirksamkeit herausstellen. Dennoch ver­
bleiben einige offene Fragen und kritischen Anmerkungen 
Ober manche Regelungen in Nordrhein-Westfalen. Das be­
trifft z.B. 

die Beschränkung des Landschaft splanes auf den Au­
ßenbereich und 

die nicht verbindliche Regelung zur Berücksichtigung 
der dargestellten Maßnahmen und Entwick lungsziele 
bei allen behördlichen Maßnahmen, so auch für die Ge­
meinden, wenn von §37 Landschaftsgesetz abgesehen 
wird. 

Diesem Paragraphen ist zu entnehmen, daß Gemeinden, Ge­
meindeverbände und andere Gebietskörperschaften des öf­
fentlichen Rechts nur verpflichtet sind, die im Landschafts­
plan festgesetzten Entwicklungs-, Pflege- und Erschlie­
ßungsmaßnahmen für die Flächen innerhalb des Planungs­
gebietes durchzuführen, die in ihrem Eigentum oder Besitz 
sind. 

Da der Grünordnungsplan im Bundesnaturschutzgesetz 
nicht enthalten ist , ist er nicht in allen Ländergesetzen gere­
gelt. Dieser Plan ist der materiellen Landschaftsplanung 
zuzurechnen, weil er fü r die Bauleitplanung Maßnahmen zur 
Erhaltung und Gestaltung der Landschaft zum Inhalt hat. 

Soweit die Länder auch den Grünordnungsplan gesetzlich 
verankert haben, ist die Aufstellung und auch die Verbind­
lichkeit unterschied lich und nicht eindeutig geregelt. In Ba­
den-Württemberg und Bayern wird er von den Trägern der 
Bauleitplanung aufgestellt und in den Bebauungsplan über­
nommen. In den Stadtstaaten Berlin und Hamburg wird er 
Ober den Landschaftsplan verbindlich, in Rheinland-Pfalz 
wird er wieder unmittelbar in den Bebauungsplan integriert 
und in Niedersachsen wird er von der Gemeinde aufgestellt, 
ohne daß eine Übernahme im Gesetz geregelt ist. 

Auch der Landschaftspflegerische Begleitplan kann nach 
der Auffassung des Deutschen Rates für Landespflege als 
ein Vorgang der materiellen Landschaftsplanung angese­
hen werden, weil er ein Mittel ist, um durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege unvermeidbare 
Eingriffe auszugleichen, soweit es zur Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege erfor­
derlich ist. Der Landschaftspflegerische Begleitplan ist auf­
grund §8 BNatSchG, der die Eingriffe in Natur und Land­
schaft behandelt, am einheitlichsten und in seiner Verbind­
lichkeit und Wirksamkeit am besten geregelt , weil er Be­
standteil des Fachplanes ist. Damit nimmt er wie der Fach-
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plan am Planfeststellungsverfahren teil und erhält die glei­
che Rechtsverbindlichkeit wie d ieser. 

In der Praxis bleiben auch hier noch viele Fragen offen. Da 
ist einmal die Tatsache, daß der Fachbehörde oft keine 
Sachverständigen zur Vorbereitung und Ausarbeitung die­
ses Planes zur Verfügung stehen und freischaffende Land­
schaftsarchitekten nicht eingeschaltet werden. Zum ande­
ren fehlen die notwendigen Vorgaben des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, weil Landschaftsrahmenpläne 
und Landschaftspläne nicht vorliegen. So darf es nicht wun­
dern, wenn solche Pläne dann mehr den Charakter von Be­
pflanzungsplänen haben, aber die für den Ausgleich des 
Eingriffs erforderlichen Maßnahmen nicht ausreichend fest­
setzen oder gar vermissen lassen. 

Wenn die Landschaftsplanung in ihrer Wirksamkeit bislang 
unbefriedigend geblieben ist , so dürfte einer der wesentli­
chen Gründe in der fragwürdigen Zuständigkeit für ihre Auf­
stellung zu suchen sein. Wenn ein Landschaftsplan die 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege , wenn er d ie Maßnahmen 
zum Sch utz, zur Pflege und Entwicklung der Landschaft, 
wenn er Maßnahmen zum Biotop- und Artenschutz darstel­
len soll, dann kann doch für seine Aufstellung nur die Be­
hörde in Betracht kommen, die für Naturschutz und Land­
schaftspflege zuständig ist. Welche Maßnahmen dann aus 
einem solchen vollständigen Landschaftsplan in die Bau­
leitplanung übernommen werden, ist eine andere Frage. 
Einmal können es nur Maßnahmen sein, die einen der Bau­
leitplanung entsprechenden Flächenbezug haben und zum 
anderen sollte diese Entwicklung in gleichberechtigter Zu­
sammenarbeit, wenn nicht gar im Einvernehmen der Ge­
meinde mit der fü r Naturschutz und Landschaftspflege zu­
ständigen Behörde, getroffen werden. Dann wäre noch zu 
prüfen, ob analog des §1 Abs. 4 Bundesbaugesetz die Ge­
meinden angehalten werden sollten, sich den Zielen des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege anzupassen. Von 
der großen Bedeutung her, die Natur- und Umweltschutz 
heute auch in der Politik erlangt haben, wäre d ies voll be­
rechtigt. 

Für den Landschaftsrahmenplan sollte die Zuständigkeit 
für die Aufstellung entsprechend geregelt werden, d.h. ein 
umfassender Plan kann von seinem Inhalt her nur von der 
für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behör­
de aufgestellt werden. In gleichberechtigter Zusammenar­
beit und im gegenseit igen Einvernehmen mit der zuständi­
gen Landesplanungsbehörde wäre dann festzulegen, was in 
einem Teilplan des Regionalplanes bzw. regionalen Raum­
ordnungsplanes oder Gebietsentwicklungsplanes zu über­
nehmen oder unmittelbar zu Integrieren ist. 

Diese Regelungen würden auch der erwünschten Funktion 
von Naturschutz und Landschaftspflege als eigene sektora­
le (Fach)planung entsprechen, wie dies z. B. für die Straßen­
planung, wasserwirtschaftliche Planung, Agrarplanung mit 
Flurbereinigung und die Planung des Bergbaues selbstver­
ständlich ist. Diese Feststellung darf aber nicht so ausge­
legt werden, als ob Naturschutz und Landschaftspflege mit 
den vorgenannten flächennutzenden und raumbelastenden 
Fachplanungen in jeder Hinsicht gleichzusetzen wäre. Wäh­
rend diese Fachplanungen den Raum nutzen und durch ihre 
Eingri ffe in Natur und Landschaft belasten, trifft das für Na­
turschutz und Landschaftspflege nicht zu, denn sie haben 
ja die Last der anderen zu tragen und auszugleichen. Inso­
weit nehmen s ie eine Sonderstellung ein, so daß ihre eigene 
(Fach)pianung nicht nur berechtigt, sondern sogar notwen­
dig ist. Hier soll allerdings auf einen Zielkonflikt hingewie­
sen werden, der sich aus der freiraumbezogenen Erholung 
ergibt, die z.Z. im Landschaftsplan mit erfaßt ist. PFLUG 
(1981) hat sich damit sehr kritisch auseinandergesetzt. Er 
sagt, daß der Landschaftsplan als Planungsinstrument des 



Naturschutzes und der Landschaftspflege und der Fach­
plan Erholung sich ihrer Aufgabe und ihrem Inhalt nach we­
sensfremd sind. An den Grundlagen und Ergebnissen des 
Landschaftsplanes muß vielmehr der Fachplan Erholung 
geprüft und gemessen werden. „ Grenzt man nicht bald Na· 
turschutz und Landschaftspflege eindeutig vom Nutzungs­
anspruch Erholung und damit den Landschaftsplan vom 
Fachplan Erholung ab, werden Naturschutz und Land· 
schaftspflege nicht nur mit den Ergebnissen der Erholungs­
und Fremdenverkehrsplanung identifiziert, sondern auch 
verantwortlich gemacht für die Belastung von Haushalt und 
Gestalt vieler unserer Landschaften durch Auswüchse des · 
Erholungs· und Fremdenverkehrswesens und problemati­
scher oder gar unhaltbarer Erholungseinrichtungen aller 
Art." Der Deutsche Rat für Landespflege (1981) erachtet es 
in seiner Stellungnahme zur Entwicklung der Naturparks in 
Nordrhein-Westfalen als zweckmäßig, die freiraumbezoge­
ne Erholung, solange sie kein eigenes Planungsinstrumen­
tarium besitzt, im Rahmen der Landschaftsplanung zu be­
rücksicht igen und so zu entwickeln, daß Konflikte mit Natur 
und Landschaft weitgehend ausgeschlossen werden kön­
nen. 

Auf den Inhalt der einzelnen Pläne soll hier nicht näher ein· 
gegangen werden. Die früher häufig geübte Unterscheidung 
in einen Grundlagenteil , der zeitlich vorgezogen werden 
kann, und einen Entwicklungsteil, hat sich im Grundsatz be­
währt. Während der Grundlagenteil die Bestandsaufnahme 
oder Analyse der natürlichen Gegebenheiten und auch der 
aktuellen und potentiellen Eingriffe sowie die Bewertung 
oder Diagnose zum Inhalt hat, muß der Entwicklungsteil die 
konkreten Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent­
wicklung von Natur und Landschaft darstellen, um die Ziele 
von Naturschutz und Landschaftspflege zu verwirklichen. 

Schließlich sollte geprüft werden, ob der an sich sehr posi­
tiv zu wertende §8 BNatSchG, der den „ Eingriffen in Natur 
und Landschaft" gewidmet ist, im Sinne eines Verbundes 
von Landschaftsplanung und Umweltverträglichkeitsprü­
fung fortentwickelt werden könnte. Wenn in Absatz 2 festge­
legt ist, daß der Verursacher eines Eingriffs zu verpflichten 
ist, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchti­
gungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege auszugleichen, so setzt das voraus, daß 
vor einem Eingriff, also vor Beginn eines Projektes, eine 
gründliche Prüfung der Vermeidbarkeit bzw. Unvermeidbar­
keit und der möglichen Ausgleichsmaßnahmen vorgenom­
men wird. In der Tat ist dies der Ansatz zu einer Umweltver­
träglichkeitsprüfung, und es sollte grundsätzlich unter-

sucht werden, ob hier die gesetzliche Grundlage für eine 
solche Prüfung geschaffen werden kann. Damit könnte ein 
wesentlicher Beitrag für den Naturschutz und die Land­
schaftspflege im allgemeinen und die Landschaftsplanung 
im besonderen geleistet werden. 
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Werner Hoppe, Wilfried Erbguth 

Geltendes Recht der Landschaftsplanung in Bund und Ländern 

1 Bundesnaturschutz als Rahmengesetz 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht 19581) festgestellt 
hatte, daß das Reichsnaturschutzgesetz nur als Landes­
recht fortgalt, hat der Bund am 20. 12. 1976 - gestützt auf 
seine Gesetzgebungskompetenz aus Art. 75 Abs. 1 Nr. 3 
Grundgesetz (GG) das Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) als Rahmengesetz verabschiedet. Vorausge­
gangen war dem der Versuch, um der Rechts- und Wirt­
schaftseinheit willen auf dem Gebiet von Naturschutz und 
Landschaftspflege eine konkurrierende Gesetzgebungsbe­
fugnis zu erlangen. Dieser Versuch scheiterte im Bundesrat, 
wo darauf verwiesen wurde, daß auch ein Rahmengesetz die 
Rechtseinheit in dem erforderlichen Umfang wahren könne. 
Andererseits werde den Ländern genügend Spielraum gelas­
sen, um die Besonderheiten der jeweiligen Landschaft im 
Naturschutzrecht berücksichtigen zu können2l. »Ein auf der 
Grundlage einer Vollkompetenz des Bundes erlassenes Na­
turschutzgesetz müßte, um der Vielgestaltigkeit der Land­
schaften gerecht zu werden, sich selbst die Schranken auf· 
erlegen, an die der Rahmengesetzgeber aufgrund der Ver­
fassung gebunden ist2a). Die Rahmenkompetenz gern. Art. 
75 GG ermächtigt den Bund zu Teilregelungen der betreffen­
den Materie, die auf das Grundsätzliche beschränkt s ind. 
Die Regelung eines Sachgebietes durch Rahmenvorschrif­
ten darf nicht von gleicher Intensität sein, wie sie die aus­
schließlichen oder konkurrierenden Gesetzgebungskompe­
tenzen des Bundes gern. Art. 73, 74 GG zulassen. Innerhalb 
dieser Grenzen bleibt dem Bundesgesetzgeber ein relativ 
weiter Spielraum. Er ist auch befugt, Einzelvorschriften mit 
unmittelbarer Verbindlichkeit - wie dies in § 4 S. 3 
BNatSchG geschehen ist - zu erlassen, die für sich genom­
men nicht ausfüllungsfähig oder -bedürftig sind, wenn die 
Regelung des Sachgebietes als Ganzes den genannten Kri­
terien entspricht. Mit anderen Worten muß nicht jede Geset­
zesvorschrift eine Rahmenregelung, sondern nur das Gesetz 
als Ganzes ein Rahmengesetz sein. Soweit eine Totalrege­
lung in Teilbereichen vorliegt, ist für die Verfassungsmäßig­
keit entscheidend, daß das Gesetz als Ganzes noch einen 
hinreichenden Spielraum für den Landesgesetzgeber vor­
sieht. 

Dem Bundesnaturschutzgesetz wird jedoch vielfach nicht 
eine Überschreitung der rahrnenrechtlich gezogenen Gren­
zen vorgehalten, sondern die Feststellung, daß die Rahmen­
kompetenz nicht voll ausgeschöpft3) sei. So werden den 
Ländern weitreichende Ermächtigungen zur Ergänzung und 
Konkretisierung des Gesetzes eingeräumt. Dies gilt z. B. hin­
sichtlich der Landschaftspläne (§ 6 BNatSchG), im Hinblick 
auf die Behandlung der Eingriffe in Natur und Landschaft 
(§ 8 BNatSchG), die Regelung der Duldungspflichten für Ei­
gentümer und Nutzungsberechtigte (§ 10 BNatSchG), die 
Pflegepflicht im Siedlungsbereich, den Artenschutz (§ 26 
BNatSchG) oder das Betretungsrecht (§ 27 BNatSchG). Zum 
Teil fehlen Regelungen vollständig, z. B. hinsichtlich der Zu­
sammensetzung und Organisation der Beiträge, oder die Re­
gelungen sind unklar bzw. lückenhaft, z. B. zu der Frage, ob 
und inwieweit Inhalte der Landschaftsplanung in die Ge­
samtplanung - Raumordnung und Landesplanung bzw. auf 
örtlicher Ebene Bauleitplanung - übernommen werden sol­
len. Der Zweifel, ob die rahmenrechtlichen Regelungen ihrer 
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Aufgabe, das Naturschutzrecht auf Bundesebene in seiner 
grundsätzlichen Ausrichtung zu bestimmen und zu verein­
heitlichen, voll gerecht werden, bestehen insoweit zu Recht. 

Das Bundesnaturschutzgesetz folgt einer anthropozentri­
schen Konzeption: Nicht die Leistungsfähigkeit des Natur­
haushaltes um seiner selbst willen ist Gegenstand des Ge­
setzes, wie es einer zunehmend vertretenen ressourcenöko­
nomischen und ökologischen Sichtweise entspräche. Die 
Ausrichtung des umweltschützenden Instrumentariums ist 
gekennzeichnet durch die Entwicklung vom anthropozentri­
schen Umweltschutz, der in erster Linie am Leben und der 
Gesundheit der Menschen ausgerichtet ist, zum ressourcen­
ökonomischen und ökologischen Umweltschutz, der auf die 
Erhaltung und Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen, 
auf den Schutz der Biosphäre, der Ökosysteme und der na­
türlichen Kreisläufe sowie insgesamt auf den Schutz der 
Tier- und Pflanzenwelt ausgerichtet4) ist. Nach der Konzep­
tion des Bundesnaturschutzgesetzes sollen Natur und 
Landschaft aber als Lebensgrundlage des Menschen und 
als Voraussetzung seiner Erholung gesichert werden, ent­
sprechend § 1 Abs. 1 BNatSchG. Da die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes nicht mit dem »ökologischen Gleichge­
wicht« gleichzusetzen ist, gewährt das Bundesnaturschutz­
gesetz einen tierischen und pflanzlichen Artenschutz nur in­
soweit, als die bedrohte Art eine tragende Funktion ausübt 
und im ökologischen Gefüge unverzichtbar ist5l. 

Dem folgen die Bestimmungen über die allgemeinen Ziele 
(§ 1 BNatSchG) und die Grundsätze(§ 2 BNatSchG) des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege. 

Die Ziele im Sinne des§ 1 BNatSchG dienen als »inhaltli­
che Anleitungen«6) der Verwirklichung von Naturschutz 
und Landschaftspflege. Sie sind insbesondere nach 
Maßgabe der Grundsätze zu verwirklichen und als Belan­
ge im Abwägungsvorgang bei allen behördlichen Planun­
gen und Maßnahmen zu beachten (§ 2 Abs. 1 S. 1 
BNatSchG), d. h. sie sind als solche nicht unmittelbar 
verbindlich, gelten jedoch als wesentlicher Teil des Ab­
wägungsmaterials. Die Ziele sind darüber hinaus im kon­
kreten Einzelfall untereinander und gegen die sonstigen 

1) BVerfG v. 14. 10. 1958 - BvO 2/57 - BVerfGE 8, 186. 

2) SOELL, Naturschutz· und Landschaftspflegerecht, in: Salzwedel, 
Jürgen (Hrsg.), Grundzüge des Umweltrechts, Beiträge zu r Um· 
weltgestaltung A 80, Berlin 1982, S. 481 ff. (491). 

2a) Vgl. BT-Drucks. Vll/885, S. 9 (Anlage 2). 

3) SOELL (Fußn. 2), S. 492; ders„ Neuere Entwick lungen des Natur­
schutz- und Landschaftspflegerechts in der Bundesrepublik 
Deutschland, Natur + Recht 1980, 1 (2). 

4) HOPPE, Staatsaufgabe Umweltschutz, VVDStRL Bd. 38 (1980), 
S. 211 ff. (236 ff.); BREUER, Umweltschutzrecht, i n: von Münch, 
Ingo (Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht, 6. Aufl „ Berlin 1982, 
S. 633 ff. (676). 

5) BREUER, Die Bedeutung des§ 8 BNatSchG für Planfeststellun­
gen und qualifizierte Genehmigungen nach anderen Fachgeset­
zen, Natur + Recht 1980, 89 (92); FICKERT, Der Verkehrswege­
bau im lichte des neuen Naturschutz- und Landschaftspflege· 
rechts, BayVBI. 1978, 681 (685). 

6) SOELL (Fußn. 2), S. 499. 



Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Land­
schaft abzuwägen. Ihrer Konkretisierung dient vor allem 
d ie Landschaftsplanung, die das Bundesnaturschutzge­
setz in seinem zweiten Abschnitt rahmenrechtlich regelt 
(§§ 5 bis 7 BNatSchG). 

- Die weiteren Abschnitte des Bundesnaturschutzgeset­
zes befassen sich mit Schutz-, Pflege- und Entwicklungs­
maßnahmen. Es handelt sich dabei um einzelfallbezoge­
ne Instrumente, die neben der Landschaftsplanung zur 
Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege zur Anwendung 
kommen können. Sie lassen sich unterteilen in allgemei­
ne Schutz-, Pflege· und Entwicklungsmaßnahmen (§§ 8 
bis 11 BNatSchG), Maßnahmen zum Gebiets- und Objekt­
schutz(§§ 12 bis 19 BNatSchG) und Maßnahmen zum Ar· 
tenschutz (§§ 20 bis 25 BNatSchG). 

- Die letzten beiden Abschnitte enthalten Regelungen 
Ober die Erholung in Natur und Landschaft(§§ 27 und 28 
BNatSchG) sowie Ober die Mitwirkung von Verbänden 
(§ 29 BNatSchG) und Ober Ordnungswidrigkeiten und Be· 
freiungen (§§ 30 und 31 BNatSchG). 

§ 4 S. 2 BNatSchG sieht vor, daß die Länder innerhalb von 
zwei Jahren nach dem Inkrafttreten des Bundesnaturschutz­
gesetzes dessen Bestimmungen entsprechende Vorschrif· 
ten einschl ießlich geeigneter Entschädigungsregelungen er· 
lassen und bestehende Vorschriften anpassen sollen. Die 
Länder sind diesem Auftrag inzwischen gefolgt. Zur Zeitgel· 
ten in den einzelnen Bundesländern folgende Gesetze: 

- Baden-WOrttem_berg: Gesetz zum Schutz der Natur, zur 
Pflege der Landschaft und Ober die Erholungsvorsorge in 
der freien Landschaft vom 20. 10. 1975 (GBI. S. 654), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 6. 4. 1982 (GBI. S. 97); 

Bayern: Gesetz Ober den Schutz der Natur und die Pflege 
der Landschaft und die Erholung in der freien Natur vom 
27. 7. 1973 (GVBI. S. 437), in der Fassung der Bekanntma· 
chung vom 10. 10. 1982 (GVBI. S. 874); 

- Berlin: Gesetz Ober Naturschutz und Landschaftspflege 
von Berl in vom 30. 1. 1979 (GVBI. S. 183); 

Bremen: Gesetz Ober Naturschutz und Landschaftspfle· 
ge vom 17. 9. 1979 (GBI. S. 345); 

Hamburg: Hamburgisches Gesetz Ober Naturschutz und 
Landschaftspflege vom 2. 7. 1981 (GVBI. S. 167); 

Hessen: Hessisches Gesetz Ober Naturschutz und Land· 
schaftspflege vom 19. 9. 1980 (GVBI. 1 S. 301); 

- Niedersachsen : Niedersächsisches Naturschutzgesetz 
vom 20. 3. 1981 (GVBI. S. 31); 

- Nordrhein-Westfalen: Gesetz zur Sicherung des Natur­
haushalts und zur Entwicklung der Landschaft (Land­
schaftsgesetz) vom 18. 2. 1975, in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 26. 6. 1978 (GVBI. S. 734). 

Rheinland-Pfalz: Landesgesetz Ober Naturschutz und 
Landschaftspflege (Landespflegegesetz) vom 14. 6. 1973 
(GVBI. S. 147), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. 2. 1979 (GVBI. S. 36); 

Saarland: Gesetz Nr. 1097 Ober den Schutz der Natur und 
die Pflege der Landschaften vom 31 . 1. 1979 (Amtsbl. 
S. 47); 

- Schleswig-Holstein: Gesetz für Naturschutz und Land­
schaftspflege (Landschaftspflegegesetz) vom 16. 4. 1973 
(GVBI. Schleswig-Holstein, S. 122), in der Fassung der 
Bekanntmachung des Art. 1 des Gesetzes vom 19. 11 . 
1982 (GVBI. Schleswig-Holstein, S. 256), berichtigt am 
14. 1. 1983 (GVBI. Schleswig-Holstein, S. 9). 

2 Das System der Landschaftsplanung nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz 

Die Aus~estal.tung der Landschaftsplanung ist rahmen­
rechtlich im 2. Abschnitt c;les Bundesnaturschutzgesetzes 
geregelt. Das Gesetz sieht eine dreistufige Landschaftspla­
nung vor, die aus dem Landschaftsprogramm, den Land­
schaftsrahmenplänen und den Landschaftsplänen besteht. 

Das Landschaftsprogramm soll für den Bereich eines Lan­
des aufgestellt werden. In ihm sind die überörtlichen Erfor­
dernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege darzustellen (§ 5 
Abs. 1 BNatSchG). Als Teil des Landschaftsprogramms ist 
das Artenschutzprogramm vorgesehen. 

Für Teile eines Landes sollen Landschaftsrahmenpläne auf­
gestellt werden. Sie konkretisieren die Darstellungen des 
Landschaftsprogrammes und stellen reg ionale, d. h. über­
örtliche Pläne dar(§ 5 Abs. 1 BNatSchG). 

Das Bundesnaturschutzgesetz enthält keine Aussagen Ober 
die konkreten Inhalte von Landschaftsprogrammen und 
Landschaftsrahmenplänen. Insoweit ist den Ländern die ge­
setzliche Ausfüllung der bundesrechtlichen Vorschriften 
überlassen, die man jedoch in den meisten - eine Ausnah­
me ist etwa§ 3 Abs. 2 NatSchG Hessen - Naturschutzge­
setzen der Länder vermißt7J. 

Die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirkli· 
chung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspfle· 
ge sind in Landschaftsplänen mit Text, Karte und zusätzli· 
eher Begründung näher darzustellen, sobald und soweit 
dies aus Gründen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege erforderlich ist (§ 6 Abs. 1 BNatSchG). 

Ob ein Landschaftsplan aufgestellt wird, steht grundsätz­
lich im Ermessen der zuständigen Stelle (Gemeinde, Kreis). 
Besondere Gründe des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege können jedoch eine Planaufstellung gebieten. Das ist 
vor allem für Gebiete der Fall, die nachhaltigen Änderungen 
der Landschaft unterliegen, weiterhin für Bereiche, die aus 
Gründen der Sicherung ökologischer Ressourcen, des 
Schutzes wildlebender Tiere und Pflanzen sowie der Erho­
lungsvorsorge In ihrer Gestalt erhaltenswert sind, ferner für 
Landschaftsteile, die ein labiles ökologisches System dar­
stellen (z. B. Uferbereiche, Feuchtbiotope usw.). 

Die wesentlichen Inhalte der Landschaftspläne sind in § 6 
Abs. 2 BNatSchG aufgeführt. Danach enthalten sie, soweit 
dies erforderlich ist, Darstellungen 

1. des vorhandenen Zustandes von Natur und Landschaft 
und seine Bewertung nach den in§ 1 Abs. 1 festgelegten 
Zielen, 

2. des angestrebten Zustandes von Natur und Landschaft 
und der erforderl ichen Maßnahmen, insbesondere 

a) der allgemeinen Schutz-, Pflege- und Entwicklungs­
maßnahmen im Sinne des 3. Abschnittes des Bundes· 
naturschutzgesetzes, 

b) der Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent­
wicklung bestimmter Teile von Natur und Landschaft 
im Sinne des 3. Abschnittes des Bundesnaturschutz· 
gesetzes und 

c) der Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege wildwach· 
sender Pflanzen und wildlebender Tiere im Sinne des 
5. Abschnittes des Bundesnaturschutzgesetzes (§ 6 
Abs. 2 BNatSchG). 

7) SOELL (Fußn. 2). S. 516. 
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Das Verhältnis der drei Planungsebenen zueinander ist im 
Bundesnaturschutzgesetz nicht ausdrücklich geregelt. Al­
lerdings läßt sich aus übergeordneten Rechtsnormen das 
Verhältnis der überörtlichen und der örtlichen Planungsebe­
nen als eine wechselseitige Beziehung, im Sinne des für die 
Raumordnung entwickelten 11Gegenstromprinzips«, bestim­
men. 

Sind Darstellungen der Landschaftsprogramme und Land­
schaftsrahmenpläne in die Programme und Pläne der Raum­
ordnung und Landesplanung übernommen worden, so folgt 
die Bindung der örtlichen Landschaftsplanung aus§ 5 Abs. 
4 Raumordnungsgesetz (ROG) i. V. m. dem Recht der Län­
der. Nicht als Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
übernommene Bestandteile der überörtlichen Landschafts­
planung sind nach Maßgabe rechtsstaatlicher Abwägung in 
der örtlichen Landschaftsplanung gebührend zu berücksich­
tigen. 

Umgekehrt gebietet das Gegenstromprinzip, daß die über­
örtliche Landschaftsplanung unter Beachtung der Belange 
der örtlichen Ebene betrieben wird. Auch dies ist ein Gebot 
sachgerechter Abwägung. 

3 Das System der Landschaftsplanung in den Ländern 

Die rahmenrechtlichen Vorgaben des Bundesnaturschutz­
gesetzes räumen den Ländern einen Ausfüllungsspielraum 
ein, dessen Weite vereinzelt auf Kritik gestoßen ist8) und der 
dazu geführt hat, daß einerseits die Intention der Vorschrif­
ten des Bundesnaturschutzgesetzes unterschiedlich inter­
pretiert wurde und daß andererseits in den Ländern gesetzli· 
ehe Regelungen getroffen wurden, deren Zulässigkeit zum 
Teil fraglich ist. Das gilt insbesondere für die landesrechtli­
che Ausdifferenzierung der Landschaftsplanung. 

Sieht man von den Stadtstaaten ab, für die das Bundesna­
turschutzgesetz eine Sonderregelung getroffen hat(§ 5 Abs. 
3 BNatSchG), dann finden sich zwei unterschiedliche For­
men von Planungssystemen: Die Länder Baden-Württem­
berg, Bayern, Niec;lersachsen, Rheinland-Pfalz und das Saar­
land haben sich für eine dreistufige Landschaftsplanung 
entschieden, während in Hessen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein eine zweistufige Landschaftsplanung 
eingerichtet wurde, wobei auf das Landschaftsprogramm 
verzichtet wurde. Beide Konzeptionen werden durch die rah­
menrechtlichen Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes 
gedeckt9)_ Im einzelnen lassen sich dabei innerhalb dieser 
beiden Gruppen Unterschiede hins ichtlich des räumlichen 
Geltungsbereichs der Pläne, der Planinhalte und der inter­
nen Differenzierung in einzelne Planarten feststellen. 

3.1 Dreistufige Landschaftsplanung 

In Baden-Württemberg wird der gesamträumliche Plan als 
Landschaftsrahmenprogramm bezeichnet. Er enthält die 
Zielsetzungen des Naturschutzes, der Landschaftspflege 
und der Erholungsvorsorge für die weitere Entwicklung von 
Natur und Landschaft des gesamten Landes(§ 7 Abs. 2 S. 1 
NatSchG Ba-Wü). Seine wesentliche Bedeutung liegt darin, 
daß er die ökologischen Grundlagen für die Landesentwick­
lung darstellt. Das Landschaftsrahmenprogramm gliedert 
sich in einen Zie lteil und in die Begründung, die die Ergeb­
nisse der Landschaftsanalyse und Landschaftsdiagnose 
sowie die Erläuterung der Zielsetzungen einschließlich An­
gaben über die geschätzten Kosten für die Verwirklichung 
vordringlicher Zielsetzungen enthält (§ 7 Abs. 2 NatSchG 
Ba-Wü). 
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Für die regionale Ebene sind in Baden-Württemberg Land­
schaftsrahmenpläne vorgesehen. Diese enthalten die für 
Teile des Landes ausgeformten Zielsetzungen des Land­
schaftsprogrammes und die Grundzüge der überörtlichen 
Maßnahmen zu ihrer Verwirklichung in Text und Karte (§ 7 
Abs. 2 S. 3 NatSchG Ba-Wü). Ihre inhaltl iche Gliederung ent­
spricht der des Landschaftsrahmenprogramms. Die Land­
schaftsrahmenpläne sind nur dann aufzustellen, 11wenn 
wichtige Gründe nähere Untersuchungen über die Belastun­
gen und Belastbarkeit der natürlichen Gegebenheiten für 
das gesamte Plangebiet oder für Teile des Plangebietes er­
fordern« (§ 8 Abs. 2 S. 1 NatSchG Ba-Wü). Der Gesetzgeber 
hat damit eine Verpflichtung· zur Aufstellung von Land­
schaftsrahmenplänen nicht generell vorgesehen und auch 
in den Fällen, in denen die Gründe für die Notwendigkeit ei­
ner Landschaftsrahmenplanung vorliegen, nicht unbedingt 
eine flächendeckende Planung gefordert. 

Für die örtliche Ebene sieht das Naturschutzrecht Baden­
Württembergs zwei Arten von Plänen vor: den Landschafts­
plan und den Grünordnungsplan (§ 9 Abs. 1 NatSchG 
Ba-Wü). Eine Konkretisierung der räumlichen Geltungsberei­
che bzw. eine nähere Unterscheidung dieser beiden planeri­
schen lnstrumete sieht das Gesetz ebensowenig vor wie ei· 
ne Inhaltsbestimmung. In der Praxis - und dies dürfte auch 
die gesetzliche Regelung angeleitet haben - ist der Land­
schaftsplan der ökologische Beitrag zum Flächennutzungs­
plan, während der Grünordnungsplan dem Bebauungsplan 
zugeordnet werden kann. In der Regel wird deshalb der 
Landschaftsplan für das gesamte Gemeindegebiet aufge­
stellt, der Grünordnungsplan hingegen für Teile des Gemein­
degebietes. Das Instrument des Grünordnungsplans 
scheint in der Praxis noch wenig angewendet zu werden 10)_ 

Eine rechtliche Verpflichtung zur Aufstellung von Land­
schafts- oder Grünordnungsplänen besteht für die Gemein­
de nur, sobald und soweit es zur Aufstellung, Ergänzung, 
Änderung oder Aufhebung von Bauleitplänen erforderlich 
ist, um Maßnahmen zur Verwirklichung von Zielsetzungen 
des Landschaftsrahmenprogramms oder des Landschafts­
rahmenplanes näher darzustellen (§ 9 Abs. 1 S. 1 NatSchG 
Ba-WO). Das kann allerdings nicht heißen, daß die Erforder­
lichkeit von örtlichen Landschafts- oder Grünordnungsplä· 
nen durch die Zielsetzungen der überörtlichen Pläne be­
stimmt wird vielmehr - dies macht auch das Naturschutz· 
gesetz Baden-Württemberg deutlich, indem es die Voraus­
setzungen der Erforderlichkeit konkretisiert (§ 9 Abs. 1 S. 2 
NatSchG Ba-Wü) - sind es materielle Probleme der örtli­
chen Landschaftspflege und des Naturschutzes, die die 
Notwendigkeit der Landschaftsplanung begründen. 

In Bayern, das ebenfalls ein dreistufiges System der Land­
schaftsplanung kennt, ist zunächst die Besonderheit festzu· 
stellen, daß nur die raumbedeutsamen Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege Gegenstand der Landschafts­
planung sind (Art. 3 Abs. 1 S. 1 NatSchG Bayern). 

Das Landschaftsprogramm wird dementsprechend als Teil 
des Landesentwicklungsprogramms aufgestellt, wie die 
Landschaftsrahmenpläne Teile der Regionalpläne oder 

8) Vg l. Fußn. 3. 

9) HENDLER, Das rechtliche Verhäll nis von überörtl icher Land­
schaftsplanung und Raumordnungsplanung, Natur + Recht 
1981, 41 (42); FATHEUER, Grundlagen und Rechtsprobleme der 
Landschaftsplanung, der landkreis 1978, 386; ERBGUTH/BENZ/ 
PÜCHEL, Weiterentwicklung raumbezogener Umweltplanungen, 
Beiträge zum Siedlungs- und Wohnungswesen und zur Raumpla­
nung, Hrsg. Werner Ernst, Werner Hoppe und Rainer Thoss, Bd. 
95, Münster 1984, S. 95 ff.; SOELL (Fußn. 3), S. 6. 

10) STEGER, Stand der Landschaf tsplanung und F lächennutzungs­
planung in Baden-Württemberg, Baden-Württembergische Ge­
meindezeitung 1982, 134 (135). 



fachlicher Programme und Pläne nach dem bayerischen 
Landesplanungsgesetz sind (Art. 3 Abs. 1 NatSchG Bayern). 
Als Gründe für diese Regelung werden genannt: 

»-Verbesserung der Abstimmung der Ziele der Land-
schaftsplanung mit den anderen raumbezogenen Fach­
planungen, 

- Ausstattung der landschaftsplanerischen Zielsetzungen 
mit der Bindungswirkung von Zielen der Raumordnung 
und Landesplanung, und schließlich 

- die Verwaltungsvereinfachung, die mit dem Verzicht auf 
eine gesonderte Landschaftsplanung erreicht wird« 11). 

Damit können in die überörtlichen Landschaftspläne in Bay­
ern keine Aussagen aufgenommen werden, die nicht raum­
bedeutsam sind, wie etwa allgemeine Aussagen zum Arten­
schutz. Allerdings bemüht man sich darum, derartige Ziel­
setzungen in räumliche Ziele umzusetzen, um ihnen damit 
Verbindlichkeit als Ziele der Raumordnung und Landespla­
nung zu verleihen. Beispielhaft hierfür sind etwa Ziele Im 
bayerischen Landesentwicklungsprogramm, wonach be­
stimmte Lebensräume von bedrohten Tier- und Pflanzenar­
ten oder Biotope zu schützen sind12l. Die örtliche Ebene der 
Landschaftsplanung ist in Bayern ähnlich wie in Baden­
Württemberg ausgestaltet. Die örtlichen Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, wie sie im Landschaftsrahmen­
programm und In Landschaftsrahmenplänen ausgeformt 
sind, werden in Landschaftsplänen als Bestandteile der Flä­
chennutzungspläne und in Grünordnungsplänen als Be­
standteile der Bebauungspläne festgesetzt (Art. 3 Abs. 2 S. 1 
NatSchG Bayern). Diese Pläne sind aufzustellen, sobald und 
soweit dies aus Gründen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege erforderlich ist, und sie können sich auf Teile 
eines Bauleitplanes beschränken (Art. 3 Abs. 2 S. 2 und 3 
NatSchG Bayern). Es kann dabei auch notwendig sei n, einen 
Landschafts- oder Grünordnungsp lan aufzustellen, ohne 
daß ein Bauleitplan erforderlich ist (Art. 3 Abs. 5 S. 1 
NatSchG Bayern). 

Der Inhalt der Landschafts- und Grünordnungspläne wird in 
enger Anlehnung an die entsprechenden Vorschriften des 
Bundesnaturschutzgesetzes bestimmt. Konkretis iert wird 
diese Regelung in den Richtlinien des bayerischen Staats­
ministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen zur 
Ausarbeitung von Landschaftsplänen 13J. 

Niedersachsen kennt ebenso wie Baden-Württemberg eine 
eigenständige Planhierarchie für die Landschaftsplanung. 
Für das gesamte Land wird ein Landschaftsprogramm auf­
gestellt, das die im Interesse des gesamten Landes erforder­
lichen Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege gutachtlich darstellt (§ 4 Abs. 2 S. 1 NatSchG Nds). 
Als seine wesentlichen Inhalte werden genannt: 

- schutzwürdige Teile von Natur und Landschaft, 

- die Sicherung der Naturgüter, 

- der Bodenabbau, 

- die Erholung in der freien Landschaft (§ 4 Abs. 2 S. 2 
NatSchG Nds), 

- der Artenschutz (Artenschutzprogramm als Teil des 
Landschaftsprogramms; § 4 Abs. 3 NatSchG Nds). 

Die Landschaftsrahmenpläne werden für das Gebiet einer 
Region, das in Niedersachsen mit dem Kreisgebiet identisch 
ist, ausgearbeitet. Sie stellen gutachtlich mit Text und Karte 
und zusätzlicher Begründung dar: 

- den gegenwärtigen Zustand von Natur und Landschaft 
sowie die voraussichtlichen Änderungen , 

- die Teile von Natur und Landschaft, die Merkmale von 

Naturschutzgebieten, Nationalparken, Landschafts­
schutzgebieten, Naturdenkmalen oder geschützten 
Landschaftsbestandteilen erfüllen, 

- die für diese Gebiete erforderlichen Schutz-, Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen, 

- die sonst erforderl ichen Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
Maßnahmen des Artenschutzes und der Ordnung des Bo­
denabbaus (§ 5 Abs. 2 NatSchG Nds). 

Landschaftspläne und Grünordnungspläne sind nach § 6 
NatSchG Nds von den Gemeinden auszuarbei ten, soweit 
dies zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erforderlich ist. Sie sollen die Bauleitpla­
nung ergänzen und Aussagen über die Gestaltung geschütz­
ter Landschaftsbestandteile, Grünf lächen, Erholungsanla­
gen und anderer Freiräume enthalten. 

Das Landespflegegesetz von Rheinland-Pfalz lehnt sich hin­
sichtl ich der Regelung der überörtlichen Landschaftspla­
nung eng an das Bundesnaturschutzgesetz an. Gesamt­
räumlicher Plan ist das Landespflegeprogramm, das als 
selbständiger Plan unter Beachtung der Ziele der Raumord­
nung und Landesplanung die Erfordernisse der Landespfle­
ge für das gesamte Landesgebiet enthält. Ei n Teil des Lan­
despflegeprogramms ist das Artenschutzprogramm (§ 15 
Abs. 1 LPflG Rh-Pf). 

Eine Konkretisierung der Darstellungen im Landespflege­
programm erfolgt in Landschaftsrahmenplänen, die f ür das 
Gebiet der Region aufgestellt werden. Sie gl iedern sich in ei· 
ne Landschaftsanaylse und -diagnose sowie die Darstellung 
der überörtlichen Maßnahmen der Landschaftspflege. Dazu 
gehören nicht nur Aussagen Ober die Nutzung und Gestal­
tung von Gebieten im Außenbereich, sondern auch Darstel­
lungen über die anzustrebende städtebauliche Entwicklung 
und über die Gestaltung innerstädtischer Gebiete (§ 16 Abs. 
1 s. 2 Ziff. 2 und 3 LPflG Rh-Pf). Die Landschaftsrahmenplä­
ne werden als eigenständige Pläne aufgestellt und dann in 
die regionalen Raumordnungspläne als deren Bestandtei le 
integriert. 

Auf örtl icher Ebene kennt Rheinland-Pfalz keine eigenstän­
dige Landschaftsplanung. Die örtlichen Erfordern isse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes 
und der Landespflege werden in den Bauleitplänen darge­
stellt, sobald und soweit dies aus Gründen des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege notwendig ist (§ 15 Abs. 1 
LPflG Rh-Pf). Dabei werden die Darstellungs- bzw. Festset­
zungsmöglichkeiten in Bauleitplänen um folgende erweitert: 

- Flächen, die aus klimatischen Gründen, aus Gründen 
des Gewässer-, des Hochwasser-, des Erosions- oder des 
Immissionsschutzes oder wegen ihrer Bedeutung als 
Regenerations- oder Erholungsraum offenzuhalten oder 
freizufegen sind oder auf denen eine Nutzungsänderung 
unterbleiben muß, 

Flächen, auf denen im ei nzelnen zu bestimmende Maß­
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der 
Landschaft besonders dringlich sind, 

Flächen, .auf denen Landschaftsbestandteile zur Erhal­
tung oder Wiederherstellung eines leistu ngsfähigen Na­
turhaushaltes zur Sicherung von Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit der Landschaft oder aus den unter Nr. 1 ge-

11) HÖHNBERG, Überörtl iche Landschaftsplanung im Rahmen der 
Landesplanung Beiträge 111982 in Agra rrecht 10/1982, 18 (20). 

12) LEP Teil B 1.1 .2. 

13) Richtl in ien des Bayerischen Staatsministeriums für Landesent­
wicklung und Umweltfragen zur Ausarbeitung von Landschafts· 
plänen, vom 31. 10. 1975 (LUMBI. S. 203), geändert durch Be­
kanntmachung vom 14. 12. 1977 (LUMBI. 1978 S. 3). 
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nannten Gründen notwendig und deshalb zu erhalten 
oder zu schaffen sind(§ 17 Abs. 3 LPflG Rh-Pf). 

Darüber hinaus führt das Gesetz aus, welche Inhalte der Er­
läuterungsbericht des Flächennutzungsplans bzw. des Be­
bauungsplanes aus landespflegerischer Sicht haben muß 
(§ 17 Abs. 4 LPflG Rh-Pf). 

Im Saarland ist das System der Landschaftsplanung ähnlich 
wie in Baden-Württemberg ausgestaltet. Die überörtlichen 
Ziele und Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege werden Im Landschaftsprogramm - ein­
schließlich Artenschutzprogramm - und, für Teile des Lan­
des, in Landschaftsrahmenplänen dargestellt (§ 8 Abs. 1 
NatSchG Saarland). Zwischen der großräumigen und der 
teilräumlgen Planungsebene soll ein hierarchischer Zusam­
menhang bestehen; nur wenn wichtige Gründe es erfordern, 
können Landschaftsrahmenpläne vor dem Landschaftspro­
gramm aufgestellt werden (§ 8 Abs. 2 S. 3 NatSchG Saar­
land). Während das Landschaftsprogramm die Zielsetzun­
gen des Naturschutzes und der Landschaftspflege für die 
weitere Entwicklung der Natur und Landschaft des gesam­
ten Landes enthält, sind diese Ziele in den Landschaftsrah­
menplänen auszuformen und die überörtlichen Maßnahmen 
zu ihrer Verwirklichung darzustellen(§ 8 Abs. 2 S. 2 NatSchG 
Saarland). Die Landschaftsrahmenpläne sind somit gewis­
sermaßen Vollzugsprogramme des Landschaftsprogramms. 

Die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirkli­
chung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge sind im Saarland in Landschaftsplänen darzustellen, so­
bald und soweit es aus den in§ 9 Abs. 4 NatSchG Saarland 
näher bezeichneten Gründen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erforderlich ist(§ 9 Abs. 1 NatSchG Saar­
land). 

Der Inhalt der Landschaftspläne findet sich in § 9 Abs. 2 
NatSchG Saarland konkretisiert, aber nicht abschließend 
geregelt. Danach sollen sie insbesondere enthalten: 

- Darstellungen des Zustandes von Natur und Landschaft 
und seine Bewertung; 

- Angaben über den angestrebten Zustand von Natur und 
Landschaft und die vorgesehenen Maßnahmen; 

~ zulässige R.egelungen nach § 9 BBauG; 

- Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege wild wachsender 
Pflanzen und wild lebender Tierarten. 

Der Landschaftsplan ist somit ein selbständiger Plan, des­
sen Verbindungen zur Bauleitp lanung im Wege der Integra­
tion hergestellt werden. Ein Grünordnungsplan ist nach dem 
saarländischen Naturschutzgesetz nlcht vorgeschrieben. 

3.2 Zwe_istufige Landschaftsplanung 

In Hessen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein 
fehlt die gesämträumliche Ebene .der Landschaftsplanung, 
ein Landschaftsprogramm ist gesetzlich nicht vorgesehen. 

Der Gesetzgeber ging davon aus, daß ein Landschaftspro­
gramm entweder nicht erforderlich ist oder daß die entspre­
chenden Ziele in ausreichendem Umfan·g in den Plänen bzw. 
Programmen der Landesplanung festgeschrieben sl nd14l. 
Die überörtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Ver­
wirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege werden in Landschaftsrahmenplänen für Tei­
le des Landes dargestellt. 

In Hessen sind die Landschaftsrahmenpläne Bestandteil 
der Regionalpläne. Ihr Inhalt wird in§ 3 Abs. 2 NatSchG Hes­
sen näher ausgeführt. Danach sind insbesondere die Berei­
che darzustellen, in denen 

450 

- Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Natur­
denkmale oder geschützte Landschaftsbestandteile aus­
gewiesen sind oder nach § 16 NatSchG Hessen ausge­
wiesen werden sollen oder in denen Eingriffe in Natur­
schutz und Landschaft nach § 5 NatSchG Hessen unter­
bleiben sollen; 

- aus klimatischen Gründen und zur Erhaltung eines viel­
fältigen Erscheinungsbildes der Landschaft Freiflächen 
zu erhalten und zu gestalten sind; 

- bauliche Anlagen nicht statthaft sind, die zu einer Zer­
siedlung, zu einer Beeinträchtigung der Gliederung von 
Siedlungsbereichen, des Wasserhaushaltes oder der 
Freiraumerholung oder der Veränderung der klimati­
schen Verhältnisse führen können (Regionale Grünzüge); 

- Landschaftsbestandteile in besiedelten Gebieten zu 
schützen, zu pflegen und zu entwickeln s ind; 

- besonders für die Erholung geeignete Flächen 1. S. d. 
§ 28 BNatSchG zugänglich gemacht oder Uferwege zur 
Erholung bereitgestellt werden sollen; 

- Beeinträchtigungen und Schäden an Natur und Land­
schaft zu beseitigen oder auszugleichen sind; 

- Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege zur Erhaltung und Verbesserung der natürlichen 
Selbstreinigungskraft der Gewässer notwendig sind; 

- eine landwirtschaftliche Bodennutzung, die Pflege oder 
ein sonstiges Offenhalten der Grundstücke sicherzustel­
len ist. 

Die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirkli­
chung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge s ind auf der Grundlage der Landschaftsrahmenpläne in 
den Landschaftsplänen der Gemeinden darzustellen (§ 4 
Abs. 1 NatSchG Hessen). In Hessen ist die Aufstellung von 
Landschaftsplänen - im Unterschied zu den übrigen Bun­
desländern - Pflicht. Ausnahmen von dieser Pflicht sind er­
öffnet, wenn die vorherrschende Nutzung der Gemarkung 
den Zielen der Landschaftspflege entspricht und wenn eine 
Nutzungsänderung nicht zu erwarten ist (§ 4 Abs. 1 S. 4 
NatSchG Hessen). Über diese Ausnahmen entscheidet die 
untere Naturschutzbehörde (§ 4 Abs. 1 S. 5 NatSchG Hes­
sen). 

In Nordhrein-Westfalen nimmt der Gebietsentwicklungsplan 
die Funktion des Landschaftsrahmenplanes wahr. Es wird 
kein eigenständiger Landschaftsrahmenplan aufgestellt15l; 
der Gebietsentwicklungsplan selbst enthält die regionalen 
Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege(§ 15 LG NW). 

Die örtliche Landschaftsplanung ist im nordrhein-westfäli­
schen Landschaftsgesetz ausführlich geregelt. Dabei fallen 
mehrere Besonderheiten im Vergleich zu anderen Bundes­
ländern auf. 

Zuständig für die Aufstellung der Landschaftspläne sind die 
Kreise und kreisfreien Städte (§ 16 Abs. 2 LG Nordrhein­
Westfalen), die jedoch grundsätzlich nicht flächendeckende 
Pläne für ihr Gebiet aufstellen, sondern Teile des Kreisge­
bietes beplanen und teilräumige Pläne erarbeiten 16). 

Die Zuständigkeitszuweisung an die unteren Verwaltungs­
behörden ist verschiedentlich diskutiert worden. Bei den Be­
ratungen Ober die Novellierung des nordrhein-westfälischen 

14) So die Gesetzesgründung zum Landschaftsgesetz Nordrhein­
Westfalen, Landtags-Drucks. 8/5210, S. 4. 

15) Die Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsen twicklung und 
Forstplanung (LÖLF) erarbeitet bei der Aufstellung des Gebiets­
entwick lungsplanes einen ökologischen Fachbei trag_ 

16) § 16 Abs. 3 LG NW. 



Landschaftsgesetzes hat es Versuche gegeben, den Kreisen 
die Zuständigkeit für die Landschaftsplanung zu nehmen. 
Zur Begründung berief man sich auf die gemeindliche Pla­
nungshoheit, in die durch die Zuständjgkeit der Kreise für 
die Landschaftsplanung eingegriffen werde, sowie auf den 
Wortlaut und die Systematik des Bundesnaturschutzgeset­
zes. Im Hinblick auf diese Bestrebungen, deren Wiederaufle­
ben an anderer Stelle und zu anderer Zeit nicht auszuschlie­
ßen ist, sind hier einige Erwägungen zu der Frage ange­
bracht, ob der Kreis zulässiger Träger der Landschaftspla­
nung ist. Hierzu ist zweierlei zu prüfen, und zwar 

1. ob eine Landschaftsplanung in Trägerschaft der Kreise 
mit dem Bundesnaturschutzgesetz vereinbar ist sowie 

2. ob die Zuständigkeit der Kreise für die Landschaftspla­
nung einen Eingriff in die gemeindliche Planungshoheit 
darstellt. 

Zur ersten Frage ist zunächst festzustellen, daß nach § 6 
Abs. 2 BNatSchG die Landschaftspläne zur Darstellung der 
nörtlichen Erfordernisse und Maßnahmen« dienen. Des wei­
teren ist nach § 6 Abs. 3 S. 2 BNatSchG auf die Verwertbar­
keit des Landschaftsplanes für die Bauleitplanung nRück­
slcht zu nehmen«. 

Aus beidem kann aber nicht gefolgert werden, daß nach der 
Konzeption des Bundesnaturschutzgesetzes die Land­
schaftsplanung zwingend als eine Angelegenheit der Ge­
meinden geregelt werden muß und der Landesgesetzgeber 
deshalb gehalten wäre, die Landschaftsplanung unbedingt 
den Gemeinden zu übertragen. Denn die »örtlichen Erforder­
nisse und Maßnahmen« müssen nicht zwangsläufig von der 
Gemeinde betreut werden. Dazu enthält das Bundesnatur­
schutzgesetz keine Aussage; die Tatsache, daß es von »örtli­
chen« Erfordernissen spricht, läßt nicht den Schluß auf eine 
zwingende Zuständigkeit der Gemeinden für die Land­
schaftsplanung zu. Die Regelung der Zuständigkeit obliegt 
vielmehr dem Landesgesetzgeber im Rahmen des Rege­
lungsvorbehalts, selbstverständlich unter Wahrung der ver­
fassungsrechtlichen Grenzen der Selbstverwaltungsgaran­
tie. 

Aus der Formulierung in § 6 Abs. 3 S. 2 BNatSchG, wonach 
auf die Verwertbarkeit des Landschaftsplanes für die Bau­
leitplanung Rücksicht zu nehmen ist, kann keine Zuständig­
keitsanordnung zugunsten der Gemeinde hergeleitet wer­
den. Die Formulierung läßt sowohl eine getrennte Zustän­
digkeit für Landschaftsplanung und Bauleitplanung als 
auch eine Zuständigkeit der Gemeinde für beide Planungs­
arten zu. 

Das Bundesnaturschutzgesetz hat also keine ausdrückliche 
Zuständigkeitsanordnung für die Landschaftsplanung ge­
troffen. Als Rahmengesetz kann es ohnehin nicht ohne wei­
teres Zuständigkeitsanordnungen treffen, da den Ländern 
ein ausfüllungsfähiger gesetzgeberischer Rahmen belassen 
werden muß. 

Hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Problematik wird 
die Auffassung vertreten 17), die Zuweisung der Land­
schaftsplanung an die Kreise stelle einen Verstoß gegen 
bundes- und landesrechtliche Garantien der gemeindlichen 
Selbstverwaltung, gegen das Übermaßverbot und das Subsi­
diaritätsprinzip dar. Insbesondere ergebe sich die Verfas­
sungswidrigkeit daraus, daß dem Kreis eine parzellenschar­
fe Planung im besiedelten und unbesiedelten Bereich er­
möglicht werde. 

Dieser Auffassung ist entgegenzuhalten, daß Art. 28 Abs. 2 
S. 2 GG nur den Kernbereich des Selbstverwaltungsrechts 
der Gemeinden schützt; im übrigen unterliegt ihr Aufgaben­
kreis dem Gesetzesvorbehalt, wenn auch unter Wahrung 
des Übermaßverbots. Zum Kernbereich ist dabei die Land-

schaftsplanung nicht zu rechnen, denn die geschichtliche 
Entwicklung, die nach der Rechtsprechung des Bundesver­
fassungsgerichtes1B> wesentlich dafür ist, ob eine Aufgabe 
dem Kernbereich zugerechnet werden muß oder nicht, gibt 
dafür nichts her; im Gegenteil , die flächenbezogenen Fest­
setzungen, die nach dem nordrhein-westfälischen Land· 
schaftsgesetz in dem Landschaftsplan zu treffen sind, die 
Natur· und Landschaftsschutzgebiete, fielen schon nach 
dem Reichsnaturschutzgesetz vom 26. Juli 1935 nicht in die 
Zuständ igkeit der Gemeinden, sondern in die der Kreise, Re· 
gierungspräsidenten oder der obersten Naturschutzbehör­
de 19). 

Soweit eingewandt wird, daß durch die Landschaftsplanung 
dem Kreis parzellenscharfe Planung auf Gemeindegebiet er­
möglicht wird, ist darauf hinzuweisen, daß fachplanerische 
Festsetzungen für das Gemeindegebiet - wie ein Vergleich 
mit der Straßenplanung, der Flughafenplanung und anderen 
staatlichen Fachplanungen zeigt - traditionell zulässig 
sind, soweit durch die Gesamtheit der fachplanerischen 
Festsetzungen die Planungshoheit der Gemeinde nicht aus· 
gehöhlt wird. Das ist aber eine Frage des Einzelfalls. Für den 
Landschaftsplan gilt im übrigen, daß er sich ohnehin auf 
den baulichen Außenbereich beschränkt und nur ausnahms­
weise auch für den Geltungsbereich eines Bebauungspla­
nes aufgestellt werden kann, und zwar nur dann, wenn der 
Bebauungsplan die land· und forstwirtschaftliche Nutzung 
oder Grünflächen festsetzt(§ 16 Abs. 1 S. 2 LG NW). 

Es kann somit festgehalten werden, daß die Zuständigkeit 
der Kreise für die Landschaftsplanung verfassungsgemäß 
ist. Daraus kann natürlich nicht im Umkehrschluß gefolgert 
werden, daß eine Übertragung der Landschaftsplanung auf 
die Gemeinden verfassungswidrig wäre. Das ist sicherlich 
nicht der Fall, denn bei der Landschaftsplanung handelt es 
sich nicht um ein Essentiale der kreislichen Selbstverwal­
tungsgarantie. 

Die Landschaftspläne umfassen nach nordrhein-westfäli­
schem Recht den »Außenbereich« i. S. d. Bundesbaugeset· 
zes. Ihr Geltungsbereich erstreckt sich folglich nur auf Ge· 
biete außerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
und des Geltungsbereichs der Bebauungspläne(§ 16 Abs. 1 
LG Nordrhein-Westfalen). 

Der Landschaftsplan enthält im einzelnen (vgl. § 16 Abs. 4 
LG NW): 

die Darstellung des Landschaftszustandes(§ 17 LG) 

die Darstellung der Entwicklungsziele für die Landschaft 
(§ 18 LG) 

die Festsetzung besonders geschützter Teile von Natur 
und Landschaft (§§ 19-23 LG); insoweit können Natur· 
schutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenk· 
male und geschützte Landschaftsbestandteile festge· 
setzt werden 

die Zweckbestimmung für Brachflächen (§ 24 LG) 

besondere Festsetzungen für die forstliche Nutzung 
(§ 25 LG) 

- die Entwicklungs-, Pflege· und Erschließungsmaßnah­
men (§ 26 LG). 

Im überörtlichen Bereich kennt ebenfalls das Landschafts· 
pflegegesetz von Schleswig-Holstein nur die Ebene der 

17) BLÜMEL, Das verfassungsrechtliche Verhältnis von Gemeinden 
und Landkreisen, Schriftenreihe des Niedersächsischen Städte· 
und Gemeindebundes, Heft 5, Hannover 1979, S. 30. 

18) BVerfG, Beschl. v. 24. 06. 1969 - BVerfGE 26, 228 (238). 

19) Vgl. § 7 Abs. 1 Reichsnaturschutzgesetz v. 26. 06. 1935, § 1 der 
Verordnung zur Durchführun g des Reichsnaturschutzgesetzes 
vom 31. 10. 1935. 
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Landschaftsrahmenplanung (§ 5 Abs. 1 LPflG Schi-Ho). Nä­
here Angaben Ober die Inhalte werden dabei nicht gemacht. 
Mit dem Verzicht auf das Landschaftsprogramm schließt 
sich das an das Bundesnaturschutzgesetz angepaßte Land­
schaftspflegegesetz Schleswig-Holstein an die vergangene 
Rechtslage und Praxis an20). 

Auf der örtlichen Ebene sind in Schleswig-Holstein Land­
schaftspläne vorgesehen. Sie sind aufzustellen, sobald und 
soweit es aus Gründen des Naturschutzes und der Land­
s.chaftspflege, insbesondere vor Aufstellung, Ergänzung, 
Anderung oder Aufhebung von Bauleitplänen, erforderlich 
ist(§ 6 Abs. 1 LPflG Schi-Ho). Eine Trennung in Landschafts­
und Grünordnungspläne wird im Gesetz nicht vorgenom­
men, sie ist damit für die Praxis jedoch nicht 
ausgeschlossen21l. Die Aussagen zum Inhalt der Land­
schaftspläne decken sich mit den Vorschriften in § 6 Abs. 2 
BNatSchG. 

4 Das Verhältnis Landschaftsplanung - Landesplanung 

Die Raumordnung und Landesplanung ist gegenüber der 
Landschaftsplanung der ältere rechtsnormativ erfaßte Be­
reich. Erst das Bundesnaturschutzgesetz aus dem Jahre 
1976 hat in Ablösung des Reichsnaturschutzgesetzes den 
vornehmlich auf Bewahrung und Erhaltung ausgerichteten 
Naturschutz erweitert22), konnte dabei allerdings an ver­
schiedene fortschrittliche Länderregelungen anknüpfen. 
Das neue Attribut einer aktiv gestaltenden Landespflege 
kommt eben in der hier interessierenden Landschaftspla­
nung zum Ausdruck 23). 

Zunächst sind Aufgabenbereiche und Wirkungskreise bei­
der Planungstypen näher zu beleuchten, um anhand dessen 
ihre Ein- bzw. Zuordnung innerhalb des allgemeinen Pla­
nungssystems vornehmen zu können. 

4. 1 Al/gemeines 

Keine besonderen Schwierigkeiten bereitet insoweit die nä­
here Beschreibung der Landesplanung und ihre „ver­
ortung«. Seit dem Baurechtsgutachten des Bundesverfas­
sungsgerichts24), also bereits seit 1954, ist allgemein aner­
kannt, daß die Raumordnung und Landesplanung dem Auf­
gabenbereich der Gesamtplanungen zuzurechnen ist; neben 
der Bauleitplanung ist sie »der« Prototyp einer querschnitt­
bezogenen Gesamtplanung, und zwar diejenige auf überört­
licher Ebene. Ihr spezifisches Aufgabencharakteristikum ist 
die Abstimmung raum bedeutsamer Fachplanungen (wie die­
jenigen des Verkehrs, der Verteidigung etc.) anhand eines 
gesamträumlichen Leitbildes. Daneben hat sie aufgrund des 
Gegenstromprinzips die kommunalen Belange - späte­
stens auf Regionalebene - im Koordinierungsprozeß mitzu­
berücksichtigen. 

Weniger eindeutig sieht es hingegen bei der näheren Be­
stimmung der Landschaftsplanung und ihrer Einordnung 
aus. 

Stellungnahmen zu diesem Problem stehen weitgehend aus. 
HENDLER zählt· die Landschaftsplanung im System der 
Raumplanung zur Kategorie der räumlichen Fachpla­
nung25). FATHEUER unterscheidet gesamtplanerische und 
fachplanerische Aspekte, betont dabei die erstere Zielset­
zung2S>. Bei näherer Betrachtung erscheint die zuletzt ge­
nannte Sichtweise überzeugend. 

Im Gegensatz zu den die Gesamtplanung qualifizierenden 
Merkmalen geht es den Fachplanungen nicht um Koordinie­
rung; sie agieren auch nicht nach einem gesamträumlichen 
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Leitbild im Sinne einer Idealvorstellung von der Ordnung des 
Raumes. 

Vielmehr sind sie einem fachlich-sektoralen Ziel verpflichtet 
(z. B. Anlage von Verkehrswegen) und stimmen sich keines­
wegs von vornherein, sondern allenfalls im weiteren Verfah­
ren mit anderen Aufgabenträgern ab. Im Gegensatz etwa zur 
Landesplanung sind fachp lanerische Ausweisungen nie­
mals flächendeckend. 

Landschaftsrahmenpläne oder Landschaftsprogramme 
dürften nicht als - räumliche - Fachplanungen in diesem 
Sinne anzusehen sein. Ihr mangelnder sektoraler Charakter 
findet sich bereits in der auf Naturschutz und Landschafts­
pflege ausgerichteten Zielsetzung belegt. Der fachü bergrei­
fende Gehalt der Landschaftsplanung wird deutlicher, wenn 
man sich daran erinnert, daß das Naturschutzrecht lediglich 
in erster Linie auf das Schutzgut Boden ausgerichtet ist; 
weitere Schutzgüter sind Wasser und Luft, wildwachsende 
Pflanzen und wildlebende Tiere sowie der Naturhaushalt als 
komplexes Wirkungsgefüge dieser Schutzgüter insgesamt. 
Dem allen ist die Planung nach§ 5 BNatSchG in Verbindung 
mit dem Länderrecht verpfllchtet, wie ihre ausdrücklich be­
tonte Bindung an die Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege zeigt. 

Indem die überörtl iche Landschaf tsplanung medienüber­
greifend ausgerichtet ist, kann s ie folglich nicht als sektora­
le Fachplanung bezeichnet werden. Sie stellt vielmehr einen 
besonderen Typus der Gesamtplanung dar. Ihr Unterschied 
zur Landesplanung liegt im folgenden: Sie bringt zwar eine 
Vielzahl ökologischer Gesichtspunkte in den Planungspro­
zeß ein, nicht jedoch sozio-ökonomische, kulturel le und son­
stige Belange, wie es die Landesplanung in umfassender 
Weise zu tun hat. Anders ausgedrückt, die Landschaftspla­
nung konkretisiert im Wege der Aufbereitung und planeri­
schen Bewertung ökologischer Fakten w ichtige Aspekte 
des im Planungsvorgang der Landesplanung gebührend zu 
berücksichtigenden, fachübergreifenden Gesichtspunkts 
Umwelt. 

Landesplanung und Landschaftsplanung sind folglich bei­
des räumliche Gesamtplanungen und unterscheiden sich 
von der sektoralen bzw. partiellen Au fgabenstellung der 
Fachplanungen. Der Aufgabenkreis - besser: Abstim­
mungsbereich - der Landesplanu ng ist allerdings weiter 
gesteckt. Die sachliche Nähe der Planungstypen wird zu­
sätzlich dadurch belegt, daß beide sich dem Med ium Um­
welt zu widmen haben, die \,-andschaftsplanung allerdings 
spezifisch und zugleich detaill ierter. 

Begrifflich kann dies dergestalt gekennzeichnet werden, 
daß man von einer speziellen Gesamtplanung (Landschafts­
planung nach§ 5 BNatSchG) und der generellen Gesamtpla­
nung (Raumordnung und Landesplanung) räumlicher Art 
spricht. 

4.2 Verhältnis der bundesrechtlichen Rahmenvorschriften 

Das verwandtschaftliche Verhältnis zwischen Landes- und 
Landschaftsplanung ist vom Gesetzgeber des BNatSchG 
durchaus gesehen worden: 

20) CARLSEN, Das neue Landschaftspflegegesetz, Die Gemeinde 
(Schleswig-Holstein) 1983, S. 149 (152). 

21) CARLSEN (Fußn. 20), S. 153. 

22) SOELL (Fußn. 3), 1 ff. ; ders„ (Fußn. 2), S. 481 ff. 

23) HENDLER (Fußn. 9), 41. 

24) BVerfG v. 16. 06. 54 - 1 PBvV 2/52 - BVerfGE 3, 407 ff. 

25) HENDLER (Fußn. 9), 41. 

26) FATHEUER (Fußn. 9), 386. 



Nach § 5 Abs. 1 BNatSchG sind Landschaftsprogramme 
bzw. Landschaftsrahmenpläne »Unter Beachtung der 
Grundsätze und Ziele der Raumordnung« aufzustellen. 

§ 5 Abs. 2 BNatSchG bestimmt, daß die raumbedeutsa­
men Erfordernisse und Maßnahmen der Landschaftspro­
gramme und Landschaftsrahmenpläne unter Abwägung 
m it anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnah­
men »nach Maßgabe der landesplanungsrechtlichen Vor­
schriften der Länder in die Programme und Pläne im Sin­
ne des § 5 Abs. 1 S. 1 und 2 und Abs. 3 des Raumord­
nungsgesetzes« aufgenommen werden sollen. 

Die in§ 5 Abs. 1 BNatSchG vorgeschriebene Beachtung der 
Grundsätze und Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
wird unter verschiedenen Gesichtspunkten diskutiert, die 
thesenartig wie folgt zusammengefaßt werden können: 

Die Klausel hindere die Aufstellung von Landschaftspro­
grammen bzw. Landschaftsrahmenplänen nicht, wenn 
Landesentwicklungs- oder Regionalpläne noch nicht be­
stünden27l. 

Das »Beachten« sei zwar prinzipiell im Sinne der §§ 5 
Abs. 4 ROG und 1 Abs. 4 BBauG zu verstehen. Wegen der 
Bezugnahme auf die Grundsätze der Raumordnung, aber 
auch aufgrund eines etwaigen Änderungsbedürfnisses 
bei Landschaftsplänen (i. S. d. § 5 BNatSchG) sei die Bin­
dung an die Grundsätze und Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung dennoch als ein bloßes Berücksichti­
gungsgebot zu vestehen28). 

Zur ersten Aussage ist zu bemerken, daß sie einerseits eine 
Selbstverständlichkeit ausspricht, andererseits unvollstän­
dig ist. 

Natürlich besteht eine Bindung an Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung nur und nur soweit, als Programme oder 
Pläne der Landesplanung mit entsprechenden Inhalten be­
stehen. Ist dies nicht der Fall, können Landschaftsprogram­
me oder Landschaftsrahmenpläne aufgestellt werden; eine 
Bindung an Raumordnungsziele besteht mangels Substrats 
nicht. Auch führt das fehlen landesplanerischer Ausweisun­
gen nicht zu einem »Stop« der Landschaftsplanung.§ 5 Abs. 
1 spricht von »Grundsätzen und Zielen«, also von vorhande­
nen Festsetzungen; nur diese sind in der Lage, Wirkung auf 
die Planung nach dem BNatSchG zu zeitigen. Noch nicht 
aufgestellte Programme oder Pläne der Landesplanung ver­
mögen also die Durchführung der Landschaftsplanung 
nicht zu verhindern. Hätte der Gesetzgeber Abweichendes 
gewollt, so wäre dies ausdrücklich festzuschreiben gewe­
sen29). 

Zum Umfang der Beachtenspflicht gilt wie im Verhältnis von 
§ 5 Abs. 4 ROG (»Beachten«) und§ 1 Abs. 4 BBauG (»Anpas­
sen«), daß unter den Begriff des Beachtens i. S. d. § 5 Abs. 1 
BNatSchG zumindest fällt, 

daß Landschaftsprogramme bzw. Landschaftsrahmen­
pläne geänderten Programmen oder Plänen der Landes­
planung anzupassen sind und 

daß bei der erstmaligen Aufstellung oder Änderung von 
Plänen nach § 5 Abs. 1 BNatSchG die Ziele der Landes­
planung zu beachten sind. 

Das »Beachten« i. S. d. § 5 Abs. 1 BNatSchG ist demnach im 
allgemeinen Sinne landesplanerischer Zielbindung zu ver­
stehen. Nur hinsicht lich der Grundsätze der Raumordnung 
bedeutet der Begriff eine abwägende Berücksichtigung. 

Wenn § 5 Abs. 2 BNatSchG bestimmt, die raumbedeutsa­
men Erfordernisse und Maßnahmen der Landschaftspro­
gramme und Landschaftsrahmenpläne sollten unter Abwä­
gung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maß­
nahmen in die Landesplanung aufgenommen werden, so tut 

sich nur scheinbar ein Widerspruch zur vorangehenden Re­
gelung des § 5 Abs. 1 BNatSchG auf. Beachtenspflicht (§ 5 
Abs. 1 BNatSchG) und Abwägungsgebot (§ 5 Abs. 2 
BNatSchG) wirken nebeneinander angesichts des Umstan­
des, daß Landschaftsplanung und Landesplanung in der 
Praxis nicht immer in bestimmter zeitlicher Reihenfolge voll­
zogen werden (können). Bestehen bereits Ziele der Raum­
ordnung und Landesplanung in Form von Landesentwick­
lungs- oder Regionalplänen, so unterliegt ein dann einset­
zender Planungsprozeß der Landschaftsplanung der Beach­
tenspflicht nach § 5 Abs. 1 BNatSchG. Anders sieht die Aus· 
gangssituation aus, wenn Landschaftsprogramme oder 
Landschaftsrahmenpläne im Zeitpunkt der Aufstellung von 
Raumordnungsplänen bereits vorhanden sind. Bei dieser 
Konstellation sind die raumrelevanten Inhalte der Land­
schaftsplanung nach Maßgabe des § 5 Abs. 2 BNatSchG in 
den Planungsvorgang der Landesplanung einzubeziehen. 

§ 5 Abs. 2 BNatSchG regelt folglich etwas Selbstverständli­
ches, nämlich, daß der Abstimmungsvorgang der Landes­
planung sämtliches raumbedeutsames Handeln - also 
auch die überörtliche Landschaftsplanung - zu berücksich­
tigen hat. 

4.3 Bundesrecht und landesrechtliche 
Ausführungsvorschriften 

Nicht nur die geschilderte allgemein-sachliche Nähe zwi­
schen Landschafts- und Landesplanung, sondern gerade 
auch die ausdrücklichen Bestimmungen des§ 5 Abs. 1 und 2 
BNatSchG fordern eine Verknüpfung beider Planungsarten. 
Das Länderrecht ist bereits ein gutes Stück in diese Rich­
tung vorangeschritten. 

Da die Länder Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein­
Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein schon 
vor Erlaß des BNatSchG über eigene Naturschutz- und Lan­
despflegegesetze verfügten, die Vorschriften der§§ 5 und 6 
BNatSchG als typische Rahmenregelungen zudem keine un­
mittelbare Verbindlichkeit entfalten, ist nicht von ungefähr 
eine »Artenvielfalt«30) der Landschaftsplanung im Länder­
vergleich vorzufinden. Dies gilt nicht nur im Hinblick auf 
zwei-oder dreistufige Planungssysteme, sondern auch für 
die Art und Weise der Verknüpfung mit der Landesplanung. 

Im Grundsatz zielen indes sämtliche einschlägigen Vor­
schriften der Länder auf eine Integration der Landschafts­
pläne nach § 5 Abs. 1 und 2 BNatSchG in die Programme 
und Pläne der Raumordnung und Landesplanung. Eine nä­
here Betrachtung zeigt, daß zwischen Konstruktionen der 
unmittelbaren und solchen der mittelbaren Integration zu 
unterscheiden ist. 

4.3.1 Unmittelbare Integration 

Gemeint ist hiermit, daß die überörtliche Landschaftspla­
nung von vornherein im Rahmen der Raumordnungsplanung 
erfolgt, und zwar dergestalt, daß unmittelbar mit der Land· 
schaftsplanung ein Stück Raumordnungs- bzw. Landesent­
wicklungsplanung entsteht. 

Das Modell der unmittelbaren Integration der überörtlichen 
Landschaftsplanung in die Raumordnung und Landesp la­
nung ist in Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen am 
konsequentesten durchgeführt. In diesen Ländern wird die 
Landschaftsplanung insgesamt als raumbedeutsam ange­
sehen und ist deshalb unmittelbar integriert. 

27) HENDLER (Fußn. 9), 43. 

28) HENDLER (Fußn. 9), 44 f. 

29) So etwa in § 24 Abs. 5 LPIG .NW. 

30) FATHEUER (Fußn. 9), 386. 
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In Bayern werden die überörtlichen raumbedeutsamen Er­
fordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege als Teile der 
raumordnerischen Pläne dargestellt, wobei das Land­
schaftsprogramm Teile des Landesentwicklungspro­
gramms und die Landschaftsrahmenpläne Teile der Regio­
nalpläne oder fachlicher Programme und Pläne nach dem 
bayerischen Landesplanungsgesetz sind (Art. 3 Abs. 1 
NatSchG Bayern). 

Neben dem Landschaftsprogramm sieht das bayerische 
Landesentwicklungsprogramm (LEPro) weitere fachliche 
Programme und Pläne nach dem Landesplanungsgesetz 
vor, die zum Sachbereich der Landschaftsplanung gehören. 
Genannt werden im einzelnen folgende Bereiche: 

- Erhaltung bedrohter Tier- und Pflanzenarten (1, 4.3.1, 2. 
Teil B LEPro); 

Naturräume besonderer Problematik, Nationalparke und 
deren Vorfeld (1, 4.3.2, 2. Teil LEPro); 

- Freizeit und Erholung (VII, 5, 2. Teil B, LEPro). 

Damit liegt in Bayern eine Sonderform der unmittelbaren In­
tegration der überörtlichen Landschaftsplanung in die 
Raumordnung und Landesplanung vor. In Teilbereichen wer­
den eigenständige (fachliche) Pläne zum Sachbereich der 
Landschaftsplanung erstellt, die allerdings als Pläne und 
Programme der Raumordnung und Landesplanung nach 
dem Landesplanungsgesetz Bayern verbindlich sind und 
zum Aufgabenbereich der Landesplanung gehören. Inwie­
weit damit die notwendige Koordination zu leisten ist, muß 
an dieser Stelle offenbleiben. 

Hinzuweisen ist allerdings auf die Tatsache, daß die -
rechtlich zu lässige und in der Praxis verwirklichte - Mög­
lichkeit, die Landschaftsrahmenpläne als fachliche Pläne 
und Programme aufzustellen und s ie so aus der Regional­
planung auszukoppeln, zu planungssystematischen Inkon­
sistenzen führen kann. Nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
ist der Landschaftsrahmenplan der teilräumlichen (in der 
Regel regionalen) Ebene zugeordnet und deshalb auch 
räumlich konkretisiert; er soll kein fachlicher Spezialplan 
sein. 

Auch in Hessen wird die - dort ausschließlich vorgesehene 
- Landschaftsrahmenplanung als ökologische Komponen­
te der Raumordnung gesehen. Die Landschaftsrahmenpläne 
werden von den Trägern der Regionalpläne als Bestandteile 
der regionalen Raumordnungspläne aufgestellt (§ 3 Abs. 1 
NatSchG Hessen). 

Ähnliches gilt für Nordrhein-Westfalen. § 15 LG sieht vor, 
daß die regionalen Erfordern isse und Maßnahmen zur Ver­
wirklichung des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
im Gebietsentwicklungsplan dargestellt werden, der die 
Funktion eines Landschaftsrahmenplanes nach § 5 
BNatSchG hat. In der Praxis werden in die Gebietsentwick­
lungspläne ökologische Fachbeiträge eingearbeitet, die 
Grundlage der landschafts- und naturschutzbezogenen Zie­
le der Raumordnung und Landesplanung in den Gebietsent­
wicklungsplänen sind. Das Modell der vollständigen unmit­
telbaren Integration ist hier am reinsten verwirklicht. 

4.3.2 Mitte/bare Integration 

Als mittelbare Integration wird das Modell einer selbständi­
gen förmlichen Landschaftsplanung auf überörtlicher Ebe­
ne bezeichnet, deren Integration. in die Landesplanung 
nachträglich durch einen besonderen Transformationsakt 
erfolgt31). 

Wird die Verbindung von Landschaftsplanung und Raum­
ordnung und Landesplanung nach dem Modell der mittelba-
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ren Integration hergestellt, dann kommt der überörtlichen 
Landschaftsplanung ein größeres Maß an Selbständigkeit 
zu. Die Pläne der Landschaftsplanung werden erst in einem 
zweiten Schritt in die Pläne und Programme der Raumord­
nung und Landesplanung integriert, wobei sie in der Regel 
das landesplanungsrechtlich vorgesehene Verfahren durch­
laufen. 

Eine vollständige mittelbare Integration wird nur in Rhein­
land-Pfalz prakt iziert. Hier wird das von der obersten Lan­
despflegebehörde aufgestellte Landespflegeprogramm im 
Verfahren nach dem Landesplanungsgesetz(§ 11 LPIG Rh­
Pf) zum Bestandteil des Landesentwicklungsprogramms 
(§ 15 Abs. 3 LPf lG Rh-Pf). Ebenso werden die Landschafts­
rahmenpläne, die von der oberen Landespflegebehörde auf­
gestellt werden, nach dem regionalplanerischen Verfahren 
(§ 13 LPIG Rh-Pf) zum Bestandteil der regionalen Raumord­
nungspläne gemacht (§ 16 Abs. 2 LPflG Rh-Pf). 

Eine nur teilweise mittelbare Integration ist in Baden-Würt­
temberg, im Saarland und in Schleswig-Holstein vorgese­
hen. 

In Baden-Württemberg sollen das Landschaftsrahmenpro­
gramm bzw. die Landschaftsrahmenpläne »Soweit erforder­
lich und geeignet« in den Landesentwicklungsplan bzw. in 
die Regionalpläne übernommen werden, wobei das Verfah­
ren nach dem Landesplanungsgesetz (§ 26 bzw.§ 30 Abs. 1 
LPIG Baden-Württemberg) durchzuführen ist. 

Eine ähnliche Regelung gilt im Saarland. Nach § 8 Abs. 8 
NatSchG Saarland sollen die raumbedeutsamen Aussagen 
des Landschaftsprogramms und der Landschaftsrahmen­
pläne in das saarländische Landesentwicklungsprogramm 
und in die Landesentwicklungspläne übernommen werden. 

Die Regelung in Schleswig-Holstein ist eng an die entspre­
chende Vorschrift des Bundesnaturschutzgesetzes ange­
lehnt. »Die raumbedeutsamen Erfordernisse und Maßnah­
men der Landschaftsrahmenpläne werden von der Landes­
planungsbehörde unter Abwägung mit den anderen raumbe­
deutsamen Planungen und Maßnahmen nach Maßgabe des 
Landesplanungsgesetzes und der Landesentwicklungs­
grundsätze in die Raumordnungspläne aufgenommen« (§ 5 
Abs. 3 LPflG Schi-Ho). 

In diesen drei Ländern, in denen nur eine teilweise Integra­
tion der Darstellungen der Landschaftsprogramme bzw. der 
Landschaftsrahmenpläne in die Landes- und Regionalpla­
nung vorgesehen ist , wird davon ausgegangen, daß die 
Landschaftsplanung über die raumbedeutsamen Teile hin­
aus weitere, ausschließlich fachliche Inhalte hat. 

Einzig in Niedersachsen ist im Naturschutzgesetz weder ei­
ne unmittelbare noch eine mittelbare Integration von Land­
schaftsprogramm und Landschaftsrahmenplänen in die 
Raumordnung und Landesplanung vorgesehen. 

4.3.3 Vereinbarkeit mit dem Bundesnaturschutzgesetz 

Aufgrund der Rechtsstruktur und Systematik des § 5 Abs. 1 
und 2 BNatSchG wird die mittelbare Integration teilweise für 
das dem Gesetz adäquate Modell gehalten. Aufgrund der 
weiten Fassung des Rahmenrechts und wegen der Qualität 
des§ 5 Abs. 2 BNatSchG als bloße »Soll«-Vorschrift sei aber 
auch eine unmittelbare Integration möglich, weil sie den der 
Bundesregelung zugrunde liegenden Geboten des Vorran­
ges (der Landesplanung) und der Integration (in die Landes­
planung) Rechnung trägt. Die umfassende Aufgabenbe­
schreibung der Landschaftsplanung, die gleichermaßen auf 
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, die Nutzungs­
fähigkeit der Naturgüter, d ie Pflanzen- und Tierwelt sowie 

31) HENDLER (Fußn. 9), 45 f . 



die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Land­
schaft Bezug nimmt, bedingt indes, daß überörtliche Land­
schaftspläne mehr sein sollen als bloße Teilprogramme 
oder -pläne der Raumordnung und Landesplanung. 

Das macht auch § 5 Abs. 1 BNatSchG deutlich, wenn er 
Landschaftsprogramme neinschließlich Artenschutzpro­
gramme« aufführt. Nur konsequent ist daher die Beschrän­
kung der Aufnahme von Inhalten der Landschaftsprogram­
me und Landschaftsrahmenpläne in die Programme und 
Pläne der Landesplanung auf solche raumstrukturelle Art, 
entsprechend § 5 Abs. 2 BNatSchG. 

Eine unmittelbare Integration, die regelmäßig das völlige 
Aufgehen der überörtlichen Landschaftsplanung in die 
Raumordnung und Landesplanung bedeutet, ist hiermit 
nicht vereinbar. Nichts anderes gilt auch im Falle der mittel­
baren Integration, sofern sie in Form der Vollintegration voll­
zogen wird. 

Ähnliches ist aus der Sicht der Raumordnung zu berücksich­
tigen. Die auf raumbedeutsame Erfordernisse und Maßnah­
men beschränkte Integrationsklausel des § 5 Abs. 2 
BNatSchG sollte dem Willen des Gesetzgebers zufolge eine 
Erweiterung des Inhalts von Raumordnungsplänen verhin­
dern32). Ob eine unmittelbare oder eine mittelbare Integra­
tion im Sinne einer Vollübernahme der überörtlichen Land­
schaftsplanung nicht zu einer solchen Überlastung und 
Überfrachtung der Landesplanung führen muß, zudem mit 
dem verfassungsrechtlichen Begriff »Raumordnung« nicht 
mehr vereinbar ist, bedarf der vertieften Erörterung. Dabei 
sind sicherlich Weiterentwicklungen der Landesplanung zu­
gunsten einer ausgeprägt umweltschützenden Funktion ge­
bührend mitzuberücksichtigen. Die Zulässigkeit einer Vollin­
tegration kann aber nicht mit dem bloßen Hinweis auf den 
weitgehenden Spielraum, der den Ländern nach dem ROG 
belassen ist, gerechtfertigt werden 33)_ 

Neben dieser Kardinalfrage, die die Aufgabenstruktur der 
Raumordnung betrifft, ist zu beachten, daß die Landschafts­
rahmenpläne mit einem weit kleineren Maßstab als die Re­
gionalpläne narbeiten«34l. Eine Integration darf nicht dazu 
führen, daß die Regionalplanung in ihren Aussagen an Maß­
stabsgenauigkeit zunimmt. Denn damit geriete sie in Ge­
fahr, den die Landesplanung typisierenden Rahmencharak­
ter zu verlieren und kompetenzwidrig in den Bereich der Bo­
denordnung einzugreifen. Dieser Umstand ist in de·r Praxis 
offensichtl ich bereits erkannt worden. So wird teilweise der 
Konkretisierungsrahmen der Landschaftsrahmenpläne an­
läßlich der Integration auf den Maßstab der Regionalpla­
nung »entteinertu, nämlich von 1 : 50000 in 1 : 10000035). 

Eine Vernetzung von Landschaftsrahmenplanung und Re­
gionalplanung ist nicht nur aufgrund ihrer sachlichen Nähe 
wünschenswert, sie ist auch durch § 5 Abs. 2 BNatSchG 
(einfach-)gesetzlich geboten. Allerdings muß Sorge getra­
gen werden für eine Trennung raumstruktureller und ökolo­
gischer Elemente (ohne Raumrelevanz) der Landschaftsrah­
menplanung: Nur erstere sind dem Integrationsprozeß in die 
Landesplanung zugänglich. Dabei ist indes zu überlegen, ob 
das Merkmal Raumstruktur nicht im Sinne des raumordneri­
schen Begriffs »raumbedeutsam« - damit sehr weit - zu 
verstehen ist. Auch sollte das Bemühen der Landschaftsrah­
menplanung stärker darauf gerichtet sein, ihre ökologi­
schen Zielsetzungen soweit wie möglich In den raumstruk­
turellen Konsequenzen zu erfassen und planerisch festzu­
schreiben, um eine weitgehende Integration im Sinne des 
§ 5 Abs. 2 BNatSchG zu erreichen. 

4.4 Raumordnungsklauseln 

Neben den Vorschriften zur Integration der überörtlichen 
Landschaftsplanung in die Raumordnung und Landespla-

nung finden sich in den einzelnen Naturschutzgesetzen der 
Länder Regelungen über die Koordination zwischen den bei­
den Planungsbereichen. Dabei handelt es sich zum einen 
um Verfahrensvorschriften, insbesondere über die Beteili­
gung der für die Landes- bzw. Regionalplanung zuständigen 
Behörden. Von Bedeutung sind zum anderen die »Raumord­
nungsklauseln«36), die sich in den Naturschutzgesetzen fin­
den. Diese Raumordnungsklauseln verlangen die Beach­
tung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung bei der 
Aufstellung der Landschaftsprogramme, Landschaftsrah­
menpläne und Landschaftsp läne. 

Raumordnungsklauseln sowohl formeller als auch materiel­
ler Natur erübrigen sich dann, wenn die Naturschutzgesetze 
ohnehin eine unmittelbare Integration der überörtlichen 
Landschaftsplanung in die Raumordnung und Landespla­
nung vorsehen, wie dies in Bayern, Hessen und Nordrhein­
Westfalen der Fall ist. In den übrigen Bundesländern sind 
sie unterschiedlich ausgeformt. In Baden-Württemberg, in 
Rheinland-Pfalz, im Saarland und in Schleswig-Holstein ent­
halten die Naturschutzgesetze materielle Raumordnungs­
klauseln, die besagen, daß bei der Aufstellung der Land- . 
schaftsprogramme und der Landschaftsrahmenpläne die 
Grundsätze und Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
zu beachten sind37l. Verfahrensmäßig ausgestaltete Raum­
ordnungsklauseln finden sich in Rheinland-Pfalz und im 
Saarland, deren Gesetze ausdrücklich eine Beteiligung der 
für die Raumordnung und Landesplanung zuständigen Be­
hörden und Planungsträger vorsehen3Bl_ In Baden-Württem­
berg liegt die Zuständigkeit für die Ausarbeitung der Land­
schaftsrahmenpläne ohnehin bei den Regionalverbänden, 
die auch die Regionalpläne aufstellen, so daß sich hier eine 
Beteiligungsvorschrift für die Ebene der Landschaftsrah­
menplanung erübrigt. 

In Niedersachsen finden sich keine Raumordnungsklauseln. 
Hier gelten die Vorschriften des Raumordnungsgesetzes un­
mittelbar, das in § 5 Abs. 4 eine allgemeine Pfl icht zur Be­
achtung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
vorschreibt. 

5 Das Verhältnis von Landschaftsplanung 
und Bauleitplanung 

Auch bei der Aufstellung der Landschaftspläne sind gern. 
§ 6 Abs. 3 S. 1 BNatSchG die Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung zu beachten. Daneben sieht das Gesetz je­
doch vor, daß auf die Verwertbarkeit des Landschaftsplanes 
für die Bauleitplanung Rücksicht zu nehmen ist (§ 6 Abs. 3 
S. 2 BNatSchG). Damit ist auch für die örtliche Ebene der 
Landschaftsplanung ein enger Zusammenhang mit der 
räumlichen Planung hergestellt. 

Den Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes korre­
spondiert die Norm des § 1 Abs. 6 BBauG, wonach die Be­
lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der 
Bauleitplanung zu berücksichtigen sind. Auch für die örtli-

32) HENDLER (Fußn. 9), 46. 

33) So aber HENDLER (Fußn. 9), 46. 

34) NAUMAN N/RAUSCH, Landschaftsrahmenplanung als Bestand· 
teil der Regionalplanung, Natur + Recht 1974, 244 (247). 

35) NAUMANN/RAUSCH (Fußn. 34), 247. 

36) Hierzu SCHMJDT-ASSMANN, Die Bedeutung von Raumord­
nungsk lauseln fü r die Verw irkl ichung raumordnerischer Ziele, in: 
Verwirklichung der Raumordnung, Forschungs- und Sitzungsbe­
richte der Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Bd. 
145, Hannover 1982, S. 27 ff. 

37) § 7 Abs. 1 NatSchG Ba-Wü; § 15 Abs. 1 LPflG Rh-Pf ; § 8 Abs. 1 
NatSchG Saarland;§ 5 Abs. 1 LPf lG Sch l·Ho 

38) §§ 15 Abs. 2, 16 Abs. 2 LPf lG Rh-Pf;§ 8 Abs. 4 LPllG Schi-Ho 
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ehe Ebene ist mithin eine wechselseitige Koordination zwi· 
sehen der Landschaftsplanung und der räumlichen Planung 
(Bauleitplanung) geboten. 

Ähnlich wie im Bereich der überörtlichen Landschaftspla­
nung geht das Bundesnaturschutzgesetz jedoch noch einen 
Schritt weiter und räumt den Ländern die Möglichkeit ein, 
das Verhältnis von Landschaftsplan und Bauleitplänen als 
Integration zu gestalten. Nach § 6 Abs. 4 BNatSchG regeln 
die Länder das Verfahren und die Verbindlichkeit des Land· 
schaftsplanes, insbesondere für die Bauleitplanung. Dabei 
können sie bestimmen, daß Darstellungen des Landschafts· 
planes als Darstellungen oder Festsetzungen in die Bauleit· 
pläne aufgenommen werden (§ 6 Abs. 4 S. 3 BNatSchG). 

Im einzelnen ergeben sich nach Landesrecht vier Rege­
lungsmodelle für das Verhältnis zwischen Landschafts· und 
Bauleitplänen: Die unmittelbare Integration, die mittelbare 
Integration, die Berücksichtigung landschaftsplanerischer 
Darstellungen im Erläuterungsbericht des Flächennut· 
zungsplanes und die vollständige Trennung von örtlicher 
Landschaftsplanung und Bauleitplanung. 

5. 1 Unmittelbare Integration 

Eine unmittelbare Integration der örtlichen Landschaftspla· 
nung in die Bauleitplanung ist in Bayern und in Rheinland· 
Pfalz vorgesehen. 

In Bayern wird auf der Ebene der örtlichen Planung zwi· 
sehen Landschaftsplänen und Grünordnungsplänen unter­
schieden. Der Landschaftsplan ist Bestandteil des Flächen· 
nutzungsplanes, der Grünordnungsplan Bestandteil des Be· 
bauungsplans. Sie können auch auf Teile eines Bauleitpla­
nes beschränkt werden (Art. 3 NatSchG Bayern). Für den 
Fall, daß ein Bauleitplan nicht erforderlich ist, sieht das 
bayerische Naturschutzgesetz vor, daß dennoch im Bedarfs­
falle ein Landschafts· oder Grünordnungsplan aufzustellen 
ist, wobei das für die Bauleitpläne geltende Verfahren einzu­
halten ist (Art. 3 Abs. 5 NatSchG Bayern). 

Detaillierter geregelt ist die unmittelbare Integration der 
Landschaftspläne in die Bauleitpläne in Rheinland-Pfalz. 
Nach § 17 Abs. 1 LPflG Rh-Pf ist vorgesehen, daß die örtli· 
chen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege in den 
Bauleitplänen mit Text, Karte und zusätzlicher Begründung 
darzustellen sind, sobald und soweit dies aus Gründen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege notwendig ist. 
Dabei ist weiter vorgesehen, daß der angestrebte Zustand 
von Natur und Landschaft und die notwendigen Schutz-, 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen im Flächennutzungs­
plan darzustellen und im Bebauungsplan verbindlich festzu­
setzen sind. Die landschaftspflegerlschen Darstellungs- und 
Festsetzungsmöglichkeiten in den Bauleitplänen werden in 
§ 5 Abs. 2 LPflG Rh-Pf im einzelnen aufgeführt. Es handelt 
sich um: 

- Flächen, die aus klimatischen Gründen, aus Gründen 
des Gewässer-, des Hochwasser„ des Erosions- oder des 
Immissionsschutzes oder wegen ihrer Bedeutung als 
Regenerations- oder Erholungsraum offenzuhalten oder 
freizulegen sind oder auf denen eine Nutzungsänderung 
unterbleiben muß, 

Flächen, auf denen im einzelnen zu bestimmende Maß­
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der 
Landschaft besonders dringlich sind, 

Flächen, auf denen Landschaftsbestandteile zur Erhal­
tung oder Wiederherstellung eines leistungsfähigen Na-
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turhaushalts, zur Sicherung von Viefalt, Eigenart oder 
Schönheit der Landschaft oder aus den unter 1. genann­
ten Gründen notwendig und deshalb zu erhalten oder zu 
schaffen sind. 

Darüber hinaus werden in§ 17 Abs. 4 LPflG Rh-Pf die für die 
Landschaftsplanung notwendigen Inhalte des Erläuterungs· 
berichts zum Flächennutzungsplan bzw. zur Begründung 
des Bebauungsplanes näher konkretisiert. 

Hinsichtlich der Zulässigkeit der unmittelbaren Integration 
der Landschaftspläne in die Bauleitpläne nach dem Rah· 
menrecht gilt im Grundsatz, daß sich die raum bedeutsamen 
Inhalte der örtlichen Stufe der Landschaftsplanung in Bau­
leitplänen darstellen lassen, so daß ein eigenständiger 
Landschaftsplan insoweit aus rechtlichen Gründen nicht 
unbedingt geboten erscheint. Das Bundesnaturschutzge­
setz trifft eine Regelung, die den Landesgesetzgebern einen 
weiten Ausfüllungsspielraum beläßt, wenn es sagt: uSie (die 
Länder) können bestimmen, daß Darstellungen des Land· 
schaftsplanes als Darstellungen oder Festsetzungen in 
Bauleitpläne aufgenommen werden« (§ 6 Abs. 4 S. 3 
BNatSchG). Welche Darstellungen gemeint sind, bleibt da­
bei offen. Wenn auch nicht - anders als durch § 5 Abs. 2 
BNatSchG für die überört liche Landschaftsplanung - rah­
menrechtlich bestimmt, ergibt sich aber aus kompetenziel­
len und sachlichen Gesichtspunkten, daß es sich nur um 
raumbedeutsame Darstellungen handeln kann. 

5.2 Mitte/bare Integration 

Die Form der mittelbaren Integration der Landschaftspläne 
in die Bauleitplanung ist in Hessen, in Baden-Württemberg, 
im Saarland und in Schleswig-Holstein gewählt worden. 

Vollständig integriert werden die Landschaftspläne in Hes­
sen. Nach§ 4 Abs. 2 NatSchG Hessen sind die von den Trä· 
gern der Bauleitplanung aufgestellten Landschaftspläne als 
Darstellungen oder Festsetzungen in die Bauleitpläne auf· 
zunehmen. Dabei bleibt offen, welche Teile der Landschafts­
pla'nung der Flächennutzungsplanung und welche der Be­
bauungsplanung zuzuordnen sind. Das hess ische Natur­
schutzgesetz kennt die Unterscheidung in Land schaftsplä· 
ne und Grünordnungspläne nicht. 

Diese Unterscheidung wird hingegen in Baden-Württemberg 
getroffen. Hier sollen Landschaftspläne in die Flächennut­
zungspläne und die Grünordnungspläne in die Bebauungs­
pläne aufgenommen werden, nsoweit erforderlich und geeig­
net« (§ 9 Abs. 1 S. 3 NatSchG Ba-WO). Damit sieht das ba­
den-württembergische Naturschutzgesetz in der Regel nur 
eine teilweise Integration in mittelbarer Form vor. 

Das Naturschutzgesetz des Saarlandes sieht vor, daß der In· 
halt der in einem besonderen Verfahren aufgestellten Land· 
schaftspläne in die Bebauungspläne zu übernehmen ist, so­
weit er nach den Vorschriften des Bundesbaugesetzes hier­
für geeignet ist (§ 9 Abs. 7 S. 3 NatSchG Saarl.). Die inte­
grierbaren Teile sind damit von vornherein begrenzt. Aller­
dings ist unabhängig von seiner Integration in den Bebau­
ungsplan der Landschaftsplan im Saarland von allen Pla­
nungsträgern zu beachten (§ 9 Abs. 7 S. 2 NatSchG Saarl.), 
und hat damit nach seiner Genehmigung durch die oberste 
Naturschutzbehörde eine eigenständige Wirksamkeit. 

Ebenfalls eine vollständige mittelbare Integration ist in 
Schleswig-Holstein vorgesehen.§ 6 Abs. 4 LPflG Schi-Ho be­
sagt, daß der Inhalt des Landschaftsplanes von den Ge· 
meinden unter Abwägung mit den anderen bei der Aufstel­
lung der Bauleitpläne zu berücks ichtigenden Belangen als 



Darstellung oder Festsetzung in die Bauleitpläne aufgenom­
men wird. Die Vorschrift entspricht der hessischen Rege­
lung. In beiden Ländern ist im übrigen die Integration zur 
Pflicht gemacht. 

Die Regelung der Integration der Landschaftspläne in die 
Bauleitpläne wirft die Frage auf, in welchem Umfang die 
Darstellungen des Landschaftsplanes in die Bauleitpläne 
eingehen können und damit, soweit sie in den Bebauungs­
plan integriert sind, verbindlich werden. Die Aufzählungen 
der möglichen Darstellungen im Flächennutzungsplan bzw. 
der Festsetzungen im Bebauungsplan, die in § 5 Abs. 2 
BBauG und in§ 9 Abs. 1 BBauG zu finden sind, stellen dabei 
offensichtlich keine Grenze für die Integration landschafts­
planerischer Inhalte in die Bauleitpläne dar, da der Darstel­
lungskatalog für die Flächennutzungspläne eindeutig nicht 
abschließend ist (vgl. die Verwendung des Wortes »insbe­
sondere« in § 5 Abs. 2 BBauG) und die Länder durch Gesetz 
den Festsetzungskatalog des Bebauungsplanes erweitern 
können(§ 9 Abs. 4 BBauG). Auch das Bundesnaturschutzge­
setz ermächtigt die Länder zu einer Erweiterung des 
Darstellungs- bzw. des Festsetzungskatalogs in Bauleitplä­
nen(§ 6 Abs. 4 S. 3 BNatSchG). Vergleicht man die Regelung 
über den Inhalt des Landschaftsplanes in § 6 Abs. 2 
BNatSchG mit dem Festsetzungskatalog für den Bebau­
ungsplan in§ 9 Abs. 1 BBauG, so fällt folgendes auf: Zu den 
zulässigen Festsetzungsarten in Bebauungsplänen zählen 
u. a. die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent­
wicklung der Landschaft, soweit solche Festsetzungen 
nicht nach anderen Vorschriften getroffen werden können 
(§ 9 Abs. 1, 10. Spiegelstrich BBauG). Mit dieser Vorschrift 
werden zwar nicht die Darstellung und Bewertung des Zu­
standes von Natur und Landschaft, die Teile des Land· 
schaftsplanes sein sollen (§ 6 Abs. 2 Ziff. 1 BNatSchG), er­
faßt, sie deckt sich jedoch insoweit mit den im Landschafts­
plan enthaltenen Zielen und Maßnahmen, als diese die all­
gemeinen Schutz-, Pflege- und Entwickl ungsmaßnahmen im 
Sinne des 3. Abschnitts des Bundesnaturschutzgesetzes 
und Maßnahmen des Gebiets- und Objektschutzes im Sinne 
des 4. Abschnittes des Bundesnaturschutzgesetzes umfas­
sen (§ 6 Abs. 2 Ziff. 2 Buchst. a und b BNatSchG)39). Nicht 
hierunter fallen dürften hingegen Maßnahmen zum Schutz 
und zur Pflege wildwachsender Pflanzen und wildlebender 
Tiere im Sinne des 5. Abschnittes des Bundesnaturschutz­
gesetzes, die ebenfalls Inhalt des Landschaftsplanes sein 
sollen (§ 6 Abs. 2 Ziff. 2 Buchst. c BNatSchG). 

Dies folgt zum einen aus den sachnotwendigen Beschrän­
kungen der Übernahme von Darstellungen der örtlichen 
Landschaftsplanung in die Bauleitplanung, da letztere 
grundsätzlich raumbezogen agiert. Es folgt aber auch aus 
der fehlenden Regelungskompetenz der Träger der Bauleit­
planung und der mangelnden fachlichen Beurteilungsfähig­
keit als Organe der räumlichen Gesamtplanung40). Gern. § 2 
Abs. 5 BBauG sind die Träger der Bauleitplanung gehalten, 
die Behörden und Stellen, die Träger öffentlicher Belange 
sind - und hierzu gehören auch die für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörden - möglichst 
frühzeitig zu beteiligen. Hierdurch soll gewährleistet wer­
den, daß die Belange des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege bei der Erarbeitung von Bauleitplänen in 
größtmöglichem Umfang zur Geltung gebracht werden kön­
nen. Die genannten materiellen und formellen Verbindungen 
zwischen Bauleitplanung und örtlicher Landschaftsplanung 
werfen damit die »Gretchenfrage« auf, welchen Sinn neben 
der Berücksichtigung aller auf Natur und Landschaft bezo­
genen Belange, wie sie das Bundesbaugesetz unmittelbar 
oder mittelbar für die Bauleitplanung vorschreibt, eine örtli­
che Landschaftsplanung haben soll, die verwertbar sein 
soll , die »verbindlich« sein kann oder deren Darstellungen 
oder Festsetzungen in die Bauleitpläne aufgenommen wer­
den sollen41). 

5.3 Berücksichtigung der örtlichen Landschaftsplanung 
im Erläuterungsbericht des Flächennutzungsplanes 
bzw. in der Begründung zum Bebauungsplan 
(Niedersachsen) 

In Niedersachsen ist weder eine unmittelbare noch eine mit­
telbare Integration der Landschafts- oder Gronordnungsplä· 
ne in die Bauleitpläne nach dem Gesetz vorgesehen. Den­
noch ist ein enger Zusammenhang zwischen den beiden Pla· 
nungsbereichen auf der örtlichen Ebene hergestellt worden. 
Zum einen dienen die Landschafts- und Grünordnungspläne 
vor allem der Vorbereitung oder Ergänzung der Bauleitpla­
nung und sind in dieser zu berücksichtigen. Zum anderen 
haben die Gemeinden im Erläuterungsbericht zum Flächen­
nutzungsplan und in der Begründung zum Bebauungsplan 
Angaben über den Zustand von Natur und Landschaft zu 
machen und müssen darlegen, wie weit die Ziele und Grund­
sätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege berück­
sichtigt worden sind (§ 6 NatSchG Nds). Hieraus ist zu 
schließen, daß eine enge Koordination zwischen örtlicher 
Landschaftsplanung und Bauleitplanung durchzuführen ist. 

5.4 Funktionale Trennung zwischen örtlicher Landschafts-
planung und Bauleitplanung (Nordrhein-Westfalen) 

In besonderer Weise ist das Verhältnis von örtlicher Land­
schaftsplanung und Bauleitplanung in Nordrhein-Westfalen 
geregelt. Hier sind beide Planungsbereiche funktional ge­
trennt. Landschaftspläne und Bebauungspläne stehen in 
Nordrhein-Westfalen in einem Verhältnis zueinander, das ei­
ne· Integration ausschließt. Sie stehen nicht nur unter unter­
schiedlichen sachlichen Bezugspunkten (Landschaftsplan: 
Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft; 
Bebauungsplan: Städtebauliche Ordnung und Entwicklung), 
sondern erfassen auch unterschiedliche räumliche Berei­
che, denn der Landschaftsplan wird gern.§ 16 Abs. 1 LG NW 
grundsätzlich nur in Gebieten außerhalb der im Zusammen­
hang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereichs der Be­
bauungspläne - d. h. im Außenbereich,§§ 19 Abs. 1 Ziff. 3, 
35 BBauG - aufgestellt. 

Eine Verbindung von Landschaftsplanung und Bauleitpla­
nung kann mithin nur über die Flächennutzungsplanung her­
gestellt werden, welche in der Regel das gesamte Gemein­
degebiet und damit sowohl Bereiche, die der Bebauungs­
plan, als auch Bereiche, die der Landschaftsplan abdeckt, 
erfaßt. Entsprechend sieht § 16 Abs. 2 S. 2 LG Nordrhein­
Westfalen vor, daß bei der Aufstellung des Landschaftspla­
nes die Darstellungen der Flächennutzungspläne sowie die 
bestehenden und eingeleiteten planerischen Verfahren an­
derer Fachplanungsbehörden zu beachten sind. Gleichzeitig 
ist allerdings der als Satzung beschlossene Landschafts­
plan auch für die Gemeinde verbindl ich mit der Konsequenz, 
daß daraus etwa für die Gemeinden Verpflichtungen zur 
Durchführung von Entwicklungs-, Pflege- und Erschlie­
ßungsmaßnahmen (§ 37 LG Nordrhein-Westfalen) oder die 
Möglichkeit zur Durchführung bodenordnender (§ 41 LG 
Nordrhein-Westfalen) oder enteignender(§ 42 LG Nordrhein­
Westfalen) Maßnahmen entstehen können. Schließlich ver­
langt das Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen, daß die 
Darstellungen und Festsetzungen in Bauleitplänen nach­
richtlich in den Landschaftsplänen wiedergegeben werden 
sollen(§ 16 Abs. 4 LG Nordrhein-Westfalen). 

Grundsätzlich darf somit ein Landschaftsplan nicht im Wi­
derspruch zu einem bestehenden Flächennutzungsplan 
(oder - ausnahmsweise - Bebauungsplan) stehen. Damit 

39) SOELL (Fußn. 2), S. 519. 

40) STICH, Die Rechtsbeziehungen zwischen örtlicher Landschafts­
planung und Bauleitplanung, UPR 1983, 177 (1 79). 

41 ) STICH (Fußn. 40), 183 f. 
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wird auch die kommunale Planungshoheit nicht in unzuläs­
siger Weise eingeschränkt, obwohl die Landschaftsplanung 
parzellenscharfe Festsetzungen auf dem Gemeindegebiet 
trifft42). Das bedeutet allerdings nicht, daß durch Darstellun­
gen im Flächennutzungsplan landschaftspflegerische Maß­
nahmen immer ausgeschlossen werden können. Schutzaus­
weisungen und Pflegemaßnahmen können im Landschafts­
plan ausgesprochen werden, wenn absehbar ist, daß sich 
die Darstellungen des Flächennutzungsplans nicht in nähe­
rer Zukunft verwirklichen lassen. Im Falle der Realisierung 
des Flächennutzungsplanes durch einen Bebauungsplan 
hat allerdings der Landschaftsschutz insoweit zurückzutre­
ten, als er die durch eine sachgerechte Abwägung zustande 
gekommenen Ziele verhindern könnte43). 

Grundsätzlich besteht damit ein Vorrang der Flächennut­
zungsplanung bzw. der Bebauungsplanung gegenüber wi­
dersprechenden Zielen eines Landschaftsplanes. Der Land­
schaftsplan ist auch nicht unmittelbar als verbind liche Vor­
gabe für die gemeindliche Bauleitplanung zu betrachten, 
denn die gern. § 18 LG Nordrhein-Westfalen festgelegten 
Entwicklungsziele der Landschaft sind nur bei behördlichen 
Maßnahmen zu berücksichtigen; die Gemeinden bzw. der in­
tern zuständige Gemeinderat ist jedoch keine Behörde. Die 
Landschaftsplanung ist ferner keine privilegierte Fachpla­
nung i. S. d. § 38 BBauG. Die Ziele des Landschaftsplanes 
sind jedoch bei der Aufstellung oder Änderung eines Flä­
chennutzungsplanes oder Bebauungsplanes als abwä­
gungsrelevante Belange i. S. v. § 1 Abs. 6 BBauG zu berück­
sichtigen. 

6 Landschaftsplanung in den Stadtstaaten 

Für die Länder Berlin, Bremen und Hamburg trifft das Bun­
desnaturschutzgesetz eine Sonderregelung hinsichtlich des 
Systems der Landschaftsplanung. § 5 Abs. 3 BNatSchG 
sieht vor, daß in den Stadtstaaten die Landschaftspläne die 
Landschaftsprogramme und Landschaftsrahmenpläne er­
setzen können. Dennoch haben sich alle Stadtstaaten für 
ein zweistufiges System der Landschaftsplanung entschie­
den. 

Diese Konzeption widerspricht den rahmenrechtlichen Vor­
gaben des§ 5 Abs. 3 BNatSchG gleichwohl nicht. Eine ande­
re Auslegung würde durch den Wortlaut dieser Bestimmung 
nicht gedeckt und entspräche auch nicht ihrem rahmen­
rechtlichen Charakter, der - ebenso wie die entsprechende 
Klausel im Raumordnungsgesetz für d ie landesplanerischen 
Programme und Pläne nach§ 5 Abs. 1 S. 5 ROG - nicht dar­
auf zielt, den Handlungssspielraum der Stadtstaaten einzu­
schränken. 

Im Landschaftsprogramm werden die Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege für das ge­
samte Gebiet der einzelnen Stadtstaaten dargestellt (§ 4 
Abs. 1 NatSchG Berlin;§ 5 Abs. 1 NatSchG Bremen; § 3 Abs. 
1 NatSchG Hamburg). Diese Darstellungen werden weiter 
ausgeformt und konkretisiert durch die Landschaftspläne, 
die für Teile des Stadtgebietes aufgestellt werden sollen, so­
bald und soweit dies aus Gründen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege erforderlich ist (§ 8 Abs. 1 NatSchG 
Berlin; § 7 Abs. 1 NatSchG Bremen; § 6 Abs. 1 NatSchG 
Hamburg). In Berlin und Hamburg werden die Landschafts­
pläne für den besiedelten Bereich als Grünordnungspläne 
bezeichnet (§ 8 Abs. 1 S. 3 NatSchG Berlin; § 6 Abs. 2 
NatSchG Hamburg). 

1 n den Naturschutzgesetzen der Stadtstaaten sind die Inhal­
te der Landschaftsprogramme und der Landschaftsp läne 
ausführlich geregelt. 
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Hinsichtlich der Verbindung mit der räumlichen Planung gilt 
in den Stadtstaaten folgendes: 

In Berlin soll das Landschaftsprogramm unter Abwägung 
mit der forstlichen Rahmenplanung und anderen raumbe­
deutsamen Planungen und Maßnahmen aufgestell t werden 
(§ 4 Abs. 2 NatSchG Berlin). Diese Koordinationsvorschrift 
wird ergänzt durch eine Integrationsregelung. Gern.§ 3 Abs. 
3 NatSchG Berlin sollen die raumbedeutsamen Erfordernis­
se und Maßnahmen der Landschaftsplanung - also sowohl 
das Landschaftsprogramm wie die Landschaftspläne -
entsprechend§ 1 Abs. 5 BBauG in die Bauleitplanung über­
nommen werden. 

Das Verhältnis des Landschaftsplanes zum Bebauungsplan 
ist im Berliner Naturschutzgesetz dergestalt geregelt, daß 
letzterem immer der Vorrang zukommt. Die Festsetzungen 
eines Landschaftsplanes dürfen denen eines Bebauungs­
planes nicht widersprechen. Wird ein Bebauungsplan nach 
der Aufstellung eines Landschaftsplanes festgesetzt, dann 
bestimmt die Rechtsverordnung die außer Kraft tretenden 
Festsetzungen eines Landschaftsplanes, die nicht in den 
Bebauungsplan aufgenommen werden und dessen Inhalt 
widersprechen (§ 8 Abs. 4 NatSchG Berlin). 

Ähnliche Regelungen trifft das Naturschutzgesetz Bremen. 
Es enthält ebenfalls eine Koordinationsvorschrift für die 
Aufstellung des Landschaftsprogrammes. Die Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung sind zu 
beachten (§ 5 Abs. 1 NatSchG Brem). Das Landschaftspro­
gramm ist ferner unter Abwägung mit anderen raumbedeut­
samen Planungen und Maßnahmen aufzustellen ( § 5 S. 2 
NatSchG Brem). Die raumbedeutsamen Erfordernisse und 
Maßnahmen der Landschaftsplanung sind unter Abwägung 
mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
im Landesraumordnungsprogramm und in der Bauleitpla­
nung zu berücksichtigen (§ 4 Abs. 3 NatSchG Brem). Ge­
meint ist damit die Möglichkeit der mittelbaren Integration 
in die räumliche Planung. Wie in Berlin wird auch in Bremen 
ein Vorrang des Bebauungsplanes statuiert. Die Festsetzun­
gen des Landschaftsplanes dürfen denen eines Bebauungs­
planes nicht widersprechen (§ 7 Abs. 5 NatSchG Brem). 

In Hamburg ist eine Integrat ion der gesamträumlichen 
Landschaftsplanung in der räumlichen Planung nicht vorge­
sehen. Bei der Aufstellung des Landschaftsprogramms ist 
der Flächennutzungsplan, der in Hamburg die Pläne und 
Programme der Raumordnung und Landesplanung ersetzt, 
zu beachten (§ 3 Abs. 1 NatSchG Hmb). Wenn der Flächen­
nutzungsplan geändert wird, dann müssen die entsprechen­
den Inhalte des Landschaftsprogramms angepaßt werden 
(§ 5 S. 2 NatSchG Hmb). 

In Bremen wie in Hamburg können, wenn auf die Aufstellung 
eines Landschafts- bzw. Grünordnungsplanes verzichtet 
wird, die im Gesetz im einzelnen aufgeführten Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft auch im Bebauungsplan festgesetzt werden(§ 7 
Abs. 4 NatSchG Brem; § 6 Abs. 5 NatSchG Hmb). 

7 Das Verhältnis von Landschaftsplanung und 
Fachplanung 

Soweit die Landschaftsplanung in die Pläne und Program­
me der Raumordnung und Landesplanung integriert ist, muß 

42) HOPPE/SCHLARMANN, Die Landschaftsplanung in Nordrhein­
Westfalen, Natur + Recht 1981 , 17 (19). 

43) Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hrsg.), Der Landschaftsplan nach dem 
nordrhein-westfäli schen Landschaftsgesetz, 3. Aufl., Düsseldorf 
1980, s. 5. 



sie von den Fachplanungen beachtet werden, da sie an der 
Verbindlichkeit raumordnerischer Programme und Pläne 
teilnimmt. Die Berücksichtigung der Belange von Natur­
schutz und Landschaftspflege wird darüber hinaus durch 
die bereits angesprochenen Naturschutz- bzw. Umwelt­
schutzklauseln in Fachplanungsgesetzen ermöglicht. 

Die möglichen Einwirkungen des Umweltschutzes auf fach­
planerische Inhalte - vor allem auch im Rahmen der Ge­
bietsentwicklungsplanung - scheinen in gewisser Abhän­
gigkeit vom Vorhandensein rechtsnormativer Umwelt­
schutzklauseln in den jeweiligen Fachgesetzen zu stehen: 

In denjenigen Fällen, in denen gesetzlich eine Berücksichti­
gung naturräumlicher Gegebenheiten (Landschaftsschutz, 
Lärmschutz, Luftreinhaltung etc.) vorgeschrieben ist44), wird 
offensichtlich den Umweltschutzerfordernissen von den je­
weiligen Fachplanungen Beachtung gewidmet. 

In den sonstigen Fällen, denjenigen also ohne besondere 
Schutzklauseln zugunsten der Umweltbelange45), scheint 
demgegenüber dieser Gesichtspunkt weniger berücksich­
tigt zu werden. Es bleibt dann der Gebietsentwicklungspla­
nung überlassen, den Umweltbelangen im raumordneri­
schen Abstimmungsverfahren Rechnung zu tragen. 

Soweit in den Fachgesetzen Abwägungsklauseln ohne Be­
zug auf das Bundesnaturschutzgesetz vorhanden sind, aber 
auch dort, wo gesetzlich weder ein Katalog zu beachtender 
Ziele noch eine Abwägungsklausel normiert ist, sind die Zie­
le und Grundsätze gern.§§ 1, 2 BNatSchG als abwägungser­
hebliche Belange in den Abwägungsprozeß einzustellen. 

7.1 Eingriffsregelung, § 8 BNatSchG 

Materiell-rechtlich ist bei Eingriffen in Natur und Landschaft 
§ 8 BNatSchG, der Bestimmungen über die Voraussetzun­
gen und die Erforderlichkeit einer Ausgleichspflicht, die 
Ausgeglichenheit eines Eingriffes und die verfahrensmäBi­
ge Handhabung enthält, für die fachgesetzlichen Planungen 
und Planfeststellungen die wichtigste umweltschützende 
vörschrift46). 

Tatbestandliche Voraussetzung aller in§ 8 BNatSchG gere­
gelten Verpflicht un gen ist ein Eingriff in Natur und Land­
schaft, d. h. eine Veränderung der Gestalt oder Nutzung von 
Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushal­
tes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig be­
einträchtigen kann. Die Eingriffsvoraussetzungen des § 8 
Abs. 1 BNatSchG sind damit durch eine Verknüpfung von 
unterschiedlich weit gefaßten Tatbestandsmerkmalen ge­
kennzeichnet. Die Weite des Eingriffstatbestandes ergibt 
s ich daraus, daß zur Gestalt von Grundflächen sämtliche 
prägenden Bestandteile der Erdoberflächenstruktur gehö­
ren und damit Straßenbauvorhaben, genehmigungsbedürfti­
ge Anlagen nach §§ 4 ff. Bundesimmissionsschutzgesetz 
(BlmSchG) und sonstige landschaftsprägende Großbauten 
regelmäßig den Eingriffstatbestand des § 8 Abs. 1 
BNatSchG erfüll en. Wesentlich enger gefaßt fordert§ 8 Abs. 
1 BNatSchG weiterhin, daß die Änderungen der Gestalt oder 
Nutzung entweder die Leistungsfähigkeit des Naturhaushal­
tes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig bee­
inträchtigen kann. 

Liegt ein Eingriff im Sinne des§ 8 Abs. 1 BNatSchG vor, ge­
bietet§ 8 Abs. 2 S. 1 BNatSchG die Unterlassung vermeidba­
rer und den Ausgleich unvermeidbarer Eingriffe47). Bei Plan­
feststellungstatbeständen sind Ausgleichsmaßnahmen für 
unvermeidbare Eingriffe gern. § 8 Abs. 4 BNatSchG entwe­
der in der Planfeststellung selbst oder in einem landschafts­
pflegerischen Begleitplan darzustellen. 

Verfahrensrechtlich sind die Naturschutzbehörden nach§ 3 

Abs. 2 BNatSchG bei der Vorbereitung aller ö ffentlichen Pla­
nungen und Maßnahmen, die die Belange des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege berühren können, zu beteili­
gen. Zeitlich wird dabei z. B. bei Straßenbaumaßnahmen die 
Voruntersuchung, die der Vorbereitung der im Linienbestim­
mungsverfahren nach § 16 Fernstraßengesetz (FStrG) zu 
treffenden Entscheidung dient, regelmäßig der Ansatzpunkt 
für eine Betei ligung der Landschaftsbehörden sein, die den 
Straßenbaubehörden jene Landschaftsdaten (»ökologische 
Grunddatencc) zur Verfügung stellen, die für eine - von den 
Straßenbaubehörden vorzunehmende - landschaftspflege­
rische Voruntersuchung erforderlich sind. 

Die landschaftspflegerische Vorunters uchung baut damit 
auf den Zielen und Daten von Naturschutz und Landschafts­
pflege, die von den Naturschu tzbehörden bereitzustellen 
sind, auf4B). Sie leistet die ökologischen und landschafts­
strukturellen Vorarbeiten zur Linienbestimmung und wird 
deshalb als Teil der bei der Linienfindung erforderlichen Prü­
fung der Umweltverträglichkeit verstanden, die ggf. mit den 
methodischen Hilfsmitteln der Nutzen-Kosten-Analyse und 
der Nutzwertanalyse qualitative Veränderungen der natürli­
chen Umwelt durch eine Trassenführung quantifizieren und 
damit meßbar machen soll49). Problematisch ist allerdings 
auch hier, daß zur Beurteilung der Interessen bei Nutzungs­
konflikten ökologische Maßstäbe bzw. geeignete Instrumen­
tarien zur Quantifizierung der Wirkungszusammenhänge 
noch nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen5o). 

Die in § 8 Abs. 2 S. 4, Abs. 4 BNatSchG geregelte Aus­
gleichspflicht als Folge eines Eingriffs wird durch die zu­
ständige (Planfeststellungs-)Behörde ausgesprochen § 8 
Abs. 2 S. 3 BNatSchG). § 8 Abs. 5 BNatSchG fordert bei die­
ser Entscheidung eine Beteiligung der für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständigen Behörde ledigli ch in der 
rechtlich schwächsten Mitwirkungsform des »Benehmens«. 
Das Erfordernis des Benehmens wird durch rechtzeitige In­
formation und Anhörung sowie durch die Berücksichtigung 
abgegebener Stellungnahmen erfüllt. Die Planfeststellungs­
behörde ist damit befugt, aus sachlichen Gründen abwei­
chend von den Stellungnahmen der ins Benehmen zu zie­
henden Behörde zu entscheiden. 

Zu r praktischen Verwirklichung der Erfordernisse und Maß· 
nahmen von Naturschu tz und Landschaftspflege bei fach· 
planerischen Vorhaben dient ferner die Verpflichtung der 
Fachbehörde, einen Landschaftspflegerischen Begleitplan 
aufzustellen (§ 8 Abs. 4 BNatSchG). 

7.2 Landschaftspflegerischer Begleitplan 
(§ 8 Abs. 4 BNatSchG) 

In diesem Begleitplan hat der Fachplanungsträger die zum 
Ausgleich des Eingriffs erforderlichen Maßnahmen des Na­
turschutzes und der Landschaftspf lege in Text und Karte 

44) Vgl. etwa § 6 Luf tVG, § 2 AbfG, § 24 Abs. 4 LPIG NW für Braun-
kohlepläne, § 37 Abs. 2 FlurbG. 

45) So etwa FStrG; WaStrG; TWG; EnergG. 

46) FICKERT (Fußn. 5), 685. 

47) Zur Frage der Verme idbarkeit eines Eingriffs vgl. BREUER (Fußn. 
5), 93. 

48) WINKELBRANDT, Landschaftsplanung und Straßenplanung, 
Bundesminister für Verkehr (Hrsg.), Forschung, Straßenbau und 
Straßenverkehrstechnik, Heft 293/1980, Bonn·Bad Godesberg 
1980, s. 23. 

49) FICKERT (Fußn. 5), 684. 

50) Umweltgutachten 1978, Tei lz. 1130, 1318; BUCHWALD, Land­
schaftsplanung als ökologisch-gestalterische Planung - Ziele, 
Ablauf, Integration, in: BUCHWALD/ENGELHARDT (Hrsg.), 
Handbuch für Planung, Gestaltung und Schutz der Umwelt, Mün­
chen u.a. 1978, Bd. 1, S. 43. 
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darzustellen. Die Darstellungen können auch unmittelbar im 
Fachplan vorgenommen werden. Der Begleitplan ist Be­
standteil des Fachplanes und nimmt am fachplanerischen 
Genehmigungsverfahren teil. 

Die Verpflichtung der Fachbehörde, bei Eingriffen in Natur 
und Landschaft, d ie durch Fachplanungen verursacht wur­
den, einen Landschaftspflegerischen Begleitplan aufzustel­
len, ist in allen Bundesländern in die Naturschutzgesetze 
aufgenommen worden. Da für den Landschaftspflegeri­
schen Begleitplan die Fachbehörde zuständig ist, stellt sich 
die Frage, wie die Träger der Landschaftsplanung bzw. die 
Naturschutzbehörden darauf Einfluß nehmen können. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß die Naturschutz­
behörden als Beteiligte im Fachplanungsverfahren zu dem 
Begleitplan Stellung nehmen können. Weitergehende Rege­
lungen finden sich in Baden-Württemberg, in Niedersach­
sen, im Saarland und in Bremen. In Niedersachsen, im Saar­
land und in Bremen ist vorgesehen, daß der Landschafts­
pflegerische Begleitplan von der Fachbehörde auf der 
Grundlage eines Gutachtens der Naturschutzbehörde er­
stel lt w ird(§ 14 S. 1 NatSchG Nds; § 13 Abs. 1 und Abs. 2 S. 1 
NatSchG Saar!; § 13 Abs. 1 und Abs. 2 S. 1 NatSchG 
Bremen). 

Das saarländische und das bremische Naturschutzgesetz 
fordern auch für den Landschaftspflegerischen Begleitplan 
die Herstellung des Einvernehmens (§ 13 Abs. 2 S. 1 
NatSchG Saar!, § 13 Abs. 2 S. 1 NatSchG Bremen). 

7.3 Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) i. V. m. § 8 
BNatSchG 

Neben dem Landschaftsplan wird z. T. in der Ausgleichsre­
gelung bei einzelnen Eingriffen in Natur und Landschaft auf 
der Basis des§ 8 BNatSchG ei ne Ergänzung dieser planeri­
schen Nutzungsermittlung und -bewertung gesehen, deren 
Bedeutsamkei t auch darin liege, daß sie strukturell geeignet 
sei , eine Umweltverträglichkeitsprüfung zu leisten51). Es 
tauchen allerdings verschiedene Probleme bei der Frage 
auf, ob die Bestimmung des§ 8 BNatSchG - wenn auch im 
Zusammenspiel mit der örtlichen Landschaftsplanung -
für sich allein strukturell geeignet ist, eine Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durchzuführen. Bereits das Tatbestands­
merkmal des Eingriffs in Natur und Landschaft wird durch 
die bundesgesetzliche Gesamtsystematik des Umwelt­
schutzrechts eingeschränkt. § 8 BNatSchG soll andere ver­
waltungsrechtliche Regelungen über die materielle Verant­
wortlichkeit für Umweltbelastungen nicht verdrängen , son­
dern lediglich im Wege der Lückenfü llun g ergänzen52). Der 
Tatbestand des Eingriffs in Natur und Landschaft erfaßt da­
mit nur solche Veränderungen der Gestalt oder der Nutzung 
von Grundflächen, welche die Leistungsfähigkeit des Natur­
haushaltes oder das Landschaftsbild unmittelbar beein­
trächtigen. Der Eingriffstatbestand erstreckt sich damit zum 
einen nicht auf Belastungen anderer Umweltgüter, die einen 
spezialgesetzlichen Schutz - etwa durch das BlmSchG 
oder das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) - genießen. Zum 
anderen sind die tatbestandlichen Voraussetzungen eines 
Eingriffes in Natur und Landschaft auch dann nicht erfüllt, 
wenn Veränderungen der Grundflächengestalt ledigl ich mit­
telbar über das Medium eines spezialgesetzlich geschützten 
Umweltgutes, z. B. auf dem Umweg über Luft und Wasser, 
anderweitige Veränderungen der Grundflächengestalt verur­
sachen, die ihrerseits die Leistungsfäh igkeit des Naturhaus­
haltes oder das Landschaftsbild beeinträchtigen53). 

Im Besonderen ist die Verbindung der UVP mit § 8 
BNatSchG deshalb problematisch, weil dessen Rechtsfo l­
gen (Verbot vermeicjbarer Beeinträchtigungen, Gebot von 
Ausgleichsmaßnahmen bei unvermeidbaren Beeinträchti­
gungen , Untersagung des Eingriffes) im einzelnen zahlrei-
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ehe Probleme aufwerfen. Das liegt nicht nur daran, daß bei­
spielsweise für die stärkste Sanktion - die Untersagung 
gern. § 8 Abs. 3 BNatSchG - festgestellt wurde, daß diese 
um so weniger durchgreifen wird, je größer und wirtschaft­
lich bedeutender ein Projekt ist54). 

Auch verfahrensrecht lich ist die Posititon der Naturschutz­
behörden, wie bereits erwähnt, relativ schwach, da kompe­
tenzrechtlich gern. § 8 Abs. 2 S. 3 BNatSchG die Unterlas­
sungs- bzw. Ausgleichsverpflichtung durch die für die be­
treffende Entscheidung oder Anzeige zuständige Behörde 
ausgesprochen wird, die sich lediglich mit den für Natur­
schutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden ins 
Benehmen zu setzen hat (§ 8 Abs. 5 BNatSchG). 

Dieses kompetenzrechtliche Problem dürfte u. a. hinter der 
Einschätzung des Umweltgutachtens 197855) stehen, wo­
nach z. B. die Landschaftspflegerischen Begleitpläne, die in 
der Regel nur eine nGrüngarnierungcc des Straßenkörpers be­
deuteten, eine querschnittsorientierte, ökologische Unter­
suchung im Sinne einer UVP nicht ersetzen könnten. 

Die Konzeption einer UVP, die zu einem Großtei l von der ört­
lichen Landschaftsplanung und der Eingriffsregelung in§ 8 
BNatSchG geleistet wird, vermag lediglich einen Teilbetrag 
zu einer UVP zu leisten, der - ergänzend zu anderen Verfah­
ren - das Ziel verfolgt, Umweltbelastungen eines bereits 
weitgehend konkretisierten Projektes auszugleichen bzw. zu 
beseitigen. 

Die Regelungen des§ 8 BNatSchG - etwa die Aufstellung 
eines Landschaftspflegerischen Begleitplanes - greifen 
erst, wenn der Eingriff bereits geplant ist und können häufig 
wenig mehr bewirken als die Auswirkungen des Eingriffs 
ausgleichen. 

7.4 Umweltverträglichkeitsprüfung und landesplanerische 
Raumordnungsverfahren (ROV) 

Vorgelagert ist der Frage einer umweltverträglichen Ausge­
staltung eines Projektes aber die Notwendigkeit einer quer­
schnittsorientierten fachüberübergreifenden und frühzeiti· 
gen Prü fu ng der Dimensionierung eines Projektes und seine 
großräum ige Verortung unter Einschluß von Standortalter­
nativen. Die Prüfung der den fachgesetzlichen Entschei­
dungsverfahren vorhergehenden (raum)planerischen Fra­
gen, erfordert eine Beurteilung der Umweltverträglichkeit 
auch aus übertachlicher Sicht. Für ein solches mehrstufi­
ges, ebenenspezifisches Verständnis der UVP kommt dem 
Raumordnungsverfahren eine der UVP funktional äquivalen­
te Aufgabe zu. 

Nach den Landesplanungsgesetzen sind dem ROV regelmä­
ßig zwei Aufgaben gestellt: 

Das Verfahren soll zum einen feststellen, ob ein raumbe­
deutsames Projekt mit den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung vereinbar ist, also der Feststellung dienen, 
ob sich eine fachliche Entscheidung im Rahmen der landes­
planerischen Vorgaben hält (nRaumverträglichkeitsprü­
fungcc). Zum anderen soll im ROV ein Vorschlag erarbeitet 
werden, wie raumbedeutsame Projekte untereinander unter 
landesplanerischen Gesichtspunkten abgestimmt werden 
können. Die beiden Funktionen werden mit den Begriffen 
nFeststellungsaufgabecc und nAbstlmmungsaufgabecc be-

51) CARLSEN, Die Umwel tverträglichkei t (UVP) in Naturschutz und 
Landschaftspflege, Natur + Recht 1984, 48 ff. 

52) BREUER (Fußn. 5), 89, 92. 

53) BREUER (Fußn. 5), 92; PIELOW, Verursacherhaftung nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz, Natur + Recht 1979, 15. 

54) PIELOW (Fußn. 53), 17. 

55) Umweltgutachten 1978, Tel lz. 1129. 



zeichnet. Die Landesplanungsbehörde wird zunächst das 
beabsichtigte Vorhaben an den nach dem jeweiligen Lan­
desrecht maßgeblichen Prüfungsmaßstäben messen und 
festzustellen haben, ob das Vorhaben den verbind lichen 
Maßstäben entspricht bzw. widerspricht und dann ggf. die 
Planung oder sonstige Maßnahme nach den landesplaneri­
schen Vorgaben abzustimmen haben. 

Konzept und Funktion des ROV sind - im Rahmen des ihm 
zugewiesenen örtlichen und sachl ichen Anwendungsberei­
ches - kongruent bzw. funktional äquivalent mit den ver­
fahrensrechtlichen Elementen einer UVP. 

Das ROV zielt auf eine frühzeitige, transparente Entschei­
dungsvorbereitung, deren Ergebnis nicht durch sektorale 
Ressortinteressen präjudiziert ist. 

Eine der wesentlichen Funktionen des ROV liegt darin, Vor­
behalte, Vorurteile und Mißtrauen durch weitgehende Infor­
mationen abzubauen und Interessenlagen ottenzulegen, um 
so die landesplanerische Entscheidung transparent machen 
zu können. Die Aufgabe der Landesplanung , eine gerechte, 
offene Abwägung der Interessen des Antragstellers mit den 
Belangen des Raumes und seiner Bürger ist dabei verbun· 
den mit der Notwendigkeit von gegenseitiger Information 
und Diskussion. Beides ermöglicht eine frühzeitige Klärung 
der Akzeptanz eines Vorhabens und ist damit eine objektive 
und flexible Standortberatung. 

Der funktional mit dem ROV verkoppelte Aufgabenbereich 
der UVP liegt damit zunächst in der Entscheidungsvorberei­
tung, deren spezifische Qualität durch eine - strukturell 
mögliche - Transparenz gekennzeichnet ist, d ie das ROV 
aufgrund seiner zeitlichen Stellung innerhalb des Entschei­
dungsprozesses und aufgrund der Unabhängigkeit von sek· 
toralen Ressortinteressen zu gewährleisten in der Lage ist. 

Das ROV setzt in einem Zeitpunkt ein, in dem sich das Vor· 
haben noch nicht zu einem »Genehmigungs- bzw. Plantest· 
stellungsfall« verdichtet hat. Die Entscheidungsvorgaben 
durch Planungsvorbereitungen, z. B. durch aufwendig aus­
gearbeitete Antragsunterlagen und aufgrund fortgeschritte· 
ner Konsensbildungsprozesse sind noch nicht so stark, daß 
sie faktische Änderungen der geplanten Maßnahme bis hin 
zur »Null-Alternative« verhindern. Dies gilt auch und gerade 
unter Aspekten des Umweltschutzes und war ein Grund für 
die Forderung z. B. des Bundes Naturschutz in Bayern, über 
die Regelung in§ 29 Abs. 1 Ziff. 4 BNatSchG (Beteiligung an 
Planfeststellungsverfahren) hinaus, d ie Beteiligung am ROV 
zu fordern , wo es im Regelfall noch möglich ist, grundsätzli· 
ehe Änderungen, falls diese aus der Sicht des Natur- und 
Umweltschutzes notwendig sind, durchzusetzen. Diese 
Möglichkeiten zu Planungsmodifikationen durch die relative 
Offenheit des Entscheidungsprozesses in der zeitlichen Di· 
mension können im ROV faktisch genutzt werden durch die 
aufgabenbedingte Neutralität und Objektivität der landes­
planerischen Entscheidung. 

Die Entscheidungen im ROV ergehen zwar nicht im politik­
freien, d. h. interessenfreien, Raum und werden damit auch 
durch externe politische Vorgaben beeinflußt. 

Die gesamträumlich-ausgleichende Stellung der Landespla­
nungsbehörden, die durch die querschnittsorientierte, kei­
nen fachspezifischen Interessen verpflichtete Aufgabe der 
Landesplanung geboten ist, und das Fehlen einer institutio­
nalisierten Lobby ermöglichen jedoch tendenziel l offene, 
am »objektiven« Gemeinwohl orientierte Entscheidungspro· 
zesse. Bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen ist das 
ROV strukturell geeignet, sektorale Ressortinteressen 
durch »objektiv« gemeinwohlorientierte Erwägungen zu neu­
tralisieren und die Gefahr der negativen Koordinierung von 
Vetopositionen zu vermeiden, die charakteristisch sind für 
die mit definitiven Ent scheidungen betrauten Behörden, die 

sich als Repräsentanten unterschiedlicher Interessen ver­
stehen. Durch die Erkenntnis, daß über Modifizierungen der 
Planung - auch unter Berücksichtigung der jeweils eige­
nen Interessen - noch geredet werden kann, wird - quasi 
als positives Gegenstück zur negativen Koordinierung - be­
reits am Anfang der Verfahren eine »latente Konsensbereit­
schaft« geschaffen. 

Da Umweltschutz keine selbständige, fachlich begrenzte 
sektorale Aufgabe, sondern eine fachübergreifende Quer­
schnittsaufgabe ist, bietet sich das ROV als fachübergrei­
fendes, koordinierendes Verfahren zur Entscheidungsvorbe­
reitung an. 

vorbehaltlich einer weiteren Instrumentalisierung der natur­
wissenschaftlichen, ökologischen Datengewinnung und 
-verarbeitung sind die Aufgaben des Raumordnungsverfah­
rens, festzuste llen, ob ein überörtlich raumbedeutsames 
Vorhaben mit den Erfordernissen der Raumordnung und 
Landesplanung übereinstimmt, und raumbedeutsame Vor­
haben aufeinander abzustimmen, Elemente einer Umwelt· 
verträgl ichkeitsprüfu ng. 

Angebunden an die planerischen Vorgaben der Raumord­
nung und Landesplanung unter Einschluß der integrierten 
Umweltschutzfachplanungen ist das Raumordnungsverfah­
ren ein Gelenk, das planerische Aussagen für nachfolgende 
Genehmigungs· und Planfeststellungstatbestände konkreti­
siert und dadurch eine frühzeitige Klärung der Standorteig­
nung eines Projektes herbeiführen kann. Diesem Ziel dient 
auch die im Raumordnungsverfahren mög liche Prüfung von 
Standortalternativen. Einen besonderen Stellenwert hat die­
se Aufgabe bei der Bestimmung der Trassenführung von 
Frei leitungen, die keinem spezie llen Genehmigungsverfah­
ren unterworfen sind, gleichwohl nicht unerhebliche Um-
weltauswirkungen zeitigen. · 

Die mit der Abstimmungsaufgabe des Raumordnungsver­
fahrens verbundene, ressortübergreifende Koordinierungs­
funktion zielt zum einen darauf, mehrere raumbedeutsame 
Maßnahmen auf· und untereinander abzustimmen (»Außen­
koordination«) und zum anderen auf die medienübergreifen­
de Frühkoordinierung der verschiedenen fachgesetzlichen 
Genehmigungsverfahren innerhalb eines Vorhabens (»Bin­
nenkoordination«). 

Die Außenkoordination dient nicht lediglich einem vagen In­
teressenausg leich bzw. der bloßen Vermeidung von Pla­
nungskollisionen. Eine stärkere Berücksichtigung des Um­
weltschutzes fordert eine optimierende Abstimmung raum­
bezogener Aktivitäten mit dem Ziel, Mehrfachnutzungen 
wechselse itig zu optimieren, Fehl- und Parallelplanungen zu 
vermeiden, landschaftlich und ökologisch wertvolle Gebiete 
von störenden Eingriffen freizuhalten und den Flächenver­
brauch soweit wie möglich durch Zusammenfassung und 
Verkleinerung geplanter Anlagen zu verringern. 

Die Binnenkoordination dient der medienübergreifenden 
Vorklärung der fachgesetzlichen Genehmigungschancen ei­
nes Projektes sowie der Bilanzierung seiner Dimension. Da 
(auch) die Zulassung eines raumbedeutsamen Projektes 
mehr ist als die Summe seiner Einzelverfahren, bedarf es ei­
ner durch das Raumordnungsverfahren zu leistenden sum­
marischen Erfassung der räumlichen Auswirkungen, um ei­
ne realistische Beurtei lungsgrundlage für die Raum- und 
Umweltverträglichkeit zu bekommen. 

Zur Durchführung naturwissenschaftlicher Umweltauswir­
kungsanalysen ist das Raumordnungsverfahren auf ergän­
zende Instrumente und Methoden angewiesen. Jedenfalls in 
den Bundesländern, in denen Raumordnung und Umwelt­
schutz nicht ressortmäßig zusammengefaßt sind, ist exter­
ner ökologischer Sachverstand, z. B. in Form von gesamt­
ökologischen Gutachten oder durch Fachbeiträge der für 
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den Umweltschutz zuständigen Landesanstalten, in das 
Raumordnungsverfahren zu integrieren. Nach einer Analyse 
der Umweltauswirkungen sind die Vor- und Nachteile eines 
Projektes zunächst unter Umweltschutzgesichtspunkten zu 
bilanzieren und die internen Zielkon flikte des Umweltschut­
zes zu lösen, bevor es im Raumordnungsverfahren zu einer 
Abwägung mit konkurrierenden Belangen kommen kann. 

8 Rechtsverbindlichkeit der Landschaftsplanung 

8. 1 Überörtliche Landschaftsplanung 

Das Bundesnaturschutzgesetz sagt Ober die mög lichen 
Rechtswirkungen der Landschaftsprogramme und der Land­
schaftsrahmenpläne als eigenständige Pläne nichts aus. 
Mit der in § 5 Abs. 2 BNatSchG vorgesehenen Möglichkeit 
der Integration der raumbedeutsamen Erfordernisse und 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
in die Pläne und Programme der Raumordnung und Landes­
planung können diese Teile der überörtlichen Landschaft s­
planung Verbindlichkeit i. S. v. § 5 Abs. 4 ROG erhalten. 

1 n den Landesnaturschutzgesetzen werden dementspre­
chend den selbständigen Landschaftsprogrammen und 
Landschaftsrahmenplänen in der Regel keine Rechtswirkun­
gen zugemessen. Ausnahmen bilden die Gesetze im Saar­
land, in Schleswig-Holstein und in Hamburg. 

Das saarländische Naturschutzgesetz sieht in§ 8 Abs. 7 vor, 
daß das Landschaftsprogramm und die Landschaftspläne 
nach ihrer Bekanntmachung von allen öffentlichen Pla-

Rechtswirkungen der Landschaftsplanung 

Verbindlich als eigenständige Pläne 

nungsträgern zu beachten sind. Damit erhalten bereits die 
noch nicht in die Raumordnung und Landesplanung inte­
grierten Pläne der überörtlichen Landschaftsplanung eine 
Verbindlichkeit, wie sie auch den raumordnerischen Plänen 
nach dem Raumordnungsgesetz zukommt. Es kann sich da­
her das Problem stellen, wie im Konfliktfalle das Verhältnis 
der beiden Planungen zu bestimmen ist. 

Eine Bindungswirkung des Landschaftsprogramms bzw. der 
Landschaftsrahmenpläne gegenüber den Landesplanungs­
stellen dürfte mit dem übergeordneten Charakter der Raum­
ordnung, wie ihn das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Baurechtsgutachten56) zu Art. 75 Nr. 4 GG betont hat, nicht 
zu vereinbaren sein. Hiernach gehen sämtliche raumrelevan­
ten Belange staatlicher Stellen In den raumordnerlschen 
Koordinierungsprozeß ein; dessen Ergebnis bindet sodann 
die Träger dieser raumrelevanten Planungen und Maßnah­
men. Die umfassende Beachtenspflicht, §§ 5 Abs. 4, 4 Abs. 5 
ROG, ist damit einfachgesetzlicher Ausdruck verfassungs­
rechtlicher Vorgaben: Sie sichert die aus der Kompetenz­
norm des Art. 75 Nr. 4 GG herzuleitende Vorrangigkeit des 
raumordnerischen Gesamtkonzepts gegenüber fach- und 
ortsplanerischem Tun. Es verstieße gegen diesen Grund­
satz, wenn die Landesplanung ihrerseits an Planinhalte ge­
bunden würde; das Verhältnis Gesamtplanung - Fachpla­
nung bzw. generel le Gesamtplanung (Raumordnung und 
Landesplanung) und spezielle Gesamtplanung (Land­
schaftsplanung) wäre »auf den Kopf gestellt«. Denn der 
querschnittsartige Abstimmungsauftrag der Raumordnung 
und Landesplanung ist weiter abgesteckt, mithin umfassen­
der. 

56) Vgl. Fußn. 24. 

Verbindlich nach Integration in die Raumordnung und 
Landesplanung bzw. Bauleitplanung 

Landschafts- Landschafts- Landschafts- Landschafts- Landschafts- Landschafts-
programm rahmen plan plan programm rahmenplan plan 

Baden- - - - § 8 Abs. 1S. 2 § 8Abs. 2 S. 5 § 9 Abs. 1S.4 
Württemberg NatSchG NatSchG NatSchG 

Bayern - entfällt Art. 3 Abs. 1 Art. 3 Abs. 1 Art. 3 Abs. 1 Art. 3 Abs: 2 
S. 3 u. 4 NatSchG Ziff. 1 NatSchG Ziff. 2 NatSchG S. 1 NatSchG 

Hessen entfällt entfällt - entfällt § 3 Abs. 1 NatSchG § 4 Abs. 2 NatSchG 

Niedersachsen - - - entfällt entfällt entfällt 

Nordrhein- entfällt entfällt §§ 33 und 34 LG entfällt § 15 LG entfällt 
Westfalen 

Rheinland- - - entfällt § 15 Abs. 3 § 16 Abs. 2 S. 2 § 17 Abs. 1 
Pfalz LPflG LPllG LPflG 

Saarland § 8 Abs. 7 § 8 Abs. 7 § 9 Abs. 7 S. 3 §8 Abs. 8 §8 Abs. 8 §9 Abs. 7 S. 4 
NatSchG NatSchG NatSchG NatSchG NatSchG NatSchG 

Schleswig- entfällt § 5 Abs. 2 - entfällt §5Abs. 3 §8 Abs. 4 
Holstein LPllG LPflG LPllG 

Berlin - entfällt § 11 §3 Abs. 3 entfällt §3 Abs. 3 
NatSchG NatSchG NatSchG 

Bremen - entfällt § 8 Abs. 3 S. 2 § 4 Abs. 3 entfällt § 4 Abs. 3 
NatSchG NatSchG NatSchG 

Hamburg §3 Abs. 3 entfällt § 7 Abs. 1 entfällt entfällt entfällt 
NatSchG NatSchG 
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Eine beschränkte Verbindlichkeit hat auch der Landschafts­
rahmenplan in Schleswig-Holstein als eigenständiger Plan. 
Nach§ 5 Abs. 2 LPflG Schi-Ho sind die Landschaftsrahmen­
pläne bei der Durchführung des Landschaftspflegegesetzes 
und des Bundesnaturschutzgesetzes zugrunde zu legen. 
Das bedeutet, daß die Landschaftspflegebehörden binden­
de Vorgaben bei der Ausweisung von Schutzgebieten und 
bei der Durchführung von Schutz-, Pflege- und Entwick­
lungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege haben. Andere Behörden sind nur ge­
bunden, soweit sie mit der Durchführung des Bundesnatur­
schutzgesetzes oder des Landschaftspflegegesetzes befaßt 
sind. Eine gleichlautende Regelung findet sich in§ 3 Abs. 2 
NatSchG Hamburg für das Landschaftsprogramm. 

In den anderen Bundesländern - mit Ausnahme von Nieder­
sachsen - werden die Erfordernisse des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege nur dann verbindlich, wenn sie in 
die Pläne und Programme der Raumordnung und Landespla­
nung integriert sind. Dies bedeutet, daß in den Ländern, die 
nur eine teilweise Integration vorsehen, dementsprechend 
die nicht integrierten Teile der Landschaftsprogramme und 
Landschaftsrahmenpläne (die nicht raumbedeutsamen Tei­
le) ohne Rechtsverbindlichkeit bleiben. 

In Niedersachsen werden die überörtlichen Programme und 
Pläne der Landschaftsplanung nicht in die Raumordnung 
und Landesplanung integriert und bleiben auch als eigen­
ständige Pläne ohne Verbindlichkeit. Dem Landschaftspro­
gramm und den Landschaftsrahmenplänen wird im Natur­
schutzgesetz Niedersachsen der Charakter von Gutachten 
beigelegt (§ 4 Abs. 2 s. 1 und § 5 Abs. 2 NatSchG Nds). 

8.2 Örtliche Landschaftsplanung 

Das Bundesnaturschutzgesetz überläßt den Ländern die 
Entscheidung darüber, ob und wie die Landschaftspläne der 
örtlichen Ebene verbindlich werden (§ 6 Abs. 4 S. 2 
BNatSchG). Der Gesetzesformulierung ist zu entnehmen, 
daß dabei auch eine Verbindlichkeit des eigenständigen, 
d. h. nicht in die Bauleitplanung integrierten Landschafts­
planes möglich ist. 

Als eigenständiger Plan wird der Landschaftsplan in Nord­
rhein-Westfalen, im Saarland, in den Stadtstaaten und aus­
nahmsweise auch in Bayern verbindlich. 

In seinem Satzungscharakter unterscheidet sich der nord­
rhein-westfälische Landschaftsplan von dem Landschafts­
plan der anderen Bundesl änder. Dort entfaltet die Land­
schaftsplanung auf sämtlichen Stufen keine unmittelbare 
selbständige Regelungswirkung. Auf der örtlichen Ebene 
werden in diesen Ländern die Landschaftspläne, soweit er­
forderlich und geeignet, als Darstellung gern. § 5 Abs. 2 
BBauG in den Flächennutzungsplan oder als Festsetzungen 
gern. § 9 Abs. 1 und 4 BBauG in den Bebauungsplan aufge­
nommen. Der Landschaftsplan nach nordrhein-westfäli­
schem Recht ist demgegenüber wesentlich umfassender 
und entfaltet selbständige Wirkungen. 

Die Wirkungen des Landschaftsplanes sind in Nordrhein­
Westfalen vielfältig und komplex. Im einzelnen ist hier 
hervorzuheben57J: 

Die festgelegten Entwicklungsziele für die Landschaft 
sollen bei allen behördlichen Maßnahmen im Rahmen 
der geltenden gesetzlichen Vorschriften berücksichtigt 
werden (§ 33 Abs. 1 LG). 

Der Landschaftsplan enthält für die Landschaftsschutz· 
gebiete und Naturschutzgebiete die erforderlichen Gebo­
te und Verbote (§ 34 LG). 

Die Durchführung der im Landschaftsplan vorgesehenen 

Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungsmaßnahmen 
obliegt den Gemeinden, Gemeindeverbänden oder ande­
ren Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechts, so· 
weit sie Eigentümer der betreffenden Flächen im Pla­
nungsgebiet sind, ansonsten den Kreisen und kreisfreien 
Städten (§§ 36, 37 LG). 

- Zumutbare Anpflanzungen oder andere zumutbare Maß­
nahmen zum Schutz gegen Immissionen oder zum Aus­
gleich von Verunstaltungen des Landschaftsbildes kön­
nen dem Eigentümer des Grundstückes auferlegt wer­
den, von dem die Störung ausgeht, desgleichen kleinere 
zumutbare Pflegemaßnahmen, die im Landschaftsplan 
vorgesehen sind (§ 38 LG). 

Ferner haben die Grundstückseigentümer im Land­
schaftsplan vorgesehene Entwicklungs- und Pflegemaß­
nahmen zu dulden, soweit daraus nicht unzumutbare 
Beeinträchtigungen herrühren(§ 39 LG). 

Es kann zur Durchführung von Pflege- und Entwicklungs­
maßnahmen gegen Entschädigung ein besonderes Dul· 
dungsverhältn is begründet werden, das die begünstigte 
Körperschaft berechtigt, die Fläche für die festgesetzten 
Zwecke zu nutzen. Zur Verwirklichung der im Land· 
schaftsplan getroffenen Festsetzungen ist auch die 
Möglichkeit der Enteignung gegeben(§ 40 LG). 

Während in den anderen Bundesländern hinsichtlich des 
überörtlichen Gebiets- und Objektschutzes in der Land­
schaftsplanung nur Vorschläge unterbreitet werden, die 
dann von den zuständigen Naturschutzbehörden durch 
Rechtsverordnung5B) umgesetzt werden, werden sie in Nord­
rhein-Westfalen (mit Ausnahme der Nationalparks und der 
Naturparke; §§ 43, 44 LG Nordrhein-Westfalen) in den Land­
schaftsplänen festgesetzt (§ 19 Abs. 1 LG Nordrhein-West ­
falen) und verbindlich59). 

Damit haben die Inhalte des Landschaftsplanes nach dem 
Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen unterschied! ic he 
Rechtswirkungen6D): 

Keinen Regelungscharakter haben die Grundlagenkarten 
1 und II (was auf ihnen gern. § 1Abs.1 S. 2 der 2. DVO zum 
Landschaftsgesetz deutlich zu vermerken ist) und der Er­
läuteru ngsbericht. 

Von öffentlichen Planungsträgern und Behörden s ind die 
festgelegten Entwicklungsziele des Landschaftsplanes 
zu berücksichtigen. 

Unmittelbare Verbindlichkeit für jurist ische Personen 
des öffentlichen Rechts habend ie Entwicklungs-, Pflege­
und Erschließungsmaßnahmen. 

Diese sind ferner mittelbar verbindlich für Private, denn 
sie können entsprechende behördliche Duldungs- und 
Maßnahmeanordnungen auslösen. 

- Schutzausweisungen, Zweckfestsetzungen für Brachflä­
chen und Festsetzungen für die forstliche Nutzung sind 
auch für Private unmittelbar verbindlich. 

57) Die Darstellung folgt SOELL (Fußn. 3), 6. 

58) In Niedersachsen werden die geschützten Landschaftsbestand· 
teile innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteilegrund· 
sätzlich von den Gemeinden durch Satzung festgesetzt,§ 28 Abs. 
2 NatSchG Nds. In Schleswig-Holste in können Nationalparke 
aufgrund eines Gesetzes errichtet werden, § 15 Abs. 2 LPflG 
Schi-Ho 

59) Vgl. aber§ 45 LG NW: Naturschutzgebiete und Naturdenkmale 
können innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortstei le und 
des Geltungsbereiches von Bebauungsplänen durch ordnungs­
behördliche Verordnungen der Unteren Landschaftsbehörde 
festgesetzt werden. 

60) Ausführlich FATHEUER (Fußn. 9), 387 ff. 
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Im saarländischen Naturschutzgesetz ist vorgesehen, daß 
die Landschaftspläne von allen Planungsträgern zu beach­
ten sind(§ 9 Abs. 7 S. 3 BNatSchG Saarl). Darüber hinaus be· 
steht die Möglichkeit, daß die Inhalte der Landschaftspläne 
in d ie Bebauungspläne übernommen werden, soweit sie 
nach den Vorschri ften des Bundesbaugesetzes hierfür ge­
eignet sind(§ 9 Abs. 7 S. 4 NatSchG Saarl). Die übernomme­
nen Darstellungen (Festsetzungen) werden dementspre­
chend rechtsverbindlich wie die Festsetzungen des Bebau­
ungsplanes, erhalten somit weitergehende Rechtswirkun­
gen auch gegenüber Privatpersonen. 

In den Stadtstaaten wird der Landschaftsplan entweder als 
Satzung (Bremen: § 8 Abs. 3 S. 2 NatSchG Bremen) oder als 
Rechtsverordnung (Berlin: § 11 NatSchG Berlin; Hamburg: 
§ 7 Abs. 1 NatSchG Hamburg) erlassen und damit allgemein 
verbindlich. Im Konfliktfall mit der Bauleitplanung ist jedoch 
eindeutig geregelt, daß der Landschaftsplan zurückzuste­
hen hat. 

In Bayern sind die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen 
zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Regelfall als Bestandtei le der Flä­
chennutzungspläne darzustellen bzw. als Beslandtelle der 
Bebauungspläne festzusetzen. Sie werden damit verblndllch 
nach den Vorschriften des Bundesbaugesetzes. In Fällen, in 
denen ausnahmsweise ein Bauleitplan nicht erforderlich ist, 
aber dennoch die Notwendigkeit eines Landschafts- und 
Grünordnungsplanes besteht, hat die Gemeinde nach den 
Verfahrensregelungen des Bundesbaugesetzes einen Plan 
aufzustellen. Dieser hat dann d ie Rechtswirkung eines Flä­
chennutzungsplanes bzw. eines Bebauungsplanes auch oh­
ne Integration in die Bauleitplanung (Art. 3 Abs. 5 NatSchG 
Bayern). 

In Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Rheinland-Pflaz, im 
Saarland und in Schleswig-Holstein können die Land­
schaftspläne der ö rtli chen Ebene in die Bauleitplanung inte­
griert werden und erhalten dementsprechend die Verbind­
lichkeit, die den Flächennutzungsplänen bzw. Bebauungs­
plänen zukommt. In Niedersachsen ist eine Integration nicht 
vorgesehen, der Landschaftsp lan kann hier nicht verbind­
lich werden, sondern wirkt nur durch Information. 

9 Bürgerbeteiligung 

9. 1 Unmittelbare Bürgerbeteiligung 

Eine unmittelbare Bürgerbeteiligung ist Im Naturschutz. 
recht durch Äußerungsrechte und Anhörungsverfahren 
vorgesehens11. Bei Unterschutzsstellungen ist der Verord­
nungsentwurf auf die Dauer eines Monats in der betroffenen 
Gemeinde öffentlich auszulegen, wo während der Ausle­
gungsfrist Bedenken und Anregungen vorgebracht werden 
können. Verschiedentlich ist bei der l nschutznahme von Na­
tu rdenkmälern und Landschaftsbestandteilen statt der öf­
fentlichen Auslegung die Anhörung der betroffenen Grund­
stückseigentümer und sonstigen Nutzungsberechtigen, in 
Bayern auch der Gemeinde und der betroffenen Fachbehör­
de vorgesehen. 

Bei der Landschaftsplanung gibt es eine unmittelbare Bür­
gerbeteiligung regelmäßig nur auf der Stufe des Land­
schaftsplanes. Anders liegt es in den Stadtstaaten, bei de­
nen die Landschaftsrahmenprogramme - mit der Möglich­
keit innerhalb der Auslegungsfrist Anregungen und Beden­
ken vorzubringen - öffentlich ausgelegt werden müssen. 
Soweit die Landschaftspläne als rechtlich verselbständigte 
Fachplanungen des Naturschutzes konzipiert sind, ist in 
Nordrhein-Westfalen und Bremen eine öffentliche Ausle-
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gung vorgesehen62J, während Berlin und Hamburg das Mo­
dell des§ 2 a Abs. 2-5 BBauG übernommen haben63l. 

Die höherstufige Landschaftsplanung hat - abgesehen von 
den genannten Regelungen - grundsätzlich keine unmit­
telbaren Grundrechtsauswirkungen. Denn sie bindet wie die 
in Plänen und Programmen formu lierten landesplanerischen 
Ziele nur die öffentlichen Planungsträger. Insoweit stellt 
sich die Frage der Bürgerbeteiligung nicht unter dem Aspekt 
der Verfahrensteilhabe als vorgezogenem Rechtsschutz. 
Denn im Unterschied zu einer Bürgerbetei ligung aus Grün­
den der Legitimat ion, Konsensbildung und lnformationsver­
schaffung, muß die Forderung nach rechtsstaatlich moti­
vierter Bürgerbeteiligung aus dem (Schutz-)Zweck des jewei­
ligen Verfahrens und dem Charakter der dort zu berücksich­
tigenden Gesichtspunkte abgeleitet werden64l. Auch soweit 
der Anspruch auf Verfahrensteilhabe mit dem Schutz von 
Grundrechtspositionen begründet wird, gilt, daß Grundrech­
te Individualpositionen sind, so daß insoweit nur an indivi­
duelle Rechtsbeeinträchtigungen und Betroffenheiten an­
geknüpft werden kann. 

Betei ligungsrechte, die aus Grundrechtspositionen erwach­
sen sollen, können daher nur konkreten Personen bei kon­
kreten Grundrechtsgefährdungen zustehen. 

Insoweit sind für die Frage der Bürgerbeteiligung in der hö­
herstufigen Landschaftsplanung nicht rechtsstaatliche, 
sondern demokratische und informationelle Begründungen 
maßgebend, die ergänzt werden durch verwaltungswissen­
schaftlich und rechtspolitisch geprägte Funktionen der Bür­
gerbeteiligung. 

Diese werden - zulässig - vornehmlich durch mittelbare 
Formen der Bürgerbeteiligung realisiert. 

9.2 Naturschutzbeiräte und Naturschutzverbände 

Im Naturschutz- und Landschaftspflegerecht lassen sich 
zwei Formen der mittelbaren Bürgerbeteiligung fest­
stellen 65J: 

Die Beiräte als fachkundige Repräsentanz der allgemei­
nen Interessen der Bevölkerung in bezug auf Natur­
schutz und Landschaftspflege; 

die Beteiligung (gern.§ 29 Abs. 2 BNatSchG) anerkannter 
Verbände. 

vorrangige Aufgabe der Beiräte ist nach den Landesnatur­
schutzgesetzen - das Bundesnaturschutzgesetz enthält 
keine entsprechenden Regelungen - die fachkundige Bera­
tung der Naturschutzbehörde. Daneben soll der Beirat Ver­
ständnis für Natur und Landschaftspflege in der Öffentlich­
keit fördern und Absichten und Ziele von Landschaftspflege 
und Naturschutz vermitteln. Die Beiräte sollen diese Aufga­
ben grundsätzlich unabhängig und ohne an Weisungen ge­
bunden zu sein wahrnehmen. In Baden-Württemberg, Bay­
ern und Bremen ist die Erreichung dieses Zieles fraglich , 
weil d ie Geschäftsführung des jeweiligen Beirates bei der 
Naturschutzbehörde liegt, deren Leiter den Vorsitz im Beirat 
führt. 

61) Die Darstellung folgt SOELL, Bürgerbeteiligung bei der Land­
schaftsplanung, in: BIOmel (Hrsg.), Frühzeitige Bürgerbeteili­
gung bei Planungen, Schriftenreihe der Hochschule Speyer, Bd. 
87, Berlin 1982, 223 (238). 

62) § 28 LG NW; §Sb Abs. 1 S. 3 i. V. m. § 6 Abs. 2, 3 NatSchG Bremen 

63) § 10 NatSchG Berlin,§ 7 Abs. 2 NatSchG Hamburg. 

64) WAHL, Bürgerbetei ligung bei der Landesplanung, in: Blümel 
(Hrsg.), Frühzeitige Bürgerbeteiligung bei Planungen, Schriften­
reihe der Hochschule Speyer, Bd. 87, Berl i n 1982, 122 (142). 

65) SOELL (Fußn. 61), S. 228 1. 



Die Zusammensetzung der Beiräte ist uneinheitlich 
geregeit66). Die unterschiedliche Organisation und Arbeits­
weise der Beiräte mindert die Effektivität dieses Instrumen­
tariums und begründet Überlegungen zu einer rahmenrecht­
lichen Verankerung im Bundesnaturschutzgesetz. Kritisch 
ist ferner die Tendenz zur Verlagerung der wissenschaftlich­
fach iichen Beratungsaufgabe auf eine allgemein-politische 
Interessenabwägungsfunkt ion; etwa in Baden-Württemberg 
kann der Beirat bei der unteren und höheren Naturschutzbe­
hörde so zusammengesetzt sein, daß die Vertreter der »öko­
logischen Grundlagendisziplinen« und des Naturschutzes 
gerade gleiches Stimmengewicht haben wie die Vertreter 
der Land- und Forstwirtschaft sowie der übrigen Wirtschaft. 
Bei der obersten Naturschutzbehörde kommen Mitglieder 
und Vertreter aus politischen, kommunalen und wirtschaftli­
chen Bereichen hinzu67). Im Hinblick auf derartige Formen 
der Zusammensetzung ist problematisch, ob die Aufgabe 
der wissenschaftlich-fachlichen Beratung durch Funktionen 
der Interessenwahrnehmung und des politischen Interes­
senausgleichs überlagert werden68J. Es wird insoweit zu 
Recht gefordert, daß ein Übergewicht bestimmter außeröko­
logischer Interessen auf die Aktivitäten und Stellungnah­
men der Beiräte verhindert wird, damit ihre Glaubwürdigkeit 
und Fähigkeit zur sachgerechten Beratung gewährleistet 
werden können69l. 

Niedersachsen sieht in§ 57 des Naturschutzgesetzes statt 
eines Beirates eine »Fachbehörde für Naturschutz« vor, die 
u. a. die Beratungs- und Unterrichtungsfunktionen wahrneh­
men soll, die in anderen Ländern den Beiräten übertragen 
ist. 

Es handelt sich hierbei nicht um eine Form der Bürgerbetei­
ligung und die Regelung ist zu Recht als ein weiterer Beleg 
für das Auseinanderdriften wichtiger Regelungsbereiche 
des Naturschutzrechts angeführt worden. 

Eine Mitwirkung der Beiräte speziell bei der Landschaftspla­
nung heben die Naturschutzgesetze von Baden-Württem­
berg, Bremen und Hessen hervor. 

So so ll etwa in Baden-Württemberg der Beirat bei Planun­
gen und Maßnahmen, die grundsätzliche oder übergeordne­
te Belange des Naturschutzes, der Landschaftspflege und 
der Erholungsvorsorge berühren, die Naturschutzbehörde 
beraten und zur Förderung des allgemeinen Verständnisses 
der Ziele und Aufgaben des Naturschutzes beitragen. · 

Die zweite Form der mittelbaren Bürgerbeteiligung in Natur­
schutz und Landschaftspflege ist die Anhörung anerkannter 
Naturschutzverbände. Den nach§ 29 Abs. 2 BNatSchG aner­
kannten und durch ein Vorhaben in ihrem satzungsgemäßen 
Aufgabenbereich berührten Verbänden ist - soweit nicht in 
anderen Rechtsvorschriften eine inhaltsgieiche oder weiter­
gehende Form der Mitwirkung vorgesehen ist - gern. § 29 
Abs. 1 BNatSchG Gelegenheit zur Äußerung sowie zur Ein­
sicht in die einschlägigen Sachverständigengutachten zu 
geben. Dies gilt gern. § 29 Abs. 1 Ziff. 2 BNatSchG bei Land­
schaftsprogrammen und Landschaftsplänen nur, soweit sie 
dem einzelnen gegenüber verbindlich sind. Hiermit ist eine 
Sonderregelung für Nordrhein-Westfalen und die Stadtstaa­
ten geschaffen , die den Landschaftsplan als örtlichen Fach­
plan rechtlich verselbständigt haben. Das bedeutet, daß für 
die sonstigen Formen der höherstufigen Landschaftspla­
nung eine Beteiligungsregelung nicht vorhanden ist70). Für 
den Bereich der Landschaftsplanung wird insoweit ein Be­
teiligungsdefizit der bundesrechtlichen Regelung konsta­
tiert. Insbesondere wird in dem Beteiligungsrecht an Plan­
feststeliungsverfahren gern. § 29 Abs. 1 Ziff. 4 BNatSchG 
keine Kompensation der unzureichenden Beteiligungen auf 
höhers tufiger Planungsebene zu sehen sein. Eine Mitwir­
kung der Verbände ist auf einen Zeitpunkt verlagert, in dem 
regelmäßig entscheidende Pianänderungen nicht mehr 

möglich sind. Der Bund Naturschutz Bayern etwa hat des­
halb seit langem gefordert, in einer zeitlich vorgezogenen 
Stufe staatlicher Planungen und sonstiger Vorhaben betei­
ligt zu werden. Dies gilt im besonderen hinsichtlich der lan­
desplanerischen Raumordnungsverfahren. Diese Verfahren 
werden durchgeführt, wie bereits dargelegt, bevor die Pla· 
nungen in einem »Verhärteten« Stadium sind und noch Mög­
lichkeiten zur Einflußnahme bestehen. Eine - in Art. 23 
Abs. 4 BaylpiG nunmehr kodifizierte - verbindliche Beteili· 
gung von Naturschutzverbänden an Raumordnungsverfah· 
ren ermöglicht, daß deren Vorstellungen im Hinblick auf die 
betroffenen Belange des Natur- und Umweltschutzes Wir· 
kungen zeitigen können 71). Auch in anderen Bundesländern 
ist die Verbandsbeteiligung teilweise weitergehend als die 
bundesrechtlichen Rahmenvorgaben geregelt. 

In Bremen haben die Naturschutzverbände ein Beteiligungs· 
recht bereits bei der Vorbereitung des Landschaftsprogram­
mes bzw. der Landschaftspläne, § 43 Abs. 1 Ziff. 2 Brem· 
NatSchG. Darüber hinaus ist in Bremen die Verbandsklage 
durch § 44 NatSchG eingeführt, der Bereich der Land­
schaftsplanung ist jedoch vom Regelungsbereich dieser 
Vorschrift ausgenommen, § 44 Abs. 2 Ziff. 1 BremNatschG. 

In Baden-Württemberg best immt § 59 Abs. 1 S. 3 Ba-Wü 
NatSchG, daß der Landesnaturschutzverband vor der Aufhe· 
bung von Verordnungen, die Natur- und Landschaftsschutz· 
gebiete, Naturdenkmale oder geschützte Grünbestände aus­
weisen, und vor der Änderung einer Verordnung, die ein Na­
turschutzgebiet ausweist, zu hören ist. 

Berlin(§ 39 NatSchG Berlin) und Hessen (§ 35 NatSchG Hes­
sen) haben die Verbandsbeteiligung eingeführt; darüber hin· 
aus hat die Verbandsklage (§ 39 a NatSchG Berlin; § 36 
NatSchG Hessen) Eingang in die Gesetze gefunden. 

Eine Verbandsbeteiligung auf höherstufiger Planungsebene 
und bei den - Planfeststellungen vielfach vorhergehenden 
- landesplanerischen Raumordnungsverfahren ist aus ver­
schiedenen Gründen zu befürworten. Naturschutzverbände 
sind aufgrund ihrer jahrzehntelangen praktischen Erfahrun­
gen in der Lage, fachkundige, die Planung fördernde Vor­
sch läge zu machen. Darüber hinaus wird der Planungspro­
zeß tendenziell transparenter und damit auch für die Öffent­
lichkeit zugänglich. 

Angesichts der gerade bei komplexen Verwaltungsentschei­
dungen zu entwirrenden »Gemengelagen« vielfältiger fakti­
scher und rechtlicher Probleme kann ein leistungsfähiger 
Naturschutzverband zunächst bei der Problemdefinition 
mitwirken, was allerdings u. a. voraussetzt, daß ihm die 
Möglichkeit gegeben wird - zum Beispiel durch Aktenein­
sicht - den erforderlichen Informationsstand zu erlangen. 
Auch bei der nachfolgenden Informationsbeschaffung, bei 
der Formulierung von Planungsalternativen und bei der In­
formationsverarbeitung kann eine Verbandsbeteiligung das 
im Umweltschutzrecht konstatierte Vollzugsdefizit, das u. a. 
auf mangelhafter Informationsbeschaffung beruht, durch 
Vermittlung entscheidungsrelevanter Fakten verr ingern. 

leistungsstarke Verbände können darüber hinaus Problem­
lösungsaiternativen entwickeln und Erfahrungen einbrin­
gen, deren Anwendung auf den konkreten Sachverhalt dem 
Entscheidungsträger eine Erweiterung seines Erkenntnisho-

66) SOELL (Fußn. 61), S. 231. 

67) § 3 BeiratsVO Ba-WO. 

68) SOELL (Fußn. 61), S. 232. 

69) SOELL (Fußn. 61), S. 232. 

70) SOELL (Fußn. 61), S. 234; WEIGER, Beteiligung der Verbände am 
Planungsverfahren, in: Bürgerbeteil igung an Naturschutz und 
Landschaftspflege, Bd. 28, Bonn-Bad Godesberg 1978, S. 53 (60). 

71) WEIGER (Fußn. 70), S. 56. 
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rizontes ermöglicht und dadurch sein 11Problembewältigung­
spotentialcc anhebt72l_ Die bayerischen Erfahrungen mit der 
Beteiligung von Naturschutzverbänden an Raumordnungs­
verfahren beweisen, daß eine umfassende, wirksame Ver­
fahrensbeteiligung eine Maßnahme ist, die eine verwal­
tungsexterne Gewährleistung gesetzmäßigen Verwaltungs­
handelns im Umweltschutzbereich verstärken kann. 

9.3 Verbandsbeteiligung und Verbandsklage 

Die Funktion einer frühzeitigen Verbandsbeteiligung an der 
Entsch_eidungsvorbereitung ist auch im Zusammenhang mit 
der Verbandsklage zu sehen, ohne auf deren Problematik 
hier im einzelnen einzugehen. Zunächst dürfte sich nach der 
neueren Rechtsprechung der Ausgangspunkt geändert ha­
ben, der den Überlegungen für die Einführung einer Ver­
bandsklage zugrunde liegt: Die Annahme, bei den Entschei­
dungen, die die Belange des Umweltschutzes (nachteilig) 
betreffen, fehle es in der Regel an klageberechtigten Perso­
nen, die geltend machen können, durch die Entscheidung in 
ihren Rechten verletzt zu sein. 

Durch die Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 18. 3. 1983 - 4 C 80.79 - BVerwGE 67, 74 ff. und vom 
27. 5. 1983 - 4 c 39.80 - UPR 1983, S. 310 ff. ist klarge­
stellt, daß auch der »Paradefall« der Befürworter einer Ver­
bandsklage - Bau einer Straße durch ein Landschafts­
schutzgebiet73) - unter Gesichtspunkten der Klagebefug­
nis grundsätzlich auch ohne Verbandsklage erfaßt werden 
kann, da z. B. derjenige, dessen Grundstocke mit enteignen­
der Wirkung durch eine straßenrechtliche Planfeststellung 
betroffen sind, nicht nur eine gerechte Abwägung eigener 
Belange mit entgegenstehenden anderen Belangen verlan­
gen kann. Weitergehend hat er zumindest dann, wenn die 
Planfeststellung dazu dienen soll, Grundeigentum notfalls 
im Wege der Enteignung zu entziehen, einen grundrechtlich 
(Art. 14 GG) abgesicherten Anspruch, nur durch eine gesetz­
mäßig durchgeführte Enteignung betroffen zu werden. 

»Gesetzmäßig« bedeutet dabei, »daß der Ober die Zulässig­
keit der Enteignung befindende Planfeststellungsbeschluß 
u. a. den rechtsstaatlichen Anforderungen des Abwägungs­
gebotes genügen muß, das z. 8- für das Bundesstraßenrecht 
in § 17 Abs. 1 S. 2 des Bundesfernstraßengesetzes seinen 
Ausdruck gefunden hat. Ist diese Voraussetzung nicht gege­
ben, ist also die Inanspruchnahme von privaten Grundflä­
chen des Klägers nicht gesetzmäßig, so braucht die Schutz­
fähigkeit seines Eigentums vor Enteignungen nicht zusätz­
lich begründet zu werden. Insbesondere kommt es nicht dar­
auf an, daß der rechtliche Mangel speziell auf der Verletzung 
von Vorschriften beruht, die ihrerseits die Belange des Ei­
gentümers schützen sollen.« Diese »inzidentecc Überprüfung 
der Naturschutzbelange greift allerdings nu~. soweit Ober­
haupt eine die Klagebefugnis begründende Inanspruchnah­
me vorliegt. Soweit sie fehlt, bleibt es dabei, daß eine Kon­
trollmöglichkeit mangels Klagebefugnis nicht besteht. 

·Neben dieser, durch die neuere Rechtsprechung ansatzwei­
se entschärften Problematik einer fehlenden Klagebefugnis 
liegt jedoch der Kern des Problems der mangelnden gericht­
lichen Überprüfbarkeit umweltbelastender Entscheidungen 
in der Beschränkung der gerichtlichen Überprüfungsmög­
lichkeiten auf die Einhaltung der Grundanforderungen an 
die Abwägung74). Der Verwaltung ist im Rahmen der planeri­
schen Gestaltungsfreiheit bzw. des Planungsermessens ein 
Spielraum eröffnet, innerhalb dessen sie sich für die Bevor­
zugung eines Belanges unter Zurückstellung eines anderen 
entscheiden kann. An diesem Problem ändert die Verbands­
klage nichts. Wichtiger dürfte deshalb - neben der Frage 
einer relativen Priorität des Umweltschutzes im 
Abwägungsprozeß75) - die Offenheit des Entscheidungs­
prozesses im Vorbereitungsstadium sein, da vorrangig 
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durch Eingabe entsprechender Informationen und Geltend­
machung der Belange des Umweltschutzes bei der Informa­
tionsverarbeitung eine angemessene Berücksichtigung von 
Umweltschutzbelangen erreicht werden kann. Im Stadium 
der Entscheidungsvorbereitung entscheidet es sich, ob nur 
die artikulierten oder auch die latenten oder künft igen Inter­
essen einbezogen werden. Dazu müssen Umweltschutzin­
teressen in Informationen umgesetzt und art ikuliert werden, 
um sie bei der definitiven Entscheidung verarbeiten zu kön­
nen. 

10 Genehmigung der Landschaftspläne 

Die Zuständigkeit fü r die Genehmigung von Landschaftsplä­
nen ist abhängig von dem Verhältnis Bauleitplanung -
Landschaftsplan. 

1. Soweit die Landschaftspläne in die Bauleitplanung unmit­
telbar (Bayern, Rheinland-Pfalz) oder mittelbar (Baden-Würt­
temberg, Hessen, Saarland, Schleswig-Holstein) integriert 
sind, erfolgt die Genehmigung grundsätzlich im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens der Bauleitplanung nach§§ 6 
Abs. 1, 11 BBauG durch die höhere Verwaltungsbehörde. Ei­
ne Ausnahme gilt insoweit im Saarland, als gern. § 9 Abs. 7 
NatSchG Saarland die Landschaftspläne zu ihrer Wirksam­
keit der Genehmigung durch d ie oberste Naturschutzbehör­
de bedürfen. 

2. Auch in Niedersachsen wird die örtliche Landschaftspla­
nung, die im Erläuterungsbericht des Flächennutzungspla­
nes bzw. in der Begründung zum Bebauungsplan zu berück­
sichtigen ist, über die Genehmigung der Bauleitplanung er­
faßt. 

3. In Nordrhein-Westfalen, das eine funkt ionale Trennung 
beider Planungsbereiche kennt und wo der Landschaftsplan 
als Satzung beschlossen wi rd(§ 16 Abs. 2 LG NW), ist diese 
nach § 29 LG NW durch die höhere Landschaftsbehörde zu 
genehmigen. 

4. In den Stadtstaaten, die einen rechtsverbindlichen Land­
schaftsplan vorsehen, ist ein Genehmigungsverfahren nach 
den Naturschutzgesetzen nicht vorgesehen. 

11 Rechtsfragen des Bodenschutzes 

11.1 Zum Begriff des Bodenschutzes 

Soviel über Bodenschutz gesprochen und geschrieben wird, 
eine nähere definitorische Bestimmung des Begriffs fehlt 
noch weitgehend. Um so verdienstvoller ist es, daß sich von 
seilen des Umweltbundesamtes v_ LERSNER76) und 
STORM77) einer näheren Ausdeutung der Begriffl ichkeit 
»Bodenschutzcc angenommen haben. 

72) SENDER, Von der Verbandsbeteiligung zur Verbandsklage?, in: 
Festgabe aus An laß des 25jährigen Bestehens des Bundesver­
waltungsgerichts, München 1978, S. 37 (44). 

73) SCHLICHTER, Die Verbandsklage im Naturschutzrecht, UPR 
1982, 209 (211). 

74) SCHLICHTER (Fußn. 73), 211 ff. 

75) Hierzu HOPPE, Verwirkl ichung von Umweltschutz durch Raum· 
ordnung und Landesplanung, in: Festschrift für Hans Ulrich Scu­
pin, Berlin 1983, S. 737 (743 ff.); ERBGUTH, Raumordnungs- und 
Landesplanungsrecht, Köln u. a. 1983, Rdnr. 359 ff. 

76) VON LERSNER, Das dritte Medium, Natur + Recht 1982, 201 ff; 
hierzu und ausführl icher zum Fragenkreis Bodenschutz ERB­
GUTH, Rechtsfragen des Bodenschutzes, UPR 1984, 241 ff. 

77) STORM, Bodenschutzrecht , Agrarrecht 1983, 233 (234). 



v. LERSNER unterscheidet in einer jüngeren Abhandlung 
zum »dritten Medium« vier Funktionsbereiche des Bodens 
- abgesehen von seiner existentiellen Funktion als Basis ir­
dischen Daseins und seinen ästhetischen Werten: 

Boden als Produktionsgrundlage, nämlich für Nahrungs­
und Futtermittel und regenerierbare Rohstoffe, wie Holz, 
Baumwolle und Seide etc. 

Boden als Filter- und Reinigungsfaktor, nicht nur zum 
Grundwasserschutz, sondern auch zur Deposition von 
Stoffen, »gleichsam als Parkraum des Naturkreislaufs« 

Boden als Baugrund 

Boden als Rohstofflager. 

In ähnlicher Weise erfährt der Boden nach STORM rechtli­
chen Schutz um seiner Funktion willen als 

Grundlage für die Erzeugung von Biomasse 

Filter 

Rohstofflager und 

Baugrund. 

Von diesen Funktionen hebt STORM Gefährdungspotentiale 
ab, und zwar 

erstens: Bodenverbrauch 

zweitens: Bodenbelastung (i. S. unmittelbaren oder mittel­
baren Schadstoffeintrags) 

drittens: sonstige anthropogene Eingriffe, 

wobei letzteren gegenwärtig keine besondere Rolle zukom­
me. 

Die gedankliche Unterscheidung zwischen den Funktionen 
des Bodens und ihren Gefährdungen erscheint prinzipiell zu­
treffend; anhand der genannten Gefährdungspotentiale las­
sen sich die im Rechtskreis des Umweltrechts verstreuten 
bodenschützenden Vorschriften systematisch aufsuchen 
und zuordnen. 

Unklar bleibt freilich, welche der vier genannten Bodenfunk­
tionen angesichts dieser Gefährdungstatbestände schutz­
bedürftig sind. STORM zufolge sollen scheinbar sämtliche 
Funktionen hierunter fallen, also auch die Eigenschaft des 
Bodens als Baugrund und Rohstofflager. 

Dem widerspricht, daß es nicht um ein begriffliches Erfas­
sen sämtlicher Agenden des Bodens geht: Gefragt ist nicht 
nach einer Definition des Bodens zwecks Bestimmung des 
- allgemeinen - Rechts der Bodennutzung. Vielmehr steht 
die aktuelle Problematik des Bodenschutzes im Vorder­
grund; stichwortartig seien Versiegelung und stoffliche Ver­
änderung(en) genannt. Diese betrifft aber allein die Schutz­
bedürftigkeit des Bodens als natürliche Produktionsgrund· 
Jage und als Filter bzw. Reinigungsfaktor. 

Nur ein in diesem Sinne engeres, gleichsam ökologisches 
Verständnis des Bodenschutzes ermöglicht zudem eine kla­
re Abgrenzung und Zuordnung der zu schützenden Funktio­
nen und diesbezüglicher Gefährdungspotentiale. Andern­
fai ls muß es zu einer Vermengung von Elementen des Schut­
zes und solchen der Gefährdung kommen, die den systema­
tisierenden Effekt der Differenzierung in Frage stellt: So lei­
ten sich Beeinträchtigungen des Bodens vornehmlich aus 
baulichen Tätigkeiten (im weitesten Sinne) her, wie bei­
spielsweise der nordrhein-westfälische Freiraumbericht '84 
plastisch belegt. Die Nutzung als Baugrund kann folglich 
nicht ohne weiteres, jedenfalls nicht allein, den zu schützen­
den Funktionen des Bodens zugerechnet werden. Vielmehr 

handelt es sich - zumindest auch - um eine Gefährdungs­
kategorie, sie zählt nämlich zum Bodenverbrauch. 

Ähnliches gilt für den Boden als Rohstofflager. Diese Quali­
tät zielt auf Inanspruchnahme, nämlich auf Abbau. Das trifft 
insbesondere in Fällen oberflächennaher Gewinnungen zu, 
aber auch für die Steinkohlengewinnung, weil hierdurch die 
Zusammensetzung des Bodens und damit u. a. seine Filter­
funktion potentiell tangiert wird. 

Gegen die Annahme einer schutzbedürftigen Funktion als 
Rohstofflager spricht im übrigen, daß anderenfalls Konflikt­
potential in den Bodenschutz bereits bei seiner begrifflichen 
Bestimmung getragen würde: Gerade bei knapper werden­
den, vor allem oberfiächennahen Ressourcen wie Kies, 
Sand, Braunkohle, Torf, Ölschiefer (u.ä.) entstehen 
Nutzungskollisionen78) nicht nur gegenüber der Inanspruch­
nahme des Bodens als Baugrund, sondern auch hinsichtlich 
seiner Funktion als natürliche Produktionsgrundlage und 
seiner Filter- wie Reinigungsaufgabe. 

GEWenstand des Bodenschutzes sollte nach diesem Ver-
• ständnis der Boden als Grundlage des Naturhaushalts bzw. 
·Naturkreislaufs· sein79), nämlich für die Erzeugung von Bio­
masse sowie in· seiner Filter- und Reinigungsfunktion. 

Tatbestände der Gefährdung folgen aus Schadstoffeintrag 
und Bodenverbrauch, und zwar primär durch Inanspruch­
nahme als Baugrund und durch den Abbau von Rohstoffen. 

Hieraus erg ibt sich zum einen, daß Objekt des Bodenschut­
zes über die oberste, von Tieren und Pflanzen belebte Erd­
oberfläche hinaus prinzipiell auch der Bodenuntergrund ist. 
Denn anderenfalls wären die sich synergistisch abspielen­
den physikalischen und chemischen Prozesse, insbesonde­
re die Filter- und Reinigungsfunktionen des Bodens nicht er­
faßbar. 

Zum anderen bedeutet die hier vorgenommene Besch rän· 
kung des Bodenschutzes auf Ressourcen des Naturkreis­
laufs nicht, daß baµliche lnanspruchnahmen oder solche 
der Rohstoffsicherung bzw. -gewinnung schutzwürdig wä· 
ren. Sie genießen Schutz wie andere wirtschaftliche und so­
ziale Belange auch, nur eben nicht über den Bodenschutz 
und die diesbezüglichen Vorschriften, sondern nach Maßga­
be sonstiger Interessenwahrnehmung und hierfür einschlä· 
giger Regelungen. im Konfliktfall ist es Aufgabe des Staa­
tes, einen Ausgleich der gegenläufigen Interessen zu errei­
chen, und das möglichst frühzeitig, d. h. bereits im Stadium 
der Planung. 

Anhand einer solchen Einordnung des Bodenschutzes kann 
ihm sein rechtliches Arsenal zugeordnet werden. Dabei ist 
die begriffliche Bestimmung der Gefährdungspotentiale des 
Bodenschutzes für eine allgemeine systematische Erfas­
sung der Regelungskreise nutzbar zu machen. Hiernach ist 
der Schutz vor Schadstoffeintrag von jenem vor Bodenver­
brauch zu unterscheiden. Dementsprechend sind die ver­
schiedenen Rechtsvorschriften einzuordnen. 

11.2 Schutz vor Bodenverbrauch 

Schutz vor Bodenverbrauch haben einige Gesetze als Pri­
märziel, andere als Ziel neben sonstigen Zwecksetzungen. 

Primärer Schutz vor bodeninanspruchnehmenden Maßnah­
men erfolgt durch das Naturschutz- und Landschaftspflege­
recht, vor allem Ober Schutzgebietsausweisungen und die 
Landschaftsplanung. 

78) VON LERSNER (Fußn. 76), 202. 

79) In diesem Sinne wohl VON LERSNER (Fußn. 76), 202. 
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Im integrierenden, verschiedene räumliche Nutzungsan­
sprüche absfimmenden Umweltrecht dienen die Normberei­
che der Raumordnung/Landesplanung und das Bau- bzw. 
Bauplanungsrecht in nicht unerheblichem Umfang dem 
Schutz vbr Bodenverbrauch, allerdings neben anderen Zie­
len. 

Des weiteren wi rd Bodenschutz über die Zulassungstatbe­
stände der einschlägigen Fachgesetze bewirkt, etwa d iejeni­
gen des Bergrechts und der landesrechtlichen Abgrabungs­
bestimmungenBO>. 

Planerische Mittel, die der vorsorgenden Verhinderung bo­
denverbrauchender Maßnahmen dienen, sind vornehmlich 
Programme und Pläne der Landschaftsplanung, flankiert 
von solchen der Raumordnung/Landesplanung und Bauleit­
planung. 

Die Landschaftsplanung auf örtlicher wie überörtlicher Ebe­
ne hat nach §§ 5 und 6 BNatSchG zuvörderst den Auftrag, 
die Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege darzu­
stellen. Verwiesen ist damit auf die Ziele des § 1 Abs. 1 
BNatSchG. Die der Verwirklichung dieser Ziele, die unterein­
ander und gegen die sonstigen Anforderungen der Allge­
meinheit an Natur und Landschaft abzuwägen sind, dienen­
den Grundsätze des § 2 Abs. 1 BNatSchG fordern u. a„ Be­
einträchtigungen des Naturhaushalts zu unterlassen bzw. 
auszugleichen, nicht erneuerungsfähige Ressourcen spar­
sam zu nutzen und den Verbrauch sich erneuernder Natur­
güter so zu steuern, daß sie nachhaltig zur Verfügung 
stehen81). 

In welchem Umfang damit der Bodenschutz im eingangs be­
schriebenen Sinne dem Anwendungsbereich des Natur­
schutzrechts unterliegt, wird in Stellungnahmen zu den Ziel­
und Grundsatzbestimmungen des Bundesnaturschutzge­
setzes nicht näher erörtert - vermutlich, weil die Brisanz 
dieser Problematik erst in jünger Zelt erkannt worden ist. 

So finden sich lediglich allgemeine Aussagen dahingehend, 
das Bundesnaturschutzgesetz sei vornehmlich auf das 
Schutzgut Boden ausgerichtet; darüber hinaus widme es 
sich dem Wasser, der Luft, wildwachsenden Pflanzen und 
wildlebenden Tieren sowie dem Naturhaushalt als komple­
xem Wirkungsgefüge dieser Schutzgüter insgesamtB2). Mag 
man hieraus einen umfassenden, - auch - bodenschüt­
zenden Aufgabengehalt des Gesetzes entnehmen wollen, so 
deuten andere Äußerungen eher auf einen eingeschränkte­
ren Anwendungsbereich hin, etwa wenn festgestellt wi rd, 
der Umweltpflegebereich Naturschutz und Landschaftspfle­
ge erfasse ndas Schutzgut Boden in seiner Ausprägung als 
Natur und Landschaft«83>. Demzufolge könne lediglich das 
auf dem Boden Stehende, nicht aber der Boden selbst 
Schutzobjekt des Bundesnaturschutzgesetzes sein. 

Für diese restriktive l;inschätzung wäre des weiteren ins 
Feld zu führen, daß§ 1 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 BNatSchG den 
Schutz, die Pflege und die Entwicklung der Pflanzen- und 
Tierwelt sowie der Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Na­
tur und Landschaft als Lebensgrundlage des Menschen und 
als Voraussetzung für seine Erholung betont. Auch könnte 
aus§ 2 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG, der - von§ 1 BNatSchG ge­
sondert - die Erhaltung des 8odens fordert, rückzufolgern 
sein, daß der Schutz des Bodens in seiner natürlichen Funk­
tion nicht zum eigentlichen Zielkanon des Rechts der Natur-
und Landschaftspflege zählt. · 

Eine solche Betrachtungsweise begegnet jedoch Bedenken, 
die aus dem Wortlaut und der Systematik des§ 1 BNatSchG 
rühren. Insbesondere steht s ie nicht in Einklang mit einer 
notwendigerweise an Sinn und Zweck · orientierten Ausle­
gung der genannten Vorschriften: 
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§ 1 Abs. 1 BNatSchG stellt in seinen Nrn. 1 und 2 die Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushalts und d ie Nutzungsfähig­
keit der Naturgüter heraus. Maßnahmen des Bodenver­
brauchs, insbesondere die Versiegelung von Flächen, stel­
len nicht nur die Nutzungsfähigkeit des Naturguts Boden in 
Frage, s ie tangieren auch die Leis tungsfähigkeit des Natur­
haushalts, weil damit d ie Funktionen des Bodens als Pro­
duktionsgrundlage von Biomasse und als Filter absorbiert 
werden 84). Schon der Wortlaut der gesetzlichen Zielbestim· 
mung impliziert damit eine Bodenschutzorientiertheit in 
dem hier fragli chen Sinne. Entsprechendes folgt aus der 
weiteren Systematik der Bestimmung. So zeigt d ie Auf nah· 
me der vield iskutierten Agrarklausel als Abs. 3 des § 1 
BNatSchG, daß Vorgänge, die den Boden in seiner Substanz 
betreffen, Regelungsgegenstand des Gesetzes sind, also 
nicht nur jene„ bei denen es um den visuellen »Bodenschutz« 
geht. Letztlich bleibt der verobjekt ivierte Wille des Gesetz­
gebers gebührend zu berücksichtigen: Selbst wenn die bo­
denschützende Qualität des Bundesnaturschutzgesetzes 
nicht expressis verbis rechtsnormativen Niederschlag ge­
funden hat, sind zwischenzei tl iche - d. h. nach Inkraftset­
zung des Gesetzes eingetretene - Entwicklungen von zen­
traler Bedeutung für teleologische Interpretationsbemühun­
gen. 

Insoweit ist ein deutlicher Wandel im Aufgabenverständnis 
des Bodenschutzes zu verzeichnen85). Mögen bei Erlaß des 
Bundesnaturschutzgesetzes visuelle und ästhetische Ziel· 
richtungen eine nicht unerhebliche Rolle gespielt haben, so 
ist angesichts neuer naturwissenschaftl icher Erkenntnisse 
inzwischen sein substantielles Schutzbedürfnis als wicht ige 
Grundlage des Naturkeislaufs, eben als drittes Medium, 
konturierter hervorgetretenBs>. Dieser Wandel beeinflußt die 
Auslegung der Zielbestimmungen des Bundesnaturschutz­
gesetzes und steht damit einem einengenden Verständnis 
ihres Anwendungsbereichs entgegen. Dies gilt im übrigen 
unabhängig davon, ob man den anthropozentrischen Ansatz 
des Bundesnaturschutzgesetzes befürwortet oder ein wei­
tes ökozentrlsches Verständnis favoris iert. Denn die auf das 
Wohlergehen des Menschen bezogene anthropozentrische 
Ausrichtung des gesetzlichen Schutzgehalts setzt gleich­
falls den Schutz des Bodens als natürliche Grundlage 
menschlichen Lebens voraus. 

Eine solche Interpretation geht auch nicht Ober die Grenzen 
des Wortlauts der §§ 1, 2 BNatSchG hinaus. Zu § 1 
BNatSchG ist dies bereits verdeutlicht worden. Der § 2 
BNatSchG steht einem weiten Bodenschutzbegriff gerade 
nicht entgegen, weil er die zusammenhänge zwischen dem 
Boden und den übrigen Umwel tmedien als komplexem Wir­
kungsgefüge betont. Auch § 2 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG kann 
folglich nicht für, sondern nur gegen ein restriktives Ver­
ständnis des Bodenschutzes angeführt werden B7). 

Damit ergibt sich, daß der Landschaftsplanung nach§§ 5, 6 
BNatSchG in Verwirklichung der Ziel- und Grundsatzbestim· 
mungen gern.§§ 1, 2 BNatSchG Schutzaufgaben zugunsten 
des Bodens als natürlicher Produktionsgrundlage und 

80) STORM (Fußn. 77), 235. 

81) KOLODZIEJCOK/RECKEN, Naturschutz, Landschaftspflege und 
einschlägige Regelungen des Jagd· und Forstrechts, Loseblatl, 
§ 1 BNatSchG, Rdnr. 19. 

82) STORM, Umweltrecht, Berlin 1980, S. 62. 

83) STORM (Fußn. 82), S. 61. 

84) Minister für Landes- und Stadtentwicklung des Landes Nord­
rhein·Westfalen, Freiraumbericht, Sicherung von natürlichen Le­
bensgrundlagen durch schonenden Umgang mit Frei räumen, 
MLS info rmiert, Heft 1184, 1984, S. 10 ff. 

85) SOELL (Fußn. 2), S. 489 f. 

86) VON LERSNER (Fußn. 76), 201. 

87) KOLODZIEJCOK/RECKEN (Fußn. 81), § 2 BNatSc hG, Rdnr. 10, 
14 f . 



Filter- bzw. Reinigungsfaktor zukommt. Demzufolge hat die 
Landschaftsplanung auch Anweisungen zu treffen, um ei­
nen ökologisch nicht vertretbaren Bodenverbrauch zu ver­
hindern und auf eine Revitalisierung bereits versiegelter Flä­
chen hinzuwirken. Dies kann - unabhängig von zusätzli­
chen Schutzgebietsausweisungen nach§§ 12 ff. BNatSchG 
- durch entsprechende flächenbezogene Zielbestimmun­
gen in den Plänen erfolgen. Dem trägt die Praxis bereits teil­
weise RechnungBBl. 

11.3 Schutz vor Schadstoffeintrag 

Im Rahmen des Schutzes vor Schadstoffeintrag kann bezüg­
lich 

- unmittelbar verursachtem und 

- mittelbar verursachtem 

Schadstoffeintrag differenziert werden. 

Dem unmittelbaren Schadstoffeintrag wirken die primär bo­
denschützenden Vorschriften des Naturschutz- und Land­
schaftspflegerechts - nämlich insbesondere über die Aus­
weisung von Schutzgebieten - des Abfallbeseitigungs­
rechts, des Altölgesetzes sowie des Düngemittelrechts ent­
gegen. 

Schutz vor unmittelbar verursachtem Eintrag von Schadstof­
fen gewähren auch die Regelungskreise, bei denen Boden­
schutz ein Ziel neben anderen ist, nämlich das Chemikalien­
recht und das DDT-Gesetz89). 

Vor mittelbar verursachtem Schadstoffeintrag schützen mit 
Bodenschutz als Primärziel das Naturschutz- und Land­
schaftspflegerecht, näml ich über den Artenschutz. 

Die Voraussetzungen des§ 12 ff. BNatSchG zur Ausweisung 
von Schutzgebieten sind im lichte der Ziel- und Zweckbe­
st immungen des Bundesnaturschutzgesetzes nach§§ 1 und 
2 BNatSchG zu interpretieren und aufgrund der bereits be­
handelten erfü llt, -wenn Schadstoffeinträge zur Gefährdung 
des Bodens in seiner Funktion als natürliche Produktions­
grundlage und als Filter führen90). Zentrale Bedeutung hat 
insoweit die Ausweisung von Naturschutzgebieten, weil hier 
das Vollzugsinstrumentarium - anders als etwa bei Land­
schaftsschutzgebieten - allein geeignet ist, solche Vorgän­
ge zu verhindern. Damit ist nicht nur die Konnexität zwi­
schen Planung und dem Einzelinstrumentarium der§§ 12 ff. 
BNatSchG i. V. m. dem Recht der Länder hergestellt; hier­
aus folgt zugleich, daß die Ausweisung von Naturschutzge­
bieten nicht unverhältnismäßig ist, weil eine Ausweisung 
als Landschaftsschutzgebiet dem Bodenschutz nicht hinrei­
chend Rechnung tragen könnte91). 

Die besondere Schutzbedürftigkeit des Bodens ist aller­
d ings aus Gründen des Übermaßverbotes im einzelnen - et­
wa anhand von Bodenkartierungen etc. - nachzuweisen92). 
Gelingt dies, und sei es gestuft, nämlich differenziert nach 
Kern- und Randzonen93l, oder in Form von Bodenbela­
stungsgebieten, so entstehen Entschädigungspflichten aus 
Art. 14 Abs. 3 GG in der Regel nur, wenn eine von der Natur 
der Sache her gegebene oder bisher stets ausgeübte Nut­
zung des Grundeigentums nach§ 13 Abs. 2 BNatSchG un­
tersagt wird und es zu erheblichen Ertragseinbußen 
kommt94). 

Im übrigen kann Bodenschutz vor Schadstoffeintrag über 
das Instrumentarium des Artenschutzes erfolgen; denn 

auch diese Handlungsmittel sind dem beschriebenen bo­
denschützenden Auftrag der §§ 1, 2 BNatSchG verpflich­
tet95). 

Jenseits aller Fortentwicklungsnotwendigkeiten im Recht 
der Schutzgebietsausweisungen und des Artenschutzes, die 
hier nicht zu erörtern sind, ist die Lückenhaftigkeit eines 
Einsatzes des Bundesnaturschutzgesetzes zum Schutz des 
Bodens vor Schadstoffeintrag augenfällig. Dies dokumen­
tiert sich insbesondere darin, daß Schutzgebietsausweisun­
gen immer partiell, niemals aber flächendeckend wirken. 
Großräumige Wirkungszusammenhänge sind daher auf die­
sem Wege ebensowenig faßbar wie über den Artenschutz, 
der immer nur auf bestimmte Erscheinungsformen von Fau­
na und Flora bezogen ist. 

Indem solche bodenschützenden Maßnahmen erst bei den 
Schadstoffwirkungen greifen, haben sie zudem überwie­
gend dilatorischen Charakter96), der zu Recht aus boden­
schützender Sicht als wenig effektiv angesehen wird. Wir­
kungsvoller erscheint ein Ansetzen bei der Produktion und 
dem Vertrieb schädlicher Stoffe97). Das kann indes durch 
das Recht des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
nicht geleistet werden, obliegt vielmehr den Normkreisen 
des kausalen, nämlich stoffbezogenen Umweltschutzes, 
vornehmlich denjenigen des Chemikalien-, Pfanzenschutz­
sowie des Lebensmittel- und Futtermittelrechts, so verbes­
serungsbedürftig die diesbezüglichen Vorschriften auch im 
einzelnen sein mögen98). 

Nach alledem kann thesenartig festgehalten werden: 

Kernnormen des Bodenschutzes finden sich im Bundes­
naturschutzgesetz; dieses wird durch das Länderrecht 
näher ausgefüllt. 

Die Landschaftsplanung gibt in Verbindung mit der 
Landes- und Bauleitplanung und der Verklammerung mit 
dem baurechtlichen Genehmigungsverfahren weitrei­
chende Möglichkeiten eines wirkungsvollen Schutzes 
vor bodenverbrauchenden Maßnahmen. 

Der Gefahr von Schadstoffeintrag kann über das Recht 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege nur par­
tiell und dilatorisch begegnet werden. Hier kommt dem 
schadstoffbezogenen, kausalen Umweltrecht zentrale 
Bedeutung zu. 

88) SOELL (Fußn. 2), der auf Tei l B 1. des bayerischen Landesent· 
wicklungsprogramms, das das Landschaftsprogramm enthäl t, 
hinweist. 

89) Vgl. insoweit STORM (Fußn. 82), S. 103 II. , 108 f. 

90) So zur entsprechenden Frage des Artenschutzes SOELL, Gren­
zen zwischen Landwirtschaft, Naturschutz und Landschafts· 
schutz, Natur + Recht 1984, 8 (9). 

91) SOELL (Fußn. 90), 11 II.; ders. (Fußn. 2), S. 535 ff. 

92) SOELL (Fußn. 90), 10, 13 m. w. N. 

93) SOELL (Fußn. 90), 11. 

94) SOELL (Fußn. 90), 13 f. 

95) Zur diesbezüglichen Deckungsgleichheit zwischen (Natur·) 
Schutzgebietsausweisungen und Artenschutz SOELL (Fußn. 90), 
9 m. w. N. 

96) VON LERSNER (Fußn. 76), 201. 

97) VON LERSNER (Fußn. 76), 201. 

98) VON LERSNER (Fußn. 76), 203. 
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Schleswig· Holstein 

Uwe Scharre! 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus rechtlich-administrativer Sicht 

Für eine umfassende Bewertung der Landschaftsplanung 
aus rechtlich-administrativer Sicht wäre es sicherlich not­
wendig, 

1. die Entwicklung des Planungsrechts von der Fachpla­
nung über die Raum- und Gesamtplanung bis hin zur 
querschnittsorientierten Fachplanung, 

2. die rechtlich ausgestalteten Bindungswirkungen zwi­
schen Fachplanung und Gesamtplanung sowie zwi­
schen Gesamtplanungen verschiedener Planungsebe­
nen, 

3. die rechtlich unterschiedlichen Handlungsweisen der 
Fachplanung, 

4. die verfassungsrechtlich gegebenen Zuständigkeiten 
des Bundes, der Länder und der Kommunen sowie 

5. die Organisat ionsstrukturen der Verwaltung 

mit einzubeziehen. Dies würde jedoch den thematischen 
Rahmen des Kolloquiums sprengen. 

Die gestellte Aufgabe ist vielmehr, auf der Grundlage des 
geltenden Rechts1 l, das in Schleswig-Holstein seit 1973 
praktisch unverändert gilt, aus rechtlich-administrativer 
Sicht zur Landschaftsplanung kritisch Stellung zu nehmen. 

Als Einstieg in diese Betrachtung bedarf es meines Erach· 
tens jedoch einer kurzen Darstellung der Aufgabe der Land­
schaftsplanung. 

Die Landschaftsplanung verfolgt zwei Hauptziele: 

1. Einen ausgewogenen Naturhaushalt zu erhalten und zu 
entwickeln (landschaftsökologische Ziele) und 

2. die Landschaft als Erlebnis· und Erholungsraum zu er­
halten und zu entwickeln (landschaftsstrukturelle Ziele). 

Der Inhalt gliedert sich entsprechend den im Bundesnatur­
schutzgesetz (BNatSchG) und im Landschaftspflegegesetz 
(LPflegG) vorgesehenen Instrumentarien zur Verwirklichung 
der zielkonformen Maßnahmen ebenfalls in zwei große Be· 
reiche: 

1. In fachplanerische Aussagen des Natur- und Land­
schaftsschutzes (Darstellung der Schutzgebiete und -ob· 
jekte). 

2. In querschnittsorientierte fachplanerische Aussagen 
(Beurteilung anderer Fachplanungen auch außerhalb der 
Schutzgebiete unter landschaftsökologischen und land· 
schaftsstrukturelien Gesichtspunkten). 

Diese zuletzt genannten Aussagen wurden bis zum Inkraft­
treten des Landschaftspflegegesetzes allein von den f ür die 
Gesamtplanung zuständigen Stellen getroffen und werden 
- was die rechtliche Bindungswirkung solcher Aussagen 
gegenüber öffentlichen Planungsträgern betrifft - auch 
heute noch notwendigerweise hier getroffen. Diese zumin· 
dest der Sache nach gesetzlich geregelte Doppelzuständig· 
keit, die durch formelle Regelungen über Aufstellungskom­
petenzen, Verfahrensvorschriften und ähnliches die eindeu­
tigen Sach- und Rechtsbeziehungen zwischen Fachplanung 
und Gesamtplanung teilweise aufzulösen scheint, ist m. E. 
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der wesentliche Grund für bestehende Vorbehalte gegen­
über der Landschaftsplanung bei allen Planungsträgern 
(Landesplanungsbehörden, Gemeinden, Fachplanungsträ­
ger). 

Diese Vorbehalte werden offensichtlich auch nicht durch 
die im Landschaftspflegegesetz aufgenommenen klarstel­
lenden Regelungen behoben, daß die Aussagen der Land­
schaftsplanung planungsrechtliche Bindungswirkungen 
nach dem Bundesraumordnungsgesetz und den Landespla­
nungsgesetzen sowie nach dem Bundesbaugesetz gegen­
über den öffentlichen Planungsträgern erst nach ihrer Über­
nahme in die nach diesen Gesetzen erstellen Pläne entfal­
ten. 

Nach dem schleswig-holsteinischen Landschaftspflegege­
setz sind für die Landschaftsplanung auf überörtlicher Ebe­
ne der Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
als oberste Landschaftspflegebehörde und auf örtlicher 
Ebene die Gemeinden im Rahmen ihrer Selbstverwaltung zu­
ständig. Der landschaftspflegerische Begleitplan zu einem 
Fachplan wird durch den jeweil igen Planun{lsträger erstellt. 
Der Begleitplan ist jedoch nicht im Abschnitt »Landschafts­
planung„ eingeordnet, sondern in die Eingriffsregelung inte­
griert, was zum einen seine Aufgabenstellung nicht uner­
heblich beeinflußt, zum anderen aber auch eine eindeutige 
Rechtsstellung des Begleitplanes zuläßt. 

Bevor ich auf gemachte Erfahrungen mit der örtlichen Land· 
schaftsplanung eingehe, möchte ich kurz die Si tuation in 
den anderen Bereichen darstellen. 

Bei der Erstellung der Landschaftsrahmenpläne - Land­
schaftsprogramme sieht das schleswig-holsteinische Land­
schaftspflegegesetz nicht vor - haben wir vor allem fest­
stellen können, daß konkrete Aussagen zu Eingriffsplanun­
gen der Fachplanungsträger nicht durchsetzbar sind. Dabei 
ist es unerheblich, ob es sich um Planungen staatlicher, 
kommunaler oder privater Träger handelt. Hierbei sind auch 
die Träger der Gesamtplanung letztlich mit einbezogen. Bei 
letzteren konnte in einigen Fällen auch der Eindruck entste­
hen, daß weniger Sachgründe als vielmehr Kompetenzpro­
bleme für dieses Verhalten ausschlaggebend waren. Dabei 
besagen die Regelungen für die Übernahme der Planinhalte 
in die Pläne der Raumordnung und Landesplanung eindeu­
tig, daß wegen eines möglichen Abwägungsdefizits bei der 
auf ökologische und landschaftsstrukturelle Ziele ausge­
richteten Landschaftsplanung die Aussagen der Land· 
schaftsplanung im Aufstellungsverfahren für den Raumord­
nungsplan durchaus geändert werden können. 

Die Sorge vor einer ökologisch determinierten Negativaus­
sage hat dazu geführt , daß im wesentlichen nur mittelbar 
materiell wirkende Aussagen zu Eingriffsplanungen aufge­
nommen werden konnten, die erst im weiteren Planverfah­
ren materielle Wirkungen entfalten. 

1) Landschaftspflegegesetz vom 16. April 1973 (Gesetz- und Verord­
nungsblatt Schleswig-Holstein Seite 122) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. Dezember 1977 (Gesetz- und ·verordnungsblatt 
Schleswig-Holstein Seite 507), in der Fassung vom 19. November 
1982 (Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein Seite 256). 



Weniger problematisch dagegen ist die Ausweisung und Ab­
·stimmung der reinen fachplanerischen Aussagen zum 
Schutz von Natur und Landschaft. Diese Aussagen fügen 
sich in das Sach- und Rechtsgefüge der Fach- und Gesamt­
planung organisch ein; das ermöglicht offensichtlich auch 
eine klare Stellungsnahme. 

Bei der Novellierung des Landschaftspflegegesetzes ist auf­
grund der gemachten Erfahrungen auch erörtert worden, ob 
eine Verlagerung der Zuständigkeit für die Erstellung der 
Landschaftsrahmenpläne von der landschaftspflegerischen 
Fachbehörde auf die Landesplanungsbehörde erfolgen soll­
te. Der Gesetzgeber hat hierin jedoch keine Vorteile gesehen 
und es bei der bisherigen Regelung belassen. 

Die Vorschriften über den landschaftspflegerischen Begleit­
plan im Bundesnaturschutzgesetz und im Landschaftspfle­
gegesetz sind Teil der Eingriffsregelung. Dem Begleitplan 
ist damit ausdrücklich nicht die Aufgabe einer Art Umwelt­
verträglichkeitsprüfung zugewiesen worden, was bei der 
Landschaftsplanung - allerdings mit sachlicher Einschrän­
kung - der Fall ist. Standort sowie Art und Umfang eines 
Vorhabens werden damit sozusagen im Vorfeld geprüft und 
festgelegt. An dieser Entscheidung sind die Landschafts­
pflegebehörden als Träger öffentlicher Belange beteiligt. Im 
landschaftspflegerischen Begleitplan ist dann darzulegen, 
inwieweit Natur und Landschaft durch die zur Durchführung 
vorgesehene Maßnahme beeinträchtigt werden und welche 
Maßnahmen zum Ausgleich dieser Beeinträchtigungen er­
forderlich werden. 

Selbst dieser im Gesetz gegenüber der in der Planungswis­
senschaft geforderten Aufgabenstellung eingeschränkten 
Aufgabe werden die landschaftspflegerischen Begleitpläne 
nicht immer gerecht. Vor allem von den Fachplanungsträ­
gern verwaltungsintern erstellte Begleitpläne entsprechen 
den an sie zu stellenden Anforderungen weniger. 

Als besonders problematisch hat sich darüber hinaus die 
spezialgesetzliche Regelung fü r den landschaftspflegeri­
schen Begleitplan im Flurbereinigungsgesetz gezeigt, und 
zwar durch die enge Verknüpfung des Begleitplanes mit 
dem eigentlichen Fachplan, dem Wege- und Gewässerplan. 
Durch gemeinsame Richtlinien ist jedoch geregelt, daß in je­
dem Flurbereinigungsverfahren als Grundlagenmaterial alle 
für Naturschutz und Landschaftspflege bedeutsamen Ge­
biete und Objekte wie Knicks, Teiche, Trockenrasen, Hei­
den, Moore, Sümpfe, Brüche usw. erfaßt und berücksichtigt 
werden. 

Der landschaftspflegerische Begleitplan kann mit einem Re­
paraturbetrieb verglichen werden. Durch ihn wird der Scha­
den behoben, nicht jedoch verhindert. Die hier offenkundig 
werdende Lücke soll eine Regelung schließen, die ins neue 
LPflegG aufgenommen worden ist. Danach soll vor der Auf­
stellung des Fachplanes die geringstmögliche Beeinträchti­
gung von Natur und Landschaft im Rahmen der vorgegebe­
nen standörtlichen Möglichkeiten und sonstigen Nutzungs­
ansprüche sowie eine Bewertung der danach verbleibenden 
Beeinträchtigungen ermittelt werden. 

Die Landschaftsplanung auf örtlicher Ebene wird von den 
Gemeinden als Selbstverwaltungsaufgabe wahrgenommen. 
Diese Regelung berücksichtigt, daß die querschnittsorien­
tierten fachp lanerischen Aussagen auf dieser Planungsebe­
ne über die Gemeinden am besten umgesetzt werden kön­
nen, da allein diese auf örtlicher Ebene gesamtplanerisch 
tätig werden können. Jede andere Zuständigkei t , ob Land­
schaftspflegebehörde oder Selbstverwaltung der Kreise, 
würde in diesem Punkt m. E. weitere Probleme aufwerfen 
und auch verfassungsrechtlich bedenkl ich sein. 

Der Schutz von Natur und Landschaft mit den fachplaneri­
schen Instrumentarien des Natur- und Landschaftsschutzes 

einschließlich des flächenbezogenen Artenschutzes ist je­
doch weitgehend in der Zuständigkeit der staatlichen Ho­
heitsverwaltung verblieben. Dieser Umstand fördert die Be­
reitschaft der Gemeinden, Landschaftspläne zu erstellen, 
nicht. Auf der anderen Seite muß man natürlich sehen, daß 
Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiete in vielen Fällen 
gemeindeübergreifend ausgewiesen werden müssen, und 
aus diesem Grunde die planerischen Möglichkeiten der Ge­
meinden auch tatsächlich begrenzt sind. 

Dies hat zur Folge, daß der Landschaftsplan auch mit den 
Teilinhalten, die ihrer Natur nach al lgemein rechtsverbind­
lich festgesetzt werden könnten, im wesentlichen nur Gut­
achtencharakter haben kann. Ein Gutachten allerdings, das 
nach § 3 BNatSchG und § 4 LPflegG Vorhaben anderer Pla­
nungsträger beeinflußt und nach § 6 LPflegG inhaltlich in 
die Bauleitpläne zu übernehmen ist. 

Da der ökologische Planungsbeitrag in aller Regel als die 
unmittelbaren Planungsabsichten belastender (miß)verstan­
den wird und die Naturschutzplanung nach wie vor Aufgabe 
der Fachbehörde ist, werden nach meinen Beobachtungen 
die Gemeinden vor allem dann initiativ, wenn gemeindliche 
Bedenken gegen eine Planung eines öffentlichen Planungs­
trägers mit einer derartigen Unterlage erhärtet werden kön­
nen. Eigeninitiativ sind weiterhin Entwicklungspläne für 
Freizeit und Erholung beschlossen und aufgestellt worden. 
Die städtebauliche Entwicklungsplanung · unter ökologi­
schen Gesichtspunkten zu durchleuchten, eine Aufgabe, die 
der Gesetzgeber mit der Zuständigkeitsregelung vordergrün­
dig gesehen hat, ist dagegen in aller Regel nur auf Verlan­
gen der Landschaftspflegebehörden erfolgt. 

Die Vorteile der Zuständigkeitsregelung liegen auf der 
Hand. Probleme bei der Berücksichtigung der eigenen Pla­
nung in der Bauleitplanung treten nicht auf, was zweifelsfrei 
der Fall wäre, wenn die Landschaftspläne von einem ande­
ren Träger aufgestellt werden. Bei der Bedeutung insbeson­
dere der vorbereitenden Bauleitpläne ist dies m. E. ein ge­
wichtiger Punkt. 

Mit Blick auf die gestellten Fragen ist folgendes hervorzuhe­
ben: 

1. Der Landschaftsplan nach dem schleswig-holsteini­
schen Landschaftspflegegesetz kann auch nicht mit 
Teilinhalten als Satzung beschlossen werden. 

2. Der Inhalt des Landschaftsplanes kann bei der Übernah­
me in die Bauleitpläne verändert werden, da in diesem 
Verfahren eine erweiterte Interessenabwägung erfolgt. 
Aus diesem Grunde ist eine umfassende Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange sowie eine Bürgerbeteili­
gung nicht erforderlich. 

Die innere Selbstbindung der Gemeinde reicht jedoch so­
weit, daß die Gemeinde selbst gehalten ist, den Inhalt 
des Landschaftsplanes zunächst unverändert in der Bau­
leitplanung zu berücksichtigen. 

3. Die gesetzlich geregelte Übernahmeverpflichtung wird 
sowohl von der Plangenehmigungsbehörde als auch von 
der Landschaftspflegebehörde im Verfahren nach § 2 
Abs. 5 BBauG geprüft. 

Das schleswig-holsteinische Landschaftspflegegesetz 
kennt zwar nur den Landschaftsplan für die örtliche Ebe­
ne. Die Vorschriften lassen aber erkennen, daß der Ge­
setzgeber keine feste Zuordnung zum Flächennutzungs­
plan gewollt hat. So sind durchaus auch Teilpläne im 
Maßstab des verbindlichen Bauleitplanes möglich. Eben­
falls sind Aussagen eines vom Maßstab her dem Flä­
chennutzungsplan zugeordneten Landschaftsp lanes 
auch in verbindliche Bauleitpläne zu übernehmen, wenn 
diese gern.§ 9 Abs. 1 BBauG hierfür geeignet sind . Gera-
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de hierbei ist festzustellen, daß konkrete Planungsvorha­
ben wie z. B. Ober den landschaftspflegerischen Aus­
gleich für ein Baugebiet, die Anlage eines Regenrückhal­
tebeckens oder die Sicherung von schützenswerten 
Landschaftsteilen häufig aus Unkenntnis eigener frühe­
rer Beschlüsse, häufig aber auch aus nunmehr erkennba­
ren Kostengründen unberücksichtigt bleiben. 

Von Bedeutung Ist In diesem Zusammenhang aber auch 
grundsätzlich, was übernommen werden kann. 

Beim Flächennutzungsplan sind Grenzen insoweit gezo­
gen, als Aussagen zu den in§ 5 Abs. 2 Nr. 1-9 BBauG 
genannten Nutzungen diesen entsprechen müssen. Dar­
über hinaus sind aber weitere Differenzierungen möglich 
und im Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan 
sind alle planungsrelevanten..Aussagen möglich. 

Beim Bebauungsplan setzt§ 9 BBauG jedoch klare Gren­
zen. Darüber hinausgehende Festsetzungen sind nicht 
möglich. 

Neben den bereits genannten Übernahmeschwierigkei­
ten gibt es auch immer dann Probleme, wenn im Land­
schaftsplan andere Planzeichen verwendet werden als 
sie für den gleichen Inhalt nach dem Bundesbaugesetz 
und der dazu erlassenen Planzeichenverordnung vorge­
schrieben sind. 

4. Die Gemeinde hat folgende Möglchkeiten die Inhalte des 
Landschaftsplanes zu verwirklichen: 

Übernahme in die Bauleitp läne_ 

Satzungen über schü tzenswerte Landschaftsbe­
standteile im Innenbereich. 

5. Als letzten Pun kt möchte Ich die Qualität der Land­
schaftspläne ansprechen. Diese unterliegt mehreren Ein­
flußfaktoren, d ie ich aus Zeitgründen nur stichwortartig 
und auch nicht mit dem Anspruch auf Vollständigkeit 
aufführen kann: 

- Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses 

- Anlaß für den Aufstellungsbeschluß 

Fachliche Eignung des Planers 

- Auftragsgestaltung und Honorierung. 

Zur Zeit bestehen - wie dargestellt - viele Vorbehalte ge­
gen die Landschaftsplanung. Ich bin jedoch sicher, daß, wie 
z. B. die heute selbstverständliche Erstellung von Immis­
sionsgutachten, eines Tages auch die Sachverhaltsfeststel­
lung für den Bereich Natu rschutz und Landschaftspflege 
durch die Landschaftsplanung selbstverständlich sein wird 
und somit an ökologischen Belangen in die Abwägung ein­
gebracht werden kann, was nach Lage der Dinge möglich 
ist. Welches Gewicht die ökologischen Belange jedoch letzt­
lich haben werden, wird aber immer eine Frage der politi­
schen Wertschätzung bleiben. 

Ein durch Planung geordneter Campingplatz in Zeeuwsflandern. Die einzelnen Zeltplätze sind durch Pflanzungen voneinander getrennt; der 
gesamte Platz ist mit einer geschlossenen Gehölzpflanzung umgeben. 
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Wolf Metzner 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus der Sicht der Praxis 

Überblick über die landesspezifische Situation 

Schleswig-Holstein ·als zweitkleinstes Bundesland (ohne die 
Stadtstaaten) nimmt in mancherlei Hinsicht eine besondere 
Rol le im Bundesgebiet ein, geprägt durch seine Lage zwi­
schen den Meeren. 

Zur Verdeutlichung einige Zahlen 

Die Einwohnerdichte liegt mit ca. 160 Elqkm etwa bei der 
von Bayern, Nordrhein-Westfalen 500. 

Es gibt fünf größere, kreisfreie Städte, von denen Kiel und 
Lübeck mit mehr als 200000 E überragen, bei zwölf Landkrei· 
sen. Mit 73 % der Landesfläche für Land· und Forstwirt­
schaft bezieht Sch leswig-Holstein ebenso eine Spitzenrol le 
wie mit den Erträgen aus diesem Bereich, der doppelt so 
hoch wie der Bundesdurchschnitt liegt. 

Der Waldbestand beträgt dagegen nur etwa 8, 7 % vergli­
chen mit dem dreifach hohen Prozentanteil bundesweit 
(29 %). Dieses Grüne, durch die Eiszeiten geprägte Bundes­
land mit seinen Küsten, Binnenseen und Knicklandschaften 
ist bekannt durch die jährliche Flut an Touristen mit etwa 35 
Mio. Übernachtungen bei ca. 2,5 Mio. eigener Bevölkerung. 

Erwähnenswert ist das größte Baumschulgebiet Europas im 
Pinneberger Raum (über 3000 ha). 

In 130 Fremdenverkehrsgemeinden gibt es etwa 300 Cam­
pingplätze mit Schwerpunkt an der Ostküste. 

2 Landschaftsplanung in Schleswig-Holstein 

Von den etwa 30 Freien Landschaftsarchit"ekten im lande 
haben sich sechs Büros vertiefend mit der Landschaftspla­
nung auseinandergesetzt. 

Zehn Prozent der 1250 Gemeinden haben bisher L-Planung 
betrieben, wobei z. Z. etwa 20 Pläne, nach Inkrafttreten des 
novellierten Landschaftspflegegesetzes, neu vergeben wur­
den. 

Dabei fällt auf, daß in einigen Kreisen überproportional viele 
Planungen vorliegen, an der Spitze befindet sich Osthol­
stein, während im Kreis Dithmarschen bisher keine verge­
ben wurden. 

Einen genauen Überblick kann man aus der Sicht der Freien 
Planer nicht geben, da das Ministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten in Kiel hierzu keine Angaben und 
Veröffentlichungen vornimmt. 

Von al len Landschaftsplänen wurden wiederum nur etwa 113 
von Freien Büros erarbeitet, der Rest fällt auf behördliche 
Stellen (Landgesellschaften), lng.-Büros und sogar Architek­
turbüros der Fachrichtung Städtebau bzw. Hochbau. 

Angaben über die Beauftragung von landschaftspflegeri­
schen Begleitplänen sind nicht annäherungsweise möglich. 
Die Praxis der »Anordnung bei baulichen Eingriffen im Au· 
ßenbereichcc wird überaus unterschiedlich gehandhabt. 
Nach Aussagen der zuständigen Fachbehörden werden 
noch etwa 80 % (sie!) von Behörden bzw. berufsfremden Pla-

nern (Ingenieurbüros) aufgestellt. Eine Beurte ilung der fach­
lichen Qualität dieser Pläne ist für mich nicht möglich, der 
geschilderte Tatbestand läßt aber gewisse Rückschlüsse 
zu. 

2.1 Ein Landschaftsprogramm wird in Schleswig·Holstein 
gesetzlich nicht gefordert. 

2.2 Landschaftsrahmenpläne, in Anlehnung an den Gel­
tungsbereich der 5 Regionalpläne, stellt die oberste Land· 
schaftspflegebehörde auf. Etwa fünf Landschaftsrahmen· 
pläne sind in Bearbeitung bzw. bereits fertiggestellt. Anga­
ben über die Gesamtanzahl der vorgesehenen Teilräume, 
mit Zeitplan für die Realisierung, sind mir leider nicht mög· 
lieh. 

2.3 Der Grünordnungsplan wurde bei der Novellierung des 
Landschaftspflegegesetzes im Jahre 1982 - trotz massiver 
Bemühungen des Berufsstandes der Landschaftsarchitek· 
ten und zahlreicher behördlicher Stellen - nicht in das Ge· 
setz mit aufgenommen. 

Es gibt demnach keine gesetzliche Handhabe, diesen anzu­
ordnen. Dennoch wird er gelegentlich als Beiplan zum Be· 
bauungsplan gefordert der mit meist qualifizierter Aussage 
dann auch erstellt und umgesetzt wird. 

2.3 Erwähnenswert sind die zahlreichen Gutachten über 
zusammenhängende Räume, z. B. in denen die Belange des 
Naturschutzes mit denen der Freizeitansprüche der Urlau­
ber kollidieren. Diese Gutachten werden vom Landwirt­
schaftsminister in Auftrag gegeben. Nach meiner Erkennt­
nis sind diese durchweg von hoher planerischer Qualität. 

3 Planungsvorhaben 

Bei der Aufstellung von Landschaftsplänen sind eine Viel­
zahl übergeordneter Planungen zu berücksichtigen, hierzu 
zählen: 

Landesraumordnungsplan und -berichte 

Regionalpläne für die Planungsräume 1-V 

Fremdenverkehrsentwicklungspläne 

Landschaftsrahmenpläne 

Landesplanungsatlas 

- Topographischer Atlas 

Biologischer Atlas 

- Biotopkartierung. 

Es fehlen häufig: Rahmenpläne, Hydrologische Karten, Bo­
denkarten, Vegetationskarten, Lu ftbi lder. 

4 Praxis der Landschaftsplanung 

Die Landschaftspläne im lande besitzen sehr unterschiedli· 
ehe Qualität hinsichtlich der Darstellung und Aussage. Eine 
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gewisse Abhängigkeit ergibt sich zu dem Vorhandensein 
und jeweiligen Stand der übergeordneten Rahmenplanun­
gen. 

In Schleswig-Holstein ist es nicht üblich, dem Landschafts­
planer bei Bedarf Fachplaner zuzuordnen und gesondert zu 
honorieren, wie: 

- Geologen 

- Biologen 

- Zoologen 

- Hydrologen 

- usw. 

Der Landschaftsplaner ist also in der Regel auf sein Fach­
wissen allein angewiesen. Lediglich Erkenntnisse aus der 
Biotopkartierung, die meist ausschließlich von dem Landes­
amt für Naturschutz als »obere Landschaftspflegebehörde« 
durchgeführt wird, können - sofern vorhanden - ausge­
wertet werden. 

Der Bund Deutscher Landschaftsarchitekten (BOLA) hat in 
mehreren Veranstaltungen und Arbeitsseminaren von sich 
aus den Versuch unternommen, die Standards der Land­
schaftspläne im lande aneinander anzugleichen. 

5 Gesetzliche Basis 

1982, also sechs Jahre nach Verabschiedung des Bundes­
naturschutzgesetzes, erfolgte die Novellierung des Land­
schattspflegesetzes in Schleswig-Holstein. Entgegen den 
Erfahrungen und Forderungen der Fachleute auf allen Ebe­
nen erfahren die »Landschaftsplanung« und sonstigen 
»landschaftlichen Fachplanungen« in diesem keine Stärr 
kung , sondern noch eine weitere Schwächung der Verbind­
lichkeit. Dieses bedeutet für den Landschaftsplan: 

- Nicht flächendeckend gefordert 

- nicht obligatorisch 

- keine Anordnung 

- keine Verbindlichkeit 

- keine Genehmigungsverfahren. 

Der Grünordnungsplan wurde wiederum nicht aufgenom­
men. 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist gesetzlich nicht ge­
fordert, trotz massiver Versuche auf verschiedenen Ebenen 
durch: 

Naturschutzbeauftragte, Beiräte, Architekten- und Inge­
nieurkammer, Landesgruppe des BOLA, politische Parteien, 
einzelne Abgeordnete. 

6 Gesetzlicher Stellenwert, rechtliche Verbindlichkeit 
der Landschaftsplanung in Schleswig-Holstein heute 

Bis 1982 gab es kein Landschaftspflegeprogramm. 

Landschaftspläne liegen nicht flächendeckend vor. 

Seit 1982 keine Möglichkeit zur Anordnung. Die Pla­
nungshoheit liegt bei Gemeinden. Diese können - quasi 
in eigenem Ermessen - Landschaftsplanung betreiben, 
aber nicht ohne Anordnung der Fachbehörden. Welcher 
Bürgermeister wird sich also selbst durch einen Land­
schaftsplan Kosten und Probleme bereiten? 

Die Landschaftsplanung hat keine eigene Verbindl ich­
keit, nur durch Übernahme von geeigneten Planungsaus­
sagen in die Bauleitplqnung 
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- Es gibt kein Genehmigungsverfahren, keine obligatori­
sche Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange 

Arten- und Biotopschutzprogramme liegen nicht vor. 

Schutzgebietskonzepte wurden von dem MELF bisher 
nicht aufgestellt. 

7 Planungsmethodik 

Die Landschaftsplanung ist noch weitgehend ein breites Ex­
perimentierfeld. Die bisher vorliegenden Landschaftspläne 
sind sehr unterschiedlich in ihrer fachlichen Aussage, pla­
nerischen Darstellung und Auswertung, in inhaltlichem und 
physischem Umfang. Dieses ist begründet durch mangelnde 
Leitbilder und Vorgaben von seiten des Gesetzgebers, d. h. 
es gibt 

- keine systematische und einheitliche Planungsmethodik 

keine Modellplanung 

eine enge Abstimmung (Rückkoppelung) der inhaltlichen 
Aussagen der Landschaftsplanung mit übergeordneten 
Planungen wie Landschaftsrahmenplanung erfolgt nur 
unzureichend oder gar nicht. Ein geordneter Verfahrens­
weg (Rangigkeit), d. h. welche Planung hat Vorrang, ist 
nicht festgelegt. 

8 Fachliche Qualifikation für die Planung 

Nach dem Architekten- und Ingenieurgesetz Schleswig-Hol­
stein ist in der »Berufsordnung« sehr eindeutig die Land­
schaftsplanung als »primäre Aufgabe« für den Landschafts­
architekt definiert, dennoch ist nach dem L.-Pfleg-Gesetz 
die Erstellung des Landschaftsplanes bzw. seine Bezu­
schussung nicht an fachliche Qualifikation des Planverfas­
sers gebunden, d. h. es können auch fachfremde Planer 
Landschaftsplanung betrieben. Somit drängen andere Fach­
disziplinen - aufgrund mangelnder eigener Berufsaussich­
ten - in den Bereich (Landwirte, Forstwirte, Biologen, Geo­
graphen, Lehrer, Hochbauarchitekten, Ingenieure etc.). 

9 Zuständigkeiten 

Eine Reihe nachteiliger Vergaben wirken sich ungünstig auf 
das Instrumentarium der Landschaftsplanung in Schleswig­
Holstein aus: 

Kein eigenes Umweltministerium. 

Aufsplitterung der Zuständigkeiten auf verschiedene Mi­
nisterien, MELF, Innenminister, dadurch z. T. Konkur­
renzdenken. Der Grünordnungsplan scheiterte so z. B. an 
der gesetzlichen Verankerung, da die Kompetenzen nicht 
geklärt waren. 

Einbindung der Obersten Landschaftspflegebehörde in 
das Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten. Die Belange der Landwirtschaft rangieren damit 
vor dem Naturschutz. 

Mangelnde Selbständigkeit des Landesamtes für Land­
schaftspflege und Naturschutz, untersteht ebenfalls 
dem MELF. 

10 Honorierung 

Unzureichende Honorare sind selbst nach der Honorarord­
nung für Architekten und Ingenieure meist nachzuweisen. 
Ein Landschaftsplanverfahren läuft oft bis zu fünf Jahren! 



Es gibt keine Möglichkeit der zeitlichen Begrenzung. Die 
Mitwirkung mit fachlicher Unterstützung bestimmter Diszi­
plinen wie 

Biologen 

Zoologen 

Geologen 

Hydrologen 

Luftbildauswertung 

wird nicht gesondert honoriert und unterbleibt daher in der 
Regel. 

Die Haushaltsgesetzgebung verhindert die Festsetzung ei­
ner fortschreitenden Honorierung nach tatsächlichen Erfor­
dernissen, dadurch keine interdisziplinäre Arbeit bzw. Ein­
satz von Sonderfachleuten zu speziellen Fragestellungen, 
Nachforderungen für erhöhten Bearbeitungsaufwand sind 
nicht durchsetzbar. 

Preisumfragen ohne konkret definiertes »Leistungsbild" 
durch den Auftraggeber, die Gemeinden, Kreise und das 
Land sind üblich und werden zunehmend praktiziert. Damit 
werden häufig die Aufträge nach der Honorarhöhe erteilt, 
nicht aber nach einheitlichen Bewertungskriterien bzw. Qua­
litätsanforderungen. 

11 Bilanz 

Durch die unzureichende gesetzliche Mitwirkung der Fach­
behörden mit entsprechender Verbindlichkeit in der planeri-

, ... 
\ ,J . . 

sehen Aussage, besteht die Gefahr, daß der Planer zu einem 
nErfüllungsgehi lfen« nur nach den Interessen der Gemein­
den herabgestuft wird. Damit unterbleibt die notwendige 
nKonfliktdarstellung«. Durch einseitige Abhängigkeit des 
Planers vom Auftraggeber (Gemeinde) wird dieser leicht ge­
neigt sein, bei seinen Überlegungen »Folgeaufträge im Orts­
bereich« mit der Landschaftsplanung zu verquicken. 

Mangelnde finanzielle und personelle Ausstattung der Land­
schaftspflegebehörden (Vollzugsdefizit) erschweren die Um­
setzung der Plan ung. 

Mangelnde fachliche Qualifikation bei der Besetzung von 
Behördenstellen (Verwaltungsleute, Landwirte, Forstwirte 
etc.), damit z. T. völlige Überlastung und mangelndes oft er­
schüttertes eigenes Vertrauen zu dem Instrument der Land­
schaftsplanung sind ein zusätzliches Hemmnis; es fehlt Mo­
tivation, die Glaubwürdigkeit der Landschaftsplanung wird 
von den eigenen Fachbehörden angezweifelt. 

Die Beiräte für Naturschutz (obere und oberste) sind mit In­
teressenvertretern, überwiegend Landwirten, Forstwirten 
besetzt; daher keine ausreichende Vertretung der Belange 
von Landschaftspflege und Naturschutz, somit Austragung 
von Konflikten in den Beiräten und nicht auf politischer Ebe­
ne. 

An eine Fortschreibung bestehender Planungen ist bisher 
nicht gedacht. 

Es muß also noch viel geschehen, bis die Landschaftspla­
nung zu dem wird, was vom gesetzlichen Auftrag her fach­
lich an sie als Anforderung gestel lt ist. Das Bundesnatur­
schutzgesetz sollte eine höhere Allgemeinverbindlichkeit 
grundsätzlicher Inhalte für d ie Länder vergeben. 

~ ·. 

Abfalldeponie der BASF auf der Insel Flozgrün im Rhein, die nach einem Plan so gestaltet und bepflanzt wurde, daß sie sich in die umgebende 
Landschaft einfügt. 
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Niedersachsen 

Kurt Alexander Gaede 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus rechtlich-administrativer Sicht 

Die Landschaftsplanung ist das Planungsinstrument der 
Fachgebiete Naturschutz und Landschaftspflege. Sie liefert 
den fachlichen Beitrag zu den querschnittsorientierten inte­
grierenden Planungen wie Bauleitplanung, Regionalplanung 
und Landesplanung sowie zu anderen Fachplanungen. Sie 
ist zugleich sektorale Fachplanung für Naturschutz, Land­
schaftspflege und freiraumbezogene Erholung. Die Land­
schaftsplanung gibt es auf allen Planungsebenen, der örtli­
chen, der regionalen und der Landesebene. In den 60er Jah­
ren haben sich ohne gesetzliche Grundlage zahlreiche Ty­
pen der Landschaftsplanung entwickelt. Zu nennen sind bei­
spielsweise Landschaftsentwicklungspläne, Landschafts­
rahmenpläne, Landschaftspflegepläne, landschaftspflegeri­
sche Begleitpläne, Landschaftspläne, Grünordnungspläne. 

Durch das Bundesnaturschutzgesetz und die Ländernatur­
schutzgesetze erhielt die Landschaftsplanung erstmals ei­
ne gesetzliche Grundlage. Bei der rechtlichen Ausgestal­
tung der Landschaftsplanung war das Bundesnaturschutz­
gesetz wegen einiger, ihm vorausgehender Ländernatur­
schutzgesetze nicht mehr frei. Dies gilt insbesondere für 
den Landschaftsplan, der in Nordrhein-Westfalen als selb­
ständiger, mit eigener Rechtskraft ausgestatteter Fachplan 
der unteren Naturschutzbehörde konstruiert war, während 
die Naturschutzgesetze der süddeutschen Länder ihn als 
Teil der Bauleitplanung der Zuständigkeit der Gemeinden 
zugewiesen hatten. Obwohl sich der Bundesgesetzgeber in 
§ 6 Abs. 1 und 2 BNatSchG für den Landschaftsplan als selb­
ständigen Fachplan entschieden hat, ist der Landschafts­
plan nach den meisten Landesnaturschutzgesetzen von den 
Gemeinden als Teil der Bauleitplanung zu erstellen. 

Nach dem Niedersächsischen Naturschutzgesetz vom 
20. 3. 1981 ist das Landschaftsprogramm entsprechend der 
Regelung des BNatSchG und der meisten Landesnatur­
schutzgesetze das von der obersten Naturschutzbehörde für 
das gesamte Land aufzustellende Naturschutzfachpro­
gramm. Das Landschaftsprogramm ist für die Naturschutz­
behörden bindend. Es ist der Fachbeitrag der obersten Na­
turschutzbehörde zum Landesraumordnungsprogramm. Die 
Übernahme der raumbedeutsamen Aussagen des Land­
schaftsprogramms in das Landesraumordnungsprogramm 
erfolgt entsprechend den Bestimmungen des Niedersächsi­
schen Gesetzes über Raumordnung und Landesplanung; 
auch die Bindung der Landschaftsplanung an die Aussagen 
der Landesraumordnung ist durch das Gesetz über Raum­
ordnung und Landesplanung geregelt. Der Gesetzgeber hat 
deshalb bewußt auf entsprechende Hinweise im Landes­
naturschutzgesetz verzichtet. 

Lange vor Inkrafttreten des Landesnaturschutzgesetzes 
wurden die Vorbereitungen für das Landschaftsprogramm 
eingeleitet. Die einzelnen Abschnitte des Landschafts­
programms wurden durch Projektgruppen, Werkverträge 
und Beiträge des Landesverwaltungsamtes - Dezernat Na­
turschutz und Landschaftspflege - erarbeitet. Der Entwurf 
des Landschaftsprogramms wurde 1978 in die ressortinter­
ne Abstimmung gegeben. Das Verfahren wurde aber im Hin­
blick auf das Gesetzgebungsverfahren und die Verabschie­
dung des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes ausge­
setzt. Auf der Grundlage des seinerzeit erarbeiteten Mate­
rials wird z. z. das Landschaftsprogramm gemäß§ 4 NNatG 
neu bearbeitet. Es soll auf die programmatischen Zielaussa-
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gen beschränkt werden; es zeichnet sich ab, daß program­
matische Aussagen zur Ausweisung neuer Naturschutzge­
biete (Schutzgebietsystem) im Mittelpunkt des Landschafts­
programms stehen werden. Die soeben abgeschlossene lan­
desweite Erhebung der für den Naturschutz wertvollen Be­
reiche durch die Fachbehörde für Naturschutz wird dieses 
Programm entscheidend bestimmen. Nach§ 4 Abs. 3 NNatG 
muß das Landschaftsprogramm auch ein Artenschutzpro­
gramm enthalten. Dieser Programmtei l wird sich in weiten 
Bereichen mit dem Schutzgebietsprogramm decken, soweit 
die Schutzgebiete als Biotope bedrohter Arten in Betracht 
kommen. 

Nach dem NNatG sind keine Beteiligungen bei der Aufstel­
lung des Landschaftsprogramms vorgeschrieben. Dennoch 
wird das Landschaftsprogramm mit Sicherheit innerhalb der 
Landesregierung mit den betroffenen Ressorts abgestimmt 
werden und voraussichtlich dem Kabinett vor Veröffentli­
chung vorgelegt werden. In welchem Umfang Verbände und 
Träger öffentlicher Belange gehört werden, steht im einzel­
nen noch nicht fest. 

Nach dem Niedersächsischen Naturschutzgesetz nimmt der 
Landschaftsrahmenplan innerhalb der gesetzlich geregel­
ten Landschaftsplanung die zentrale Stellung ein. Er ist in 
Übereinstimmung mit dem Bundesnaturschutzgesetz und 
im Gegensatz zu den meisten Landesnaturschutzgesetzen 
ein selbständiger Fachplan für Naturschutz und Land­
schaftspflege. Er ist von der Naturschutzbehörde aufzustel­
len und nicht wie in Nordrhein-Westfalen und Baden­
Württemberg von der für die Regionalplanung zuständigen 
Behörde. Er stellt den Fachbeitrag des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zur Regionalplanung dar. Die raum­
bedeutsamen Aussagen des Landschaftsrahmenplans sind 
deshalb - unter Abwägung mit anderen raumbedeutsamen 
Planungen - in das regionale Raumordnungsprogramm zu 
übernehmen. Dies ergibt sich aus dem Gesetz über Raum­
ordnung und Landesplanung und braucht deshalb im Nie­
dersächsischen Naturschutzgesetz nicht wiederholt zu wer­
den. 

Die Funktion des Landschaftsrahmenplans ist aber im Ge­
gensatz zu den meisten anderen Bundesländern nicht auf 
den Beitrag zur Regionalplanung beschränkt. Er ist darüber 
hinaus der zentrale Fachplan der unteren Naturschutzbe­
hörde. Sie leitet aus ihm das Programm zur Ausweisung von 
Schutzgebieten nach dem 4. Abschnitt des BNatSchG ab. 
Sie entwickelt aus dem Landschaftsrahmenplan ihre Beiträ­
ge zu anderen Fachplanungen, insbesondere im Rahmen 
der Eingriffsregelung. Auch der Beitrag der unteren Natur­
schutzbehörde als Träger öffentlicher Belange gemäß § 2 
Abs. 5 BBauG ist aus dem Landschaftsrahmenplan zu ent­
wickeln. 

Um deutlich zu machen, daß der Landschaftsrahmenplan 
selbst keine unmittelbare Rechtswirkung nach außen hat, 
die er übrigens auch nach keinem anderen Landesnatur­
schutzgesetz hat, hat der Landesgesetzgeber (wie auch 
beim Landschaftsprogramm) bestimmt, daß der Land­
schaftsrahmenplan gutachtlich bestimmte Inhalte darstellt. 
Um diese seine Absicht auszudrücken, ist dem Gesetzgeber 
kein anderes Wort als gutachtlich eingefallen, obwohl der 
Begriff des Gutachtens in der Regel verwendet wird, wenn 



ein Entscheidungsträger von einem außenstehenden Sach­
verständigen eine fachliche Stellungnahme einholt. Der 
Landschaftsrahmenplan wird aber von der unteren Natur­
schutzbehörde selbst erstellt und bestimmt ihre fachliche 
Tätigkeit. 

Während nach der Regierungsvorlage der Landschaftsrah­
menplan dem Landkreis als Aufgabe im eigenen Wirkungs­
kreis zugewiesen werden sollte, hat der Gesetzgeber die 
Aufstellung des Landschaftsrahmenplanes dem Landkreis 
als Unterer Naturschutzbehörde im übertragenen Wirkungs­
kreis zugewiesen. Dadurch sollte unterstrichen werden, daß 
der Landschaftsrahmenplan ein Fachplan der Naturschutz­
verwaltung und keine politische Aussage des Landkreises 
ist, wodurch sichergestellt werden sollte, daß alle fachlich 
notwendigen Aussagen ohne politische Abstriche in den 
Landschaftsrahmenplan aufgenommen und der Öffentlich­
keit bekannt gemacht werden. Durch die Zuweisung des 
Landschaftsrahmenplans zu den Aufgaben des übertrage­
nen Wirkungskreises unterliegt der Landkreis als untere Na­
turschutzbehörde bei der Aufstellung des Plans den Wei­
sungen der oberen Naturschutzbehörde. Aus diesem Grun­
de konnte auf einen Genehmigungsvorbehalt verzichtet wer­
den. Es war auch nicht erforderlich, im Gesetz das Aufstel­
lungsverfahren zu regeln. Das Verfahren kann ohne gesetzli­
che Ermächtigung durch Erlaß oder Verfügung geregelt wer­
den. 

Das gilt auch für den Inhalt des Landschaftsrahmenplans. 
Trotzdem hat der Gesetzgeber zum Inhalt einige zwingende 
Regelungen getroffen. Die wichtigste dürfte die Bestim­
mung des§ 5 Abs. 2 Ziffer 2 NNatG sein, wonach der Land­
schaftsrahmenplan die Teile von Natur und Landschaft, die 
die Voraussetzungen der§§ 24 bis 28 erfüllen, darzustellen 
hat. Damit ist die untere Naturschutzbehörde gezwungen, 
sämtliche Gebiete des Kreisgebietes darzustellen, die in­
haltlich die Voraussetzungen eines Naturschutz- oder Land­
schaftsschutzgebietes, eines Naturdenkmals oder ge­
schützten Landschaftsbestandteils erfüllen, auch wenn die­
se Gebiete bereits über die Regionalplanung oder eine Fach­
planung für andere Nutzungen vorgesehen sind. Dadurch 
soll erreicht werden, daß die Öffentlichkeit über den Wert 
der Landschaft und ihrer Teile uneingeschränkt informiert 
wird und bei der Ausführung der geplanten Maßnahmen, die 
dem Naturschutzziel widersprechen, die Eingriffsregelung 
voll zum Zuge kommt. 

Zur Vorbereitung der gesetzlichen Regelung des Land­
schaftsrahmenplans war mit Landesmitteln und unter dau­
ernder Begleitung durch eine Projektgruppe der Land­
schaftsrahmenplan für den Landkreis Göttingen erstellt 
worden. Hierbei ging es insbesondere um die Frage, ob sich 
eine landschaftsplanerische Aussage für einen Landkreis 
auf die Zuträgerschaft zur Regionalplanung beschränken 
kann und soll, oder ob sie darüber hinaus weitere Aussagen 
treffen kann und soll. Es hat sich gezeigt, daß ein qualifizier­
ter Landschaftsrahmenplan wesentlich metir zum Inhalt hat, 
als im regionalen Raumordnungsprogramm verwertbar ist. 
Diese Erkenntnis fand Niederschlag im§ 5 NNatG. 

Seit Inkrafttreten des NNatG am 1. 7. 1981 ist noch kein 
Landschaftsrahmenplan erstellt worden. In einem Landkreis 
wurde eine bereits eingeleitete Naturparkplanung umfunk­
tioniert in eine umfassende Landschaftsrahmenplanung für 
den Landkreis. Die Planung ist an ein Landschaftsplanungs­
büro vergeben. Die Planung ist noch nicht abgeschlossen. 
Nach hiesiger Kenntnis haben zehn weitere Landkreise Auf­
träge zur Vorbereitung des Landschaftsrahmenplans verge­
ben. 

Von der obersten Naturschutzbehörde ist am 30. 12. 1983 ei­
ne Richtlinie zur Aufstellung von Landschaftsrahmenplänen 
herausgegeben worden. Diese regelt u. a. die inhaltlichen 

Vorgaben, von denen die unteren Naturschutzbehöiden bis 
zur Verabschiedung des Landschaftsprogramms auszuge­
hen haben. Die Richtlinie ist inzwischen durch Empfehlun­
gen der Fachbehörde für Naturschutz ergänzt werden. 

Während nach der Regierungsvorlage auch der Land­
schaftsplan ein Fachplan des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege sein sollte, der folgerichtig von der Natur­
schutzbehörde zu erstellen wäre, hat der Gesetzgeber auf 
Druck der Gemeinden den Landschaftsplan entsprechend 
den Regelungen in den meisten Bundesländern als Teil der 
Bauleitplanung den Gemeinden zugewiesen. Da die Bauleit­
planung dem eigenen Wirkungskreis zuzurechnen ist und 
diese nur der Rechtskontrolle durch die Aufsichtsbehörde 
gemäß BBauG unterliegt, hat der Niedersächsische Gesetz­
geber konsequenterweise darauf verzichtet, den Land­
schaftsplan in irgendeiner Weise an den Landschaftsrah­
menplan als Fachplan zu binden und einer Genehmigung 
durch die Naturschutzbehörde zu unterwerfen. Der Land­
schaftsplan ist also ein in eigener Verantwortung der Ge­
meinde aufzustellender Plan, der folglich nur gemeindliche 
Aufgaben zum Inhalt haben kann. Dazu gehören in erster Li­
nie die Aufgaben nach BBauG, also die Vorbereitung, Ergän­
zung und Begründung der Bauleitplanung, ferner die Gestal­
tung von Grünflächen, Erholungsanlagen und anderen Frei­
räumen, soweit diese Flächen in der Bauleitplanung ausge­
wiesen sind (Ausführungsplanung), und schließlich die Pla­
nung geschützter Landschaftsbestandteile, soweit hierfür 
ausnahmsweise die Gemeinden eine unmittelbare Zustän­
digkeit gemäß § 28 NNatG haben. Nicht Gegenstand eines 
Landschaftsplans gemäß § 6 NNatG können Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege sein, soweit 
diese in die Zuständigkeit der Naturschutzbehörden fallen, 
da es unzulässig ist, daß die Gemeinde Maßnahmen plant, 
die eine ihr in der Regel übergeordnete Naturschutzbehörde 
durchzuführen hat. 

Während die Landkreise als untere Naturschutzbehörden 
verpflichtet sind, für das gesamte Kreisgebiet Landschafts­
rahmenpläne zu erstellen, verpflichtet das N NatG die Ge­
meinden nur dort zur Aufstellung von Landschaftsplänen, 
wo dies zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege erforderlich ist. Dies dürfte immer 
dann der Fall sein, wenn die Gemeinde mit der Bauleitpla­
nung in schutzwürdige Bereiche ändernd eingreift. Es ist 
Aufgabe der Aufsichtsbehörde, bei der Genehmigung der 
Bauleitpläne darauf zu achten, ob die nach§ 6 NNatG erfor­
derlichen Landschaftspläne erstellt worden sind. 

Da die Aufstellung der Landschaftspläne in der alleinigen 
Verantwortung der Gemeinden liegt und die Pläne keiner Ge­
nehmigung durch die Naturschutzbehörden bedürfen, wer­
den die Naturschutzbehörden offiziell Ober die Aufstellung 
von Landschaftsplänen nicht unterrichtet. Der obersten Na­
turschutzbehörde ist deshalb nicht bekannt, ob und in wel­
chem Umfang seit Inkrafttreten des NNatG Landschaftsplä­
ne durch Gemeinden aufgestellt worden sind. Wenn über­
haupt solche Pläne erstellt worden sind, sind es mit Sicher­
heit nur sehr wenige. Repräsentative Erfahrungen über In­
halt und Wirkung der Landschaftspläne gibt es daher in Nie­
dersachsen noch nicht. 

Groß ist dagegen die Zahl der nur im Niedersächsischen Na­
turschutzgesetz vorgesehenen gutachtlichen Stellungnah­
men der Naturschutzbehörden bei Planfeststellungen, die 
zu einem Eingriff führen können. In§ 14 NNatG ist bestimmt 
worden, daß die den Eingriff planende Fachbehörde bei der 
unteren Naturschutzbehörde eine gutachtliche Stellungnah­
me einzuholen hat, die Grundlage des von der Fachbehörde 
im Benehmen mit der Naturschutzbehörde aufzustellenden 
landschaftspflegerischen Begleitplans sein soll. Ohne das 
Vorliegen einer solchen gutachtlichen Stellungnahme ist ei-
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ne einen Eingriff planende Planfeststellung anfechtbar. 
Deshalb wird sie von den planenden Fachbehörden in der 
Regel eingeholt. Sie belastet die Landkreise als untere Na­
turschutzbehörde erheblich. Die Landkreise sind durch die· 
se gutachtlichen Stellungnahmen auch fachlich weitgehend 
überfordert. Es Ist aber festzustellen , daß die Landkreise ih­
re Naturschutzabteilungen in den letzten 2 bis 3 Jahren 
mehr und mehr mit Fachpersonal ausgestattet haben und 
sich bei größeren Vorhaben der Fachbehörde für Natur­
schutz oder geeigneter Büros bedienen. Gegenwärtig haben 
jedenfalls die gutachtliche Stellungnahme und der land­
schaftspflegerische Begleitplan im Rahmen der Eingriffsre­
gelung in der Naturschutzpraxis deutlich höhere Bedeutung 
als Landschaftsrahmenplan und Landschaftsplan. 

Entsprechendes gilt für die Durchführungs- oder Objektpla-

nung für die Ausweisung, Entwicklung und Pflege von 
Schutzgebieten. Die Landesregierung hat den ehrgeizigen 
Plan, die Schutzgebiete innerhalb kurzer Frist zu verdop­
peln. Diese Verdoppelung hat nur einen Sinn, wenn die neu­
en (und auch alten) Schutzgebiete dem Schutzzweck ent­
sprechend gepflegt und erhalten werden. Dies setzt präzise 
Entwicklungs- und Pflegepläne voraus, die Grund lage für die 
Maßnahmen der betreuenden Verbände oder ausführenden 
Firmen sind. Es zeichnet sich ab, daß die Entwicklungs- und 
Pflegepläne für Schutzgebiete an Bedeutung gewinnen wer­
den, während Landschaftsplanungen für Erholungsgebiete, 
die im vergangenen Jahrzehnt dominierten, an Bedeutung 
verlieren, jedenfalls für die staatliche Naturschutzverwal­
tung. Die Erholungsplanung ist nach Auffassung der Nieder­
sächsischen Naturschutzverwaltung primär Selbstverwal­
tungsau fgabe der kommunalen Gebietskörperschaften. 

Eine fünfreihige Schutzpflanzung auf einem erosionsgefährdeten Boden im Emslandmoor in Norddeutschland, die auf der Grundlage eines 
Landschaftsplanes angelegt worden ist. 
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Hans-Friederich Werkmeister 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus der Sicht der Praxis 

Die nach dem Gesetz verordnete Landschaftsplanung ist 
keineswegs eine Erfindung unserer Tage. Ich erinnere an die 
jüngere Zeit: Professor Heinrich Wiepking hat seit 1934 im 
Lehrbereich der Friedrich-Wilhelms-Universität Berlin zum 
ersten Male eine umfassende Landschaftsplanung gelehrt, 
und seine Schüler haben vor und nach dem zweiten Welt­
krieg Landschaftspläne - damals Landespflege-Pläne ge­
nannt - aufgestellt. Heute gibt es eine Legion von - erfolg­
reichen - Professoren und Legionen von Studenten, grund­
sätzlich, angesichts des veränderten Umweltbewußtseins, 
eine erfreuliche Tatsache. 

Ich selbst habe gleich nach dem Kriege viele Landespflege­
pläne in Niedersachsen aufgestellt und konnte diese durch­
weg in die vorhandenen Wirtschafts- und später, nach dem 
Verkünden des Bundesbaugesetzes, in die Flächennut­
zungspläne eingliedern und zum Teil realisieren, damals ei­
ne ausgesprochene Seltenheit. Ein Beispiel ist der Land­
schaftsplan Langelsheim-Astfeld-Herzog Julius Hütte, 
im Jahr 1952 aufgestellt, und als Folgewirkung wurde 1955 
ein Verband gegründet. Nach Aufforstung gern. Land­
schaftsplan von weit über 100 ha Land auf zum Teil vergifte­
ten und sehr sensiblen Standorten, konnte eine neue Land­
schaft als Visitenkarte des Nordharzes hier entstehen. Ein 
Beispiel, daß in diesem Bundesland gleich nach dem Krieg 
durchaus unter erschwerten Bedingungen Landschaftspla­
nung durchgeführt und ermöglicht wurde. 

Es sind nun 2112 Jahre her seit Inkrafttreten des Nieders. Na­
turschutzgesetzes. Das Land Niedersachsen hatte sich im 
Vergleich zu anderen Flächenstaaten ziemlich zurückgehal­
ten, wahrscheinlich um die Erfahrungen der bisherigen Län­
dergesetze zu studieren, sicher aber um der Bundesgesetz­
gebung nicht vorzugreifen und damit ein Abdriften dieses 
Landesgesetzes von der Bundesregelung gering zu halten. 
Lediglich im Jahr 1971 wurde das Bodenabbaugesetz erlas­
sen, wonach ein Landschaftsplan gefordert wurde. Eine vor­
zügliche Sache; nur aus der Sicht des praktischen Land­
schaftsarch itekten auch eine trübe Erfahrung, da jeder Ab­
bauunternehmer versuchte, möglichst schnell und billig 
über irgendein Büro des Tiefbaus usw. einen sogenannten 
Landschaftsplan aufzustellen. In den meisten Fällen lief die­
ser auch bei den Landkreisen mangels fachlicher Kontrolle 
durch. 

Nun, mit dem neuen Gesetz wurden auch neue Maßstäbe ge­
setzt. Vier Planungstypen werden besonders herausgestellt: 

- der Landschaftsrahmenplan, 

der Landschaftsplan, 

der Grünordnungsplan und 

der fachspezifische Plan. 

Der Landschaftsrahmenplan soll, so heißt es in einer Land­
tagsdrucksache, das Kernstück der Landschaft sein. 

Wie steht es damit in Niedersachsen? Nun, bisher ist noch 
kein Landschaftsrahmenplan fertiggestellt. Es gab Vorläu­
fer, den Rahmenplan des Büros Grebe/Sollmann für den Be­
reich Göttingen und den Rahmenplan unseres eigenen Bü­
ros für den Landkreis Soltau, fertiggestellt im Jahre 1976. 
Neben der Erfassung der für den Naturschutz wichtigen Be-

reiche sah unser Plan vor allem die richtige Lenkung der Ent­
wicklung der späteren Gemeinden im Verhältnis zur Land­
schaft vor. Das ist aber keineswegs das Ziel des Nleders. 
Landschaftsrahmenplanes. Er wird als flächendeckende 
Fachplanung, als Gutachten angesehen und hat nach dem 
Runderlaß des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten in Hannover die Gegebenheiten knapp, aber er­
schöpfend und allgemeinverständlich darzustellen. 

Der Landschaftsrahmenplan soll nach dem Landschaftspro­
gramm entwickelt werden. Das ist aber noch in Arbeit, für ei­
ne Zwischenlösung ist gesorgt. Die Bestandsaufnahme ist 
natürlich wichtig. In dem Gliederungsschema zu den Richtli­
nien des Landschaftsrahmenplanes werden vor allem ge­
nannt: 

für den Naturschutz wichtige Bereiche 

für die Erholung wichtige Bereiche 

Bodenabbaustellen 

für sonstige Belange des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege wichtige Bereiche. 

Weitere wichtige Anforderungen werden gestellt. 

Der Landschaftsrahmenplan ist von der unteren Natur­
schutzbehörde aufzustellen, wobei davon ausgegangen wer­
den muß, daß die wichtigsten Teile der Bestandsaufnahme 
von der Fachbehörde für Naturschutz beim Landesverwal­
tungsamt vorgegeben werden. Das gilt für die in Niedersach­
sen ausgewiesenen zehn verschiedenen Naturräume. 

Wie sieht der freiberufliche Landschaftsarchitekt das Pro­
blem? 

Soweit keine Daten vorliegen: Soll er dem Kreis oder der 
kreisfreien Stadt das gesamte Programm gemäß den Richtli­
nien zum Gesetz anbieten? Ich glaube, nur wenige Büros 
werden in der Lage sein, mit einem entsprechenden Stab 
sämtliche erforderlichen Bestandsaufnahmen durchzufüh­
ren. Da erscheint mir der zweigleisige Weg besser: die Daten 
werden dem Landschaftsarchitekten an die Hand gegeben 
und er wertet diese für seine Planungsarbeit aus. Ein Split­
ten scheint hier vernünftig zu sein - unter der Vorausset­
zung, daß die Fakten greifbar sind, ansonsten wird der pla­
nende Landschaftsarchitekt zusammen mit eigenen oder 
»angemieteten« Ökologen usw. sämtliche Forderungen der 
Rahmenplanung selbst erfüllen. 

Es ist noch anzumerken, daß der Landschaftsrahmenplan 
eine reine Fachplanung ist, die nicht abgestimmt werden 
muß. Damit soll der Kreis oder die kreisfreie Stadt die Mög­
lichkeit haben, auf der Grundlage des regionalen Raumord­
nungspogrammes bzw. des Landschaftsprogrammes eine 
landschaftspolitische Willensäußerung zu demonstrieren. 

Nun zum Landschaftsplan. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf die Landschafts­
planung hinweisen, die wir seit zwei Jahren für die Stadt 
Wolfsburg durchführen, und zwar im Maßstab 1 :10000. Da 
ein Rahmenplan noch nicht besteht, muß das »Pferd von 
hinten aufgezäumt werden«. Aus dem Landschaftsplan wird 
die untere Naturschutzbehörde den Landschaftsrahmen­
plan herausfiltern, z. B. die vielen zusätzlich zu den Vorga-
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ben des Landesverwaltungsamtes ermittelten Biotope über­
nehmen, und damit diesen Fachplan mit den landschaftspo­
litischen Forderungen anreichern. Mit dieser Zielsetzung ha­
ben die Vertreter der Hannoverschen Fachbehörde Natur­
schutz, das Planungsamt und die Landschaftsarchitekten 
die Probleme besprochen. Es ist aber die Frage zu stellen, 
ob für die kreisfreie Stadt Wolfsburg angesichts eines noch 
zu erläuternden Landschaftsplanes, der auch eine Reihe von 
Aussagen im Maßstab 1 :25000 trifft, ein Landschaftsrah­
menplan überhaupt erforderlich ist. Darüber sollte mit der 
Fachbehörde noch gesprochen werden. 

Nun zum § 6 des Naturschutzgesetzes: 

Danach sollen die Gemeinden zur Verwirklichung der Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege Landschafts­
und Grünordnungpläne aufstellen, soweit dies zur Verwirkli­
chung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge erforderlich ist. Das ist ein ziemlich weicher Punkt, denn 
wer entscheidet, wann die Aufstellung eines Landschafts­
planes bei den leeren Kassen der Kreise und kreisfreien 
Städte »erforderlich« ist. Diese Formulierung ist, für die 
nächsten Jahre, so glaube ich, für die vielen freien Büros der 
Landschaftsarchitekten ein ziemlicher Schlag ins Wasser. 
Hat der Gesetzgeber erkannt, daß trotz des angestiegenen 
Umweltbewußtseins nur das realisiert werden kann, was 
planerisch festgelegt ist? 

Doch nun zu unseren Erfahrungen, die sich laut Seminarthe­
ma mit der Landschaftsplanung ergeben haben. Im Rahmen 
dieses kurzen Referates muß ich auf d ie Inhalte und den Ab· 
lauf der Landschaftsplanung Wolfsburg nicht im einzelnen 
eingehen, das ist Ihnen vom Grundsatz her bekannt. Ich darf 
nur noch bemerken, daß die Konkretisierung der Entwick­
lungsziele und der Maßnahmen von uns wie folgt zu be­
schreiben ist: Der Landschaftsplan ist das landschaftspla­
nerische Fachprogramm mit den gesamträumlichen Zielvor­
stellungen, mit den Teilentwicklungsplänen für bestimmte 
Freiraumnutzungen, mit den Objekt· bzw. teilraumbezoge­
nen Entwicklungsvorschlägen und mit den rechtlichen Fest­
setzungen. Gleichzeitig wird ein landschaftsplanerischer 
Fachbeitrag zu anderen Fachplanungen wie Siedlung, Ver­
kehr, Land- und Forstwirtschaft, d. h. für den Flächennut­
zungsplan, gegeben. 

Eine der wichtigsten Erfahrungen, die auch bisher sicher an­
dere Landschaftsarchitekten gemacht haben, ist die Tatsa­
che, daß von Anfang an die richtige Kontaktperson zum Auf­
traggeber zur Verfügung stehen muß. Das sollte nach Mög­
lichkeit ein Kollege oder doch ein Vertreter des Planungsbe­
reiches sein. Als besonders günstig erweist sich eine pro­
jektbegleitende Gruppe, die sich aus entsprechenden Ver­
tretern der Ämter und jenen der Verbände zusammensetzt. 
Ich nenne hier den Deutschen Bund für Vogelschutz, den 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, die Verbän­
de der Jäger, der Land- und Forstwirte sowie die einzelnen 
dort vorhandenen Wissenschaftler, Heimatforscher usw. 
Diese Gruppe wurde von Zei t zu Zeit zusammengerufen und 
ihnen wurden die einzelnen Arbeitsabschnitte in Form von 
Arbeitspapieren an die Hand gegeben. Mehrfach konnten 
mit entsprechenden Vertretern vor Ort z. B. Biotope ausge­
sucht, diskutiert und grob bewertet werden. Die Arbeitspa­
piere umfassen u. a. folgendes: Problemkomplexe und Fra­
gestellungen der Untersuchung, vorrangige Zielsetzungen, 
Arbeitsprinzipien, Fragebogenteil zur Konsumentenbefra­
gung, Bestandsaufnahme der landschaftsökologischen Ge­
gebenheiten, Kulturlandschaft, geschichtliche Besonderhei· 
ten Wolfsburgs und ihre Bedeutung für d ie Landschaftspla­
nung, ökologische und gestalterische Verträglichkeitsunter­
suchung, und zwar für den Konfliktbereich Biotopschutz 
und Erholung in der Landschaft. 
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Ein anderes Arbeitspapier behandelt die Standortsuche für 
einen zentralen neuen Südfriedhof. 

Gestatten Sie aber, daß ich auf eine sehr wichtige Maßnah­
me hinweise, nämlich auf die Bürgerbefragung 1982 uWolfs­
burger Grün«. Da heißt es u. a.: »Welche Einrichtungen und 
Anlagen vermissen Sie in den Grün- und Freiflächen Ihres 
Stadtteiles am meisten? Wenn Sie die freie Landschaft au­
ßerhalb des Siedlungsraumes oder nahegelegene Wälder, 
Wasserläufe und Seen aufsuchen, welche Aktivitäten üben 
Sie dort aus?« Diese und ähnliche Fragen wurden zum The­
ma »Wolfsburger Grün« von uns gestellt. Nach einem stati­
stischen Zufallsverfahren wurde etwa jede hundertste An­
schrift aus dem Einwohnerverzeichnis herangezogen. Das 
Interesse an dieser Fragebogenaktion war überraschend 
groß und die Angaben waren für den planenden Land­
schaftsarchitekten außerordentlich aufschlußreich. Auf Ein­
zelheiten dieser Fragebogenaktion kann ich nicht eingehen, 
ich möchte jedoch nur einen Punkt herausstellen. Da gab es 
die Frage: »In letzter Zeit ist häufiger die Meinung zu hören, 
daß die Grünflächen im Siedlungsbereich weniger intensiv 
gepflegt werden sollten. So wird z. B. wöchentliches Rasen­
mähen als übertrieben angesehen. Wie stehen Sie dazu?« 
Eine Gruppe, das sind 53,7 % sagte: »ja, ich bin auch für eine 
weniger intensiver Grünflächenpflege, weil u. a. ich bunte 
Blumenwiesen viel schöner finde als Rasenflächen«, oder 
»weil Pflanzen und Tiere dadurch mehr Lebensraum erhal­
ten« oder mir »Wildnishafte naturnahe Grünflächen besser 
gefallen•<. Nur 18,6 % der Befragten finden eine intensive 
Grünflächenpflege besser. 

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen hier nicht weitere 
Programmpunkte des Landschaftsplanes Wolfsburg erläu­
tern, jedoch ist diese Landschaftsplanung in der neuen Ära 
des Naturschutzgesetzes von Niedersachsen erfolgt und wir 
haben den Vorstellungen des Naturschutzgesetzes mög­
lichst zu entsprechen. Noch ein Hinweis zum Kartenteil: Es 
wurden im Maßstab 1: 10000 der Naturhaushalt, die Real­
nutzung, die Bewertungsergebnisse, das Freiflächensy· 
stem, sodann die Freiflächen-Infrastruktur als Planung und 
die Karte der Maßnahmen als Sonderkarte, abschließend die 
Karte der Belastbarkeit bearbeitet. Dazu kommt natürlich ei­
ne Reihe von Kartendarstellungen im Maßstab 1: 25 000. 

Weitere Hinweise: Ich glaube, daß der Landschaftsarchitekt 
zu neuen Siedlungsmaßnahmen Stellung nehmen muß. Er 
sollte bereits aufgestellte Planungen für neue Ortsteile kri­
tisch durchleuchten, sowohl vom Städtebaulichen als auch 
vom Landschaftlich-Morphologischen. So geschah es hier 
z. B. bei dem mittelfristig zu planenden Baugebiet R, für das 
die Grundstruktur überprüft wurde und für welches Vor­
schläge zur besten Integration in dem hier bewegten Land· 
schaftsraum zu machen waren. Das schließt auch den Vor­
schlag zu einem klimahygienischen Gutachten ein. 

Es sollte weiter angemerkt werden, daß sehr auf die ldenti· 
tät der einzelnen Ortsteile um Wolfsburg geacht!3t werden 
muß. Die Stadt ist , wie viele andere, durch die Gemeindere­
form gewachsen und hat in ihrem Stadtkörper eine ganze 
Reihe von früher selbständigen ehemaligen Bauerndörfern, 
die ihre historische Mitte und ihre alte Substanz bewahrt ha­
ben. Das gilt insbesondere auch für die Ortsrandgestaltung, 
um die Siedlungs- und Landschaftsstruktur und -kultur er­
lebbar zu machen. 

Wir mußten uns auch zum Standort der Deponie und einer 
neuen Kläranlage äußern. In der Regel gehen Gutachten von 
Experten voraus. In Wolfsburg haben wir die derzeitigen 
Standorte kritisch beleuchtet und jeweils fünf alternative 
Standorte bewertet. 

Der Landschaftsplan sollte außerdem Hinweise auf die Ge­
biete geben, die einer weiteren Bearbeitung bedürfen. Im 
Stadtbereich Wolfsburg werden im Zusammen hang mit dem 



Landschaftsplan zwei Grünordnungspläne für Taleinheiten 
von der Quelle bis zur Mündung bearbeitet. In diesem Zu­
sammenhang wurden für die Bearbeitung eines großen na­
türlichen Rückhalte-Beckens, des Aue-Teiches, wertvo lle Er­
kenntnisse nach Einschaltung des Institutes für Geobotanik 
an der TU Hannover und nach Hinzuziehung von Fachleuten 
der Ornithologie, Entomologie usw. gewonnen. Das gleiche 
gilt für mehrere kleine Bereiche im Rahmen der Grünord· 
nungspläne. Man kann nur empfehlen, wenn finanziell ir­
gend möglich, sich der Hilfe von Spezialisten für die 
Landschafts- und Grünordnungsplanung zu bedienen. Lei· 
der ist bei dem derzeitigen Diktat der leeren Kassen eine sol­
che Finanzierung in Frage gestellt. 

Meine Damen und Herren, wir stellen immer wieder fest, daß 
der Landschaftsarchitekt mit seiner Planung viel zu spät be­
auftragt wird, obwohl es nie zu spät ist. Das gilt z. B. für die 
Beurteilung der Bebauungspläne. So hatten wir bei unserer 
Untersuchung nach einer Erhebung der Freiraumbedürfn is­
se in einem bestimmten Stadtgebiet festgestellt, daß hier 
ein Defizit für 10000 Einwohner vorhanden ist , welches an­
gesichts der Planung nicht abzudecken ist. Wir kamen zu 
spät, der Plan war schon »festgestellt«, und so müssen jetzt 
aus den grünen Randbereichen möglichst nutzbare Freiräu­
me herausgequetscht werden und es ist vorzuschlagen, daß 
die Siedlung selbst mehr aufgelockert und mit einer Groß­
grünstruktur durchzogen wird. 

Was für manche Siedlungsbereiche gilt, das gilt auch für die 
Trassierung von Ortsumgehungen. Auch hier sind die Dinge 
bisweilen gelaufen, und sofern planfestgestellt, nicht mehr 
zu ändern. Wohlgemerkt, ich spreche von den Ortsumgehun­
gen und nicht von den Bundes- und Fernstraßen, bei denen 
die raumordnerischen Vorgaben mit entscheiden. Es ist not­
wendig, daß bei allen neu zu planenden Ortsumgehungen 
der Landschaftsarchitekt sich einschaltet und nach den für 
den Erlebnisraum Landschaft günstigsten Lösungen sucht. 
Das wird im Falle Wolfsburg natürlich getan. Die Ämter sind 
heute aufgesch lossen genug, um sich mit den Argumenten 
des Planers auseinanderzusetzen. Man sollte aber vermei­
den, die verschiedenen Ämter einer Stadt zu spät zu betei li· 
gen, sonst kommt es vor, daß bei den abschließenden Be­
sprechungen hartnäckig Einwendungen erfolgen, die nicht 
unbedingt fachlich begründet sein müssen, sondern die 
auch an den sensiblen Bereich der Kompetenz rühren. 

Noch ein Hinweis zur Frage, inwieweit sich der Landschafts­
architekt in die innerstädtischen Räume »einmischen« darf. 
Ich meine er sollte es, sofern hier ein Freiraum-Charakter 
wie z. B. bei großen Parkplätzen oder offenen noch ungeklär­
ten Bereichen sichtbar ist. 

Noch eine Frage: Was passiert nach der Aufstellung des 
Landschafts- oder Grünordnungsplanes? Ich glaube, es be-

steht kein Zweifel, daß diese in die Bauleitplanung integriert 
werden sollten, wie das auch § 6 des Naturschutzgesetzes 
sagt: »Landschaftspläne und Grünordnungspläne werden 
zur Vorbereitung oder Ergänzung ihrer (näml ich der Gemein­
den) Bauleitplanung, zur Vorbereitung von Maßnahmen 
nach§ 28 sowie zur Gestaltung von Grünflächen, Erholungs­
anlagen u. a. Freiräumen aufgestellt«. Dabei kann z. B. auch 
der Landschaftsplan als Parallelp lan zum Flächennutzungs­
plan oder der Grünordnungsplan als Parallelplan zum Be­
bauungsplan oder aber als Bebauungsplan selbst verbind­
lich gemacht werden. 

Ich fasse zusammen: 

Die Aufstellung des von der unteren Naturschutzbehörde zu 
veranlassenden Landschaftsrahmenplanes dürfte für die 
meisten freien Landschaftsarchitekten im Hinblick auf den 
zweiten, nämlich den Planungsteil interessant sein, sofern 
die Grundlagen und Daten seitens der Fachbehörde Natur­
schutz in ausreichendem Maße vorliegen. 

Was den Landschaftsplan selbst betrifft, so kann ein gutes 
Ergebnis erwartet werden, wenn ein Amt und eine projektbe­
gleltende Gruppe die Planung betreuen und wenn durch ent­
sprechende Zwischenberichte und Erläuterungen eine de­
mokrat ische und realistische Planung ermöglicht wird. Das 
läßt für den Landschaftsarchitekten trotzdem viel an Initiati­
ve und Überzeugung offen und macht klar, daß Landschafts­
planung nicht nur ein Auswerten und Anpassen ist, sondern 
daß hier durchaus die Kreativität mögl ich und umsetzbar ist. 
Das gilt auch für die Grünordnungspläne, die sich in der Re­
gel aufgrund der Vorschläge des Landschaftsplanes erge­
ben. 

Aber doch noch ein letztes Wort zum Geld, ich meine zum 
Honorar des Landschaftsarchitekten. 

Meine Damen und Herren, hier leben wir in einem mittelalter­
lichen Zustand, denn die Honorarordnung für Arch itekten 
und Ingenieure aus dem Jahre 1976 verpflichtet den Land­
schaftsarchitekten, die Gebühr nach den Flächengrößen zu 
errechnen. Zwar lassen die Leistu ngsbilder und die Ausle­
gung der besonderen Leistungen einen geringen Spielraum, 
aber trotzdem meine ich, daß der Flächenbezug zur Erhe­
bung der Honorare völlig ungenügend ist, zumal man eine 
adäquate Einstufung der Diplomingenieu re für Landespfle­
ge, also der Mitarbeiter, erwartet. Der Landschaftsplan soll 
aber mit seinen Aussagen den engeren und weiteren Le­
bensraum seiner Bewohner prägen helfen und ihn human, 
auf die Zukunft hin, erhalten oder entwickeln. Eine Sozial­
wohnung kostet heute etwa DM 200 000,'-, fast soviel wie 
ein Landschaftsplan für eine Großstadt von etwa 130 000 
Einwohnern, an dem ein Team zwei Jahre zu arbeiten hat. So 
sind die Relationen, ich danke Ihnen. 
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Nordrhein-Westfalen 

Henning Schulzke 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus rechtlich-administrativer Sicht 

Der Landschaftsplan nach Landschaftsgesetz 

Der Landschaftsplan, wie er durch das Gesetz zur Sicherung 
des Naturhaushaltes und zur Entwicklung der Landschaft 
- Landschaftsgesetz (LG)1l - in Nordrhein-Westfalen 
1975 eingeführt wurde, ist nicht nur ein Fachplan oder ein 
Gutachten mit empfehlendem Charakter, sondern ein eigen­
ständiger, verbindlicher Plan mit gesetzlich geregeltem In· 
halt. Er wird von den Kreisen und kreisfreien Städten - als 
Pflichtaufgabe - flächendeckend in Nordrhein-Westfalen 
für die Entwicklung, den Schutz und die Pflege der Land· 
schaft und Ihrer Bestandteile außerhalb der im Zusammen· 
hang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereichs der Be· 
bauungspläne aufgestellt und als Satzung beschlossen. 
Nach Landschaftsgesetz enthält der Plan: 

- die Darstellung des Landschaftszustandes(§ 17 LG) 

- die Entwicklungsziele für die Landschaft(§ 18 LG) 

- die besonders geschützten Teile von Natur und Land· 
schaft = Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebie­
te, Naturdenkmale, geschützte Landschaftsbestandteile 
(§§ 19-23 LG) 

- die Zweckbestimmung für Brachflächen (§ 24 LG) 

- die besonderen Festsetzungen für die forstliche Nutzung 
(§ 25 LG) 

- die zur Verwirklichung der Entwicklungsziele notwendi· 
gen Entwicklungs·, Pflege- und Erschließungsmaßnah· 
men (§ 26 LG). 

Nach den Bestimmungen der zweiten Verordnung zur Durch· 
führung des Landschaftsgesetzes (2. DVO vom 8. 4. 1977 
(GV. NW. S. 222)) besteht der förmliche Landschaftsplan aus 
fünf Teilen: 

- der Grundlagenkarte 1 

- der Grundlagenkarte II 

- der Entwicklungs- und Festsetzungskarte 

- den textlichen Darstellungen und Festsetzungen 

- dem Erläuterungsbericht. 

Alle fünf Teile des Landschaftsplans sind Teile der Satzung, 
haben aber unterschiedlich rechtliche Stellungen. 

Die Grundlagenkarten 1 und II sowie die dazugehörigen ver­
balen Aussagen (Erläuterungsbericht) sind nur Satzung im 
formellen Sinn, d. h. sie sind Teile der Satzung, haben selbst 
aber keinen verbindlichen Charakter. 

Die Entwicklungs- und Festsetzungskarte und die textlichen 
Darstellungen und Festsetzungen sind Satzung im materiel­
len Sinn, d. h. ihre Aussagen erhalten durch den Satzungs­
beschluß die Verbindlichkeit; die zeichnerisch und textlich 
dargestellten Entwicklungsziele für die Landschaft sind nur 
behördenverbindlich, die Festsetzungen dagegen sind allge­
meinverbindlich. 

Die Wirkungen des Landschaftsplans sind sehr umfassend 
und vielfältig: 

- Die Fachbehörden haben die im Landschaftsplan darge­
stellten Entwicklungsziele für die Landschaft bei allen 
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behördlichen Maßnahmen im Rahmen der dafür gelten· 
den gesetzlichen Vorschriften zu berücksichtigen. 

Bei Eingriffen in Natur und Landschaft sind im einzelnen 
auch die festgesetzten Entwicklungs-, Pflege- und Er­
schließungsmaßnahmen in Einklang zu bringen mit den 
von anderen Behörden vorgesehenen Maßnahmen. 

- Die öffentliche Förderung von Eingrünungen, Anpflan­
zungen, Aufforstungen, Rekultivierungen, Meliorationen 
u. a. ·hat sich an den Zielen und Festsetzungen auszu­
richten. 

Die Durchführung der im Landschaftsplan festgesetzten 
Entwicklungs-, Pflege· und Erschließungsmaßnahmen 
obliegt den Kreisen und kreisfreien Städten; sind Ge­
meinden, Gemeindeverbände oder andere Gebietskör­
perschaften des öffentlichen Rechts Eigentümer der be­
treffenden Flächen im Plangebiet, so sind diese zur 
Durchführung verpflichtet. 

Die Durchführung von zumutbaren Anpflanzungen oder 
anderen Maßnahmen zum Schutz gegen Immissionen 
oder zum Ausgleich vorhandener Verunstaltungen des 
Landschaftsbildes sowie von bestimmten Pflegemaß­
nahmen kann dem Verursacher oder dem Eigentümer 
oder Besitzer des Grundstückes aufgegeben werden, von 
dem die Störung ausgeht. 

- Außerdem wird bestimmt, daß die Grundstückseigentü­
mer im Landschaftsplan festgesetzte Entwicklungs- und 
Pflegemaßnahmen zu dulden haben, wenn dies nicht zu 
unzumutbaren Beeinträchtigungen führt. 

- Auch kann ein besonderes Duldungsverhältnis - gegen 
Entschädigung des Eigentümers - zur Durchführung 
von Pflege· und Entwicklungsmaßnahmen begründet 
werden. 

- Und letztlich wird im § 42 LG die Möglichkeit der förmli­
chen Enteignung zur Verwirklichung der im Landschafts­
plan getroffenen Festsetzungen geregelt. 

Der Landschaftsplan wurde vom Gesetzgeber so angelegt, 
daß sein Inhalt nicht weiterhin die Naturschutzarbeit von 
Zufällen abhängig macht und die Naturschutzverwaltung 
nicht mehr ohne Entscheidungsgrundlage den konkurrieren­
den Raumansprüchen gegenübersteht. HOPPE/SCHLAR­
MANN2l sprechen davon, »daß die Landschaftsplanung in 
Nordrhein-Westfalen auf dem Prinzip der Bündelung von 
Planung, Durchführung, ordnungsbehördlicher Eingriffser­
mächtigung und Finanzierung beruht«. Damit ist der Land­
schaftsplan zu dem zentralen Instrument für alle Planungen 
und Maßnahmen geworden, die auf Natur und Landschaft 
einwirken, ist für sie Richtschnur und beeinflußt den 
Planungs- und Handlungsspielraum anderer Behörden. 

1) LG vom 18. 2. 1975 (GV. NW. S. 190) 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Landschaftsgesetzes 
vom 6. Mal 1980 (GV. NW. S. 498), Fassung der Bekanntmachung 
vom 26. Juni 1980 (GV. NW. S. 734). 

2) HOPPE, Prof. Dr. Werner, und RA Dr. Hans SCHLARMANN: Die 
Landschaftsplanung in Nordrhein-Westfalen; Natur + Recht, 
1981, Heft 1, S. 17- 20. 



2 Erfahrungen 

Mit der Einführung dieses förmlichen Landschaftsplans be· 
traten alle an der Planung Beteiligten Neuland. Deshalb 
richtete der Minister für Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten des Landes Nordrhein-Westfalen unmittelbar nach In· 
kraftreten des Landschaftsgesetzes einen Arbeitskreis ein, 
dem alle an der Aufstellung von Landschaftsplänen beteilig· 
ten Behörden und Stellen - einschließlich freier Planungs· 
büros - angehörten. Die Ergebnisse dieses Arbeitskreises 
wurden in einer Arbeitsanleitung - der sogenannten nSil­
berfibelcc - veröffentlicht, die eine gute Starthilfe insbeson­
dere für die Planer war. 

Und dennoch taten sich die verschiedenen Behörden und 
Stellen anfangs noch sehr schwer, weil es an Erfahrungen 
mit dem neuen Instrumentarium mangelte, weil Informatio­
nen nur ungenügend vorlagen oder weitergegeben wurden 
und weil Gesetzesinhalte z. T. falsch ausgelegt wurden. 

So galt es vor allem, sich mit der strengen Form und dem 
vorgeschriebenen Inhalt des Landschaftsplans vertraut zu 
machen. Man mußte auch lernen, daß das Versäumte der 
letzten dreißig Jahre und das Wünschenswerte der näch­
sten zwanzig oder fünfzig Jahre nicht in diesen einen Land· 
schaftsplan eingebracht werden konnten, sondern nur das 
fachlich Notwendige und Machbare der nächsten über­
schaubaren zehn bis fünfzehn Jahre. Wo dies nicht beachtet 
wurde, wo Landschaftsplanentwürfe sehr umfangreiche und 
weitreichende Festsetzungen enthielten, z. B. das Verbot 
der Umwandlung in einen Nadelholzbestand für einen erst 
vierzigjährigen Buchenbestand, oder das Verbot der Wieder­
aufforstung eines erst dreißigjährigen Fichtenbestandes, 
gab es von beteiligten Behörden und betroffenen Eigentü· 
mern erheblichen Widerstand und Kritik. 

Der daraus resultierende Vorwurf der totalen Verplanung 
und Reglementierung der Landschaft, der völlig überzoge· 
nen und zu teuren Planung, konnte erst im laufe der Jahre 
durch gemeinsames Arbeiten bei der Aufstellung der Land­
schaftspläne ausgeräumt werden. 

Bei der Formulierung und Darstellung von Entwicklungszie­
len für die Landschaft, die für die Laufzeit des Landschafts­
plans über das Schwergewicht der zu erfüllenden Aufgaben 
der Landschaftsentwicklung Auskunft geben sollen, muß­
ten manche Mißverständnisse ausgeräumt werden. Zuerst 
gab es das Problem der Überlagerung von Entwicklungszie­
len, welche Entwicklungsziele durften sich nicht, welche 
konnten sich überlagern. So konnten sich z.B. die im § 18 
LG vorgegebenen Entwicklungsziele »Erhaltung einer mit 
natürlichen Landschaftselementen reich oder vielfältig aus­
gestatteten Landschaft« und »Anreicherung einer im ganzen 
erhaltungswürdigen Landschaft mit gliedernden und bele· 
benden Landschaftselementen« grundsätzlich nicht überla­
gern, weil das Schwergewicht der Landschaftsentwicklung 
nur auf einer Handlungsanweisung - dem Erhalten oder 
dem Anreichern - ruhen konnte. Und wenn die »Anreiche­
rung« als Entwicklungsziel dargestellt wurde, so bedeutete 
das natürlich zugleich auch die Erhaltung der vorhandenen 
Landschaftsstrukturen. Das von wenigen befürchtete »Zur­
Disposition-Stellen« von Landschaftselementen hat im 
Landschaftsplan keinen Platz. 

Auch mit der Formulierung neuer Entwicklungsziele gab es 
Schwierigkeiten. Ein in manchen Landschaftsplänen darge­
stelltes Entwicklungsziel für Bereiche, in denen Eingriffe in 
Natur und Landschaft zu erwarten sind, lautete: »Schaffung 
von Ausgleich und Ersatz.« Das Schaffen von Ausgleich und 
Ersatz ist aber bereits durch§ 4 ff. LG ailgemeinverbindlich 
für die Verursacher von Eingriffen vorgegeben. Hier müßte 
also ein Entwicklungsziel dargestellt werden, das das Hand· 
lungskonzept für das Ausgleichen oder Ersetzen geben soll, 
nämlich z. B. die Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit 

des Naturhaushaltes und/oder die Schaffung oder Entwick­
lung von Lebensstätten. 

Hinsichtlich der besonders geschützten Teile von Natur und 
Landschaft - Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzge· 
biete, Naturdenkmale, geschützte Landschaftsbestandteile 
- mußte die Erfahrung gemacht werden, daß das Schützen 
nach den vertrauten Musterschutzverordnungen nicht mehr 
ausreichte. Der Landschaftsplan als Satzung bedingt die 
parzellenscharfe Festsetzung, die genaue Fest legung des 
Schutzzweckes und - neben allgemeinen Regelungen -
die notwendigen zweckgebundenen und gebiets· oder ob­
jektspezifischen Verbote und Gebote. Das brachte anfäng· 
lieh die Gemüter der Vertreter verschiedener Behörden und 
Stellen, der »Nutzer und Schützer«, zur Wallung; den einen 
gingen die Festsetzungen viel zu weit, den anderen nicht 
weit genug. Doch die Notwendigkeit, sich immer wieder mit 
der Materie auseinandersetzen zu müssen, und die vielen 
Diskussionen brachten Einsicht und gemeinsam getragene 
Ergebnisse. 

Mittlerweile werden in den meisten Landschaftsplänen lan­
desweit übliche »Standardfestsetzungen« verwandt. Der 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen hat die Erfahrungen der 
Landschaftsbehörden genutzt und hat in diesem Jahr ein er­
stes Muster mit standardisierten Vorschlägen für Schutz­
festsetzungen - einschließlich gebietsspezifischer Alterna­
tiven - zur Diskussion gestellt. 

Als sehr wirkungsvoll hat sich die Bestimmung im § 25 LG 
erwiesen, daß für bestimmte Flächen die Erstaufforstung 
untersagt werden kann. Damit ist der Landschaftsplan das 
Instrument, das wirksam das zuwachsen der Täler und des 
Umfeldes der Dörfer in den Mittelgebirgslandschaften ver­
hindert. Zwar wird häufig auf§ 41 des Landesforstgesetzes 
verwiesen, wonach die Erstaufforstung nur mit Genehmi­
gung der Forstbehörde zulässig ist, was eine Festsetzung 
im Landschaftsplan überflüssig mache; aber nach Landes­
forstgesetz darf die Genehmigung »nur versagt werden, 
wenn Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und Lan­
desplanung der Aufforstung entgegenstehen ... oder ei ne 
Aufforstung die Agrarstruktur oder Maßnahmen zu deren 
Verbesserung erheblich beeinträchtigen würde«. Diese Ein· 
schränkungen machen deutlich, daß Belange des Arten· und 
Biotopschutzes, die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der 
Landschaft ( = Naturschutz und Erholung) nur im Land· 
schaftsplan hinreichend berücksichtigt werden können. 

Die Festsetzungen von Entwicklungs-, Pflege- und Erschlie­
ßungsmaßnahmen nach § 26 LG waren häufig Gegenstand 
von Diskussionen. Neben dem Streit über das Maß, d. h. die 
Vielzahl der Anpflanzungen, beschäftigte uns vor allem die 
für eine Satzung hinreichende Genauigkeit der einzelnen 
Festsetzungen. So genügt es für die satzungsbedingte Ge­
nauigkeit nicht, nur die Anpflanzung eines Feldgehölzes, ei· 
nes Ufergehölzes oder einer Hecke, den Bau eines Wander­
weges oder eines Parkplatzes festzusetzen. Es muß schon 
ausgeführt werden, ob die Gehölze fläch ig, in Reihen oder in 
Gruppen gepflanzt werden sollen, aus wie vielen Reihen die 
Hecke bestehen soll, mit welchen Materialien Weg und Park· 
platz gebaut werden sollen und wie breit der Wanderweg 
wird oder wie viele Stellplätze der Parkplatz erhalten soll. 

In diesem Zusammenhang muß ich auch das immer wieder 
heiß um~trittene und diskutierte Verhältnis von Land· 
schaftsplan und Bauleitplänen ansprechen. Der Land· 
schaftsplan ist nicht - wie oft behauptet wird - eine Kon· 
kurrenzplanung zur Bauleitplanung der Städte und Gemein­
de, er greift auch nicht in die Planungshoheit der Gemein­
den ein. Die Darstellungen des Flächennutzungspl ans und 
die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und Landes­
planung sind bei der Aufstellung des Landschaftsplanes zu 
beachten. Damit dürfen die Darstellungen und Festsetzun-
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gen des Landschaftsplans den Inhalten der Bauleitpläne 
nicht entgegenstehen. 

Auch der Geltungsbereich des Landschaftsplans wird durch 
die Bauleitpläne vorgegeben; denn der Landschaftsplan er­
streckt sich nur auf die Flächen außerhalb der im Zusam· 
menhang bebauten Ortslagen und außerhalb des Geltungs­
bereichs der Bebauungspläne. 

Andererseits muß die Bauleitplanung gern.§ 1 Abs. 6 BBauG 
und§ 33 LG den Landschaftsplan mit seinen Darstellungen 
und Festsetzungen berücksichtigen. Es gibt also zwischen 
Flächennutzungsplan und Landschaftsplan eine genau fest· 
gelegte Wechselwirkung, die auf gegenseitiger Beachtung 
und Ergänzung beruht. 

Während in den kreisfreien Städten der Landschaftsplan 
heute anscheinend immer noch im Schatten der Flächennut­
zungsplanung steht (von 23 kreisfreien Städten hat erst die 
Stadt Mülheim-Ruhr einen rechskräftigen Landschaftsplan), 
ist bei den Kreisen dieses auch hier anfängliche Problem in­
zwischen überwunden worden. 

Für den besiedelten Bereich, auf den der Landschaftsplan 
keine Wirkung entfalten kann, ist noch festzuhalten, daß 
auch in Nordrhein-Westfalen - wie in anderen Bundeslän­
dern - die Möglichkeit besteht, Grünordnungspläne zu er­
arbeiten. 

Nach § 27 Abs. 3 LG ist bei der Aufstellung eines Land­
schaftsplans nmit den fachlich beteiligten Behörden und öf-

Ein als Naturdenkmal geschützter Einzelbaum (Stieleiche). 
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fentlichen Stellen, insbesondere mit den Gemeinden, Fach­
planungsbehörden, Landwirtschaftskammern, Bezirkspla­
nungsbehörden sowie mit den Beiräten bei der unteren 
Landschaftsbehörde eng zusammenzuarbeiten«. Diese Be­
stimmung hat sich erstaunlicherweise in der Realisierung 
am schwierigsten und mit den meisten Problemen behaftet 
erwiesen. 

Über die Frage, was ist unter enger Zusammenarbeit zu ver­
stehen, zerstritten sich die Parteien. Die einen forderten un­
ter Berufung auf diese enge Beteil igung ein weitgehendes 
Mitspracherecht bei der Erarbeitung der einzelnen Festset­
zungen; die anderen beteiligten die Träger öffentlicher Be­
lange manchmal erst so spät, daß diese den Landschafts­
planentwurf erstmals mit seiner öffentlichen Auslegung zur 
Kenntnis erhielten. 

Dies und eine weithin unterlassene Aufklärung der Träger 
öffentlicher Belange und der vom Landschaftsplan betroffe­
nen Grundeigentümer Ober Sinn, Inhalte und Wirkungen des 
Landschaftsplans führten zu emotionalisierten Auseinan­
dersetzungen und schließlich zu Einwendungen gegen den 
Landschaftsplan bei seiner Offenlegung, die in die Hunderte 
gingen, ja in einem Fall die Tausend sogar überschritten. 

Erst das bewußte informieren der Öffentlichkeit, das örtlich 
geführte Einzelgespräch mit den Betroffenen und vor aJlem 
die Bildung eines kleines Arbeitskreises, der die Aufstellung 
des Landschaftsplans begleiten sollte, glätteten allmählich 
die Wogen. In diesen Arbeitskreisen sitzen Vertreter der 



wichtigsten Träger öffentlicher Belange, z. B. Gemeinde, 
Landwirtschaftskammer, Forstbehörde, Beirat .. bei der unte­
ren Landschaftsbehörde, Landesanstalt für Okologie und 
evtl. auch das Amt für Agrarordnung. In einigen Kreisen wa­
ren auch noch je ein Vertreter der im Kreistag vertretenen 
Parteien anwesend. 

Es wurde nun sachlich und konstruktiv zusammengearbei­
tet; viele Probleme wurden so bereits bei der Aufstellung 
des Landschaftsplans gemeinsam gelöst. So gibt es heute 
schon Landschaftsplanentwürfe, gegen die bei der öffentli­
chen Auslegung weniger als fünfzig Einwendungen vorge­
bracht werden, und das bei einer Plangebietsgröße von 80 
bis 100 qkm. 

Was an Bedenken und Anregungen während der Offenle­
gung vorgebracht worden ist, wird mit den zu beteiligenden 
Behörden und öffentlichen Stellen erörtert. Dieser Erörte­
rungstermin hat sich als sehr sinnvoll herausgestellt, da 
durch das Austauschen von Argumenten manche Bedenken 
und Anregungen ausgeräumt werden können. In diesem Zu­
sammenhang ist auch darauf hinzuweisen, daß die mit der 
Novellierung des Landschaftsgesetzes 1980 eingeführte 
Möglichkeit der Änderung des Landschaftsplans - auch in 
einem vereinfachten Verfahren - sich als sehr wirkungsvoll 
erwiesen hat. So können Probleme, die sich nach Offenlage 
des Landschaftsplanentwurfs nicht ohne erneute Offenlage 
lösen ließen, nun aus diesem Verfahren herausgenommen 
und in einem Änderungsverfahren gelöst werden. Hierdurch 
wird der Satzungsbeschluß nicht hinausgezögert, der ~and­
schaftsplan kann in Kraft treten, und die. notwendigen Ande­
rungen oder Ergänzungen können im Anderungsverfahren 
alsbald vorgenommen werden. Diesen Weg haben .~enn 

auch schon mehrere Kreise beschritten, die ersten Ande· 
rungsverfahren sind bereits eingeleitet. 

Die Genehmigung der Landschaftspläne durch die höheren 
Landschaftsbehörden hat sich bisher als durchweg pro­
blemlos herausgestellt. Auch die Umsetzung der bereits in 
Kraft getretenen Landschaftspläne i~.t aufgrund der großzü­
gigen Förderung mit Landesmitteln (Ubernahme der Kosten 
bis zu 80 %) überall gut in Gang gekommen. So werden An· 
pflanzungen durchgeführt, Feuchtbiotope angelegt, Rekulti­
vierungen betrieben, Wege und Parkplätze gebaut sowie 
Pflege- und Gestaltungsmaßnahmen in Schutzgebieten vor­
genommen. 

Abschließend will ich noch kurz auf den augenblicklichen 

Stand der Landschaftsplanung in Nordrhein-Westfalen ein­
gehen. Nach Inkrafttreten des Landschaftsgesetzes 1975 
begannen damals 13 Kreise und kreisfreie Städte mit der Er­
arbeitung von Landschaftsplänen, sie sollten Modellcharak­
ter für alle weiteren Landschaftspläne haben. Bald nahmen 
weitere Kreise und kreisfreie Städte die Arbeit am Land­
schaftsplan auf. Das überforderte alle an der Planung Betei­
ligten: wie bereits eingangs geschildert, fehlte Erfahrung 
und Umgang mit dem neuen Instrumentarium, außerdem ge­
rieten die Landwirtschaftskammern, die Forstbehörden und 
die Landesanstalt für Ökologie, die die entsprechenden 
Fachbeiträge als Grundlage für die Landschaftsplanung zu 
erarbeiten hatten, in Personalnot und Zeitverzug bei der 
Auslieferung der Beiträge. So kam es bei der Aufstellung der 
Landschaftspläne zu ähnlichen Verzögerungen, wie sie uns 
von der Aufstellung der Flächennutzungspläne nach Inkraft­
treten des Bundesbaugesetzes her bekannt waren. 

Erst im Dezember 1980 konnte der erste Landschaftsplan in 
Nordrhein-Westfalen, nämlich der Landschaftsplan für die 
Bastau-Niederung im Kreis Minden-Lübbecke, durch den Re­
gierungspräsidenten in Detmold genehmigt werden. Mittler­
weile gibt es in Nordrhein-Westfalen 12 genehmigte Land­
schaftspläne, weitere 13 Pläne haben bereits öffentlich aus­
gelegen und werden demnächst genehmigt werden. An wei­
teren 144 Landschaftsplänen wird zur Zeit gearbeitet. Da im 
September 1984 die Kommunalwahlen ins Haus stehen, wer­
den noch viele Landschaftspläne rechtzeitig vor dem einset­
zenden Wahlkampf ins förmliche Verfahren eingebracht 
werden. Und auch noch weitere Landschaftspläne werden 
neu in Angriff genommen, denen die Erfahrungen mit den 
vorangegangenen Plänen voll zugute kommen, d. h. sie wer­
den eine wesentlich kürzere Erarbeitungszeit haben. Es ist 
deshalb damit zu rechnen, daß die Bilanz am Ende des näch­
sten Jahres noch positiver ausfallen wird. 

Letztlich ist festzuhalten, daß die Aufstellung von Land­
schaftsplänen in Nordrhein-Westfalen zwar nur langsam an­
lief, dies aber auch zu einer wünschenswerten Versachli· 
chung der Landschaftsplanung geführt hat. Es hat sich 
auch gezeigt, daß der nordrhein-westfälische Landschafts­
plan ein echter Entwicklungsplan ist, der gern. § 26 Abs. 2 
LG mit Zeit- und Finanzbezügen ausgestattet und auf Durch­
führung angelegt ist (HOPPE und SCHLARMANN). Er hat 
sich bereits als wirksames Instrument zur Steuerung der 
räumlichen Entwicklung und zum Schutz von Natur und 
Landschaft erwiesen. 
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Ernst Herbstreit 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus der Sicht der Praxis 

1 Vorbemerkungen 

Gegenüber anderen Ländern ist das Naturschutzrecht in der 
Bundesrepublik Deutschland recht weit entwickelt. Auch die 
einschlägigen Fachgesetze und Richtlinien enthalten eine 
ganze Reihe von Festlegungen zugunsten von Naturschutz 
und Landschaftspflege. 

Wenn man sich jedoch vorstellt, daß dennoch 

• im lande Nordrhein-Westfalen z. Z. nicht weniger als 266 
Pflanzen- und Tierarten vom Aussterben bedroht sind, 

• Autobahnkreuze inzwischen Flächen versiegeln, die 
kompletten mittelalterlichen Stadtgrundrissen Platz bö­
ten, 

• die Stadterneuerungspolitik nach Prognosen des Deut­
schen Städtetages, des Deutschen Instituts für Urbani­
stik oder der GEWOS in den kommenden 10-15 Jahren 
zunehmend einen Schwerpunkt der kommunalen Investi­
tionspolitik bilden wird, 

dann ist es m. E. an der Zeit, die Naturschutzgesetzgebung 
im Spannungsfeld raumrelevanter Planungen und vor dem 
eigenen Anspruchshintergrund einer Prüfung ihrer Effizienz 
zu unterziehen. 

Im folgenden soll dies aus der Sicht der Planungspraxis für 
das Land Nordrhein-Westfalen anhand des Landschaftsge­
setzes NW (LG NW) i. d. F. vom 26. Juni 1980 geschehen. 

2 Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege 

Das LG NW führt in§ 1 zu den Zielen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege aus: 

n§ 1 Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

(1) Natur und Landschaft sind im besiedelten und unbesie­
delten Bereich so zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln, 
daß 

1. die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, 

2. die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 

3. die Pflanzen- und Tierwelt sowie 

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Land­
schaft 

als Lebensgrundlagen des Menschen und als Vorausset­
zung für seine Erholung in Natur und Landschaft nachhaltig 
gesichert sind. 

(2) Die sich aus Absatz 1 ergebenden Anforderungen sind 
untereinander und gegen die sonstigen Anforderungen der 
Allgemeinheit an Natur und Landschaft abzuwägen. 

(3) Der ordnungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft kommt 
für die Erhaltung der Kultur- und Erholungslandschaft eine 
zentrale Bedeutung zu; sie dient in der Regel den Zielen die­
ses Gesetzes.« 

Im§ 1 ergeben sich bereits eine Reihe von Problemen in be­
zug zur Planungspraxis: 
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1. wird der sogenannte 'besiedelte Bereich' durch das ge­
setzliche Instrumentarium der Landschaftsplanung nach 
den§§ 15 und 16 nicht hinreichend berücksichtigt. Hier­
auf wird im folgenden noch eingegangen. 

2. fehlt es an der grundsätzlichen Definition und Operatio­
nalisierung von Begriffen wie 

- Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 

- Nutzungsfähigkeit der Naturgüter. 

3. werden die genannten Ziele nur 'als Lebensgrundlage 
des Menschen bzw. als Voraussetzung für seine Erho­
lung' angesehen; hier ist also nicht der Schutz von Öko­
systemen an sich Ziel der gesetzlichen Regelung, son­
dern die Gewährleistung angemessener Lebensgrundla­
gen. Landschaftspflege und Naturschutz geraten hierbei 
sehr schnell in Konkurrenz mit anderen menschlichen 
Bedürfnissen, insbesondere mit ökonomischen Interes­
sen. 

Auf die sich aus dem Absatz 2. ergebenden Schwierigkeiten 
des Abwägungsgebotes sowie der im Absatz 3. festgelegten 
Landwirtschaftsklausel sei hier nur der Vollständigkeit hal­
ber hingewiesen. 

Der§ 2 des LG NW legt die Grundsätze fest, nach denen die 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu ver­
wirklichen sind. Auch hier finden sich wieder eine Reihe von 
Problemstellungen, die in der Planungspraxis nicht befriedi­
gend gelöst sind. 

Beispielhaft seien erwähnt: 

- Erhaltung unbebauter Bereiche als Voraussetzung für 
die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes . . . in für ih­
re Funktionsfähigkeit genügender Größe(§ 2, Ziff. 2 LG 
NW). 

Welche Kriterien sind hier anzuhalten und wie sind sie zu 
bewerten? 

- Vermeidung oder Verminderung von Beeinträchtigungen 
des Klimas durch landschaftspflegerische Maßnahmen 
(z. B. Anlage von Schutzpflanzungen - Festlegung auch 
von der Landwirtschaft anerkannter Grundsätze). 

- Erschließung, Gestaltung und Erhaltung von Flächen für 
die Naherholung, Ferienerholung und sonstiger Freizeit­
gestaltung (hierzu sind vor allem auch die Stadt-Umland­
Bezüge zu untersuchen, dieses ist z. B. durch den Land­
schaftsplan NW nicht gewährleistet). 

Die Reihe von praxisorientierten Planungsproblemen aus 
dem Bereich der Grundlagenforschung und Planungssyste­
matik ließe sich fortsetzen. 

3 Instrumente der Landschaftsplanung 
in Nordrhein-Westfalen 

Die Landschaftsplanung ist das Planungsinstrument zur 
Umsetzung der Ziele und Aufgaben von Naturschutz und 
Landschaftspflege. Sie ist in den§§ 15- 26 LG NW verbind­
lich geregelt. 



3.1 Landschaftsrahmenplan 

Im Gegensatz zum dreistufigen Instrumentarium anderer 
Bundesländer kennt das nordrhein-westfälische Land­
schaftsgesetz nur die zweistufige Landschaftsplanung. Für 

• die regionale Ebene gilt hier der Landschaftsrahmenplan. 

§ 15 LG NW führt hierzu aus: 

»Die regionalen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirk­
lichung des Naturschutzes und der Landschaftspflege wer­
den im Gebietsentwicklungsplan dargestellt; der Gebiets­
entwicklungsplan erfüllt die Funktionen eines Landschafts­
rahmenplanes nach § 5 Bundesnaturschutzgesetz.« 

Während bei dem nachfolgend zu erläuternden Land­
schaftsplan Aufgaben, Inhalte und Verfahren sehr dezidiert 
vorgegeben werden, sind bezüglich des Landschaftsrah­
menplanes keinerlei weitergehende Aussagen getroffen. 
Hier wurde bisher versäumt, im Vorfeld des Landschafts­
plans auf der Ebene der Kreise und kreisfreien Städte ein 
schlagkräftiges und wegbereitendes Instrumentarium einzu­
führen. 

Wenngleich im einleitenden Textteil eines Gebietsentwick­
lungsplans etwas von ökologisch orientierter Raumplanung 
anklingt, wenn es heißt: 

»Die ständig wachsenden Ansprüche an unseren Lebens­
raum gefährden zunehmend die Regenerationsfähigkeit der 
natürlichen Lebensgrundlagen. Erst die Sicherung dieser 
Regenerationsfähigkeit ermöglicht auch eine langfristige 
ökonomische Nutzung. Die Belastbarkeit der Landschaft 
wird immer stärker zum begrenzenden Faktor. Ein langfri­
stig gesundes Naturpotential setzt einen behutsamen Um­
gang mit dem Freiraum und nicht eine bis an die Grenzen 
ökologischer Tragfähigkeit gehende Siedlungsentwicklung 
voraus, wie dies in diesem Jahrhundert bis lang der Fall 
war«, weicht das Planungsergebnis z. T. erheblich hiervon 
ab. In Bereichen, in denen bereits Landschaftsplanentwürfe 
oder genehmigte Landschaftspläne vorliegen, sind z. T. Aus­
sagen sehr exakt übernommen worden, in anderen Berei­
chen wurde relativ grob gearbeitet. Die Erhebung der not­
wendigen Landschaftsdaten ist unvolls tändig oder zumin­
dest unvollständig dokumentiert, die Auseinandersetzung 
mit anderen raumrelevanten Planungen ist kaum nachvoll­
ziehbar. 

zusammenfassend erscheint ein erheblicher Regelungsbe­
darf über Inhalte und Methoden des Landschaftsrahmenpla­
nes und eine umfassende Bestandsaufnahme der ökologi­
schen Grunddaten, ohne die eine fundierte Landschaftspla­
nung bekanntermaßen nicht durchführbar ist. 

3.2 Landschaftsplan 

Die§§ 16-26 resp.§§ 27-32 regeln die Durchführung der 
Landschaftspläne auf der örtlichen Ebene der Kreise und 
kreisfreien Städte. Sie werden ergänzt durch die 1. und II. 
Durchführungsordnung zum LG NW. 

Mit der Forderung des verbindlichen, flächendeckenden 
Landschaftsplanes, hat Nordrhein-Westfalen einen sehr 
wichtigen Beitrag zur Durchsetzung der Landschaftspla­
nung geleistet. Es ist nicht in das Ermessen der Gemeinde 
gestellt, einen Landschaftsplan aufzustellen oder dieses zu 
unterlassen; die Landschaftsplanung wird hier zur Pflicht­
aufgabe im Rahmen der gemeindlichen Planung. 

Allerdings ist der Zeitpunkt für die Aufstellung des Land­
schaftsplanes nicht verbindlich geregelt bzw. nicht an ande­
re Planverfahren gekoppelt (z. B. Aufstellung eines Flächen­
nutzungsplanes). U. a. hierdurch ergibt sich in Nordrhein­
Westfalen ein erhebliches Vollzugsdefizit im Bereich der 
Landschaftsplanung. Von den zu erstellenden 400 Land-

schaftsplänen (die Zahlen schwanken erheblich) werden 
derzeit 175 bearbeitet, 13 Pläne sind bisher genehmigt. 
»Beim derzeitigen Planungstempo würden 1985 erst 35 Plä­
ne rechtswirksam sein, die nach dem Gesetz geforderte flä­
chendeckende Landschaftsplanung ließe sich erst im Jahre 
2050 erreichen.„1) Die Formstrenge des nordrhein­
westfälischen Landschaftsplanes, gesetzlich vorgeschrie­
bene Mindestinhalte und die Abstellung der Planung auf ei­
ne ökologische Basis haben zweifellos die Qualität gegen­
über der früheren formlosen Landschaftsplanung verbes­
sert, bei der oftmals ein Übermaß an Planungsgrundlagen 
einem Minimum an Ergebnissen gegenüberstand. Aller­
dings hat dies auch dazu geführt, daß die Planung für Politi­
ker und Bürger z. T. schwer verständlich ist. Die systemati­
sche Übersicht der sogenannten 'Silberf ibel' räumt zwar die 
Möglichkeit der Anlage erläuternder Arbeitskarten ein, die 
übliche Honorarpraxis schränkt diese Vorgehensweise fak­
tisch jedoch in erheblichem Maße ein. In dieses Problemfeld 
gehört auch die flächendeckende Darstellung unter Einbe­
ziehung des Innenbereiches, die das 'Lesen' der Pläne we­
sentlich erleichtern könnte. Auch dies scheitert i. d. R. an 
der mangelhaften Honorierung der Landschaftspläne. 

Aufbereitung und Einbeziehung der Grundlagenkarten in 
den Satzungsbeschluß haben zu einer erheblichen Erhö­
hung der Planungskosten und Verlängerung der Planungs­
zeiträume geführt. Hier ist nach Möglichkeit ein vereinfach­
tes Verfahren anzustreben, indem die Grundlagenkarten 
nicht am Satzungsbeschluß teilnehmen. 

Die formalrechtlichen und systematischen Aspekte der 
Landschaftsplanung sind durch Landschaftsgesetz, Durch­
führungsverordnungen, sonstige Anleitungen hinreichend 
geregelt; auch die Durchführung des ökologischen Fachbei­
trages ist durch entsprechende Arbeitsanleitungen abge­
deckt. Darüber hinaus bestehen bei der Erarbeitung der 
Landschaftspläne jedoch eine Reihe von inhaltlichen Frage­
stellungen, die in weiteren Grundlagenuntersuchungen ge­
klärt werden müssen. Entsprechende Arbeitsanleitungen 
wären dem ,Planer an die Hand zu geben, um durch mög­
lichst weitgehende Standardisierung die Sicherheit der Ent­
scheidung im Einzelfall zu festigen und nachvollziehbar zu 
machen und um möglichst unabhängig von Qualifikation 
und persönlicher Durchsetzungskraft des Planers einen 
gleichmäßigen Standard der Landschaftsplanung zu ge­
währleisten. Hierzu zählen insbesondere: 

Anleitung zur Kartierung der gliedernden und beleben­
den Landschaftselemente 

Erstellung von Auswahl- und Bewertungskriterien für 
Schutzausweisungen gern. §§ 19-23 LG NW 

Bewertungs- und Abgrenzungskriterien zur Ausweisung 
der Entwicklungsziele etc. 

Die rechtliche Verbindlichkeit des Landschaftsplanes hat ei­
ne Reihe von Vorteilen gegenüber der Integration der Land­
schaftsplanung in die Bauleitplanung und gegenüber der Er­
stellung reiner Planungsgutachten, da die Landschaftspla­
nung im Abwägungsprozeß mit der Bauleitplanung nicht au f 
Restpositionen zurückgedrängt wird. Andererseits war die­
se Verbindlichkeit nur deshalb möglich, weil sich der Rege­
lungsbereich des Landschaftsgesetzes angesichts der 
grundgesetzlich geregelten Priorität des Bundesrechts vor 
dem Landesrecht auf den Landschaftsraum außerhalb des 
besiedelten Bereiches beschränkt. Hier bleibt die Land­
schaftsplanung hinter dem in den§§ 1 und 2 LG NW formu­
lierten Anspruchshintergrund deutlich zurück. Der Quer­
schnittsanspruch der §§ 1 und 2 LG NW wird in unzureichen­
der Weise genutzt, d. h. die dringend notwendige Auseinan­
dersetzung mit der Bauleitplanung findet - wenn über-

1) Landesregierung Nordrhein-Westfalen: 
Umweltprogramm Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf, Okt. 1983. 
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haupt - bestenfalls in den randlichen Siedlungsbereichen 
statt. 

Andererseits steht gerade die Auseinandersetzung mit Fragen 
der Stadtökologie - erinnert sei beispielsweise an den dies­
jährigen IFLA-Kongreß in München mit seinem Leitthema: 
Stadt - Natur - Zukunft - im Mittelpunkt der fachlichen Dis­
kussion. Der Landschaftsplan gibt hierauf nur ungenügende 
Antworten. 

Die Möglichkeiten, über den sogenannten Begleitbericht 
des Planers auf ökologische Fehlentscheidungen oder -ent­
wicklungen hinzuweisen, sind auf jeden Fall zu schwach 
ausgelegt. Hier müßte eine stärkere gesetzliche Veranke­
rung erfolgen. Im übrigen wird aus taktischen Erwägungen 
und Gründen der mangelnden Honorierung oftmals auf die­
ses Instrumentarium gänzlich verzichtet, oder es wird nur 
mangelhaft durchgeführt. Zudem würde diese Vorgehens­
weise eine flächendeckende Bestandsaufnahme des Innen­
bereiches voraussetzen, die zwar prinzipiell möglich Ist 
(vergl. 'Si lberfibel ', S. 7), i. d. R. aber aus Gründen der man­
gelnden Honorierung unterlassen wird. 

Die unzureichende Auseinandersetzung mit der Bauleitpla­
nung, die fehlende systematische Überplanung des Innen­
bereichs sowie das Außerachtlassen der strukturellen Ver­
zahnung von Innen- und Außenbereich vor allem im Hinblick 
auf die Erholungsbedürfnisse der Bevölkerung, erscheinen 
als Hauptmängel nordrhein-westfälischer Landschaftspläne. 

Daß hier ein Planungs- und Handlungsbedarf, wenn nicht 
gar eine Verpflichtung besteht, ergibt sich deutlich aus den 
§§ 1 und 2 des LG NW. Auch die Vielzahl von sogenannten 
Freiflächenplänen im Zuge der Aufstellung von Flächennut­
zungsplänen und Gutachten bei Einzelobjekten sind hierfür 
ein deutliches Indiz. Ebenso weisen die zahlreichen Untersu­
chungen zur Stadtökologie, Wohnumfeldverbesserung, Flä· 
chenrecycling etc. darauf hin, wie wichtig dieses traditionel­
le Arbeitsfeld der Landschaftsarchitekten für die Stadt· 
entwicklung Ist. 

Hier böten sich eine Reihe von Möglichkeiten, die Land­
schaftplanung effizienter zu machen ohne auf die unbe­
streitbaren Vorzüge der nordrhein-westfälischen Lösung der 
verbindlichen Landschaftsplanung zu verzichten. So könnte 
z. B. die Erarbeitung der Grundlagenkarten für das gesamte 
Stadtgebiet verbindlich geregelt werden. Ergänzungen müß­
ten hierbei erfolgen hinsichtlich der Bewertung der Grün­
und Freiflächen bezüglich Erholung, Stadtklima, Ökologie 
etc. Der so aufbereitete Grundlagenteil könnte gleichzeitig 
für eine Überplanung des Innenbereichs als auch für den tra­
ditionellen Landschaftsplan dienen, allerdings ohne In den 
Satzungsbeschluß eingebunden zu werden. 

In der Folge wäre es möglich, ein Freiflächenkonzept für den 
Innenbereich mit anschließender Integration in die Bauleit­
planung zu entwerfen; für den Außenbereich könnte zeit­
gleich wie bisher der Landschaftsplan erstellt werden. 

Diese Lösung bietet m. E. eine Reihe erheblicher Vorteile: 

• Die Aufstellung der Landschaftspläne würde an einen 
bestimmten Zeitpunkt gekoppelt und damit beschleu­
nigt. 

• Die Auseinandersetzung mit der Bauleitplanung würde 
den Ansprüchen der§§ 1 und 2 LG NW gerecht. 

• Das Verfahren zur Genehmigung des Landschaftsplanes 
wäre durch die Auskoppelung der Grundlagenkarten aus 
dem Satzungsbeschluß wesentlich zu beschleunigen. 

• Die analytische Betrachtung von Innen- und Außenbe­
reich würde eine systematische bedarfs- und funktions­
gerechte Entwicklung der städtischen Freiräume ermög­
lichen. 
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• Durch integrierte Bearbeitung von Innen- und Außenbe­
reich würden alle planenden Ämter einer Stadt frühzeitig 
in die Aufstellung der Landschaftsplanung eingebunden 
- hierdurch entstünde eine größere Kooperations- und 
Verständnisbasis. 

• Dieses integrierte Konzept einer Landschaftsplanung 
wäre für Politiker und Bürger wesentlich leichter ver­
ständlich. Auch würde Ober die heutige Situation hinaus 
das Interesse nicht auf die Grundeigentümer be­
schränkt; der Landschaftsplan würde ein wesentlich 
breit!3res Echo in der gesamten Öffentlichkeit finden. 

Wesentlich bei einer solchen Konzeption wäre jedoch auch 
hier, Mindestinhalte vorzuschreiben sowie methodische An· 
leitungen zu erarbeiten, die jedoch nicht nur hinsichtlich der 
ökologischen Fragestellung, sondern auch hinsichtlich 
städtebaulich-grünordnerischer Belange zu konkretisieren 
wären. Zudem wäre eine stärkere Kooperation und interdis­
ziplinäre Zusammenarbeit zwischen den Ämtern notwendig. 

4 Honorierung von Landschaftsplänen 

Die Honorierung der Landschaftspläne nach dem LG NW ist 
durch die Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 
nicht abgedeckt. Die Honorarpraxis in Nordrhein-Westfalen 
geht davon aus, daß die Zuschußrichtlinien des Ministeri­
ums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in Düssel­
dorf zur Grundlage der Honorarfestsetzung gemacht wer­
den. Die hieraus resultierenden Honorare sind bekannterma· 
ßen nicht kostendeckend. Es ist daher anzustreben, im Rah­
men einer Neufassung der Landschaftsplanung auch die 
Honorarordnung auf eine solide Grundlage auf öer Basis ei­
ner novellierten HOAI zu stellen, um eine qualifizierte Durch­
führung der Planung zu gewährleisten (s. a. Honorarvor­
schlag des Bundes Deutscher Landschaftsarchitekten). 

Die Vergabe der Landschaftspläne erfolgt i. d. R. Ober Preis­
anfragen bzw. Ausschreibungen. Nur In Bayern ist festge­
schrieben, daß freie Landschaftsarchitekten aufzufordern 
sind. In Nordrhein-Westfalen steht im Gesetz ausdrücklich, 
daß die Landschaftsverbände und der Kommunalverband 
Ruhrgebiet autorisiert sind, neben Landschaftsarchitekten 
die Landschaftsplanung zu betreiben. Es werden hier beam­
tete Landschaftsarchitekten und freie Planer dem offenen 
Preiskampf ausgesetzt. 

»Das hat dazu geführt, daß nur ganz wenige freie Land­
schaftsarchitekten Landschaftspläne nach dem Gesetz in 
Nordrhein-Westfalen planen dürfen. Wir wissen aber ande­
rerseits aus den Berichten der Rechnungsämter, daß die 
amtliche Planung jenseits jeder Kostendeckung geschieht. 
Optisch waren bei der Vergabe die Honorare niedrig, die De­
fizite werden durch die Verbandsumlagen auf alle umgelegt. 
Auf diese Weise fällt der Etikettenschwindel nicht auf ... Si­
cher ist es richtig festzustellen, daß In Nordrhein-Westfalen 
ein wirtschaftlicher Abschluß eines Landschaftsplanes 
nach Gesetz NW z. Z. nicht möglich ist, weil außer den ge­
setzlichen Problemen auch noch die Gebühren verordnet 
werden.«2) 

5 Landschaftspflegerischer Begleitplan 

Die Einführung der Eingriffsregelung gern. §§ 4-6 LG NW 
und Forderung des Landschaftspflegerlschen Begleitplanes 
hat sicherlich zu einer Stärkung der Belange von Land­
schaftspflege und Naturschutz geführt. Die Vielzahl von 

2) BOYER, A.: HOAI: Versuch einer Bilanz 
in: Landschaftsarchitekten: Standorte und Perspektiven, S. 120. 



Landschaftspflegerischen Begleitplänen, die in letzter Zeit 
erstellt wurden, hat gezeigt, daß dieses Instrument intensiv 
genutzt wird. 

Dennoch sei hier kurz auf einige grundlegende Schwierigkei· 
ten hingewiesen. Die Bewertung von Landschaftseingriffen 
und möglichen Ausgleichsmaßnahmen wirft in der Pla· 
nungspraxis sowohl von der Grundlagenermittlung als auch 
von der Frage, wann ein Eingriff als ausgeglichen anzuse­
hen ist, zum Teil noch erhebliche Schwierigkeiten auf. 

Auch die Bemessung von Ersatzmaßnahmen oder mögli· 
chen Entschädigungen (§ 7 LG NW) ist bisher für die Praxis 
noch weitgehend unzureichend geklärt. 

Auf diesem Gebiete - dies gilt im übrigen auch für andere 
Bereiche der Landschaftsplanung - ist vor allem die Ver­
fügbarkeit der Landschaftsdaten zu verbessern. Weiterhin 
sind für die einzelnen Fachplanungen möglichst standardi­
sierte Bewertungsverfahren zu entwickeln. 

6 Umweltverträglichkeitsprüfung 

Die vollständige Erfassung und sachgerechte Abwägung 
von Umwelterfordernissen bei industriellen, verkehrsplaneri­
schen oder sonstigen raumrelevanten Großprojekten ist das 
Ziel der Umweltverträglichkeitsprüfung. Leider ist dieses In· 
strumentarium im neuen Landschaftsrecht nicht verankert, 
obwohl sich hierdurch bereits im Vorfeld der konkreten Pla· 
nung vor allem auch durch die Betrachtung von Planungsal­
ternativen eine Reihe von Konflikten ausschließen würde. 

In der Europäischen Gemeinschaft wird z. Z. eine ' Richtlinie 
über Umweltverträglichkeitsprüfungen bei öffentlichen und 
privaten Vorhaben' vorbereitet. Das deutsche Recht enthält 
zwar für eine Reihe von Genehmigungs- und Planfeststel· 
lungsverfahren Elemente einer Umweltverträglichkeitsprü· 
fung, bis heute ist dieses Instrumentarium jedoch weder 
methodisch entsprechend aufbereitet noch besteht die ge­
setzliche Pflicht zur Durchführung einer umfassenden Um· 
weltverträglichkeitsprüfung. Entsprechend halbherzig wird, 
wenn überhaupt, dieses Instrumentarium bisher gehand­
habt. 

Die von der Landesregierung NW angeführte Raumverträg· 
lichkeitsprüfung, die darauf zielt, konkurrierende Rauman· 
sprüche unter umweltpolitischen und anderen Gesichts-

punkten zu erfassen und gegeneinander abzuwägen, kann 
hierbei nur als erster Schritt angesehen werden.3) 

7 Grünordnungsplan 

Der Grünordnungsplan konkretisiert die städtebauliche 
Grünordnung auf der Ebene des Bebauungsplanes. 

Dieses in der Grün- und Freiflächenpolitik seit langem be­
währte Instrument hat im Landschaftsgesetz NW ebenfalls 
keinen Niederschlag gefunden. 

Bei der Darstellung des Planungsinstrumentariums, das so­
wohl im Rahmen der Stadterneuerung als auch bei Neubau­
maßnahmen einzusetzen ist, ist von dem allgemeinen Pla­
nungsinstrumentarium der Bauleitplanung auf der Basis 
des Bundesbaugesetzes in der Fassung von 1976 auszuge­
hen. 

Hiernach sind gern. § 1, Abs. 6 BBauG bei der Aufstellung 
der Bauleitpläne insbesondere die Gestaltung des Orts· und 
Landschaftsbildes, die Belange des Umweltschutzes, die Er­
haltung von Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen, 
insbesondere des Bodens, des Wassers, des Klimas und der 
Luft, die Belange des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege sowie die Belange von Sport, Freizeit und Erholung zu 
berücksichtigen. 

Diese allgemeinen Vorgaben finden ihren Niederschlag im 
Festsetzungskatalog des § 9, Abs. 1 BBauG, der unter den 
Ziff. 4, 9, 10, 15, 16, 2-0, 22, 24 und 25 die Freiflächen im ein­
zelnen nach ihren konkreten Bestimmungen aufzählt, die in 
einem Bebauungsplan ausgewiesen werden können. Hier 
findet sich ein ausreichendes Instrumentarium, sowohl den 
ökologischen Erfordernissen als auch den Belangen des 
Städtebaus und der Wohnumfeldgestaltung gerecht zu wer­
den. 

Von diesen Möglichkeiten wird jedoch in der Planungspraxis 
zuwenig Gebrauch gemacht. Es muß eine zentrale Forde· 
rung sowohl an den Bundes- wie an den Landesgesetzgeber 
sein, zur Umsetzung der Ziele des § 1 BBauG und der §§ 1 
und 2 des Landschaftsgesetzes die Verbindlichkeit von 
Grünordnungsplänen für die Gemeinden vorzuschreiben. 

3) Vergl. Landesregierung Nordrhein-Westfalen: 
Umweltprogramm Nordrhein-Westfalen, Oktober 1983. 
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Hessen 

Gottfried Heintze 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus rechtlich-administrativer Sicht 

Einleitung 

In Hessen wurde die Landschaftsplanung als Teil der Raum­
planung erstmals 1973 im Hess. Landschaftspflegegesetz 
(HLPfG) v. 4. 4. 73 (GVBI. 1, S. 126) verankert, und zwar so­
wohl für die Ebene Regionalplanung wie auch für die Ebene 
Bauleitplanung. 

Auch vorher hatte es bereits Landschaftsplanungen in Hes· 
sen gegeben, wie z. B. die Landschaftsrahmenpläne für ver­
schiedene hessische Naturparke, es gab aber vereinzelt 
auch schon Landschaftspläne auf kommunaler Ebene wie 
z. B. die Planung von OLSCHOWY für Alsfeld, oder von BES· 
SERER für Wetzlar. Diese Landschaftspläne hatten damals 
den Charakter einer eigenständigen, weitgehend unverbind· 
liehen Fachplanung, und das war deren eigentliche Schwä· 
ehe. Trotzdem wurde damit der Boden bereitet für die später 
gesetzlich verankerte Landschaftsplanung. 

Auf dem Gebiet der Objektplanung, wie z. B. Straßenpla­
nung, Flurbereinigung oder Abbau von Steinen und Erden, 
gab es in den entsprechenden Fachgesetzen auch früher 
schon Regelungen, die die Erstellung und Aufnahme von 
landschaftspflegerischen Begleitplänen ermöglichten. 

1 Regelungen für die Landschaftsplanung in Hessen 

1.1 Integration der Landschaftsplanung in die jeweils 
zugeordnete Stufe der Raumplanung 

Hessen hat sich bereits 1973 mit dem damaligen Land· 
schaftspflegegesetz fü r den Weg der Integration der Land­
schaftsplanung in die jeweilige Stufe der Raumplanung ent­
schieden, denn nur so erlangt die Landschaftsplanung die 
jeweils mögliche Rechtsverbindlichkeit. 

1.1.1 Landschaftsprogramm 

Das Hess. Naturschutzgesetz (HeNatG) vom 19. 9. 1980 
(GVBI. 1, S. 309) sieht kein Landschaftsprogramm vor, weil 
die wichtigsten Inhalte eines Landschaftsprogramms be­
reits 1970 in das Hess. Landesraumordnungsprogramm 
(HLROP) aufgenommen wurden (Hess. Feststellungsgesetz 
vom 18. 3. 1970, GVBI. 1, S. 265). 

1.1.2 Landschaftsrahmenpläne 

Nach§ 3 H ENatG (früher§ 3 (2) HLPfG) stellen die Träger der 
Regionalplanung Landschaftsrahmenpläne als Bestandtei· 
le der Regionalen Raumordnungspläne mit den überörtli· 
chen Erfordernissen und Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege auf. 
Hessen verfügt seit 1979 in Form der Karte »Siedlung und 
Landschaft« der festgestellten Regionalen Raumordnungs­
pläne einschl. der dazugehörigen Texte über verbindliche 
Landschaftsrahmenpläne. Diese Vorgaben s ind gemäß § 1 
(4) Bundesbaugesetz (BBauG) i. d. F. v. 6. 7. 1979 (BGBI. 1, S. 
949) bei der Bauleit- und Landschaftsplanung zu berücksich­
tigen. Z. Z. werden die Landschaftsrahmenpläne gleichzei­
tig mit den Regionalen Raumordnungsplänen fortgeschrie­
ben. 
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1.1.3 Landschaftspläne 

Die gleiche Integration gilt für die Bauleitplanung. Land­
schaftspläne beider Ebenen können nur durch die Aufnah­
me als Darstellungen oder Festsetzungen in die entspre· 
chenden Flächennutzungs· oder Bebauungspläne gemäß 
§ 4 (2) HENatG verbindlich werden, wo es heißt: »Die Land­
schaftspläne sind als Darstellungen oder Festsetzungen in 
die Bauleitpläne aufzunehmen.« STICH bezeichnet diese Lö· 
sung als »mitlaufende« Landschaftsplanung im Gegensatz 
zu der »vorlaufenden« Land.schaftsplanung in den Stadt· 
staaten und Nordrhein-Westfalen oder der »integrierten« 
Landschaftsplanung in Bayern und Rheinland-Pfalz. 

1.2 Aufstellen von Landschaftsplänen in 2 Stufen 

In § 4 (1) HENatG heißt es: »Auf der Grundlage des Land· 
schaftsrahmenplanes stellen die Träger der Bauleitplanung 
Landschaftspläne auf. In den Landschaftsplänen sind die 
örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege mit 
Text, Karte und Begründung darzustellen.« 

Im Unterschied dazu hieß es in § 3 (5) HLPfG: »Auf der 
Grundlage der Landschaftsrahmenpläne stellen die Ge­
meinden in Erfüllung des§ 1 (3) BBauG Landschaftspläne im 
Rahmen der Bauleitplanung auf.« Beide Gesetze zeichnen 
sich dadurch aus, daß sie nur sehr knappe Formulierungen 
über die Landschaftspläne auf der Ebene Bauleitplanung, 
ihren Inhalt, ihre Aufstellung und ihre Verbindlichkeit ent­
halten. M. E. reichen jedoch die Vorschriften in § 4 HENatG 
in Verbindung mit den hierzu herausgegebenen Erlassen 
aus; allerdings weist STICH darauf hin, daß die Hinweise 
zum Inhalt eigentlich im Gesetz enthalten sein müßten an­
statt im Erlaß. 

HLPfG und HENatG unterscheiden sich im Grundsatz nu r 
wenig, im Detail ist allerdings folgender Unterschied wich· 
tig: im HENatG fehlen die Worte »im Rahmen der Bauleitpla­
nungcc. Nach dem HLPfG gab es nur die in die Bauleitpla­
nung integrierte Landschaftsplanung, und zwar von Beginn 
der Aufstellung bis zur Genehmigung. Im HENatG heißt es 
zwar, die »Träger der Bauleitplanung« stellen die Land­
schaftspläne auf, aber dies ist lediglich ein Hinweis auf den, 
der für die Aufstellung verantwortl ich ist und keine Vor­
schrift über die Regelung des Verfahrens und der Verbind· 
lichkeit. 

Das heißt also, bis zu der Übernahme der Landschaftspläne 
in die Bauleitpläne ist der Landschaftsplan auch in der Form 
des Gutachtens möglich. Das hat den Vorteil, daß er in der 
Aufstellungs· und Diskussionsphase nicht an die Vorschrif­
ten des BBauG gebunden ist und sich durchaus auch kri· 
tisch zu den Inhalten der jeweiligen Bauleitpläne äußern 
kann, auch z. B. zu Darstellungen oder Festsetzungen be· 
reits rechtskräftiger Flächennutzungs· und Bebauungsplä­
ne, oder daß er alternative Lösungsvorschläge enthalten 
kann, z. B. zu Trassenplanungen oder Baugebieten. 

Darüber hinaus wird hierdurch unterstrichen, daß der Land­
schaftsplan nicht ausschließlich eine Ergänzung zum jewei­
ligen Bauleitplan darstellt, sondern daß er auch Grundlagen 
und Vorschläge enthalten soll , wie sie für künftige Eingriffe 



gemäß§ 5 HENatG und die dazugehörigen Ausgleichsmaß­
nahmen sowie für Planungen und Maßnahmen nach dem 
IV. und V. Abschnitt des HENatG (Schutzgebiete, Arten­
schutz) erforderlich sind. Gerade im Hinblick auf diese Ziel­
setzung gewinnen der Grundlagenteil und die Bewertung 
von Natur und Landschaft eine besondere Bedeutung. 

Nach nunmehr 3jähriger Erfahrung mit dem HENatG hat 
sich die zweistufige Vorgehensweise bei der Aufstellung 
von Landschaftsplänen zum Flächennutzungsplan inzwi­
schen durchgesetzt, d. h. zunächst Aufstellung des Land­
schaftsplans nach§ 4 (1) HENatG als Gutachten, sodann In­
tegration des Planes in den Flächennutzungsplan gemäß§ 4 
(2) HENatG. 

1.3 Inhalte und Verfahrensweisen, Arbeitsgruppe 

Die Einzelheiten zum Inhalt der Landschaftspläne sowie 
zum Verfahren bei ihrer Aufstellung sind in folgenden Erlas­
sen geregelt: 

- Gemeinsamer Erlaß des Hess. Ministers für Landesent­
wicklung, Umwelt, Landwirtschaft und Forsten und des 
Hess. Ministers des Innern vom 12. 10. 1982 betr.: »Auf­
stellung von Landschaftsplänen nach§ 4 HENatGcc (St.­
Anz. S. 1977). 

- Erlaß des Hess. Ministers für Landesentwicklung, Um­
welt, Landwirtschaft und Forsten betr.: »Bildung und Ar­
beitsweise einer Arbeitsgruppecc vom 18. 10. 82 (St.Anz. 
s. 1979). 

Ergänzungserlaß des Hess. Ministers für Landesentwick­
lung, Umwelt, Landwirtschaft und Forsten vom 4. 7. 83, 
Az.: II B 1 - LK. 67.2.2.1 - 5010183. 

Beim Inhalt wird der »planungsbezogenen Bestandsaufnah· 
me und ihrer Bewertung nach den Zielen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflegecc besondere Bedeutung zuge­
messen, ebenso auch den »alternativen Lösungsmöglichkei­
tencc. Im übrigen wird auf das Referat von SOLLMANN ver­
wiesen. 

Beim Verfahren ist als Besonderheit auf die im o. g. Erlaß 
genannte »Arbeitsgruppecc hinzuweisen. Die Arbeitsgruppe 
setzt sich aus je einem Vertreter der sogenannten „grünen 
Träger öffentlicher Belangecc zusammen, nämlich dem je­
weils örtlich zuständigen Forstamt, Amt für Landwirtschaft 
und Landentwicklung sowie Wasserwirtschaftsamt; die Ge­
schäftsführung für die Beratungen und Sitzungen dieser Ar­
beitsgruppe liegt bei den unteren Naturschutzbehörden, die 
Hess. Landesanstalt für Umwelt (HLfU) nimmt in der Regel 
an den Sitzungen teil. 

Die Arbeit dieser Arbeitsgruppen hat sich inzwischen voll 
bewährt. Insbesondere trägt sie zu einer Qualitätsverbesse­
rung der Landschaftsplanung bei, indem sie den Planer und 
die Gemeinde während der Planbearbeitung unterstützt und 
berät; dies gilt sowohl für die Erstellung des Gutachtens 
nach§ 4 (1), Insbesondere aber auch für die Integrationspha­
se nach§ 4 (2) HENatG. 

In einigen Landkreisen trifft sich die Arbeitsgruppe inzwi­
schen einmal monatlich zu regelmäßigen Sitzungen, um ge­
meinsam alle vorliegenden Bauleit- und Landschaftsplan­
verfahren zu beraten, eine Regelung, die sich ebenfalls be­
währt hat. 

Nach § 4 (1) HENatG Satz 3 ist die HLfU bei der Aufstellung 
von Landschaftsplänen zu beteiligen; nach § 4 (3) HENatG 
ist die obere Naturschutzbehörde vor der Genehmigung von 
Bauleitplänen, die Landschaftspläne enthalten, zu hören. 

1.4 Verzichterklärung 

Eine weitere hessische Besonderheit stellt die »Verzichter­
klärung« dar. In§ 4 (1) HENatG heißt es: „von der Erstellung 
von Landschaftsplänen kann abgesehen werden, wenn die 
vorherrschende Nutzung der Gemarkung den Zie len der 
Landschaftspflege entspricht und wenn eine Nutzungsän­
derung nicht zu erwarten ist. Die Entscheidung Ober den Ver­
zicht trifft die untere Naturschutzbehördecc. 

Über diese Regelung des »Verzichts« ist viel diskutiert wor­
den, sie hat aber im Umkehrschluß zu der Einsicht geführt, 
daß die Aufstellung von Landschaftsplänen in Hessen ein 
Regelerfordernis darstellt, so wie es auch aus§ 1 (6) BBauG 
abzuleiten ist. Bisher ist von der Verzichterklärung lediglich 
bei geringfügigen Flächennutzungsplan-Änderungen oder 
bei kleineren Bebauungsplänen Gebrauch gemacht worden. 

1.5 Ergänzung der Festsetzungsmöglichkeiten des § 9 (1) 
BBauG 

Hessen hat von der Ermächtigung des § 9 (4) BBauG Ge­
brauch gemacht und den an sich abgeschlossenen Katalog 
des § 9 (1) erweitert, und zwar durch die »VO Ober die Auf­
nahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den 
Bebauungsplan" vom 28. 1. 1977 (GVBI. 1, S. 102). Diese VO 
besagt, daß die materiellen Inhalte von Orts- und Gestal­
tungssatzungen nach § 118 der Hess. Bauordnung (HBO) 
vom 31 . 8. 1976 (GVBI. I, S. 339) auch als Festsetzungen in 
den Bebauungsplan aufgenommen werden können.§ 118 er­
möglicht u. a. Satzungen über folgende Aufgaben der Grün· 
ordnung: 

- die Gestaltung, Größe und Zahl der Stellplätze für Kraft­
fahrzeuge; 

- gärtnerische Gestaltung der Grundstücksfreiflächen und 
deren »Bepflanzung mit umweltnützlichen Bäumen und 
Sträuchern nach Art, Zahl und Verteilung«; 

Vorgartengestaltung. Im Gegensatz zur früheren Rege­
lung in der HBO muß die ausschließliche oder überwie­
gende gärtnerische Gestaltung der Vorgärten jetzt aus­
drücklich durch Satzung oder durch Festsetzungen Im 
Bebauungsplan geregelt werden; 

- Mindestanteil der »gärtnerisch anzulegenden und zu un­
terhaltenden Flächecc je nach Art der baulichen und son­
stigen Nutzungcc; 

- Schutz von Bäumen mit mehr als 60 cm Stammumfang. 

Diese Inhalte können insbesondere auch als textliche Fest­
setzungen in den Bebauungsplan aufgenommen werden, 
z.B.: 

»Auf öffentlichen und privaten Parkplätzen ist pro 5 Stell­
plätze auf gesonderten Pflanzflächen 1 großkroniger Laub­
baum zu pflanzen und zu unterhalten.« 

»Im Gewerbegebiet ist jeweils an den Grundstücksgrenzen 
eine mindestens 3reihige geschlossene Schutzpflanzung 
aus nachfolgend aufgeführten Gehölzen fachgerecht anzu­
legen und zu unterhalten (1 Pflanze/m2).« 

»Im Mischgebiet sind mindestens 50 % der nicht Oberbauten 
Fläche gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten; davon 
sind 50 % mit heimischen Bäumen oder Sträuchern zu be­
pflanzen (1 Pflanzelm2).« 

»Im Reinen oder Allgemeinen Wohngebiet ist jedes Grund­
stück mit einem firstüberschreitenden Laubbaum - auch 
hochstämmiger Obstbaum - zu bepflanzen.« 

»Der vorhandene Bewuchs ist soweit wie möglich zu scho­
nen. Gesunde Bäume mit mehr als 60 cm Stammumfang -
gemessen in 1 m Höhe - sind zu erhalten. Hiervon sind 
Obstbäume - abgesehen von Schalenobst (z. B. Walnuß 
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und Eßkastanie) - a·usgenommen. Falls durch die Erhal­
tung dieser Bäume die Durchführung zulässiger Bauvorha­
ben unzumutbar erschwert wird, sind Ausnahmen zulässig, 
wenn an anderer Stelle des Grundstückes für eine angemes­
sene Ersatzpflanzung Sorge getragen wird. In jeder Phase 
der Baudurchführung sind die zu erhaltenden Bäume vor 
schädigenden Einflüssen zu bewahren (s. Deutsche Nor­
·men: »Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegeta­
tionsflächen bei Baumaßnahmen« DIN 18 920, Oktober 
1973).« 

Diese textlichen Festsetzungen erleichtern die Aufnahme 
grünordnerischer Festsetzungen in den Bebauungsplan, da 
sie insbesondere die Möglichkeiten des§ 9 (1) 25 BBauG er­
gänzen. 

Die o. g. Verordnung enthält jedoch den Nachteil, daß sie 
zwar den ersten Teil der Ermächtigung von § 9 (4) BBauG re­
gelt, nämlich »die Aufnahme der auf Landesrecht beruhen­
den Regelungen in den Bebauungsplan«, nicht aber den 
zweiten Teil, »inwieweit auf diese Festsetzungen die Vor­
schriften des BBauG Anwendung finden«. Insofern kann die 
Gemeinde solche Festsetzungen auch ohne formelles Ände­
rungsverfahren nach BBauG aus dem Bebauungsplan wie­
der herausnehmen, ein Nachteil, der möglichst bald durch 
Ergänzung des§ 118 (4) HBO und dieser Verordnung abge­
stellt werden sollte! 

1.6 Einführung des Freiflächenplans im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens 

In§ 2 (2) Nr. 10 der Bauvorlagenverordnung vom 22. 5. 1977 
(GVBI. 1, S. 271) heißt es u. a.: 

»Der Lageplan muß insbesondere enthalten . .. die Grund­
stücksfreiflächen unter Angabe geplanter Veränderungen 
der Grundstücksoberfläche, der Lage und Größe der Flä­
chen, die gärtnerisch angelegt werden, der Spielplätze für 
Kleinkinder, der Verkehrsflächen, der Stellplätze für Kraft­
fahrzeuge ... und der Stellplätze für Abfallbehältnisse so­
wie unter Angabe der vorhandenen Bäume, der geplanten 
Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern und der Ausstat­
tung der Spielplätze für Kleinkinder; die Bäume, die erhalten 
werden sollen, sind kenntlich zu machen; im übrigen sind 
die vorhandenen und geplanten Bäume und Sträucher nach 
ihrer Art zu bezeichnen; für die vorhandenen Bäume ist, so­
weit erforderlich, auch ihre Größe und ihr Stammumfang in 
1 m Höhe der Geländeoberfläche anzugeben.« 

Und in § 2 (3) heißt es: 

»Der Inhalt des Lageplans nach Abs. 2 Nr. 10 ist auf einem 
besonderen Blatt (Freiflächenplan) darzustellen: in ihn kön­
nen auch Angaben aus anderen Nummern aufgenommen 
werden, wenn dies zweckmäßig ist.« 

Danach ist der Freiflächenplan im Baugenehmigungsverfah­
ren eingeführt und stellt ein wirksames Mittel zur Verwirkli­
chung und Einhaltung der grünordnerischen Festsetzungen 
bei der Baudurchführung dar. Um den Freiflächenplan als 
Instrument und in seiner Anwendung durch die Bauauf­
sichtsbehörden zu verbessern, erarbeitet die Hessische Lan­
desanstalt für Umwelt (HLfU) z. Z. ein entsprechendes Merk­
blatt. 

1.7 Einsetzung der Hess. Landesanstalt für Umwelt als 
"Träger öffentlicher Belange« 

Als weiterer Vorteil der hess. Regelungen stellt sich heraus, 
daß die HLfU seit 1974 als »Träger öffentlicher Belange« 
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(TöB) im Sinne des BBauG tätig ist. In dem am 16. 4. 1980 er­
neuerten Erlaß (St.Anz. S. 763) heißt es dazu: 

»Bei der Bedeutung und Vielseitigkeit des Umweltschutzes 
ist es allgemein notwendig, die HLfU zu beteiligen, auf ihre 
Beteiligung kann nur bei geringfügigen Änderungen beste­
hender Bauleitpläne verzichtet werden.« 

Dieser Forderung des Hess. Ministers des Innern wurde u. a. 
auch dadurch Nachdruck verliehen, daß die Regierungsprä­
sidenten bei der Genehmigung der Bauleitpläne den Stel­
lungnahmen der HLfU eine besondere Bedeutung beimes­
sen. Seitdem werden der HLfU fast alle Bauleitpläne der427 
Gemeinden in Hessen zur Stellungnahme vorgelegt, und die 
HLfU ist bemüht, diese Aufgabe als »TöB« im Sinne einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung wahrzunehmen (HEINTZE 
1981). Diese Aufgabe wird durch die Landschaftsplanung 
wesentlich erleichtert. 

Es mag zunächst ungewöhnlich erscheinen, daß die HLfU 
als eine für das ganze Land zuständige Dienststelle hier ge­
nerell tätig wird, weil im Regelfall die unteren Behörden zu 
beteiligen sind. Aber hier stellt sich natürlich die Frage: Wo 
ist die mit Fachleuten besetzte untere Behörde des Umwelt­
schutzes? Für den Bereich der Landespflege sind das in er­
ster Linie die unteren Naturschutzbehörden, die aber leider 
noch sehr unzureichend mit Fachleuten ausgestattet sind. 

Daneben werden Teilaspekte des Umweltschutzes zwar 
noch von anderen »TöB« wahrgenommen, wie z. B. von den 
Ämtern der Forst- und Landwirtschaft, der Wasserwirtschaft 
und den Gewerbeaufsichtsämtern; die Erfahrung zeigt je­
doch, daß gewisse Aspekte überhaupt nicht wahrgenom­
men werden, wie z. B. der Verkehrslärm, oder daß die Aufga­
be, die den »TÖB« hier übertragen worden ist, in unzurei­
chender Weise erfüllt wird. Damit wird eine gesetzlich fun­
dierte Chance zur Verbesserung der Umweltverträglichkeit 
der Bauleitplanung nicht genügend ausgenutzt. 

Hier setzt der Auftrag der HLfU an; diese ist aus folgenden 
Gründen besonders prädestiniert für die objektive Beurtei­
lung aller öffentlichen Planungen und Maßnahmen aus der 
Sicht des Umweltschutzes (Umwelterheblichkeit): 

- Die HLfU verfügt über ein breites Spektrum an Experten 
des technischen und ökologischen Umweltschutzes wie 
sonst keine andere staatliche oder kommunale Dienst­
stelle. 

Die Verbesserung und Verwirklichung des Umweltschut­
zes ist die primäre und einzige Zielsetzung der im übri­
gen unabhängigen HLfU, während der Umweltschutz bei 
anderen Dienststellen gleich- oder nachrangig mit ande­
ren Zielsetzungen wahrgenommen werden muß und viele 
Stellungnahmen daher schon vor Abgang im eigenen 
Hause einer Abwägung zwischen den Belangen des Um­
weltschutzes und anderen, z. T. sogar wirtschaftsbezo­
genen Belangen, unterzogen werden. 

Durch die zentrale Wahrnehmung dieser Aufgabe von der 
HUU ist eine vergleichbare Beurteilung aller Planungen 
und Maßnahmen in Hessen nach einheitlichen Maßstä­
ben und Kriterien von einer Dienststelle gewährleistet; 
dabei kommt dem Umweltschutz die Stellung und die 
größere Durchsetzungskraft der H LfU im Vergleich zu 
verschiedenen unteren Behörden zugute. 

Wegen weiterer Einzelheiten hierzu wird auf die Arbeiten 
von HENNERKES (1980), FINKE (1981), HINZEN (1983) sowie 
STEINBERG (1983) verwiesen, die diese Tätigkeit der HLfU 
untersucht und ausgewertet haben, sowie vom Verfasser 
(1981 und 1982). 



2 Stand der Landschaftsplanung in Hessen 

2. 1 Ebene Flächennutzungsplan 

Trotz einer verständlichen Zurückhaltung der Gemeinden 
nach Inkrafttreten des HLPfG 1973 ist inzwischen folgender 
Stand erreicht worden: 

Ca. 30 Landschaftspläne sind als Bestandteile von Flächen­
nutzungsplänen genehmigt. 

Ca. 230 Landschaftspläne sind in Arbeit, liegen im Entwurf vor 
oder befinden sich im Verfahren nach BBauG; dabei sind die 43 
Gemeinden, für die der nUmlandverband Frankfurt/Main«. einen 
gemeinsamen Flächennutzungs- und Landschaftsplan erstellt 
sowie die zehn Gemeinden des »Zweckverbandes Raum Kas­
sel« berücksichtigt. 

In einer Anzahl weiterer Gemeinden ist in Kürze mit der Auf­
tragsvergabe der Landschaftspläne zu rechnen. Bei insge­
samt 427 Gemeinden in Hessen ist das ein durchaus zufrie­
denstellendes Ergebnis. Seit etwa einem Jahr werden Flä­
chennutzungspläne ohne den dazugehörigen Landschafts­
plan nicht mehr genehmigt; dies gilt auch für gravierende 
Änderungen von Flächennutzungsplänen. 

Natürlich sind die vorliegenden Landschaftspläne in ihrer 
Qualität sehr unterschiedlich. Manch ein Landschaftsplan 
Ist überarbeitungs- und ergänzungsbedürftig und entspricht 
noch keineswegs den allgemeinen fachlichen Vorstellun­
gen . Aber das trifft leider bei den Flächennutzungsplänen 
trotz über 20jähriger Erfahrung mit dem BBauG hin und wie­
der auch noch zu. Dies hängt u. a. auch mit der Frage der 
Planersteller und dem Problem der häufig viel zu niedrigen 
Honorare zusammen; es sollte deshalb erneut überprüft 
werden, inwieweit durch eine Bezuschussung der Land­
schaftsplanung als Gutachten nach§ 4 (1) HENatG mit Lan­
desmitteln eine Qualitätsverbesserung erreicht werden 
kann. 

Die bisher aufgestellten oder in Auftrag gegebenen Land­
schaftspläne verteilen s ich auf folgende Planersteller: 

Landschaftsarchitekten, Landschaftsplaner: 

Architekten mit Landschaftsplaner im Büro: 

Architekten ohne Landschaftsplaner im Büro: 
Planungsgesellschaften: 

Zweckverband Kassel* : 

Umlandverband Frankfurt/M. • : 
Kreisbau- oder-planungsämter: 

Stadtplanungs- oder -gartenämter•: 

Staatl. Dienststellen: 

128 = 49% 

16 = 6% 

27 = 10% 

16 = 6% 

10 = 4 % 
43 = 16 % 

11 = 4% 

4 = 2% 

8 = 3 % 

• = unter Hinzuziehung von Büros für Landschaftsplanung 

2.2 Ebene Bebauungsplan 

Es wird davon ausgegangen, daß bei zahlreichen Bebau­
ungsplänen die notwendigen grünordnerischen Festsetzun­
gen aus dem zum Flächennutzungsplan vorliegenden Land­
schaftsplan entwickelt werden können, d. h., daß hier kein 
eigenständiger Landschaftsplan aufgestellt werden muß. 
Im übrigen sieht der unter Ziffer 1.3 genannte Gemeinsame 
Erlaß vom 12. 10. 1982 das sogenannte integrierte Verfahren 
vor, d. h. der Landschaftsplan wird von Anfang an in den Be­
bauungsplan integriert. Soweit in den Gemeinden auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes noch kein Landschafts­
plan vorliegt, wird die für einen Bebauungsplan erforderli­
che Landschaftsplanung, die dann über den Geltungsbe­
reich des Bebauungsplanes hinausgehend auch die benach­
barten Landschaftsbereiche einbeziehen muß, über den so-

genannten Quereinstieg erreicht; die Ergebnisse dieser 
Landschaftsplanung werden dann gleichzeitig in die 
Flächennutzungsplan-Änderung und in den Bebauungsplan 
integriert. 

Bei besonderen Problemgebieten wie z. B. bei Gewerbe- und 
Industriegebieten, bei Baugebieten in besonders schwieri­
ger landschaft licher Lage, bei Sondergebieten für Ferien­
und Wochenendhäuser sowie Campingplätze wird in der Re­
gel ein gesonderter Landschaftsplan aufgestellt und in den 
Bebauungsplan integriert. 

Auf diese Weise konnte inzwischen erreicht werden, daß die 
meisten Bebauungspläne grünordnerische Festsetzungen 
als Ergebnis der Landschaftsplanung enthalten. Hierbei ha­
ben sich u. a. die von der HlfU herausgegebenen »Merkblät­
ter zur Bauleit- und Landschaftsplanung« bewährt. Die In­
tensität und Qualität der Planung läßt sich natürlich noch 
verbessern, insbesondere durch die verstärkte Hinzuzie­
hung und gleichberechtigte Mitarbeit von qualifizierten 
Landschaftsarchitekten. 

2.3 Landschaftspflegerische Begleitplanung 

Die Landschaftspflegerische Begleitplanung läßt auch in 
Hessen noch viele Wünsche offen; gute Ergebnisse liegen 
auf dem Gebiet der Flurbereinigu.ng vor, zumal hier auch ei­
ne eigenständige fachgesetzliche Regelung vorliegt. 

Die »Verordnung über Eingriffe in Natur und Landschaft und 
die Pflicht zur Pflege von Grundstücken« v. 4. 8. 1982 (GVBI. 
1, S. 213) ist hinsichtlich der materiellen und formellen Rege­
lungen unbefriedigend. Eine Richtlinie hierzu ist in Vorberei­
tung, es wird aber bezweifelt, ob damit allein eine Besse­
rung zu erreichen ist, ob hier nicht vielmehr eine Gesetzes­
änderung erforderlich ist, insbesondere auch für die Rege­
lung der Ausgleichsabgabe, die bisher in Hessen noch kaum 
angewandt werden konnte. Hierbei sollten u. a. die Forde­
rungen des »Arbeitskreises der Landschaftsanwälte« zur 
Landschaftspflegerischen Begleitplanung beachtet werden 
(1981). 

Das gute Ergebnis bei der Landschaftsplanung auf der Ebe­
ne der Bauleitplanung war nur zu erreichen, weil die Aufge­
schlossenheit und Einsicht bei den Gemeinden und ihren 
Planern gewachsen ist, insbesondere aber auch, weil die bei 
den Regierungspräsidenten als Genehmigungsbehörden tä­
tigen Städtebauer besonders aufgeschlossen waren für die 
Notwendigkeit der Landschaftsplanung, und weil diese die 
HlfU sowie die anderen Träger öffent licher Belange bei ih­
ren entsprechenden Bemühungen tatkräftig unterstützt ha­
ben. Dies spricht dafür, die Zuständigkeit für die Genehmi­
gung der Bauleitpläne unbedingt in der Mittelinstanz zu be­
lassen und nicht etwa auf die Kreise und kre isfreien Städte 
zu delegieren, wie es in der Vergangenheit bereits überlegt 
und in anderen Bundesländern auch vollzogen wurde. 

3 Folgerungen 

3.1 Die flächenbezogene Erfassung der ökologischen 
Grunddaten für die Landschaftsfaktoren Boden, Wasser, 
Klima, Tier- und Pflanzenwelt und ihr voneinander abhängi­
ges Wirkungsgefüge ist als wichtige Grundlage für die Land­
schaftsplanung zu intensivieren. 

3.2 In Ergänzung zur Planzeichenverordnung zum BBauG 
vom 30. 7. 1981 (GVBI. 1, S. 833) ist eine Postille über »Plan· 
zeichen für die Landschaftsplanung« zu entwickeln, damit 
ein für alle Bundesländer einheitlicher Katalog von Planzei­
chen als Empfehlung vorliegt. 
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3.3 Die Hessische Bauordnung und die nVO über die Auf­
nahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den 
Bebauungsplan« sollte hinsichtlich der Anwendung der Vor­
schriften des BBauG auf diese Festsetzungen ergänzt wer­
den. 

3.4 Die Regelungen zur landschaftspflegerischen Begleit­
planung einschließlich der Ausgleichsabgabe nach § 6-8 
HENatG sind in Anlehnung an die Forderungen des Arbeits· 
kreises der Landschaftsanwälte zu verbessern. 

3.5 Die im Entwurf vorliegenden Grundsätze der Hess. Lan­
desregierung für die Prüfung der Umweltverträglichkeit öf· 
fentlicher Maßnahmen des Landes Hessen, die ausdrück­
lich auch die Genehmigung von Bauleitplänen einschließt, 
sind in Kraft zu setzen. 

3.6 Die Aufstellung von Landschaftsplänen als Gutachten 
nach § 4 (1) HENatG sollte aus Landesmitteln mit dem Ziel 
einer Qualitätsverbesserung gefördert werden. 

3.7 Die unteren Naturschutzbehörden sind mit Fachleuten 
der Landespflege und der Landschaftsplanung auszustat­
ten, insbesondere auch im Hinblick auf die den unteren Na­
turschutzbehörden in § 4 HENatG übertragene Aufgabe der 
nVerzichterklärung« auf einen Landschaftsplan sowie auf ih· 
re Geschäftsführung und Mitarbeit in der nArbeitsgruppe«. 

3.8 Dem Freiflächenplan nach § 2 (3) der Bauvoriagenver· 
ordnung ist im Baugenehmigungsverfahren durch die Bau· 
aufsichtsbehörden eine höhere Bedeutung beizumessen, 
um die Umsetzung der Landschaftspläne sowie der grünord· 
nerischen Festsetzungen in die Wirklichkeit zu verbessern. 

3.9 Die Gemeinden und ihre Repräsentanten (Bürgermei· 
ster, Magistrate bzw. Gemeindevorstände und Parlamente) 
müssen der Bauleit- und Landschaftsplanung einen höhe· 
ren Stellenwert beimessen und erkennen, daß diese das 
wichtigste Instrument zur Erreichung des Zieles eines um· 
weltgerechten Städtebaues darstellt. 

3.10 Die Qualität der Landschaftspläne muß u. a. auch 
durch eine bessere Aus- und Fortbildung der Landschafts­
planer erhöht werden; dies gilt insbesondere für die Phase 
der Bewertung von Natur und Landschaft sowie für die mit 
der Planung verbundene Überzeugungs- und Öffentlichkeits­
arbeit. 
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Achim Sollmann 

Erl ahrungen mit der Landschaftsplanung aus der Sicht der Praxis 

In Hessen sind die landesdeckend aufgestellten Land­
schaftsrahmenpläne von Fachverwaltungen aufgestellt wor­
den. Die landschaftspflegerischen Begleitpläne, insbeson­
dere für Straßenplanungen, werden von der den Eingriff pla­
nenden Verwaltung aufgestellt. In beiden Fällen wurden 
bzw. werden freie Landschaftsarchitekten nur in ganz gerin­
gem Umfang in die Bearbeitung mit einbezogen. Der folgen­
de Beitrag bezieht sich daher weitgehend auf die Land­
schaftspläne im Rahmen der Bauleitplanung. 

1 Verfahren bei der Aufstellung der Landschaftspläne 

Da nahezu alle Gemeinden bereits Flächennutzungspläne 
aufgestellt haben, ist ein gewisser Anpassungsdruck bei der 
Aufstellung und Integration der Landschaftspläne vorhan­
den. Änderungen von Flächennutzungsplänen sind nur sehr 
schwer zu erreichen. Eine Einflußnahme auf den Flächen­
nutzungsplan seitens des Landschaftsplaners ist in der Re­
gel nur bei Neuaufstellungen des Flächennutzungsplanes 
möglich. 

Auftraggeber 

Die größeren und mittleren Städte in Hessen mit entspre­
chendem Entwicklungspotential und mit in kürzeren Abstän­
den notwendig gewordenen Flächennutzungsplanänderun­
gen und -neuaufstellungen, haben bereits auch Land­
schaftspläne aufgestellt. Dabei sind zwei Besonderheiten 
zu nennen: 

- Landschaftsplan für den Umlandverband Frankfurt, Vor­
entwurf von drei Planungsbüros erarbeitet, Fertigstel­
lung des Entwurfes und Integrat ion in den Flächennut­
zungsplan seitens des Umlandverbandes 

- Landschaftsplan für den Zweckverband Raum Kassel als 
Gutachten von vier freien Planungsbüros und einem 
Koordinator außerhalb der Verwaltung bearbeitet, Fertig­
stellung des Entwurfs durch den Zweckverband Raum 
Kassel. 

Die beiden Verfahren hatten ähnliche Probleme zu Oberwin­
den: 

- Die Vorstellungen bzgl. Inhalte und Verfahrensweisen 
waren beim Auftraggeber relativ unklar und mußten müh· 
sam während des Verfahrens entwickelt werden. 

- Die Betreuung des Verfahrens· wechselte mehrfach. 

- Die beplanten Gemeinden wurden bei der Aufstellung 
nicht bzw. ungenügend und zu einem späten Zeitpunkt 
beteiligt. 

- Der Auftraggeber übernahm bzw. übernimmt die Integra­
tion in die Bauleitplanung ohne Beteiligung der Planbe­
arbeiter. 

Die Berarbeitung hatte eine lange Laufzeit, verbunden 
mit dem Problem der Aktualisierung der Planungsunter­
lagen. 

- Die räumliche und inhaltliche Abstimmung war ungenü­
gend, bedingt durch Konkurrenzverhalten der beauftrag­
ten Planer. 

Dagegen sind zahlreiche andere Verfahren für Landschafts­
pläne in Hessen ohne wesentliche Komplikationen abge­
wickelt worden. Der Landschaftsplan ist in der Regel als 
Gutachten erstellt worden und dann In den Flächennut­
zungsplan integriert worden. 

Fachliche Betreuung 

Die Gemeinden werden vor und während der Aufstellung der 
Landschaftsplanung von der Hessischen Landesanstalt für 
Umwelt beraten. Ihre Beteil igung ist im § 4 des Hessischen 
Naturschutzgesetzes bestimmt. Diese Beteiligung kann je­
doch eine dauernde Beratung durch die Präsenz eines Land­
schaftspflegers auf Kreisebene oder in der Gemeinde nicht 
ersetzen. Die Beteiligung der Hess. Landesanstalt für Um­
welt hat sich besonders in kritischen Fällen als sehr erfolg­
reich und wertvoll erwiesen. 

Finanzierung 

Die Kosten für die Bearbeitung der Landschaftspläne ist in 
Hessen von den Gemeinden allein zu tragen. Bei kleineren 
Gemeinden im ländl ichen Raum stößt dies auf erhebliche 
Probleme. Das Bewußtsein für die Notwendigkeit der Auf­
stellung von Landschaftsplänen ist in diesen Gemeinden 
meist nicht vorhanden. Eine leistungsgerechte Honorierung 
ist daher nur selten möglich. Die Tätigkeit des freien Planers 
steht hier in der Konkurrenz zur kostengünstigen bzw. ko­
stenfreien Leistung durch Fachverwaltungen, Planungsäm­
ter und Siedlungsgesellschaften. Dagegen sind zufrieden­
stellende Abschlüsse mit den Gemeinden, die mit einem 
Gartenamt ausgestattet sind, zu erzielen. Aufgrund dieser 
Gegebenheiten ist die Planungstätigkeit durch freie Land­
schaftsarchitekten im ländlichen Raum sehr erschwert. 

Fachliche Vorgaben 

Laut Gesetz sind die Landschaftspläne auf Grundlage des je­
weiligen Landschaftsrahmenplanes zu erstellen. Eine detail­
lierte Vorgabe für den Inhalt ist durch den Erlaß vom 12. 10. 
1982 zur Aufstellung von Landschaftsplänen geschaffen. Es 
fehlen jedoch verbindliche Festlegungen für die Planzeichen. 
Gegenober früheren Verfahren mit umfangreichen, zusam­
menhanglos erhobenen Daten für einen ausführlichen Grund­
lagenteil, werden heute nach dem neuen Erlaß planungsbezo­
gene Bestandsaufnahmen und -bewertungen durchgeführt. 
Die Darstellung von Konfliktbereichen bzw. die Durchführung 
von Verträglichkeitsprüfungen ist immer häufiger Bestandteil 
der Landschaftspläne (z. B. Verfahren Kassel - ökologische 
und visuelle VerträgllchkeitsprOfung). Dieser Leistungsschritt 
ist in der Praxis am schwersten zu erbringen. Das Fehlen eines 
Zielkatalogs für Naturschutz und Landschaftspflege sowie ei­
ner Handlungsstrategie und eines vergleichbaren Bewer­
tungsrahmens programmieren häufig Konflikte und Verständ­
nisschwierigkeiten zwischen Planern und Auftraggebern. Zur 
Zeit der knapper werdenden Honorare und dem wachsenden 
Anpassungsdruck wächst die Gefahr, daß die Bewertungen 
zunehmend konfliktfreier werden. 
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Die vorhandenen Grundlagendaten wie die Biotopkartie­
rung, die Flächenschutzkarte und der Landschaftsrahmen­
plan sind in vielen Teilen ergänzungs- und korrekturbedürf­
t lg. Die Vergabe von Sondergutachten zur Erhebung von 
Grundlagendaten zur Landschaftsplanung Ist bei kleinen 
und mittleren Gemeinden fast nie möglich. In Einzelfällen 
gelingt jedoch die Hinzuziehung von Fachleuten aus Lan­
desämtern (Hydrologisches Gutachten durch das Landes­
amt für Bodenforschung und eine Windfelduntersuchung 
durch die Hess. Landesanstalt für Umwelt für die Aufstel­
lung des Landschaftsplanes Zweckverband Raum Kassel). 

Die Hinzuziehung von Biologen und Ökologen muß von dem 
Planerhonorar abgedeckt werden. Aus diesem Grunde ist 
die Beteiligung von Sonderfachleuten auf wenige Einzelfälle 
beschränkt. 

Diese Lücke kann teilweise durch die Hinzuziehung von Na­
turschutzverbänden für die Biotoperfassung geschlossen 
werden. 

Öffentlichkeitsarbeit, Abstimmung 

Die Vorstellung der Landschaftspläne als Gutachten erfolgt 
nur in wenigen Fällen In der Öffentlichkeit. Meist ist die Be­
teil igung der Öffentlichkeit an der Landschaftsplanung auf 
die Offenlegung des Flächennutzungsplanes mit integrier­
tem Landschaftsplan beschränkt. Aber gerade die rechtzei­
tige Beteiligung der Öffentlichkeit ist in der konzepttionel­
len Phase (Gutachten, Vorentwurf) ungeheuer wichtig. Dazu 
gehört die Vervielfältigung und Verteilung des Landschafts­
planes. Einige Gemeinden (z. B. Dreieich) betreiben mit Hilfe 
von Faltblättern und Postwurfsendungen eine breite Öffent­
lichkeitsarbeit bei der Landschaftsplanung. Bei der Bevölke· 
rung stoßen die Belange für den Naturschutz und die Land­
schaftspflege inzwischen häufig auf ein besseres Verständ­
nis als bei der auftraggebenden Verwaltung. 

Die per Erlaß einzusetzende »Arbeitsgruppe«, bestehend 
aus Vertretern der Wasserwirtschafts-, Forstwirtschafts­
und Landwirtschaftsverwaltung unter Federführung der Un­
teren Naturschutzbehörde zwingt zur Auseinandersetzung 
zwischen Landschaftsarchitekt und Fachbehörden. Die häu­
fig vorhandenen Vorurteile gegenüber der Landschaftspla­
nung konnten in den Arbeitsgruppensitzungen abgebaut 
werden; besser als dies in Einzelgesprächen möglich gewe­
sen wäre. 

Integration des Landschaftsplanes in den 
Flächennutzungsplan 

Die Arbeit des beauftragten Landschaftsarchitekten endet 
häufig mit der Erstellung des Landschaftsplanes als Gut­
achten. Die Integration des Landschaftsplanes in den Bau­
leitplan wird häufig von den beauftragten Bauleitplanern in 
Zusammenarbeit mit der Gemeinde durchgeführt. Der Land­
schaftsarchitekt wird nur in Ausnahmefällen eingeschaltet. 
Diese Tatsache beruht auf der mangelnden Bereitschaft der 
Gemeinden zur fachlichen Auseinandersetzung und zusätz­
lichen Honorierung. Das Gesetz s ieht eine Beteiligung des 
Planerstellers bei der Integration nicht vor. 

In einigen Fällen wird jedoch auch die integrierte Fassung 
von freien Landschaftsarchitekten erarbeitet (Landschafts­
plan Gießen, dargestellt auf der Grundlage des Flächennut­
zungsplanes, vorlaufend Landschaftsplan der Stadt Lahn 
als Gutachten). 

Genehmigungsverfahren 

Die Genehmigung des Flächennutzungsplanes mit integrier­
tem Landschaftsplan erfolgt durch den jeweils zuständigen 
Regierungspräsidenten unter Einbeziehung der Hess. Lan­
desanstalt für Umwelt und der Bezirksregierung für Forsten 
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und Naturschutz. Die Zu rückweisung fachlich ungenügen­
der Pläne stößt auf große Schwierigkeiten. Eine stärkere 
Qualitätskontrolle der für die Genehmigung zuständigen Be­
hörden könnte durch die Bezuschussung der Landschafts­
pläne mit Landesmitteln erreicht werden. 

2 Bearbeiter der Landschaftspläne 
Auswahlverfahren 

Zur Zeit steht die Aufstellung der Landschaftspläne über­
wiegend für kleinere Städte und ländliche Gemeinden an. 
Aufträge sind i. a. nur Ober begrenzte Ausschreibungen zu 
erhalten. Bei diesen Verfahren sind z. Z. Honorarabschlüsse 
nur noch weit unter den Mindestsätzen der Honorarordnung 
für Architekten und Ingenieure zu erzielen.Somit ist die Exi­
stenz von Planu ngsbüros, die sich überwiegend mit der 
Landschaftsplanung befassen, in Frage gestellt. Die Bear­
beitung von Landschaftsplänen kann nur noch mit der Ab­
wicklung von Objektplanung oder in Verbindung mit ande­
ren Fachplanungen wirtschaftlich abgewickelt werden. 

Konkurrenz durch andere Planungsdisziplinen 

Für die Erstellung von Landschaftsplänen bewerben sich 
bei den Ausschreibungsverfahren zahlreiche Planer aus an­
deren benachbarten Fachdisziplinen (Regionalplaner, Städ­
tebauer, Geographen, Landwirte und Verkehrsplaner). Den 
Gemeinden als Auftraggeber wird häufig ein Preisnachlaß 
und Verfahrensvorteil bei gleichzeitiger Bearbeitung des 
Landschaftsplanes mit Flächennutzungsplan , Bebauungs· 
plan oder Fachplan angeboten. Es ist daher nicht verwun­
derlich, daß die Gemeinden in zunehmendem Maße sich an­
derer Fachdisziplinen zur Erstellung der Landschaftspläne 
bedienen, zumal das Hess. Naturschutzgesetz den Land­
schaftsarchitekten als den für die Landschaftsplanung qua­
lifizierten Planer nicht nennt. In vielen Fällen treten die 
Landschaftsarchitekten als Subunternehmer, als freie Mit­
arbeiter oder als Angestellte in Planungsbüros anderer 
Fachdisziplinen auf. Die Eigenständigkeit und Unabhängig­
keit der Planungsaussagen der Landschaftsplanung ist so­
mit durch die Form der Beauftragung in vielen Fällen bereits 
in Frage gestellt. 

Kostendruck durch Agrarstrukturelle Vorplanung 

Die mit Bundesmitteln (Gemeinschaftsaufgabe »Verbesse­
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes«) durchge­
führten und voll finanzierten Agrarstrukturellen Vorplanun­
gen mit landschaftspflegerischem Beitrag werden als Gra­
tisleistung von den ländlichen Gemeinden gern angenom­
men. Der landschaftsplanerische Beitrag stellt zwar in der 
Regel eine verwertbare Leistung für den Landschaftsplan 
dar, rechtfertigt jedoch nicht den geforderten Preisnach laß 
seitens der aufstellenden Gemeinden. Insofern wird mit öf­
fentlichen Mitteln eher eine Behinderung der Landschafts­
planung anstatt ihre Förderung bewi rkt. 

3 Vollzug und Umsetzung 

Gegenüber der inzwischen sehr weit fortgeschrittenen Land­
schaftsplanung läßt der Vollzug erhebliche Defizite erken­
nen. Zunächst aber muß k largestellt werden, daß der Land­
schaftsplan weder auf der Ebene des Flächennutzungspla­
nes noch des Bebauungsplanes direkt umgesetzt werden 
kann. In aller Regel ist für eine konkrete Realisierung eine 
weitere Planungsebene, der Freiflächenplan als Bestandteil 
des Bauantrages, erforderlich. Die Zuständigkeit f ür den 



Vollzug der einzelnen in der Landschaftsplanung festgeleg­
ten landschaftspflegerischen Maßnahmen liegt bei ver· 
schiedenen Behörden. Ein durchgängiges Instrument zur 
Kontrolle des Vollzuges fehlt. Mehrere Landkreise haben ih· 
re unteren Naturschutzbehörden inzwischen mit Landes­
pflegern besetzt. Jedoch besteht noch weiterer Nachholbe· 
darf. Bei dem Vollzug bauaufsichtlicher Aufgaben werden 
die Belange der Landespflege aufgrund mangelnder perso­
neller Ausstattung bzw. mangelnder Qualifikation weitge­
hend vernachlässigt. In einem besonderen Fall (Dietzen· 
bach) hat die Gemeinde den Landschaftsarchitekten beauf· 
tragt, die Umsetzung der landespflegerischen Maßnahmen 
aus den Landschaftsplänen zu kontrollieren. Dieses Modell 
erscheint zwar vorbildlich, ist aber offenbar nur in Gemein· 
den mit entsprechend entwickeltem Problembewußtsein für 
die Belange der Landespflege möglich und daher nicht über· 
tragbar. 

4 Naturschutzbeiräte und -verbände 

Eine wesentliche Unterstützung der landespflegerischen 
Belange erfährt die Landschaftsplanung durch die Natur­
schutzbeiräte auf den Ebenen der Landkreise und kreisfrei­
en Städte sowie bei den Bezirksdirektionen für Forsten und 
Natu rschutz. Die Zusammensetzung der Naturschutzbeiräte 
läßt in einigen Fällen zu wünsch.en übrig. Es ist der Trend 
feststellbar, die Besetzung der Beiräte mit Vertretern von 
Wirtschaftsinteressen bzw. von anderen Fachverwaltungen 
vorzunehmen. Leider sind zu wenig freiberufliche Land· 
schaftsarchitekten in den Naturschutzbeiräten vertreten. 
Dies beruht vermutlich u. a. auf der ausschließlich ehren· 
amtlichen und nicht honorierten Tätigkeit in den Beiräten. 

Eine wichtige Unterstützung erfährt die Landschaftspla· 
nung sowohl bei der Datenerhebung als auch der Realisie· 
rung durch die Naturschutzverbände nach § 29 Bundesna· 
turschutzgesetz. Der Einsatz der Verbände und der Umgang 
mit ihnen ist mit viel Feingefühl zu betreiben. Viele Gemein· 
den und Fachverwaltungen reagieren zurückhaltend bis ab· 
lehnend gegenüber den 29er Verbänden. Bei anderen Ge­
meinden erfahren sie besondere Wertschätzung und ihre 
Forderungen werden weitgehend In den Bauleitplänen und 
den Fachplänen berücksichtigt. 

5 Forderungen 

Aus der Sicht des Landschaftsarchitekten stellen sich fol· 
gende Erfordernisse zur Verbesserung der Durchsetzung der 
Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege dar: 

- Bessere Ausstattung der Landkreise und Gemeinden mit 
Landespflegern. 

Verbesserung der Personalsituation der Hess. Landes­
anstalt für Umwelt um stärker als bisher Grundlagenerar-

beitung, Programmentwicklung für Grundsätze und 
Richtlinien betreiben zu können. 

Förderung der Landschaftsplanung mit öffentlichen Mit­
teln, Behandlung der Agrarstrukturellen Vorplanung aus· 
schließlich als Fachplanung. 

Nennung der Landschaftsarchitekten im Naturschutzge­
setz als die geeignete und zuständige Personengruppe 
zur Aufstellung von Landschaftsplänen. 

Klare Festlegung von Leistungsbildern unter Mitwirkung 
der Hess. Landesanstalt für Umwelt für die Landschafts­
planung in verschiedenen Situationen. 

- Verstärkte Öffentlichkeitsarbeit bei der Landschaftspla· 
nung. 

Stärkere Beteiligung von Landschaftsarchitekten bei der 
Aufstellung bzw. Fortschr.eibung von Landschaftsrah· 
menplänen. 

Vergabe von Landschaftspflegerischen Begleitplänen an 
freie Büros zur Vermeidung von Konfliktminimierung in­
nerhalb der eingreifenden Fachbehörden. 

- Abbau der Kompetenzsplitterung für die Aufgaben der 
Landespflege. 

Regelung zur Kostenerstattung der Tätigkeit von treibe· 
ruflichen Mitgliedern in Naturschutzbeiräten. 

Anstelle des Ausbaus landesspezifischer Besonderheiten 
der Naturschutzgesetzgebung sollte eine stärkere Verstän· 
digung mit den anderen Bundesländern treten. Die Vollkom­
petenz des Bundes für die Naturschutzgesetzgebung bzw. 
eine weitergehende Ausschöpfung der Rahmengesetzge­
bung sollte angestrebt werden. Ansonsten besteht die Ge· 
fahr, daß sich die kleine Gruppe der Landschaftspf leger, Na­
turschützer und Landschaftsarchitekten gegenüber ande· 
ren Interessen nicht mehr durchsetzen kann. Entsprechende 
Bestrebungen sind in vielen benachbarten Planungsdiszipli· 
nen erkennbar. Weder die besondere Eigenart der Bevölke· 
rung noch der Landschaft läßt das föderalistische Prinzip in 
der Naturschutzgesetzgebung als gerechtfertigt erschei· 
nen. Es besteht die Gefahr, daß die Handlungsfähigkeit der 
Naturschutzverwaltungen in allen Bundesländern durch die 
Fülle der Aufgaben formaljuristi scher Art inef fektiv werden. 
Die Schwierigkeit für eine durchgängige Definition von Pla· 
nungsebenen und -instrumenten in den unterschiedlichen 
Bundesländern muß überwunden werden. Es geht darum, 
die geringen Kapazitäten der Naturschutzverwaltungen zu­
sammenzufassen und nicht durch föderalistische Prinzipien 
auseinanderdividieren zu lassen. Wir brauchen nicht mehr 
sondern weniger Gesetze in der Landschaftsplanung. Ande· 
rerseits sind die Instrumente in der Verwaltung durchschau· 
barer und durchgängiger zu gestalten. Eine Stärkung der 
Bundeskompetenz für den Naturschutz und die Land· 
schaftspflege ist deshalb erforderlich, weil die natur- und 
landschaftsbedrohenden und zerstörenden Nutzungsfor­
men auch durch Gesetze mit Vollkompetenz des Bundes ge­
regelt bzw. geschützt werden. 
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Baden-Württemberg 

Oswald Rathfelder 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus rechtlich-administrativer Sicht 

In dem jetzt vorgelegten Dritten Mittelfristigen Umwelt· 
schutzprogramm der Landesregierung von Baden-Württem· 
berg (1983-1987) wird die Landschaftsplanung zur Durch­
setzung ökologischer Prinzipien in der Raumplanung beson­
ders hervorgehoben. Diese ökologischen Grundsätze stehen 
im unmittelbaren Zusammenhang mit der Eindämmung des 
Landschaftsverbrauches und den dort aufgezeigten Beurtei· 
lungskriterien: 

- Wesentliche Eingriffe in Natur und Landschaft, insbe· 
sondere Planungen neuer Siedlungs- und Verkehrflä· 
chen, sind grundsätzlich ökologisch zu bewerten. 

- In die Bewertung ist die Abwägung aller zumutbaren Al· 
ternativen einzubeziehen. 

- Bei allen raumbedeutsamen Maßnahmen sind die Stand­
orte mit den geringsten ökologischen Belastungen anzu­
streben. Dabei sind alle Möglichkeiten einer flächenspa· 
renden Ausführung zu nutzen. 

Das Ausmaß der neuen Siedlungsflächen ist auf die 
Stagnation der Bevölkerungszahlen bis zum Jahr 1990 
und auf die danach zu erwartende Abnahme der Bevölke· 
rung und des Bedarfs an Arbeitsplätzen abzustimmen. 

In neuen Siedlungsgebieten sind ausreichende Flächen 
für einen ökologischen Ausgleich und für die Erholung 
vorzusehen. 

- In den Verdlchtungsräumen sind die vorhandenen Frei· 
flächen zu erhalten. 

- Bestehende Siedh.fngsflächen sind möglichst intensiv zu 
nutzen, aufgelassene Flächen sind zu rekultivieren. 

- Unvermeidbare erhebliche Belastungen von Natur und 
Landschaft sind vom Verursacher auszugleichen. 

Die rechtlichen Grundlagen der Landschaftsplanung in 
Baden-Württemberg sind die§§ 5-7 BNatSchG und die§§ 
7-9 des Gesetzes zum Schutz der Natur, zur Pflege der 
Landschaft und über die Erholungsvorsorge in der freien 
Landschaft (NatSchG vom 21. 10. 1975, GBI 654). Sie ist der 
ökologische Beitrag zur Raumplanung auf allen ihren Ebe­
nen mit folgender Zuordnung und Zuständigkeit: 

Der Landschaftsplanung obliegt es, die Zielsetzungen des 
Naturschutzes, der Landschaftspflege und der Erholungs­
vorsorge konzentriert so darzustellen, daß sie auf den ver· 
schiedenen Ebenen der Raumplanung berücksichtigt und -
soweit erforderlich und geeignet - integriert werden kön· 
nen. 

Zu den einzelnen Planungsebenen: 

1 Landschaftsrahmenprogramm 

Das Ernährungsministerium hat vor einigen Wochen das er­
ste Landschaftsrahmenprogramm für Baden-Württemberg 
als eigenständiges Werk veröffentlicht. Durch die parallele 
Erarbeitung des Landschaftsrahmenprogramms und der 
Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes konnten die 
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raumbedeutsamen Zielsetzungen dieses Programms in die 
Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes integriert 
werden und sind mit dem Beschluß über den Landesent­
wicklungsplan 1983 vom 12. 12. 1983 und der erforderlichen 
Rechtsverordnung bereits verbindlich. 

Die Aufstellung eines eigenständigen Landschaftsrahmen­
programms bot die Chance, 

• 

• 

• 

• 

die ökologischen Zusammenhänge aus landesweiter 
Sicht darzustellen, 

Maßnahmen zu entwickeln und darzustellen, die für ei­
ne Aufnahme in den Landesentwicklungsplan nicht 
geeignet s ind, aber einen Handlungsrahmen für die 
Landesregierung und die nachgeordneten Behörden 
zum Schutz, zur Pflege und zur Erhaltung von Natur 
und Landschaft stecken, 

den Abwägungsprozeß zwischen ökologischen und 
ökonomischen Belangen auf Landesebene transpa· 
rent zu machen, 

den ökologischen Orientierungsrahmen für die weite­
re Entwicklung von Natur und Landschaft festzule­
gen. 

Das Landschaftsrahmenprogramm fußt auf einer lndikator­
gestotzten Bewertung der 66 naturräumlichen Einheiten Ba­
den-Württembergs. Dieses eigentliche Kernstück des Land· 
schaftsrahmenprogramms wird das Ernährungsministerium 
bis zur nächsten Fortschreibung des Landschaftsrahmen­
programms weiterentwickeln und auf eine noch breitere Da· 
tenbasis stellen. 

2 Landschaftsrahmenpläne 

Die Landschaftsrahmenpläne werden von den Regionalver­
bänden aufgestellt. Derzeit sind zwei Landschaftsrahmen· 
pläne fertiggestellt und von der Verbandsversammlung be­
schlossen (Mittlerer Neckarraum und Nordschwarzwald). 
Die übrigen Pläne befinden sich in unterschiedlichen Ar­
beitsphasen. Für das Aufstellungsverfahren und den Inhalt 
liegt ein Richtlinienentwurf vor, der von den Regionalverbän­
den bei der Aufstellung der Pläne angewandt wird. 

Insgesamt gesehen sind die Arbeiten der Regionalverbände 
zufriedenstellend. Es bestehen jedoch noch Probleme mit 
der Datenbasis für die Pläne (z. B. Klima) und Schwierigkei­
ten bei der Defi nition der Planungsebene, weniger bezüglich 
der Landesebene, sondern mehr bei der Abgrenzung der Pla· 
nungshoheit der Gemeinde. Die Gemeinden sind - nicht zu. 
letzt durch die Kommunalreform - selbstbewußter gewor­
den und zunehmend darauf bedacht, ihren Entscheidungs­
spielraum soweit wie möglich offenzuhalten. 

Auch der Landschaftsrahmenplan erlangt keine eigenstän· 
dige Rechtskraft. Er wird allerdings von der Regionalver· 
sammlung förmlich beschlossen und - soweit erforderlich 
und geeignet - in den Regionalplan integriert. 

Bei der Beteiligung der Träger öffent licher Belange in Auf· 
stellungsverfahren ist das Regierungspräsidium als Höhere 



Landschaftsplanung 

Landschaftsrahmen prog ramm 

Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 

und Umwelt (gemäß § 7 Abs. 1 NatSchG) 

Landschaftsrahmenpläne 

Regionalverband (12) 
(gemäß§ 7 Abs. 1, § 8 Abs. 2 NatSchG) 

Landschaftspläne 

Grünordnungspläne 

Träger der Bauleitplanung (z.B. Gemeinde*) 
(gemäß § 7 Abs. 1, § 9 Abs. 1 NatSchG) 
•) Verwaltungsgemeinschaften , 

Nachbarschaftsverbände) 

Naturschutzbehörde herausgehoben. Das Regierungspräsi­
dium ist nicht nur zu beteiligen, sondern mit ihm ist das Be· 
nehmen herzustellen. 

Da die Regierungspräsidien in Baden-Württemberg eine 
Bündelungsfunktion nahezu aller Fachbereiche wahrzuneh· 
men haben, wurden dort Arbeitsgruppen eingerichtet, in de· 
nen auch die Forstdirektionen und die Landesanstalt für 
Umweltschutz mitwirken. Diese Arbeitsgruppe begleitet die 
Arbeit der Regionalverbände am Landschaftsrahmenplan, 
liefert Daten und Beiträge und stellt abschließend das ge­
setzlich geforderte »Benehmen" her. 

Nach den bisherigen Erfahrungen hat sich das Instrument 
des Landschaftsrahmenplanes bewährt. Die Bemühungen 
müssen sich in Zukunft allerdings mehr darauf konzentrie· 
ren, die Datenbasis zu erweitern, um überzeugendere Unter­
lagen für die Entscheidungsfindung zu erhalten. 

3 Landschaftspläne, Grünordnungspläne 

Dies ist sicherlich die wichtigste Ebene der Landschaftspla­
nung. Sie wirkt direkt vor Ort und kann daher entsprechend 
konkret sein. 

Die Träger der Bauleitplanung haben einen Landschaftsplan 
und einen Grünordnungsplan auszuarbeiten, sobald und so­
weit es zur Aufstellung, Ergänzung, Änderung oder Aufhe· 

Raumplanung 

Landesentw ickl u ngsp 1 an 

Innenministerium übernimmt 

(gemäß § 5 LaPIG) 

Regionalpläne 

Regionalverband übernimmt 
(gemäß §§ 8, 9 LaPlaG) 

Flächennutzungspläne 

Bebauungspläne 

Träger der Bauleitplanung übernimmt 
(§§ 5,9 BBauG) 

bung von Bauleitplänen erforderlich ist, um Maßnahmen zur 
Verwirklichung von Zielsetzungen nach § 7 Abs. 2 NatSchG 
näher darzustellen. Dies gilt insbesondere, wenn Gebiete ih· 
res Planungsbereiches 

1. nachhaltigen Landschaftsveränderungen ausgesetzt 
sind, 

2. als Erholungsgebiete vorgesehen sind oder deren Erhal· 
tung als Erholungslandschaft besondere Entwicklungs· 
oder Pflegemaßnahmen erfordern, 

3. erhebliche Landschaftsschäden aufweisen oder solche 
zu befürchten sind, 

4. an oberirdische Gewässer angrenzen (Ufergebiete mit Er· 
holungsschutzstreifen nach § 44), 

5. aus Gründen der Wasserversorgung unbeschadet was· 
serrechtlicher Vorschriften zu schützen oder zu pflegen 
sind, 

6. als Grünbestände, als notwendige Freiflächen oder als 
Mindestflur zur Sicherung der Leistungsfähigkeit eines 
ausgewogenen Naturhaushalts oder der Erholung fest· 
zulegen und zu schützen sind oder 

7. vor einer weiteren Inanspruchnahme der freien Land· 
schalt für andere Nutzungen landschaftsökologische 
Untersuchungen erfordern. 

Für die Aufstellung von Landschafts· und Grünordnungsplä· 
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nen sind Richtlinien erlassen worden, die das Verfahren und 
den groben Inhalt regeln (StAnz Nr. 101 vom 15. 12. 1979). 
Darin wird u. a. ausgeführt: 

»Im Rahmen von § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 
NatSchG haben die Träger der Bauleitplanung sobald und 
soweit es zur Aufstellung, Ergänzung, Änderung oder Aufhe­
bung von Bauleitplänen erforderlich ist, einen Landschafts­
plan und einen oder mehrere Grünordnungspläne auszuar­
beiten. 

Die für die Genehmigung des Bauleitplanes zuständige Be­
hörde hat zu prüfen, ob die landschaftlichen Belange bei der 
nach § 1 Abs. 7 BBauG gebotenen Abwägung ausreichend 
berücksichtigt worden sind. 

Landschaftspläne oder Grünordnungspläne müssen im Ein­
zelfall dort aufgestellt werden, wo eine hohe Konkurrenz um 
Flächennutzung unbebauter Gebiete besteht, bedeutende 
Schutzfunktionen zu erfüllen, Beeinträchtigungen oder Be­
lastungen von Natur und Landschaft zu mildern oder zu be­
seitigen sind. Bei der Aufstellung von Flächennutzungsplä­
nen wird daher in der Regel die Ausarbeitung von Land­
schaftsplänen notwendig, die allerdings nicht immer flä­
chendeckend sein müssen. 

Die Ausarbeitung von Landschafts- und Grünordnungsplä­
nen kann entfallen, soweit eine ausreichende Berücksichti­
gung der ökologischen Belange im Bauleitplan auf andere 
geeignete Weise gewährleistet ist. Dies wird in der Regel 
dort möglich sein, wo geringe Vorbelastungen von Natur 
und Landschaft bestehen und solche durch Planungen auch 
nicht zu erwarten sind. 

Werden keine Landschafts- oder Grünordnungspläne aufge­
stellt, so Ist dies im Erläuterungsbericht bzw. der Begrün­
dung zum jeweiligen Bauleitplan darzulegen. 

Die Landschaftsplanung ist auf der Grundlage einer Be­
standsaufnahme der natürlichen Gegebenheiten einschließ­
lich ihrer Nutzungen zu erstellen. Unter anderem sind die 
Naturgüter (Boden, Wasser, Luft, Klima, Tier- und Pflanzen­
welt), deren Wirkungsgefüge und deren nutzungsbedlngte 
Belastung zu erfassen. 

Darüber hinaus sind in der Landschaftsbewertung die Aus­
wirkungen der vorgesehenen Nutzungen auf den Naturhaus­
halt und das Landschaftsbild aufzuzeigen. 

Der Freiflächenbedarf nach Freiflächenarten ist zu ermit­
teln. Für das Planungsgebiet ist ein ökologisch-gestalteri­
sches Konzept zu entwickeln, welches die nachhaltige Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushaltes und die nachhaltige 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter gewährleistet. Hierbei 
sind Zielkonflikte infolge konkurrierender Nutzungsansprü­
che sowie Vorschläge zu deren Lösung aufzuzeigen. 

In den Landschaftsplänen und Grünordnungsplänen sind 
auch Aussagen Ober bestimmte Funktionen der Freiflächen, 
die u. a. für Freizeit und Erholung, Klima oder für die Gliede­
rung und Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes, aber 
auch für die Primärproduktion von Bedeutung sind, zu ma­
chen. 

Landschafts- und Grünordnungspläne bestehen aus einem 
Text- und einem Kartenteil, der im Maßstab des jeweiligen 
Bauleitplanes auszuarbeiten ist. 

Der Träger der Landschafts- bzw. Grünordnungsplanung hat 
gern. § 9 Abs. 1 Satz 3 In Verbindung mit§ 5 Abs. 2 NatSchG 
alle Behörden und Träger öffentlicher Belange, deren Aufga­
benbereich wesentlich berührt sein kann, zu beteiligen. We­
gen des Austausches vorhandener Daten und Unterlagen 
soll schon vor der Bestandsaufnahme mit den berührten 
Trägern öffent licher Belange Verbindung aufgenommen 
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werden. Die erste Beteiligung gern. § 5 Abs. 2 NatSchG ist zu 
Beginn der Bewertung erforderlich. 

Als vorwiegend ökologische Grundlagenplanung kommt der 
Beteiligung der Naturschutzbeauftragten sowie der Land­
wirtschaftsämter, Forstämter, Wasserwirtschaftsämter und 
der Flurbereinigungsämter besonderes Gewicht zu. Auf die­
se Welse wird ein möglichst frühzeitiger Austausch der fü r 
die Ausarbeitung der Pläne notwendigen gegenseitigen Ab­
stimmung gewährleistet. Der Naturschutzbeauftragte kann 
zu seiner Unterstützung die Bezirksstelle für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuziehen. 

Die Aufstellung dieser Pläne wird von den Trägern der Bau­
leitplanung an f reie Planungsbüros vergeben, meist an 
Landschaftsplanungsbüros, teilweise auch an Planungsbü­
ros, die Landschaftsplaner beschäftigen. (Die Richtl inien 
schreiben »fachlich geeignete Personen« vor.) 

Die Behörden erstellen keine Landschaftspläne. Sie si nd je­
doch im Rahmen der Beteiligung als Träger öffentlicher Be­
lange in den Planungsprozeß eingebunden. Bei der Beteili­
gung der Träger öffentlicher Belange ist die Funktion der 
Bezirksstellen für Naturschutz und Landschaftspf lege her­
vorzuheben. Sie werden - obwohl auf Regierungspräsidi­
umsebene tätig - bei Landschaftsplänen auch gehört und 
können den dort vorhandenen Sachverstand einbringen. Bel 
allen vier Bezirksstellen für Naturschutz und Landschafts­
pflege sind zwischenzeitlich qualifizierte Landschaftsplaner 
tätig. 

Neben der Beurteilung der Planung aus fachlicher Sicht ha­
ben die Fachbehörden auch aktiv mitzuwirken durch Fach­
beiträge und die Lieferung von Daten. Gerade der letztere 
Punkt erscheint wichtig, da eine auf überzeugende Daten 
aufgebaute Planung am wirkungsvollsten in die Entschei­
dungsfindung eingeführt werden kann. 

Verschiedene landesweite Kartierungen liegen vor, z. B. 

- Flurbilanz 
- Agrarökologische Kart ierung 

- Biotopkartierung 
- Waldfunktionen 

- Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung (in 
Schwerpunkten) 

- Schutzgebietsprogramm. 

Darüber hinaus werden schwerpunktmäßig für die Verdich­
tungsräume des Landes ökologische Bestandsaufnahmen 
unter dem Titel »Freiräume in Stadtlandschaften« schritt­
weise vorgenommen. 

Die enge Zuordnung zu der Bauleitplanung bedingt, daß 
Landschaftspläne parallel zur Bauleitplanung aufgestellt 
werden sollten. Daraus ergibt sich die Chance, bereits früh­
zeitig auf die Bauleitplanung Einfluß zu nehmen und neue 
Konflikte gar nicht mehr entstehen zu lassen. 

Auch Landschafts- und Grünordnungspläne entfalten keine 
Eigenverbindlichkeit. Sie werden nach Anhörung der Träger 
öffentlicher Belange vom Gemeinderat angenommen und -
soweit erforderlich und geeignet - in die Flächennutzungs­
planung und deren Bindungswirkung aufgenommen. Dieser 
Abwägungsprozeß unterliegt der Rechtskontrolle bei der 
Genehmigung der Flächennutzungspläne oder Bebauungs­
pläne durch die Regierungspräsidien bzw. neuerdings durch 
die Landratsämter und der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

Die für die Genehmigung des Flächen nutzungsplans zustän­
dige Behörde prüft in jedem Fall, ob die Belange des Natur­
schutzes, der Landschaftspf lege und der Erholungsvorsor­
ge in die nach § 1 Abs. 7 BBauG gebotene Abwägung ange­
messen eingegangen sind. 



Die Vernachlässigung einzelner Belange durch die Gemein­
de würde dazu führen, daß ein solcher Flächennutzungsplan 
nicht genehmigungsfähig wäre. 

Die Realisierung der Maßnahmen - auch solcher, die nicht 
unbedingt im Flächennutzungsplan verankert werden - er­
folgt je nach Zuständigkeit entweder durch die Gemeinde 
selbst oder eine Fachbehörde (z. B. Schutzgebietsauswei­
sungen). Eine Vollzugskontrolle ist nicht vorgesehen. 

Die Fortschreibung der Landschaftspläne ist im Gesetz ge­
regelt. Sie erfolgt bei einer Änderung, Ergänzung oder Fort­
schreibung des Flächennutzungsplanes. 

In Baden-Württemberg sind nach einer Umfrage zusammen 
mit dem Gemeinde- und Städtetag Landschaftspläne für 300 
Gemeinden bzw. Verwaltungsgemeinschaften erstellt, vor­
wiegend in den verdichteten Bereichen des Landes. Dies be­
deutet, daß knapp 50 % der Gemeinden in Baden-Würtem­
berg Landschaftsplanung betreiben. Sie repräsentieren 
75 % der Bevölkerung. Außerdem liegen knapp 400 Grünord­
nungspläne vor. 

4 Allgemeine Hinweise zur Landschaftsplanung 

Landschaftsplanung wurde mit unterschiedlichem Inhalt 
und Vorgehensweise bereits vor Erlaß der neuen Natur­
schutzgesetze betrieben, so z. B. bei der vorbereitenden 
Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) gern. § 5 Abs. 1 
BBauG vom 29. Juli 1960 oder anderen rechtlichen Regelun­
gen. Oftmals war aber die Durchsetzung landschaftlicher 
Belange mehr oder weniger von der jeweiligen Darstellungs­
und Durchsetzungskraft der Naturschutzbeauftragten ab­
hängig. (Beispiel Bebauung der nGerlinger Heide« in nRich­
tungsweisende Rechtsprechung in der praktischen Natur­
schutzarbeit«, Veröffentlichung der Landesstelle für Natur­
schutz und Landschaftspflege Baden-Württemberg, 1961, 0 . 
Rathfelder.) 

Leider ist die gesetzliche Verankerung der Landschaftspla­
nung in den Naturschutzgesetzen in den ?Oer Jahren in eine 
Zeit gefallen, in der Bürger, Planungsträger und Politiker 
durch eine Vielzahl anderer Planungen und Reformen npla­
nungsgesättigt« waren. Die Widerstände gegenüber einer 
zusätzlichen, oft von den Betroffenen nicht immer nachvoll­
ziehbaren Landschaftsplanung, konnten und können nur 
durch eine sachkundige, reale und nüchterne Darstellung 
der ökologischen Belange beseitigt werden. langatmige 
Herleitungen von Zielsetzungen oder schematische Pla­
nungsabläufe einschl ieß lich der Rechtsinstrumente und 
Verordnungen werden weder die Bürger noch die zuständi­
gen Entscheidungsgremien überzeugen. 

In diesem Zusammenhang ist es nötig, die Frage der Bürger­
beteiligung gerade in der Landschaftsplanung ernsthaft zu 
prüfen. Verschiedene Versuche in Baden-Württemberg sind 
erfolgreich verlaufen, soweit der Bürger frühzeitig beteiligt 
wird und kreativ mitarbeiten kann. Dies erfordert zweifellos 
einen höheren Arbeits- und Zeitaufwand, motiviert aber we­
sentlich bei der späteren Durchführung von Maßnahmen. In 
einigen Gemeinden hat diese Bürgerbeteiligung zu Aktivitä­
ten Ober die Biotopkartierung, Biotopgestaltungsmaßnah­
men, Neuanlage von Biotopen, Pflanzaktionen im Rahmen 
der Biotopvernetzung geführt und ist Ausdruck des Willens, 
aktiv für die Erhaltung und Gestaltung von Natur und Land­
schaft einzutreten. 

Die Landschaftsplanung muß verständlich und praktikabel 
für die Gemeinde sein. Hier besteht sicherlich auch noch 
Nachholbedarf. Denken wir an Eugen Roth: 

»Ein Mensch, der aus der großen Stadt 
Ins Grüne sich begeben hat, 
Läs hier, allein auf weiter Flur, 
Recht gern im Buche der Natur. 
Doch bald, betrübt, er wieder geht: 
Denn ach!, er ist Analphabet.« 

Die Landesanstalt für Umweltschutz wird daher in einigen 
Wochen ein Handbuch herausgeben, das gerade auf diese 
Praktikabilität der Landschaftsplanung für die Gemeinde 
eingehen wird. Wichtig ist eben, daß die Ergebnisse der 
Landschaftsplanung nicht nur statisch für den Flächennut­
zungsplan eingesetzt werden können, sondern einen Orien­
tierungsrahmen auch für spätere Entscheidungen und die 
schrittweise Durchführung von Maßnahmen liefern kann. In 
diesem Handbuch wird darüber hinaus ein Versuch veröf­
fentlicht, unter dem Stichwort nNaturbilanzcc eine Bilanzie­
rung des Naturhaushaltes vorzunehmen. Damit könnte der 
Gemeinde ein Instrument an die Hand gegeben werden, 
nicht nur die wirtschaftliche Entwicklung, sondern auch die 
Bemühungen um Natur und Landschaft darzustellen. 

Das Interesse der Gemeinden an solchen Methoden zur 
Natur- oder Umweltbilanz auf Gemeindeebene ist - zumin­
dest in Baden-Württemberg - groß und ist Ausdruck eines 
gestiegenen Umweltbewußtseins. Die Landschaftsplanung 
muß diese Strömungen flexibel aufnehmen können und darf 
deshalb nicht zu stark formalisiert und damit eingeengt wer­
den. 

5 Zusammenfassung 

Insgesamt hat sich die Landschaftsplanung nach dem neu­
en Naturschutzrecht als ökologischer Beitrag zur Landes-, 
Regional- und Bauleitplanung bewährt. Es hat sich als rich­
tig erwiesen, die ökologischen Belange in einem gesonder­
ten, aber verständlichen und nachvollziehbaren Planwerk zu 
erarbeiten und sie anschließend in einer gesonderten Ent­
scheidung den ökonomischen Belangen gegenüberzustel­
len. 

Es müssen allerdings alle Anstrenungen unternommen wer­
den, die Praktikabilität der Planwerke für den Einsatz vor Ort 
zu verbessern. Nur wenn es gelingt, den Betroffenen - vom 
Bürger bis zu den politischen Entscheidungsgremien -
durch überzeugende Daten und Aussagen zu motivieren, 
kann eine optimale Wirkung für die Erhaltung, Sicherung 
und Gestaltung unserer natürlichen Lebensgrundlagen von 
der Landschaftsplanung erwartet werden. 

Wir wissen, daß die Landschaft viel nvernetzter« und emp­
findlicher ist, als daß sie mit ein paar Federstrichen verplant 
werden darf. Auch für uns gilt immer noch der Satz von 
Theodor Eschenburg: »Man kann das Bessere in Form des 
Erreichten sehen, aber das Bessere in Form des Verhinder­
ten ist nur schwer zu erkennen.« 

So will ich am Ende meiner Ausführungen nochmal an Eu­
gen Roth erinnern: 

»Ein Mensch zertritt die Schnecke, achtlos. 
Die Schnecke ist dagegen machtlos. 
Zu spät erst kann sie im Zerknacken, 
den Menschen beim Gewissen packen?« 

Schärfen wir unser Gewissen um unserer selbst willen und 
vertiefen wir unser ökologisches Wissen bei unseren not­
wendigen Eingriffen in die noch verbliebenen natürlichen 
Lebensräume. 
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Arno S. Schmid 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus der Sicht der Praxis 

Einleitung 

Der vorliegende Erfahrungsbericht über die Landschaftspla­
nung basiert auf den persönlichen Erfahrungen des Verfas­
sers bei der Erarbeitung landschaftsplanerischer Leistun­
gen (innerhalb des Büros Eppinger und Schmid) sowie auf 
den Erfahrungen weiterer im Bereich der Landschaftspla­
nung in Baden-Württemberg tätigen Kollegen, die dem Ver­
fasser in Gesprächen mit diesen Kollegen bekannt gewor­
den sind. 

Gesetzliche Grundlagen 

Die Landschaftsplanung In Baden-Württemberg findet ihre 
gesetzliche Grundlage in 

- Gesetz zum Schutz der Natur, zur Pflege der Landschaft 
und Ober die Erholungsvorsorge in der freien Landschaft 
(Naturschutzgesetz - NatSchG) vom 21. Oktober 1975 
(GBI. S 654), berichtigt (GBI. 1976 S. 96), geändert durch 
das Landeswaldgesetz vom 10. Februar 1976 (GBI. S. 99), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 30. Mai 1978 (GBI. 
S. 286). 

Im II. Abschnitt „Landschaftsplanung" wird im§ 7 auf Allge­
meine Vorschriften eingegangen, § 8 regelt Landschaftsrah­
menpläne, während in § 9 (1) näher auf Landschaftspläne 
und Grünordnungspläne eingegangen wird.§ 9 (2) setzt sich 
mit dem Fall auseinander, wenn Fachplanungen Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege berühren, oh­
ne den Begriff »Landschaftspiflegerischer Begleitplan« im 
Gesetzestext ausdrücklich zu erwähnen. 

Der Aufstellung der Pläne nach § 9 (1) NatSchG sind die 

- Richtlinien des Ministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Umwelt über die Ausarbeitung von Land­
schaftsplänen und Grünordnungsplänen vom 5. 12. 1979 
AZ. 44-2201/23.4 (StAZ Nr. 101vom19. Dezember 1979) 

zugrunde zu legen. 

Für die Aufstellung der Landschaftsrahmenpläne (NatSchG 
§ 8 (2)) sind die Richtlinien m. W. vom Ministerium noch nicht 
festgeschrieben worden, ein Entwurf der Richtlinien zur Auf­
stellung von Landschaftsrahmenplänen durch die Regional­
verbände, Az. IV 2201 / 23, Stand 7177, liegt vor. 

Für die praktische Arbeit sind insbesondere noch die folgen­
den Verordnungen, Erlasse und Richtlinien von Bedeutung: 

- Verordnung des Ministeriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Umwelt über die Ausgleichsabgabe nach dem 
Naturschutzgesetz (Ausgleichsabgabeverordnung -
AAVO) vom 1. Dezember 1977 (GBI. S. 704) 

- Erlaß des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft · 
und Umwelt über Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege in der Flurbereinigung (Erlaß über 
Flurbereinigung und Naturschutz - FlurbNatSchErl.) 
vom 23. Oktober 1978 (GABI. S. 1224) 

- Gemeinsamer Erlaß des Ministeriums für Wirtschaft, Mit-
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telstand und Verkehr und des Ministeriums für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Umwelt über die Zusammenar­
beit der Straßenbauverwaltung mit der Naturschutzver­
waltung vom 1. März 1979 (GABI. S. 238) 

Erlaß des Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Umwelt über die Berücksichtigung der Belange von 
Naturschutz, Landschaftspflege, Erholungsvorsorge und 
Fischerei bei wasserbaulichen Maßnahmen an oberirdi­
schen Gewässern vom 30. Juni 1980 (GABI. S. 968) mit 
Anlage (Wasserbaumerkblatt). 

Planungsebenen, Zuordnungen 

Die Planungsebenen und die Zuordnungen der Pläne der 
Landschaftsentwicklurw zu den Plänen der Raumordnung 
und der Bauleitplanung sind eindeutig festgelegt (siehe ta­
bellarische Übersicht) 

Dabei sieht das NatSchG vor, daß die Pläne der Landschafts­
entwicklung,» ... soweit erforderlich und geeignet ... , in die 
jeweiligen Pläne der Raumordnung und der Bauleitplanung 
»aufgenommen« werden. 

Die Pläne der verschiedenen Ebenen der Landschaftspla­
nung erhalten in Baden-Württemberg mit ihrer Verabschie­
dung also keine eigene Rechtsverbindlichkeit, sondern müs­
sen in die Raumordnungs- und Bauleitpläne eingearbeitet 
werden, um an deren Rechtsverbindlichkeit teilzunehmen. 
Hierin ist aus der Sicht der Planungspraxis bereits eine 
nicht unerhebliche Schwierigkeit zu sehen: Wer legt fest, 
was »erforderlich und geeignet« ist? 

Hinzu kommt, daß das Mitwirken bei der Einarbeitung des 
Landschaftsplanes in den Bauleitplan nach der Honorarver­
ordnung für Architekten und Ingenieure nicht zu den Grund­
leistungen des Landschaftsarchitekten zählt (vgl. HOAI § 45 
(2)), sondern vielmehr als Besondere Leistung getrennt ver­
gütet werden müßte. 

Das bedeutet, daß in der Regel der Landschaftsarchitekt mit 
dieser Leistung nicht beauftragt ist, also darauf auch keinen 
oder einen nur geringen Einfluß hat. 

Eine weitere Unzulänglichkeit ergibt sich in der Darstellung. 

Zwar sind mir keine Fälle bekannt, wo es besondere Schwie­
rigkeiten der Übernahme von Darstellungen (im Flächennut­
zungsplan) oder Festsetzungen (im Bebauungsplan) gege­
ben hätte. Nach § 5 Bundesbaugesetz (BBauG) ist die Auf­
zählung der Darstellungen im Flächennutzungsplan sowie­
so nicht abschließend, und für den Bebauungsplan sind für 
die Festsetzungen nach BBauG § 9 in der abschließenden 
Aufzählung unter§ 9 (1) 10, 15, und v. a. 20, 24 und 25 weitrei­
chende Handlungsspielräume für unsere Belange gegeben. 
Außerdem sieht ja die Planzeichenverordnung von 1981 aus­
drücklich vor, daß weitere Planzeichen sinngemäß aus den 
angegebenen Planzeichen entwickelt werden können (vgl. 
PlanzV 81, § 2 (2)). 

Für die praktische Arbeit ist es trotzdem erschwerend, daß 
es noch keine (länder-)einheitliche Regelung für zu verwen-



dende Planzeichen für die Belange der Landschaftsplanung 
gibt, die Ober die wenigen Möglichkeiten der Planzeichen­
verordnung hinausgehen. 

Dadurch wird m. E. auch die Effizienz der Landschaftspla­
nung geschwächt und eine einheitliche Lesbarkeit er­
schwert. 

Planungspraxis In Baden-Württemberg 

Das Naturschutzgesetz Baden-Württemberg trat am 1. Ja­
nuar 1976 in Kraft, und mit ihm die gesetzliche Grundlage für 
die Landschaftsplanung. 

Schon geraume Zeit vorher wurden allerdings viele land­
schaftsplanerische Untersuchungen und Planungen er­
stel lt , die unter den unterschiedlichsten Bezeichnungen, die 
aus heutiger Sicht z. T. mißverständlich oder gar falsch sind, 
vorgelegt wurden. 

Beispiele: 

- Landschaftsrahmenplan 
Raum Bad Boll 
(aus heutiger Sicht korrekterweise als Landschaftsplan 
zu bezeichnen) 
Uni Stuttgart/Institut für Landschaftsplanung 1973 

- Landschaftsplan Stadt Reutlingen 
Büro Valentien + Valentien 
1975-76 

Landschaftsplan Stadt Leonberg 
Büro Eppinger + Schmid 
1975-76 

Auch das zuständige Ministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Umwelt vergab eine Reihe von Planungen mit 
Modellcharakter noch vor Verabschiedung des Naturschutz­
gesetzes, so z. B. 

- Gutachten für einen Landschaftsrahmenplan 
Bodensee Baden-Württemberg 
Prof. Dr. K. Buchwald u. a., TU Hannover 
1970-73 

Landschaftsplan Mittlere Jagst 
GFL-Planungsgruppe Bad Homburg 
1974-75 

Landschaftsplan Sipplingen 
Büro Für Freiraumplanung K. Eberhard 
1974- 75 

Durch diese verschiedenen Ansätze konnte sich zunächst 
keine einheitliche Methodik herausbilden, so entstanden 
nach Maßstab, Inhalt, Darstellung und Bezeichnung unter­
schiedliche Pläne, die oft nicht eindeutig typisiert werden 
können. 

Dieser Zustand wurde leider nicht verbessert durch die Tat­
sache, daß die Richtlinien des Ministeriums für die Ausar· 
beitung von Landschaftsplänen und Grünordnungsplänen 
erst vier Jahre nach Verkündigung des Naturschutzgeses er­
lassen wurden. 

So ist auch der Landschaftsplan des Nachbarschaftsver­
bandes Stuttgart, der von mehreren Büros (beteiligt sind: 
Planungsbüro Valen t ien + Valentien, Stuttgart, Büro Stöt­
zer, Sindelfingen, Büro Eppinger + Schmid, Leonberg und 
GfL- Planungsgruppe Bad Homburg) seit 1978 erarbeitet wur­
de und im Entwurf seit 1980 vorliegt, noch nicht nach den 
Richtlinien des Ministeriums aufgebaut und entspricht nicht 
dem Gliederungsmuster dieser Richtlinien. 

Inzwischen hat das Ministerium weitere Modellplanungen 
beauftragt, die abgeschlossen und veröffentlicht worden 
sind. 

Die Modellplanung 
- Landschaftsplan/Flächennutzungsplan Oberes Achter­

tal (Verfasser lng.-Boro für Landschafts- und Bauleitpla­
nung H. Walter) geht auf eine Planung 1969-73 zurück, 

Planungsebenen der Raumordnung und der Landschaftsentwicklung in Baden-Württemberg 

Planungsgebiet Planungsträger Raumordnung Landschaftsentwicklung Maßstab 

Land Landesregierung Landesentwicklungsplan Landschaftsrahmenprogramm 1:200.000 
LPlanungsG §§ 25-27 NatSchG § 8 (1) bis 

1:1 Mio 

Region Regionalverband Regionalplan Landschaftsrahmenplan (1: 25.000) 
LPlanungsG §§ 28-31 NatSchG § 8 (2) 1: 50.000 

(1 : 100.000) 

Gemeinde Gemeinde Flächennutzungsplan Landschaftsplan (1: 2.500) 
Gemarkung Gemeindeverw.- BBauG §§ 1 ·3 und 5-7 NatSchG §§ 7, 9 (1) 1: 5.000 

verband (1 :10.000) 
Nachbarschafts-
verband 

Teile des Gemeinde Bebauungsplan Grünordnungsplan (1: 500) 
Gemeinde· GVV BBauG §§ 1, 2, 9-13 NatSchG §§ 7, 9 (1) 1:1.000 
gebietes NSV 

Gebiete nach Fachverwal· Fachliche Pläne Landschaftspflegerischer versch. 
fach 1. Kriterien tun gen FlurbG. §§ 38, 41, 8 b, 91 Begleitplan 
überörtlich FStrG §§ 17 ff NatSchG § 9 (2) 
abgegrenzt BBahnG §3 b 

LWaldG §§ 5·8 etc. 
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die nach Inkrafttreten des Naturschutzgesetzes umgear­
beitet und entsprechend den Bestimmungen des § 9 
strukturiert wurde (1980). 

Das Modell 
Landschaftsplan Schömberg Nordschwarzwald (Verfas­
ser Prof. Dr. Miess + Dipl.-Ing. Miess in Abstimmung mit 
Prof. Kiemstedt) 1977-80. 

Beide Planungen orientieren sich nicht am Gliederungsmu­
ster der Richtlinien. 

Anders die Modelllplanung 

Grünordnungsplan 
Bad Wimpfen 
und 
Leinfelden - Echterdingen 
(Verfasser Arbeitskreis Grünordnung in der Deutschen 
Gesellschaft für Gartenkunst und Landschaftspflege, 
Landesgruppe Baden-Württemberg). Obwohl die Richtli­
nien erst während der Bearbeitung der beiden Modellfäl­
le erlassen wurden, legte der Arbeitskreis 1981 eine Ar­
beit vor, die sich ziemlich strikt am Gliederungsmuster 
der Richtlinien orientiert. 

Mängel aus der Sicht der Praxis 

Insgesamt wird von vielen praktisch tätigen Landschaftsar­
chitekten bedauert, daß die Landschaftsplanung in Baden­
Worttemberg einen relativ schwachen Stand hat. 

Dies drückt sich z. B. auch darin aus, daß die Landschafts­
planung innerhalb des Ministeriums für Ernährung, Land­
wirtschaft, Umwelt und Forsten kein eigenes Referat hat. 

Auch in der Landesanstalt für Umweltschutz in Karlsruhe 
sind bei einem Personalstand von ca. 500 Mitarbeitern weni­
ger als zehn Absolventen eines Hochschulstudiums der Lan­
despflege beschäftigt. 

Im Vergleich zu anderen Bundesländern ist Baden­
Württemberg an den entscheidenden Stellen, z. B. den Ge­
nehmigungsbehörden, aber auch bei den Naturschutzbehör­
den und den Fachverwaltungen, am schwächsten mit Lan­
despflegern besetzt. 

Dies muß sich zwangsläufig auch auf den Stellenwert, den 
die Landschaftsplanung allgemein genießt, auswirken. 

Vor allem muß bedauert werden, daß die Landschaftspla­
nung keine starke und durchgehende Zuständigkeit auf a l­
len Ebenen besitzt, sondern organisatorisch zersplittert ist. 
Während beispielsweise die jeweiligen Fachministerien ei­
ne durchgehende Zuständigkeit besitzen, und auch bei der 
Raumplanung die durchgehende Zuständigkeit des Innen­
ministeriums gegeben ist, wechselt bei der Landschaftspla­
nung die direkte Zuständigkeit vom Ministerium (Land­
schaftsrahmenprogramm) zu den Regionalverbänden (Land­
schaftsrahmenpläne) bzw. zu einer Vielzahl von Gemeinden 
(Landschaftspläne und Grünordnungspläne). 

Bei einer solchen Aufteilung der Planungshoheit wäre es um 
so wichtiger, daß eine besonders kompetente fachliche Kon­
trolle koordinierend wirksam wird. Dies wird jedoch durch 
allgemeinen Personalmangel und durch den oben erwähn­
ten Mangel an Landespflegern erschwert. 

Bei den unteren Naturschutzbehörden (Landkreise bzw. 
Kreisfreie Städte) obliegt die fachliche Beratung der Behör­
de den ehrenamtlich tätigen Naturschutzbeauftragten. Die-
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se sind lt. Gesetz (NatSchG § 48 (7)) ausdrücklich nicht an 
fachliche Weisungen gebunden. 

In der Praxis werden sehr oft Vertreter von landschaftsnut­
zenden Behörden (z. B. Forstverwaltung, Landwirtschafts· 
ämtern etc.) oder Vertreter aus dem Bildungsbereich (Biolo­
gielehrer etc.) als Naturschutzbeauftragte berufen. 

Selbst bei redlichstem Bemühen muß es ihnen schwerfallen, 
landschaftsplanerische Zielsetzungen gegenüber den Pla· 
nungsträgern zu artikulieren und durchzusetzen. 

Die Folge ist, daß häufig auch Planungen ohne die unerläßli­
che Fachkompetenz erstellt und als Landschaftsplanung 
nverkauft« werden. Mir sind Fälle bekannt, wo Landschafts­
pläne an Hochbauarchitekten, Vermessungsingenieure u. a. 
(zu Bruchteilen des Honorars nach HOAI) vergeben worden 
sind. In einem Falle wandte sich ein solcher Planverfasser 
später an uns, ob wir ihn bei der Erstellung des Planes nicht 
fachlich beraten könnten. 

Dies muß natürlich dem Ansehen der Landschaftsplanung 
und vor allem dem fachlichen Gewicht dieses Planungsin­
struments schlechthin Schaden zufügen. 

Aber selbst dem fachkompetenten Planer ist es häufig nicht 
möglich, notwendige Landespflegerische Ausweisungen 
beim Auftraggeber durchzusetzen. Die politischen Entschei­
dungsgremien vieler Gemeinden sind oft nicht willens, eine 
Landschaftsplanung (die sie selbst f inanzieren müssen) zu 
tragen, die möglicherweise ihren eigenen Entscheidungs­
und Handlungsspielraum einengt. Für sie sind in der Regel 
kurzfristige Interessen bestimmend, und die Landschafts­
planung wird zur Anpassungsplanung degradiert. 

Beispiel : In einer Stadt hatten wir für einen Talbereich, der 
außerdem für die Trinkwassergewinnung genutzt ist, die 
Ausweisung eines Landschaftsschutzgebietes vorgeschla­
gen (Erhaltung eines wertvollen Landschaftsteils und seines 
besonderen Erholungswertes, dabei gleichzeitig Schutz von 
Flächen, die zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Natur­
haushalts und der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter (in die­
sem Fall Wasser) erforderlich sind). 

Diese Ausweisung wurde vom Rat auch gebilligt. 

In der Nachbargemeinde, einer noch etwas mehr landwirt­
schaftlich strukturierten Gemeinde am Rande des Ballungs­
raums, sch lugen wir ebenfalls die Ausweisung eines Land­
schaftsschutzgebietes vor, und zwar in dem Teil, der topo­
graphisch und landschaftsräumlich zum vorgeschlagenen 
Landschaftsschutzgebiet (LSG) der benachbarten Gemar­
kung dazugehört und dieses erst sinnvol l abrundet. 

Der Gemeinderat befürchtete jedoch eine Einschränkung 
des eigenen Handlungsspielraums (obwohl im Verordnungs­
muster für LSG die ordnungsmäßige Bewirtschaftung land· 
wirtschaftlicher Grundstücke ausdrücklich von jeglichen 
Einschränkungen ausgenommen ist) und stimmte unserem 
Vorschlag der Ausweisung eines Landschaftsschutzgebie­
tes nicht zu. 

Vielleicht hätte eine stärkere untere Naturschutzbehörde 
den Planer hier wirkungsvoller unterstützen können. 

Das Regierungspräsidium (als Genehmigungsbehörde) teil­
te auf die Anfrage, was hier noch unternommen werden kön­
ne, mit, der Planer könne sich im Rahmen der Bedenken und 
Anregungen als Privatmann ja nochmals zu Wort melden. Si· 
cherlich eine unbefriedigende Regelung. 

Tatsache bleibt, daß im Landschaftsplan eine angepaßte für 
Fachleute nicht nachvollziehbare und in ihrer Abgrenzung 
unverständliche Ausweisung erfolgt. 



Landschaftsrahmenpläne: 

Laut Entwurf der Richtlinien zur Aufstellung von Land­
schaftsrahmenplänen durch die Regionalverbände ist vorge­
sehen, diesen ökologischen Beitrag zur Raumordnung in 
zwei Teile zu gliedern, und zwar in den 

- Landschaftsrahmenbericht mit Text und Karten; 

er enthält die Landschaftsanalyse und die Landschafts­
diagnose, also die Erhebung des Zustandes und die Be­
wertung; 

und den 

Landschaftsrahmenplan mit Text und Karten; 
er enthält die Zielsetzungen der Landschaftsentwicklung 
und die Grundzüge der überörtlichen Maßnahmen zu ih­
rer Verwirklichung. 

Landschaftsrahmenbericht und Landschaftsrahmenplan 
werden von den Regionalverbänden selbst erstellt. 

Für die überwiegende Mehrzahl der zwölf Regionalverbände 
liegen die Landschaftsrahmenberichte vor, die Landschafts­
rahmenpläne sind zumindest im Entwurf erarbeitet (z. B. 
Landschaftsrahmen Region Mittlerer Neckar, Entwurf 1979, 
Landschaftsrahmenplan vom 3. 12. 1980). In einer Aktuali­
sierung des Regionalplanes von 1977, die im März 1983 er­
folgte, haben gewisse Aussagen des Landschaftsrahmen­
plans Eingang in den Regionalplan gefunden. 

Landschaftsplan 

Landschaftspläne sind von den Trägern der Bauleitplanung 
(Gemeinden, Gemeindeverwaltungsverbände, Nachbar­
schaftsverbände etc.) auszuarbeiten, sobald und soweit es 
zur Aufstellung, Ergänzung, Änderung oder Aufhebung von 
Bauleitplänen erforderlich ist, um Maßnahmen zur Verwirkli­
chung von Zielsetzungen nach § 7 (2) NatSchG näher darzu­
stellen. 

Das Gesetz zählt Gründe auf, die hierfür insbesondere in 
Frage kommen. 

Planverfasser sollen lt. Richtlinien »fachlich geeignete Per­
sonen« sein. 

In der Praxis sind dies häufig Landschaftsarchitekten, aber 
auch Arch itekten, Geographen etc. (s. oben). 

Von den freischaffenden Landschaftsarchitekten wird be­
mängelt, daß eine starke Konkurrenz durch staatliche und 
halbstaatliche Stellen und Organisationen wie Landent­
wicklungsgesellschaft, Landsiedlung etc. besteht, deren 
Wirtschaftlichkeit nicht überprüft werden kann, und die zu 
Niedrighonoraren Leistungen anbieten. 

Auch wird eine gewisse Konkurrenz in Behördenplanungen 
gesehen (wie z. B. Agrarplanung, Forstwirtschaftliche Pla­
nungen), die durch eine Ausdehnung ihrer Planaussagen auf 
zusätzliche Teilbereiche (wie z. B_ in der forstlichen Erho­
lungsplanung) bei manchen für die Bauleitplanung zuständi­
gen Planungsträgern eine querschnittorientierte, umfassen­
de Landschaftsplanung als verzichtbar erscheinen lassen. 

Daß dabei wesentliche Bereiche des landschaftsplaneri­
schen Gesamtspektrums unberücksichtigt bleiben und in 
die Gesamtabwägung der Raumplanung nicht eingehen 
können, liegt auf der Hand. 

Seit Erscheinen der Richtlinien orientieren s ich sowohl das 
Verfahren bei der Aufstellung, als auch die Plan in halte ver­
stärkt am Gl iederungsmuster der Richtlinien. 

Gewisse Schwierigkeiten ergeben sich daraus, daß das Glie­
derungsmuster fü r die praktische Arbeit verbesserungsfä­
hig ist (vgl. Prof. H. Kaiser in »Analyse der veröffentlichten 
Landschaftspläne in Baden-Württemberg«, veröffentlicht 
von der LfU, Karlsruhe, 1980). 

Für den freien Planer als Auftragnehmer besteht zusätzlich 
die Schwierigkeit, daß die Leistungen nach dem Gliede­
rungsmuster nur schwer mit den Leistungsphasen der HOAI 
zur Deckung zu bringen sind. 

Auch die nach wie vor äußerst schwierige und zeitaufwendi­
ge Erhebung der planungsrelevanten Daten wird allgemein 
bemängelt. Diese müssen von den unterschiedlichsten Stel­
len beschafft werden und häufig fehlen relevante (v. a. öko­
logische) Daten ganz, oder sie sind nicht praxisbezogen auf­
bereitet und/oder werden dem Planungsmaßstab nicht ge­
recht. 

Landschaftspflegerische Begleitpläne 

Straßenbau 

Nach dem gemeinsamen Erlaß des Verkehrsministeriums 
und des Landwirtschaftsministeriums ist die gleichgeordne­
te Naturschutzbehörde im Stadium der Linienplanung zu be­
teiligen. 

Die Naturschutzbehörde gibt entweder eine gutachtliche 
Stellungnahme ab, oder benennt - in weniger kritischen 
Fällen - die Flächen und Objekte, die von der Linienfüh­
rung der neuen Straße nicht berührt werden sollen. 

Im Rahmen der Aufstellung des RE-Vorentwurfs wird festge­
legt, ob und für welche Bereiche des Straßenbauvorhabens 
ein Landschaftspflegerischer Begleitplan aufgestellt wer­
den soll. 

Aus der Vergabepraxis der Straßenbauverwaltungen, die 
den Regierungspräsidien angegliedert sind, ergab sich in 
den Jahren 1980- 1981 eine ziemliche Kontroverse, in die 
sich auf Betreiben des Bund Deutscher Landschaftsarchi­
tekten die Architektenkammer Baden-Württemberg K. ö. R. 
einschaltete. 

Die Straßenbauverwaltungen vergaben die landschaftspla­
nerischen Leistungen nach VOL, was eindeutig den Richtl i­
nien mehrerer Erlasse (z.B. Mittelstandsrichtlinien für öf­
fentliche Aufträge) widersprach. 

Diese Schwierigkeiten der vertraglichen Regelung sind mei­
nes Wissens noch nicht abschließend ausgeräumt, obwohl 
die Architektenkammer detaillierte Vorschläge sowohl zur 
Vertragsgestaltung als auch zur Leistungsbeschreibung ge­
macht hatte. 

Was fachlich besonders kriti sch begutachtet werden muß, 
ist, daß die Straßenbauverwaltung Baden-Württemberg ei­
nen sogenannten »Erweiterten Bepflanzungsplancc mit auf­
genommen hat, der als eine Art »verkürzter Landschaftspfle­
gerischer Begleitplan« für gewisse Vorhaben ausreichen 
sol l. 

Nach Meinung vieler Kollegen sind hier besonders auch die 
Naturschutzbehörden aufgerufen, gegenüber den Fachver­
waltungen die Belange des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege mit ausreichendem Nachdruck zu artikulie­
ren. 

Es kann nicht Ziel sein, grundsätzliche landschaftsplaneri­
sche Belange in einem verkürzten Verfahren abzuhandeln, 
ganz abgesehen davon, daß hierdurch die Grenzen zwischen 
landschaftsplanerischen Leistungen und Objektplanung 
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(Bepflanzungsplan) in einem für den Planer äußerst kriti­
schen Maße verwischt werden. 

Flurbereinigung 

Für diesen Bereich liegt seit Oktober 1978 ein Erlaß des Mi· 
nisteriums vor, in dem die grundsätzliche Bedeutung des 
Naturschutzes, der Landschaftspflege und der Erholungs­
vorsorge nach§ 2 NatSchG auch für die Flurbereinigung her­
ausgehoben wird. 

Besonders positiv wird dabei das verstärkte Gewicht, das 
der Biotop-Erhaltung und -Pflege beigemessen wird, ver­
merkt. 

Weniger positiv Ist zu vermerken, daß nach dem Erlaß ein 
evtl. zu erstellender Landschaftspflegerischer Begleitplan 
vom Flurbereinigungsamt selbst unter Mitwirkung des Lan­
desamts für Flurbereinigung und Siedlung in Abstimmung 
mit der unteren Naturschutzbehörde (Landratsamt bzw. 
Stadtkreis, und damit mit dem ehrenamtlichen Naturschutz­
beauftragten) erstellt werden soll. 

Es findet sich hier kein Hinweis, daß dieser Plan von einer 
nfachlich geeigneten Person« erarbeitet werden soll. 

Aber selbst wenn der Landschaftspflegerische Begleitplan 
von einem qualifizierten Fachmann (z. B. einem Land­
schaftsarchitekten) erarbeitet worden ist, bleibt dieser Plan 
nur ein Gutachten. Die endgültige Entscheidung trifft nach 
wie vor das Flurbereinigungsamt, d. h. in der Regel ein Ver­
messungsingenieur. 

Die im Landschaftsplan zu treffenden Aussagen werden in 
den politischen Gremien (Ausschüsse, Gemeinderat, Ver­
bandsversammlung etc.) vom Planer vorgetragen, erörtert 
und beschlossen. Auf die dabei möglicherweise auftreten­
den Schwierigkeiten wurde bereits eingegangen. Im Verfal)­
ren sind die Träger öffentlicher Belange und die Öffentlich­
keit (Bürgerbeteiligung) zu beteiligen. 

Der Plan muß dann der Genehmigungsbehörde (Regierungs­
präsidenten) vorgelegt werden. 

Während die flächenmäßige Abdeckung mit Landschafts· 
plänen im Hinblick auf die relativ kurze Zeit der gesetzlich 
verankerten Planung im Landesdurchschnitt als gut be­
zeichnet werden kann, sind einige Fachleute mit der Über­
nahme der Aussagen des Landschaftsplan (LP) in den Flä­
chennutzungsplan weniger zufrieden. 

Die Verbindlichkeit der in dem Flächennutzungsplan aufge­
nommenen Darstellungen kann demgegenüber mit gut be­
zeichnet werden, somit ist auch die Umsetzung bzw. die Be­
rücksichtigung bei nachfolgenden Planungen weitgehend 
gesichert. 

Grünordnungsplan 

Die Akzeptanz des Instruments »Grünordnungsplan« ist re­
lativ groß, auch wenn vereinzelte Äußerungen wie die eines 
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Oberbürgermeisters einer mittleren Stadt, der von »Bäum­
chen-Diktatur" sprach, eine Ablehnung in Teilen der Verwal­
tung und der Bevölkerung unterstreichen. 

Bel manchen Gemeinden, vor allem im ländlichen und klein­
städtischen Raum, ist die Neigung gering, den Grünord­
nungsplan (GROPL) als Ergänzung des Bebauungsplans zu­
sätzlich ausarbeiten zu lassen, da ja dort »die Welt noch in 
Ordnung ist«. 

Die Notwendigkeit, auch bei der städtebaulichen Planung 
den Naturhaushalt zu berücksichtigen, wird von vielen Ver­
waltungen und auch Stadtplanern nicht gesehen. 

Es wird nicht erkannt, daß dieser Plan mehr ist, als nur ein 
Gestaltungsplan, in dem noch ein paar Bäume in den Bebau­
ungsplan gezwängt werden, sondern daß er wesentliche Hil· 
fen für das Funktionieren der städtebaulichen Planlösungen 
leisten kann. 

Dabei hat sich gezeigt, daß bei gemeinsamen Verfahren von 
Bebauungsplan und Grünordnungsplan (d. h. frühzeitige Be· 
teiligung der Landschaftsarchitekten) aus dem gemeinsa­
men Dialog der beiden Planer mit allen übrigen Beteiligten 
ein wesentlich besserer Einblick in die Planungsnotwendig­
keiten erzielt werden kann. 

Ein gewisses Handicap ist auch bei der Grünordnungspla­
nung das Fehlen von Ergebnissen und Daten langfristiger 
Untersuchungen Ober Ökologie, Flora, Fauna und Kleinkli­
ma. Zum Teil kann auf Erkenntnisse von Einzelpersonen 
oder Gruppen in der Gemeinde zurückgegriffen werden, wo­
bei aus solchen Kontakten wesentliche Hilfen für die Grün· 
ordnungsplanung, auch bei der Bürgerbeteiligung nach§ 2 a 
BBauG, erwachsen können. Das Auffinden solcher Kontakte 
ist aber häufig mehr oder weniger großen Zufälligkeiten un­
terworfen. 

Eine nicht geringe Schwierigkeit besteht häufig im großen 
Maßstabs-Sprung zwischen Landschaftsplan und Grünord­
nungsplan. 

Wenn der LP (z. B. eines Naturschutzverfahrens) im M = 
1 : 10000 erarbeitet worden ist, ist es sehr schwierig, plane­
rische Aussagen aus dem LP direkt für den Grünordnungs­
plan (i. d.R. im M = 1 : 500) abzuleiten. 

Auch bei der Umsetzung und bei der Kontrolle des Vollzugs 
entstehen Schwierigkeiten : während für die Kontrolle der 
aus der Bauleitplanung entstehenden Tief- und Hochbau­
maßnahmen in der Regel eine große Zahl von fachkundigen 
Mitarbeitern der Tief- und Hochbauämter bzw. des Bau­
rechtsamts vorhanden ist, gibt es für die Überwachung des 
Vollzugs der Grünordnungsplanung kaum fachlich vorgebil­
dete Mitarbeiter. 

Um den Erfolg der in den Plänen festgesetzten Pflege- und 
Unterhaltungsmaßnahmen und der Neupflanzungen zu ge­
währleisten, ist aber eine sorgfältige Überwachung zwin­
gend notwendig. 

Falls das bei den örtlichen Gartenbau- und Grünflächenäm­
tern vorhandene Personal nicht ausreicht, ist die ständige 
Zusammenarbeit mit dem Landschaftsarchitekten u. U. ge­
boten. 



Rheinland-Pfalz/Saarland 

Rudolf Stich 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus rechtlich-administrativer Sicht 

A. Beurteilungskriterien 

Das Bundesnaturschutzgesetz -BNatSchG - vom 20. De­
zember 1976 (BGBI. 1 S. 3574) mit seinen rahmenrechtlichen 
Regelungen Ober die Landschaftsplanung (§§ 5, 6) ist nun­
mehr nahezu sieben Jahre in Kraft. Es ist deshalb angemes­
sen, die den bundesrechtlichen Gesetzesbestimmungen 
nentsprechenden Vorschriften«, die von den Ländern in der 
Zwischenzeit erlassen worden sind (vgl.§ 4 BNatSchG), im . 
Hinblick auf die folgenden Fragestellungen zu untersuchen: 

1. Wie verhält sich die landesrechtliche Regelung zuni Bun­
desrecht? 

2. Ist die landesrechtliche Regelung geeignet, die umfas­
sende Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege (§§ 1, 2 
BNatSchG) in der Landes-, Regional· und Bauleitplanung 
zu gewährleisten? 

3. Ist die Landschaftsplanung in ihrer landesrechtlichen 
Ausgestaltung so beschaffen, daß sie die Aufgaben ei­
ner Umweltverträglichkeitsprüfung für die Landes-, 
Regional- und Bauleitplanung übernehmen kann? 

Im folgenden sollen die landesrechtlichen Regelungen von 
Rheinland-Pfalz und dem Saarland anhand dieser Kriterien 
überprüft werden. 

B. Rheinland-Pfalz 

1. Rechtsgrundlagen 

Die Regelungen Ober die »landespflegerische Planung« fin­
den sich im Landesgesetz Ober Naturschutz und Land­
schaftspflege (Landespflegegesetz - LPflG - ) in der Fas­
sung vom 5. Februar 1979 (GVBI. S. 36). Vorher hatte dieses 
Gesetz in seiner Erstfassung vom 14. Juni 1973 (GVBI. S. 
147) gegolten, in dem (§ 44 Nr. 1) für Rheinland-Pfalz das 
Reichsnaturschutzgesetz von 1935 aufgehoben worden war. 

II. Landespflegeprogramm und Landschaftsrahmenpläne 

Entsprechend der Kurzbezeichnung des Gesetzes als »Lan­
despflegegesetz« wird das »Landschaftsprogramm« des 
Bundesrechts in Rheinland-Pfalz »Landespflegeprogramm« 
genannt(§ 15 LPflG). Zu den inhaltlichen Anforderungen an 
dieses Programm wird gesagt, daß die Erfordernisse der 
Landespflege für das gesamte Landesgebiet unter Beach­
tung der Grundsätze und Ziele von Raumordnung und Lan­
desplanung (§§ 2 und 9 des Landesplanungsgesetzes -
LPIG - in der Fassung vom 8. Februar 1977, GVBI. S. 5) im 
Landespflegeprogramm (§ 15 LPflG) einschließlich Arten­
schutzprogramm in Text, Karte und Plan dargestellt werden. 
Es wird von der obersten Landespflegebehörde, dem Mini­
sterium für Soziales, Gesundheit und Umwelt, unter Beteili­
gung der obersten Landesbehörden und der im einzelnen be­
rührten Behörden und Planungsträger des Bundes aufge­
stellt. Es ist in dem im Landesplanungsgesetz(§ 11) vorgese-

henen Verfahren zum Bestandteil des Landesentwicklungs­
programms zu machen. 

Die Landschaftsrahmenpläne (§ 16 LPflG) sollen das Lan­
despflegeprogramm für die Regionen vertiefen. Sie enthal· 
ten in Plan, Karte und Text die Ergebnisse einer Land­
schaftsanalyse und Landschaftsdiagnose und die überörtli· 
chen Maßnahmen, die zur Erfüllung der Aufgaben der Lan­
despflege notwendig sind. Dazu gehören insbesondere An­
gaben aus landespflegerischer Sicht über 

- die künftige Nutzung und Gestaltung der Landschaft im 
Außenbereich, 

- die anzustrebende städtebauliche Entwicklung, 

- Gebiete, in denen besondere Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Wohn- und Erholungswerts oder zur Beseiti­
gung oder Verhütung von Landschaftsschäden getroffen 
werden müssen, 

- Schutzgebiete und Schutzobjekte im Sinne der§§ 18 bis 
22 LPflG (Landschaftsschutzgebiete, Naturparke, ge­
schützte Landschaftsbestandteile, Naturschutzgebiete 
und Naturdenkmale) sowie Schutzwaldungen gemäß 
§ 18 des Landesforstgesetzes. 

Die Landschaftsrahmenpläne werden von der oberen Lan· 
despflegebehörde (Bezirksregierung, vgl. § 30 Abs. 1 LPflG) 
unter Beteiligung der durch die Planung berührten Behörden 
des Bundes und des Landes sowie der regionalen Planungs­
gemeinschaften erarbeitet und letzteren zur Beschlußfas­
sung zugeleitet. Sie werden in dem im Landesplanungsge­
setz vorgesehenen Verfahren (s. § 13 LPIG) zum Bestandteil 
der regionalen Raumordnungspläne gemacht. 

Die rheinland-pfälzische Regelung über das Landespflege­
programm und die Landschaftsrahmenpläne entspricht der 
rahmenrechtlichen Bestimmung des Bundes. Über sie hin­
aus führt sie allerdings nur in der Vorschrift über die Land­
schaftsrahmenpläne, deren Form, Darstellungsweise, Zu­
standekommen und Aussageinhalt näher umrissen werden. 
Doch zeigen sich in diesem Zusammenhang auch gleich 
Fragen, die erkennen lassen, wie wenig Klarheit über Zweck 
und Inhalt der Landschaftsrahmenplanung besteht. Worin 
können etwa »Angaben aus landespflegerischer Sicht« über 
»die anzustrebende städtebauliche Entwicklung« bestehen, 
wenn die Planungshoheit für diese städtebauliche Entwick­
lung kraft Bundesrechts bei den Gemeinden liegt? Richtig 
erkannt ist auf der anderen Seite - im Gegensatz zum Bun­
desrecht - , daß Angaben über die Schutzobjekte und 
Schutzwaldungen in die Landschaftsrahmenpläne gehören, 
während sie in die Landschaftsplanungen der örtlichen Ebe­
ne nur übernommen werden können. 

Fragt man nunmehr, ob die landesrechtliche Regelung von 
ihrer sach- und verfahrensrechtlichen Ausgestaltung her ge­
eignet ist, die umfassende Berücksichtigung der Ziele und 
Grundsätze des NaturschÜtzes und der Landespflege(§§ 1, 
2 BNatSchG = §§ 1, 2 LPflG) zu gewährleisten, so liegt die 
einschränkende Antwort schon in der bundesrechtlichen 
Rahmenregelung begründet. Wenn nach Bundes- und Lan­
desrecht die beiden höheren Stufen der Landschaftspla­
nung »unter Beachtung der Grundsätze und Ziele der Raum­
ordnung und Landesplanung« zustande kommen sollen, tre-
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ten schon bei der Erarbeitung der Programm- und Planinhal­
te mit den Zielen und Grundsätzen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege die (anderen) gewichtigen Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung in Konkurrenz, wie sie 
ausführlich in den Grundsätze-Katalogen des Bundes­
Raumordnungsrechts (vgl.§ 2 des Raumordnungsgesetzes) 
und des Landesplanungsrechts (vgl. § 2 LPIG) aufgelistet 
sind, und unter denen die Belange der Wirtschaft, des Ver­
kehrs, der Wohn- und Industriebebauung sowie der Erho­
lungsvorsorge hervorstechen. 

Es braucht unter diesen Umständen nicht zu verwundern, 
daß es in Rheinland-Pfalz trotz einiger Ansätze aus dem zu­
ständigen Ministerium (erstmals 1974) bisher nicht gelun­
gen ist, ein eigenständiges Landespflegeprogramm zu erar­
beiten. Man muß sogar feststellen, daß die Fruchtlosigkeit 
eines dahingehenden Bemühens bereits in den Sach- und 
Verfahrensregelungen des Bundes- und Landesrechts ange­
legt ist. Auf der anderen Seite ist jedoch darauf hinzuwei­
sen, daß das im Vollzug des Raumordnungs- und Landespla­
nungsrechts erarbeitete und aufgestellte Landesentwick­
lungsprogramm 1980 ein umfangreiches Kapitel über die 
Verbesserung der Umweltbedingungen und den Schutz der 
natürlichen Ressourcen enthält (Seiten 87 bis 97 der von der 
Staatskanzlei - Oberste Landesplanungsbehörde - im 
Juli 1980 herausgegebenen Fassung), in dem auch Angaben 
über die Sicherung der Erholungsräume und die Sicherung 
von Flächen des Naturschutzes und des Landschaftsschut­
zes gemacht werden. Es drängt sich damit zum wiederhol­
ten Male die Frage auf, ob die Regelung einer eigenständi­
gen Landschaftsplanung nicht eher sach- und verfahrens­
rechtliche Erschwerungen statt einer umfassenderen Be­
rücksichtigung der Ziele und Grundsätze von Naturschutz 
und Landschaftspflege in der Landes- und Regionalplanung 
gebracht hat. 

Wenn man schließlich an die Frage herangeht, ob die Land­
schaftsplanung der beiden oberen Stufen in ihrer landes­
rechtlichen Ausgestaltung so beschaffen ist, daß sie die 
Aufgaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung für die 
Landes- und Regionalplanung übernehmen kann, so benö­
tigt man zuerst eine klare Vorstellung von diesem in der Bun­
desrepbulik noch nirgends gesetzlich verankerten Instru­
ment der Umweltpolitik. Sofern mit ihm die Vorstellung ver­
bunden wird, die Landschaftsplanung könne in einer Art 
Vorentscheidung festlegen, welche Flächen eines bestimm­
ten Raumes nach einer landschaftsökologischen Bestands­
aufnahme und Bewertung für Zwecke der Wirtschaft, des 
Verkehrs, der Wohnbebauung, der Gewerbe- und Industrie­
ansiedlung, der Schaffung von Ver- und Entsorgungseinri ch­
tungen und der Herstellung von Erholungseinrichtungen 
noch »verbraucht« werden könnten, geht dies jedenfalls an 
den bundes- und landesrechtlichen Vorschriften vorbei. Im 
übrigen ist insoweit interessant, daß die ansonsten recht 
strenge Regelung über die Umwelt-Einwirkungsstudie (etu­
de d'impact sur l'environnement) im französischen Natur­
schutzgesetz von 1976 die Raumplanungen von dem Erfor­
dernis einer eigenständigen (Vor-)Studie freistellt und dazu 
bestimmt, daß diese Planungen die Umweltbelange im Rah­
men der für sie geltenden Sach- und Verfahrensregelungen 
zu berücksichtigen haben. 

III. Landschaftspläne 

Als erstes Landesgesetz hat das rheinland-pfälzische Lan­
despflegegesetz für das Verhältnis der Landschaftsplanung 
zur Bauleitplanung die sogenannte Integrationsmethode ge­
wählt(§ 17 LPflG): Die örtlichen Erfordernisse und Maßnah­
men zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege (Landespflege - als Oberbegriff-) sind 
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in den Bauleitplänen unter Berücksichtigung der natürli­
chen Gegebenheiten, ihrer Nutzungseignung und Belastbar­
keit mit Text, Karte und zusätzlicher Begründung näher dar­
zustellen, sobald und soweit dies aus Gründen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege notwendig ist. Dabei 
s ind im Rahmen des Erforderlichen der angestrebte Zustand 
von Natur und Landschaft und die notwendigen Schutz-, 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen im Flächennutzungs­
plan darzustellen und im Bebaulingsplan festzusetzen. Der­
artige Darstellungen und Festsetzungen umfassen im ein­
zelnen: 

Flächen, die aus klimatischen Gründen, aus Gründen 
des Gewässer-, des Hochwasser-, des Erosions- und Im­
missionsschutzes oder wegen ihrer Bedeutung als 
Regenerations- oder Erholungsraum offenzuhalten oder 
freizulegen sind oder auf denen eine Nutzungsänderung 
unterbleiben muß, 

Flächen, auf denen im einzelnen zu bestimmende Maß­
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der 
Landschaft besonders dringlich sind, 

Flächen, auf denen Landschaftsbestandteile zur Erhal­
tung oder Wiederherstellung eines leistungsfähigen Na­
turhaushalts, zur Sicherung von Vielfalt, Eigenart oder 
Schönheit der Landschaft oder aus den unter dem ersten 
Anstrich genannten Gründen notwendig und deshalb zu 
erhalten oder zu schaffen sind. 

Der Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan und die 
Begründung zum Bebauungsplan sollen Angaben enthalten 
Ober den vorhandenen Zustand von Natur und Landschaft 
und seine Bewertung nach den Zielen des Naturschutzes 
und der Landschaftspf lege(§ 1 Abs. 1 BNatSchG), insbeson­
dere über 

das Landschaftspotential mit den wesentlichen Land­
schaftsfaktoren und deren Wechselbeziehungen , 

die Landschaftsnutzungen und deren Auswirkungen auf 
die Landschaft, 

die Bewertung der Landschaft nach ihrer Nutzungseig­
nung und ihrer Belastbarkeit, gegebenenfalls mit Hin­
weis auf Flächen, auf denen wegen ihrer besonderen Eig­
nung oder zur Schonung anderer Landschaftsteile vor­
rangig bestimmte Nutzungen (z. B. Bebauung, Landwirt­
schaft, Forstwirtschaft, Abbau von Steinen und Erden) 
zuzulassen sind. 

Dabei ist auch darzulegen, inwiewei t bei Darstellungen und 
Festsetzungen die landschaftlichen Gegebenheiten und die 
Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege Beachtung gefunden haben . 

Die gesetzliche Regelung einer in die Bauleitplanung inte­
grierten Landschaftsplanung ist mit dem Bundesrecht ver­
einbar. Es überläßt es nicht nur den Ländern, die für die Auf­
stellung der Landschaftspläne zuständigen Behörden und 
öffentlichen Stellen zu bestimmen(§ 6 Abs. 4 BNatSchG). lh­
nen obliegt es auch, das Verfahren und die Verbindlichkeit 
der Landschaftsplanung, insbesondere für die Bauleitpla­
nung, festzulegen. Dabei können sie nach ausdrücklicher 
bundesrechtlicher Ermächtigung »bestimmen, daß Darstel­
lungen des Landschaftsplans als Darstellungen oder Fest­
setzungen in die Bauleitpläne aufgenommen werden«. Wei­
terhin wird die rheinland-pfälzische Regelung der Forderung 
des Bundesrechts - wenn auch auf gewissen Umwegen -
gerecht, nach der der Landschaftsplan Darstellungen ndes 
vorhandenen Zustands von Natur und Landschaft und seine 
Bewertung« nach den in § 1 Abs. 1 LPflG ( = § 1 Abs. 1 
BNatSchG) festgelegten Zielen zu enthalten hat. Da die 
planzeichnerischen Darstellungen und Festsetzungen in 
den Bauleitplänen immer nur den geplanten (»angestreb-



ten«) Zustand des Planungsraumes aufzeigen, mußte dieser 
Forderung des Bundesrechts durch eine Erweiterung des Er­
läuterungsberlchts zum Flächennutzungsplan (vgl. § 5 Abs. 
7 BBauG) und der Begründung zum Bebauungsplan (vgl.§ 9 
Abs. 8 BBauG) entsprochen werden. 

Selbstverständlich folgert aus der Integration der Land­
schaftsplanung in die Bauleitplanung, daß die Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
zusammen mit den anderen im konkreten Fall planungser­
heblichen öffentlichen und privaten Belangen, in die Abwä­
gung einzubeziehen sind und daß bei Zielkonflikten im Rah­
men des Zulässigen eine kommunalpolitische Entscheidung 
gegen bestimmte Ziele und Grundsätze des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege getroffen werden kann (vgl. § 1 
Abs. 6 und 7 BBauG). Außer einer umfassenden Auflistung 
der mögl icherweise in Betracht zu ziehenden öffentlichen 
und privaten Belange, unter denen die Belange des Umwelt­
schutzes mehrfach erwähnt sind, weist das Bundesbau­
recht jedoch bezüglich der Beteiligung der Träger öffentli­
cher Belange (zu denen alle Arten von Umweltschutzbehör­
den rechnen), der Planungsbetroffenen und der Öffentl ich­
keit Verfahrenserfordernisse auf, die in höchstem Maße ge­
währleisten, daß die Ziele und Grundsätze des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege mit dem ihnen zukommen­
den Gewicht zur Geltung gebracht werden können (s. § 2 
Abs. 5 und§ 2 a BBauG). Schließlich bedarf jede Bauleitpla­
nung der Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehör­
de, die zu prüfen hat, ob alle planungswesentlichen Belange 
- auch des Naturschutzes und der Landschaftspflege -
ermittelt und mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die 
Abwägung eingestellt worden sind (s. §§ 6, 11 BBauG). 

Wenn dennoch (wie Staatssekretär Prof. Dr. Töpfer vom zu­
ständigen Ministerium für Soziales, Gesundheit und Umwelt 
in seinem Vortrag über »Umweltpolitik in den Landkreisen« 
am 21 . Oktober 1983 in der 38. Hauptversammlung des Land· 
kreistages Rheinland-Pfalz ausgeführt hat) zahlreiche Bei­
spiele belegen, daß bei der Aufstellung und Genehmigung 
von Bauleitplänen den Belangen der Landespflege oft nur 
unzureichend Rechnung getragen wurde, so liegt dies nicht 
an der Integrationsmethode, sondern an ihrem unzulängli­
chen Vollzug. Das rheinland-pfälzische Landespflegegesetz 
enthält - im Gegensatz zu manchem anderen Landesnatur­
schutzgesetz - materialreiche und auch leicht verständli· 
ehe Hinweise auf den notwendigen Inhalt der landschafts­
bezogenen Darstellungen und Festsetzungen in Bauleitplä­
nen und ihre Verdeutlichung durch Aussagen im Erläute­
rungsbericht zum Flächennutzungsplan und in der Begrün­
dung zum Bebauungsplan. Wenn sie gleichwohl von den 
Planern, den Kommunalpolitikern und den Beamten der Ge­
nehmigungsbehörden noch kaum ernst genommen werden, 
so Ist der wichtigste Grund die noch weit verbreitete Un­
kenntnis oder zumindest unzulängliche Kenntnis bezüglich 
der Wirkungszusammenhänge zwischen dem »Verbrauch« 
von Natur und Landschaft für Zwecke der Bebauung und der 
Schaffung von lnfrastruktureinrichtungen einerseits und 
den lebensnotwendigen Ausgleichswirkungen von Natur 
und Landschaft auf der anderen Seite. 

Es ist auch nicht ganz zutreffend, daß (wie Staatssekretär 
Töpfer im vorgenannten Zusammenhang weiter meint) es 
der eigentliche Sinn des§ 17 LPflG sei, Bau leitp lanungen ei· 
ner Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterwerfen - genau 
wie alle sonstigen Eingriffe in Natur und Landschaft nach 
den§§ 4 bis 6 LPflG; es sei denn, man versteht unter der Um­
weltverträglichkeitsprüfung im weitesten Sinne die größt­
mögliche Berücksichtigung der Umweltbelange und unter 
ihnen nicht zuletzt der Belange von Natur und Landschaft. 
Diese Forderung findet sich aber (wie ich schon wiederholt 
dargestellt habe, siehe etwa den Aufsatz »Sicherung einer 
menschenwürdigen Umwelt durch städtebauliche Planung« 
In: Zeitschrift für deutsches und internationales Baurecht 

1978 S. 58 ff., und neuerdings den Beitrag »Umweltschutz im 
Städtebau·, Bauordnungs- und Denkmalschutzrecht« in: 
Salzwedel u. a., - Arbeitskreis für Umweltrecht - , Grund· 
zage des Umweltrechts, Berlin 1982, S. 171 ff.) seit dem 1. Ja­
nuar 1977 in der umfassendsten Weise im Städtebaurecht 
(§ 1 Abs. 6 und 7 BBauG). Der geltende Inhalt des Städtebau­
rechts veranlaßt daher zu der Frage: Was soll neben der Be· 
rücksichtigung aller auf Natur und Landschaft bezogenen 
Belange, wie sie das Bundesbaugesetz unmittelbar und mit­
telbar (durch die Einbeziehung der Ziele und Grundsätze der 
§§ 1 und 2 BNatSchG als Belange des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege) für die Bauleitplanung vorschreibt, 
eine örtliche Landschaftsplanung, die für die Bauleitpla­
nung »Verwertbar« sein soll, die für sie »Verbindlichlichcc sein 
kann oder deren Darstellungen uals Darstellungen oder 
Festsetzungen In die Bauleitpläne aufgenommen werden 
sollen«? Dieser schwierigen Frage bin ich kürzlich an ande­
rer Stelle weiter nachgegangen (s. den Beitrag »Die Rechts­
beziehungen zwischen örtlicher Landschaftsplanung und 
Bauleitplanung - Eine Vielfalt weithin unkoordinierter 
Bundes- und Landesvorschriften -« in: Umwelt- und Pla­
nungsrecht 1983, S. 177 ff.). Über sie wird von allen Beteilig­
ten noch viel nachzudenken sein, wenn ernsthaft Klarheit in 
das Verhältnis der örtlichen Landschaftsplanung zur Bau­
leitplanung gebracht werden soll. In diesem Zusammen­
hang wird dann auch der Gedanke der Umweltverträglich­
keitsprüfung weiter zu vertiefen sein. Nach meiner Überzeu­
gung ist die Integrationsmethode, wie sie in Rheinland-Pfalz 
- und seit einiger Zeit auch in Bayern - gewählt worden 
ist, der sach- und verfahrensrechtliche Lösungsweg, auf 
dem die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in einem für alle öffentlichen und priva­
ten Interessenten offenen Verfahrensgang ohne unnötige 
Komplikationen zur Geltung gebracht werden können. Diese 
Methode öffnet auf der letztentscheidenden Ebene des Be· 
bauungsplans schließlich auch den Weg zur Normenkontrol­
le durch das Oberverwaltungsgericht bzw. den Verwaltungs­
gerichtshof des Landes (vgl. § 47 Verwaltungsgerichtsord­
nung), in der gerade in den letzten Jahren nicht wenige Be­
bauungspläne wegen ungenügender Beachtung der Forde· 
rungen des Umweltschutzes für nichtig erklärt worden sind. 

C. Saarland 

1. Rechtsgrundlagen 

Die maßgebende Rechtsgrundlage ist das Gesetz Nr. 1097 
über den Schutz der Natur und die Pf lege der Landschaft 
(Saarländisches Naturschutzgesetz - SNG -) vom 31. Ja­
nuar 1979 (Amtsbl. S. 147). Bis zum Inkrafttreten dieses Ge­
setzes hatte das Reichsnaturschutzgesetz von 1935 gegol· 
ten (vgl. die Aufhebungsvorschrift in§ 41 Abs. 1 Nr. 1 SNG), 
das lediglich durch das Landesgesetz vom 13. November 
1974 (Amtsbl. S. 1011) eine Änderung erfahren hatte. 

II. Landschaftsprogamm und Landschaftspläne 

Die Gesetzesbestimmung Ober das Landschaftsprogramm 
und die Landschaftsrahmenpläne(§ 8 SNG) bringt zu diesen 
beiden Begriffen weiterführende Erläuterungen: Das Land­
schaftsprogramm enthält die Zielsetzungen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege für die weitere Ent­
wicklung von Natur und Landschaft des gesamten Landes; 
dabei sind die ökologischen Grundlagen für die Land­
schaftsentwicklung zu erarbeiten und darzustellen. Die 
Landschaftsrahmenpläne enthalten die für Teile des Landes 
ausgeformten Zielsetzungen des Landschaftsprogramms 
und die Grundzüge der überörtlichen Maßnahmen zu Ihrer 
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Verwirklichung in Text und Karte; wenn wichtige Gründe es 
erfordern, können Landschaftsrahmenpläne vor dem Land­
schaftsprogramm aufgestellt werden. Den Landschaftsrah­
menplänen sind Begründungen beizufügen. 

Zuständig für die Aufstellung des Landschaftsprogramms 
und der Landschaftspläne ist im Saarland, das Ober keine 
staatliche Mittelinstanz verfügt, die oberste Naturschutzbe­
hörde, das ist der Minister für Umwelt, Raumordnung und 
Bauwesen(§ 30 Abs. 1 Satz 1 SNG). Er hat die »Mitwirkung„ 
der beteiligten Landesminister sicherzustellen und den Lan­
desplanungsbeirat (s. § 9 des Saarländischen Landespla­
nungsgesetzes - SLPG - vom 17. Mai 1978, Amtsbi. S. 588) 
sowie die »Weiteren betroffenen öffentlichen Planungsträ­
geru anzuhören. Interessant ist die Stellung, die der saarlän­
dische Gesetzgeber den Gemeinden und Gemeindeverbän­
den eingeräumt hat: Sie »Wirken« bei der Aufstellung des 
Landschaftsprogramms und der Landschaftsrahmenpläne 
»mitu, soweit die Pläne für ihre Entwicklung von Bedeutung 
sind. Möglichst frühzeitig sind sie in die Erarbeitung der Plä­
ne einzuschalten und während des ganzen Verfahrensgan­
ges sind sie so zu beteiligen, daß ihnen eine »begleitende 
Einwirkungu auf die grundsätzlichen Entscheidungen mög­
lich ist. Das Landschaftsprogramm und die Landschaftsrah­
menpläne sind im Amtsblatt bekanntzumachen. Die zu den 
Plänen gehörenden Zeichnungen sind bei der obersten Na­
turschutzbehörde zur Einsicht für jedermann niederzulegen; 
in der Bekanntmachung ist auf diese Einsichtsmöglichkeit 
hinzuweisen. 

Weniger präzis sind die Aussagen der saarländischen Rege­
lung, wenn sie weiterhin bestimmt, daß das Landschaftspro­
gramm und die Landschaftsrahmenpläne von ihrer Bekannt­
machung an »von allen öffentlichen Planungsträgern zu be­
achten« sind. Und dies steht noch vor der aus dem Bundes­
recht übernommenen Bestimmung, nach der die raumbe­
deutsamen Aussagen des Landschaftsprogramms und der 
Landschaftsrahmenpläne in das Landesentwicklungspro­
gramm und in die Landesentwicklungspläne (vgl. §§ 4 bis 7 
SLPG) übernommen werden sollen. Erst dadurch werden sie 
doch zu »Zielen der Raumordnung und der Landesplanungu, 
an die die Träger der Bauleitplanung kraft Bundesrechts(§ 1 
Abs. 4 BBauG) den Inhalt der Flächennutzungspläne und der 
Bebauungspläne »anzupassen« haben. 

Von diesen Zweifeln abgesehen, steht die saarländische Re­
gelung im Einklang mit der bundesrechtlichen Rahmenvor­
schrift Ober Landschaftsprogramme und Landschaftsrah­
menpläne (§ 5 BNatSchG). Sicher wäre es aber zweckmäßig 
gewesen, sich schon bei der Landesgesetzgebung Gedan­
ken zu machen über Zweck und Inhalt des Landschaftspro­
gramms und der Landschaftsrahmenpläne, statt diese not­
wendige Konkretisierung in vollem Umfang der Regierungs­
und Verwaltungsebene zu überlassen. Dabei wäre schon auf 
dieser Ebene die wichtige Unterscheidung zwischen Maß­
nahmen des Flächenschutzes und solchen des Artenschut­
zes anzusprechen gewesen. Zumindest die Landschaftsrah­
menpläne sind das richtige Instrument für In die Einzelhei­
ten gehende Vorentscheidungen Ober den Flächenschutz, 
also für die Aufrechterhaltung, Vergrößerung, Verkleinerung 
und auch Neuausweisung von Naturparken , Naturschutzge­
bieten, Landschaftsschutzgebieten, geschützten Land­
schaftsbestandteilen und Naturdenkmalen (s. §§ 18 bis 22 
SNG) wie auch für nähere Hinweise auf die (raumbezogenen) 
Erfordernisse des Artenschutzes (s. §§ 25 bis 29 SNG). 

Allerdings muß auch für das Saarland die Frage gestellt wer­
den, worin ernsthaft der Wert eines gesonderten Land­
schaftsprogramms neben dem Landesentwicklungspro· 
gramm und die Bedeutung von Landschaftsrahmenplänen 
neben den Landesentwicklungsplänen zu erblicken sind. Die 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind 
ausführlich in den Grundsätzen der Raumordnung (§ 2 
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SLPG, bes. Nr. 7) angesprochen und die Landesentwick­
lungspläne haben auch »die zur Erhaltung und Verbesse­
rung der natürlichen Lebensgrund lagen erforderlichen Ziel­
setzungen« zu umfassen (§ 6 Abs. 1 Nr. 9 SLPG). Deshalb 
vermag es auch kaum zu überraschen, wenn fast ein Jahr 
nach der Veröffentlichung des saarländischen Naturschutz­
gesetzes der »Landesentwicklu ngsplan Umwelt (Flächen­
vorsorge für Freiraumfunktionen, Industrie und Gewerbe)« 
vom 18. Dezember 1979 (Amtsbl. 1980 S. 345) verabschiedet 
wird und in den »Planungsgrundlagenu (S. 346 f.) das Natur­
schutzgesetz keine Erwähnung findet. Bei den Bereichen, 
durch die die Umwelt als Planungsgegenstand dieses Lan­
desentwicklungsplans 11abgedecktu wird, steht immerhin an 
erster Stelle »Naturschutz/Landschaftspflege« (S. 347), wie 
wir in ihm auch eingehende Darlegungen Ober 11Schutz und 
Entwicklung der Landschaft« (S. 366 f.) sowie über »Nutzung 
der Naturgüter und der Landschaft« f inden (S. 367 ff.). 

Für eine Umweltverträglichkeitsprüfung bezüglich des In­
halts von Raumordnungsprogrammen und -plänen wären 
das Landschaftsprogramm und die Landschaftsrahmenplä­
ne im Saarland wegen Ihrer weniger engen Verbindung mit 
der Landes· und Regionalplanung vielleicht eher geeignet 
als in Rheinland-Pfalz. Allerdings haben auch die saarländi­
schen Instrumente die Grundsätze und Ziele der Raumord­
nung und Landesplanung zu beachten und sie können 
schon von daher nicht die Funktionen einer »vorlaufenden« 
Umweltverträg l ichkeitsprüfung erfü llen. 

III. Landschaftspläne 

Entsprechend der bundesrechtlichen Rahmenregelung ord­
net die saarländische Vorschrift Ober d ie Landschaftspläne 
(§ 9 SNG) an, daß die örtl ichen Erfordern isse und Maßnah­
men zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in Landschaftsplänen mit Text, Karte 
und Begründung näher darzustellen sind. Diese Land­
schaftspläne enthalten, soweit es erforderl ich ist, Insbeson­
dere Darstellungen Ober 

den vorhandenen Zustand von Natur und Landschaft und 
seine Bewertung nach den in den§§ 1 und 2 SNG festge­
legten Zielen und Grundsätzen, 

den angestrebten Zustand von Natur und Landschaft 
und d ie vorgesehenen Maßnahmen, 

nach § 9 BBauG zuläss ige Regelungen, 

die Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege wildwach­
sender Pflanzen- und wildlebender Tierarten. 

Auch sind die Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
zu beachten. 

Zuständig sind d ie Gemeinden, die d ie Landschaftspläne 
aufzustellen haben, sobald und soweit es aus Gründen des 
Naturschutzes und der Landespflege erforderlich ist. Dies 
ist insbesondere anzunehmen, wenn Teile des Gemeindege­
biets 

- nachhaltigen Landschaftsveränderungen unterworfen 
sind, 

- als Erholungsgebiete dienen oder dafür vorgesehen s ind, 

- erhebliche Landschaftsschäden aufweisen oder solche 
zu befürchten sind, 

- an oberirdische Gewässer angrenzen oder 

- als Grünbereiche oder als notwendige Freiflächen zur Si-
cherung der Leistungsfähgikeit eines ausgewogenen Na­
turhaushalts oder der Erholung festzulegen oder zu 
schützen sind. 



Die Behörden und Stellen, die Träger öffentlicher Belange 
sind, sollen bei der Aufstellung der Pläne möglichst frOhzei· 
tig beteiligt werden. Die Landschaftspläne benachbarter Ge· 
melnden sind aufeinander abzustimmen. 

Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen die Landschaftspläne der Ge· 
nehmigung durch die oberste Naturschutzbehörde; dabei 
gilt § 6 Abs. 6 BBauG für ihre Bekanntmachung entspre­
chend. Der Inhalt der Landschaftspläne ist von allen Pla· 
nungsträgern »ZU beachten«. Er »istu in die Bauleitpläne zu 
übernehmen, soweit er nach den Vorschriften des Bundes· 
baugesetzes hierfür geeignet ist. 

Diese saarländische Regelung fügt sich insgesamt in den 
bundesrechtlichen Rahmen ein. Ansonsten zeigt sie alle 
Schwächen der Trennungsmethode, bei der die Land· 
schaftspläne zunächst unabhängig von den Bauleitplänen 
aufgestellt werden: Die Rechtsnatur und damit die Bin· 
dungswlrkung der Landschaftspläne ist ungewiß. Das Plan· 
aufstellungsverfahren beteiligt zwar die Behörden und Stel· 
len, die Träger öffentlicher Belange sind, nicht jedoch die 
Bürger: Wie kann da gefordert werden, daß der Inhalt des 
Landschaftsplans in die Bebauungspläne zu Obernehmen 
ist, für deren Zustandekommen eine Beteiligung der Pla· 
nungsbetroffenen und der Allgemeinheit zwingend vorge­
schrieben ist(§ 2 a BBauG)? Was ist mit der Bestimmung ge­
meint, nach der der Inhalt der Landschaftspläne von »allen 
Planungsträgern« zu beachten ist? Sind damit auch Pla· 
nungsträger angesprochen, die aufgrund von Bundesrecht 
tätig werden? 

Nicht unerwähnt bleiben soll auch eine sachliche Unge­
reimtheit: Nach dem saarländischen Recht enthält der Land· 
schaftsplan unter anderem Darstellungen Ober »nach § 9 
BBauG zulässige Regelungen«. Nach dieser bundesrechtli· 
chen Vorschrift können Festsetzungen im Bebauungsplan 
auch zum Gegenstand haben »Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung der Landschaft, soweit solche 
Festsetzungen nicht nach anderen Vorschriften getroffen 
werden könnenu (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BBauG). Will das Bundes· 
recht somit eindeutig auf das Landesnaturschutzrecht ver· 
weisen, so verweist das saarländische Recht bezüglich der 
Frage, welche Darstellungen in einem Landschaftsplan im 
Hinblick auf in einem Bebauungsplan festsetzbare »Maß· 
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der 

Landschaft« getroffen werden können, wieder zurück auf 
das Bundesbaurecht. Die landesrechtliche Regelung trägt 
damit nichts zur Klärung der durch das Bundesrecht aufge­
worfenen, zur Beantwortung jedoch den Landesgesetzge­
bern überlassenen Frage bei, welche Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der Landschaft nach 
anderen als bundesbaurechtlichen Vorschriften getroffen 
werden können. 

zusammenfassend ist im Hinblick auf die aufgezeigten 
verfahrens· und sachlich-rechtlichen Bedenken gegen die 
saarländische Regelung Ober die Landschaftspläne zu be· 
zweifeln, ob sie schon von ihrer inhaltlichen Ausgestaltung 
her ein brauchbares Instrument für eine wirksame Geltend· 
machung der Belange des Naturschutzes und der Land· 
schaftspflege in der Bauleitplanung sein kann. 

Für ihre mögliche Eignung als Umweltverträglichkeitsprü· 
fung im Hinblick auf den weiteren »Verbrauch« von Natur 
und Landschaft kann im wesentlichen auf das verwiesen 
werden, was zur Regelung in Rheinland-Pfalz gesagt worden 
ist. Der saarländische Landschaftsplan ist zwar nicht unmit· 
telbar mit einem der Bauleitpläne in der Entstehung verbun· 
den; er hat aber wie diese die Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung zu beachten und kann daher keine im we­
sentlichen nur an Umweltschutzgeslchtspunkte ausgerich· 
tele, den Planungsentscheidungen »vorlaufende« Studie 
Ober mögliche Umwelteinwirkungen einer Planungsmaßnah· 
me, Ober Alternativen und Ausgleichsmaßnahmen darstel· 
len. Und bei der letztentscheidenden Planung, der Aufstel· 
lung der Bebauungspläne, ist kraft Bundesrechts immer el· 
ne Abwägung geboten, die neben den Belangen von Natur· 
schutz und Landschaftspflege auch alle anderen planungs­
wesentlichen Belange mit dem ihnen zukommenden Ge· 
wicht berücksichtigen muß. Die Verpflichtung zur größtmög· 
liehen Rücksichtnahme auf die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege ergibt sich für die Gemeinden 
als Träger der Bauleitplanung bereits eindeutig aus dem 
Bundesbaugesetz, und ihre Verletzung hat ebenfalls kraft 
Bundesrechts Mängel des Bebauungsplans zur Folge, die 
im Falle eines Normenkontrollverfahrens, an dessen Zuläs­
sigkelt keine besonders schwierigen Anforderungen gestellt 
werden, zur Nichtigerklärung des Bebauungsplans führen 
können. 
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Werner Wrede 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus der Sicht der Praxis 

Mir ist Obertragen worden, Ober die Landschaftsplanung in 
Rheinland-Pfalz kritisch aus der Planungspraxis zu berich· 
ten. Ich möchte mich bei meinen Ausführungen an den 
Landschaftsplan als Beispiel fOr die Entwicklung der Land· 
schaftsplanung halten und dabei die frühere Planungspra· 
xis, die heutige Handhabung und meine persönlichen Vor­
stellungen für die Zukunft darlegen. Von diesem Beispiel 
Landschaftsplan werde ich dann Abstecher unternehmen, 
einmal zu der übergeordneten Landschaftsplanung, dem 
Landschaftsrahmenplan, zu der nachgeordneten Land­
schaftsplanung, dem GrOnordnungsplan und zu der landes­
pflegerischen Planung bei Eingriffen, dem Landschaftspfle­
gerischen Begleitplan. 

1. Die ersten Landschaftspläne entstanden in Rheinland­
Pfalz vor 18 Jahren. Als Beispiel nenne ich Mülheim/Mosel 
im Regierungsbezirk Trier und Sohren-Bochenbeuren Im Re­
gierungsbezirk Koblenz. 

Diese Landschaftspläne zeichneten sich durch einen um­
fangreichen Grundlagenteil aus, der auch auf die Geschich­
te der Landschaft einging. Eine genaue Geländeaufnahme 
lag der Planung zugrunde. Biotopkartierungen wurden be­
reits In Ansätzen durchgeführt, ebenso pflanzensoziologi­
sche Kartierungen. Es wurden Aussagen zur Siedlungsent· 
wicklung, zur Landwirtschaft einschließlich Sonderkulturen, 
zum Naturschutz und zur Gestaltung der Landschaft In Text 
und Karte gemacht. Die Entscheidungen des Planers inner­
halb des Planungsprozesses wurden oft noch intuitiv getrof· 
fen. Der Landschaftsplan wurde parallel zum Flächennut­
zungsplan aufgestellt, Planungsgebiet und Auftraggeber 
waren für beide Planungsarten identisch. Allerdings traten 
des öfteren Zeitverschiebungen bei der Auftragserteilung 
und dem Planungszeitraum auf. Eine Abstimmung Ober die 
Widmung der Flächen erfolgte zwischen dem Landschafts­
planer und dem Flächennutzungsplaner mehr oder weniger, 
so daß die beiden Planungen daher in manchen Bereichen 
auch unterschiedliche Aussagen machten. 

Nach den ersten, oben zitierten Pilotprojekten wurden weite­
re Landschaftspläne aufgrund von Beratungen und Empfeh­
lungen der Landespflegebehörden von den Trägern der Bau­
leitplanung erstellt. Eine rechtsverbindliche Verpflichtung 
zur Aufstellung von Landschaftsplänen bestand bis 1973, 
dem Inkrafttreten des Landespflegegesetzes, nicht. 

2. Das Landespflegegesetz von Rheinland-Pfalz vom 14. 
Juni 1973 bestätigte im Grunde die von einzelnen Gemein­
den bereits geübte Praxis: 

a) Es werden Landschaftspläne (und Grünordnungspläne) 
als selbständige Planwerke aufgestellt. 

b) Die Träger der Bauleitplanung (Flächennutzungsplan 
und Bebauungsplan) sind auch gleichzeitig Träger der 
Landschaftsplanung (Landschaftsplan, GrOnordnungs­
plan). 

c) Die Landespflegebehörde genehmigt die Pläne. 

Diese Epoche der Landschaftsplanung war eine Entwick­
lungszeit. Die Planer, freischaffende oder In den Behörden 
tätige, wetteiferten untereinander um möglichst gute Plan­
werke. Auf den Erfahrungsschatz der Pilotprojekte aufbau-
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end wurden die Methoden der Landschaftserfassung weiter­
entwickelt. Anstelle von früher oft langwierigen und weniger 
planungsrelevanten Datensammlungen und ausführlichen 
Aussagen Ober die Geschichte der Landschaft traten immer 
mehr analytische Untersuchungen, unter dem Stichwort 
»Landschaftsdiagnose« bekannt. Ergebnisse der Forschung 
flossen ein: zum Beispiel die Landschaftsbewertung. Die 
Planung baute damit auf besser fundierten Grundlagen auf. 
Sie wurde vor allem nachvollziehbar. 

Der Anspruch der Landespflege, fOr die Landschaft insge· 
samt zuständig zu sein, führte aber auch zwangsläufig zu 
ständig wachsenden Konfrontationen mit denjenigen, die 
bisher Teile der Landschaft verwalteten: der Landwirtschaft, 
der Forstwirtschaft, der Wasserwirtschaft und der Bauleit­
und Raumplanung. Die Auseinandersetzung mit dem eige­
nen Auftraggeber, nämlich der Gemeinde, wegen der Be· 
schneidung wirtschaftlicher Zielsetzungen, wie z. B. Um­
fang und Standort von neuen Baugebieten, war sowieso vor­
programmiert. 

Die Kennzeichen dieser Epoche waren somit: 

- Die Zahl der aufgestellten Landschaftspläne nahm 
schnell zu. 

- Die fachliche Qualität der Planwerke wurde gesteigert. 

- Die Landschaftsplanung sah sich der Konkurrenz ver-
schiedener Fachdisziplinen gegenüber. 

- Es wurden eigenständige Planwerke erstellt, allerdings 
abgestimmt mit der Flächennutzungsplanung. 

Es gab Probleme: 

- Die Landschaftspläne wurden in der Regel zu spät, näm­
lich meistens später als Flächennutzungspläne, in Auf­
trag gegeben. 

- Die Koordination Landschaftsplanung - Bauleitpla­
nung war nicht immer einfach. Es fehlte bei den Auftrag­
gebern die Erfahrung mit Landschaftsplanungen. Die 
Qualität der Planungen und Planer war unterschiedlich. 

Die Landespflegebehörden waren nicht ausreichend mit 
qualifizierten Fachkräften besetzt, um den Landschafts­
planer ausreichend in der Durchsetzung seiner Zielvor­
stellungen zu unterstützen. 

Mit der Verbesserung der Planungsmethodik und damit der 
Aussagekraft des Landschaftsplanes einerseits, dem wach­
senden Umweltbewußtsein der Bevölkerung und der Pla­
nungsträger andererseits gewann der Landschaftsplan zu­
nehmend an Ansehen und Bekanntheitsgrad. 

3. Der erfolgversprechende Rahmen, innerhalb dessen 
sich in Rheinland-Pfalz die Landschaftsplanung entwickeln 
konnte, wurde mit der Novellierung des Landespflegegeset­
zes 1979 geändert, das heißt eingeengt. Schon in den Über­
schriften zu den entsprechenden Paragraphen wird das 
deutlich: 

- Landespflegegesetz alt (1973) § 11: Landschafts- und 
Gronordnungspläne 



- Landespflegegesetz neu (1979) § 17: Landschaftspla­
nung in der Bauleitplanung 

In der Praxis der Planung sieht das so aus, daß ein Büro für 
Städteplanung mit dem Flächennutzungsplan beauftragt 
wird und sich nun einen Landschaftsplaner sucht (meistens 
aufgrund einer Honoraranfrage nach dem Mindestangebot), 
der, wie laut Gesetz vorgesehen, 

(1) Die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Ver­
wirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege sind in den Bauleitplänen unter Berück­
sichtigung der natürlichen Gegebenheiten, ihrer Nut­
zungseignung und Belastbarkeit mit Text, Karte und zu­
sätzlicher Begründung näher darzustellen, sobald und 
soweit dies aus Gründen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege notwendig ist. 

Denn: 

(2) Soweit erforderlich, sind der angestrebte Zustand von 
Natur und Landschaft und die notwendigen Schutz-, Pfle­
ge- und Entwicklungsmaßnahmen im Flächennutzungs­
plan darzustellen. 

Geht man von der Position aus, daß die Landespflege die 
Belange von Natur und Landschaft, das heißt der Tier- und 
Pflanzenwelt, der natürlichen Ressourcen, des Landschafts­
bildes und der Qualität des natürlichen Lebensraumes des 
Menschen wahrzunehmen hat wie ein Treuhänder und An­
walt, so werden zwangsläufig Zielkonflikte mit den Planvor­
stellungen der ökonomischen Seite auftreten. Der Prozeß 
der Ausräumung und Entscheidung über Zielkonflikte ist 
aber in der heutigen Gesellschaft sehr wichtig und sollte vor 
den Augen der Öffentlichkeit stattfinden. Dieses Ringen um 
die bestmögliche Lösung in der Auseinandersetzung zwi­
schen Ökologie und Ökonomie kann aber nur dann von dem 
Vertreter der Landschaft erfolgreich durchgestanden wer­
den, wenn auch die Daten der Landespflege bestmöglich er­
faßt, aufgearbeitet und deutlich in Plan und Text dargestellt 
werden. 

Genau das Ist aber nach meiner Erfahrung nicht mehr gege­
ben, wenn Zielkonflikte zwischen den landespflegerischen 
Belangen und den Ansprüchen der Gesellschaft an Raum 
und Funktionen innerhalb einer Planungsgemeinschaft ge­
regelt werden, die dann die fertige Lösung als Planungsvor­
schlag herausbringt. Die Belange von Natur und Landschaft 
ziehen bei dieser Methode mit Sicherheit den Kürzeren. 

Ich persönlich habe übrigens aufgrund der letzten Entwick­
lung auch für mein Büro die Konsequenzen gezogen. Als 
Subunternehmer möchte ich nicht für ein anderes Büro tätig 
sein. 

Bezeichnend ist auch eine Mitteilung des Landesamtes für 
Umweltschutz Rheinland-Pfalz an die Bundesforschungsan­
stalt für Naturschutz und Landschaftsökologie aus diesen 
Tagen : »Da der Landschaftsplan als Bestandteil des Flä­
chennutzungsplanes erstellt wird, kann auch kein Verzeich­
nis von Landschaftsplänen mehr angelegt werden.« 

4. Ein Blick zu den Nachbarn im Saarland ergibt folgendes 
Bild: 

Die Gemeinden stellten bis 1979 keine Flächennutzungsplä­
ne und somit auch keine Landschaftspläne auf, bis sie 
durch das sogenannte Sulzbachurteil zur Aufstellung von 
Flächennutzungsplänen gezwungen wurden, weil sonst kei­
ne Baugebiete mehr genehmigt werden konnten. Seitdem 
wurden im Eilverfahren überall Flächennutzungspläne er­
stellt, die heute 80 % des Saarlandes abdecken. 

Die Aufstellung von Landschaftsplänen erfolgt auf der ge-

setzllchen Basis des Naturschutzgesetzes Saarland von 
1979 als eigenständige Planwerke. Allerdings wurden die 
Landschaftspläne in der Regel zu spät in Auftrag gegeben, 
so daß die Flächennutzungspläne zeitlich vorwegliefen und 
eine Abstimmung des Landschaftsplanes mit dem Flächen­
nutzungsplan während dessen Planungsphase nicht erfol­
gen konnte. Die Aussagen des Landschaftsplanes können 
daher erst bei einer Fortschreibung des Flächennutzungs­
planes Berücksichtigung finden, soweit sie die Abgrenzung 
von Flächen unterschiedlicher Nutzung betreffen. Hierdurch 
wird auch die Rechtsverbindlichkeit des Landschaftsplanes 
eingeschränkt, da er ohne Abstimmung nicht in die Bauleit­
planung eingehen kann. 

Eine Ausnahme bildet der Landschaftsplan für das mittlere 
Saartal. Hier wurde bereits 1959 eine die Gemeindegrenzen 
überschreitende Landschaftsplanung vom Büro Dr. Werk­
meister erstellt. 

Weitere Auskünfte über Erfahrungen mit Landschaftspla­
nungen werden dem Deutschen Rat für Landespflege in ei­
ner schriftlichen Stellungnahme der Landesregierung des 
Saarlandes Anfang kommenden Jahres erteilt werden. 

5. Verlassen wir nun den Landschaftsplan und wenden 
uns dem Grünordnungsplan zu. Der Werdegang des Grün­
ordnungsplanes ist in Rheinland-Pfalz mit dem des Land­
schaftsplanes vergleichbar. Auch der Grünordnungsplan ist 
heute in der Regel in den Bebauungsplan fest integriert und 
erscheint nicht mehr als eigenes Planwerk. Auf dieser Pla­
nungsebene erscheint mir die Darstellung der örtlichen Er­
fordernisse und Maßnahmen der Landespflege in dem Be­
bauungsplan denkbar, ohne daß die Interessen von Natur 
und Landschaft zu kurz kommen. 

Die Einzelaussagen in einem Bebauungsplan sind auch we­
niger umfangreich, so daß die Planungsaussagen zur Grün­
planung Im Planwerk untergebracht werden können. Die 
Vergabe der Planungsleistungen des Bebauungsplanes und 
des Grünordnungsplanes an einen Auftragnehmer, zusam­
mengesetzt aus den Sparten Städtebau und Landespflege, 
erscheint mir dann möglich zu sein, wenn vorher ein eigen­
ständiger Landschaftsplan aufgestellt wurde. Denn dann 
dürfte gewährleistet sein, daß die Probleme und Zielsetzun­
gen der Landespflege deutlich herausgearbeitet vorliegen: 
z. B. Grünzüge als Teil eines Biotopnetzes, die das betref­
fende Baugebiet durchziehen, das Planungsgebiet querende 
Fluß- oder Bachläufe, durchgehende Wander- und Radwege 
u. a. 

Der Reallslerungsgrad von Grünordnungsplänen oder der 
verbindlichen Darstellung zur Grünordnung im Bebauungs­
plan Ist sehr unterschiedlich. Die Festsetzungen für den Um­
fang und den Inhalt öffentlicher Grünflächen werden in der 
Regel eingehalten und wie vorgegeben realisiert. Dagegen 
werden die gegenüber den privaten Grundeigentümern ge­
troffenen verbindlichen Aussagen meistens ignoriert. Die­
ses Vollzugsdefizit ist nur zu beheben, wenn innerhalb der 
Verwaltung ausgebildete Fachkräfte zusätzlich eingestellt 
werden und die Bereitschaft der Kommunen, einschließlich 
ihrer politischen Gremien, wächst, das durchzusetzen, was 
man als richtig erkannt und beschlossen hat. 

6. Auf der übergeordneten Planungsebene ließ das Land 
Rheinland-Pfalz ab 1979 für alle Regionen des Landes Land­
schaftsrahmenpläne aufstellen und vergab an acht Büros 
entsprechende Honoraraufträge. Damit erfüllte die Landes­
regierung ihr im Landespflegegesetz von 1973 gemachtes 
Versprechen, das Landespflegeprogramm (welches aller­
dings bis heute noch aussteht) für die Regionen durch sol­
che Planungen zu vertiefen. 
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In Karte und Text sollten die überörtlichen Maßnahmen dar­
gestellt werden, die zur Erfüllung der Aufgaben der Landes­
pflege erforderlich sind. Weiterhin sollten laut Gesetz die 
Landschaftsrahmenpläne von der Oberen Landespflegebe­
hörde erarbeitet und den Regionalen Planungsgemeinschaf­
ten zur Beschlußfassung zugeleitet werden. Im Verfahren 
nach § 13 Landesplanungsgesetz sollten die Landschafts­
rahmenpläne zum Bestandteil der Regionalen Raumord­
nungspläne gemacht werden. 

Hervorzuheben Ist das schnelle Handeln der Landesregie­
rung, die 1973 mit dem Landespflegegesetz die gesetzlichen 
Grundlagen für den Landschaftsrahmenplan schuf und be­
reits ab Ende 1974 mlt der Vergabe entsprechender Pla­
nungsaufträge begann. Die Auswahl von acht namhaften 
Planungsbüros aus der ganzen Bundesrepublik ließ auch ei­
ne Vielfalt an Ideen und Wissen nach dem neuesten Stand 
erwarten. Nach Bearbeitungszeiten von bis zu f ünf Jahren 
wurden dann die Planungsergebnisse vorgelegt, die von sei­
ten des Auftraggebers bezüglich ihrer Qualität unterschied­
lich beurteilt werden. Sicher spielt hierbei die Qualifikation 
der einzelnen Planbearbeiter eine nicht geringe Rolle. Aber 
aus der Sicht eines der betroffenen Planer sei hier auch eini­
ges zum Verfahren kritisch angemerkt, damit sich in Zukunft 
Fehler nicht wiederholen: 

a) Vor dem Einstieg in die landesweite Planung wurde kein 
Pilotprojekt vorweg durchgezogen, um die Möglichkeiten 
und Grenzen einer Landschaftsrahmenplanung aufzuzei­
gen. Vorbilder von Landschaftsrahmenplänen aus ande­
ren Bundesländern konnten wegen anderen Zielsetzun­
gen nicht verwendet werden. Somit waren alle acht Land­
schaftsrahmenplanungen jeweils Nullserien, um einen 
Begriff aus der Autoproduktion zu verwenden. 

b) Es wurde vom Auftraggeber kein Koordinator berufen, 
dessen Aufgabe es hätte sein müssen, während der Be­
arbeitungszeit ständig und ausschließlich zur Verfügung 
zu stehen. 

c) Die Landschaftsrahmenpläne wurden nicht den Regiona­
len Planungsgemeinschaften zur Beschlußfassung zuge­
leitet, wie es das Landespflegegesetz von 1973 ebenso 
wie die Novelle von 1979 vorsieht. 

d) Die Landschaftsrahmenpläne wurden nicht zum Be­
standteil der Regionalen Raumordnungspläne gemacht, 
wie es das Landespflegegesetz in seinen beiden Fassun­
gen vorschreibt. 

Hierzu noch weitere Anmerkungen: 

Zu a und b: 

Das Fehlen einer Vorlage Ober Inhalt und Form des Land­
schaftsrahmenplans führte zwangsläufig zu sehr unter­
schiedlichen Planungsergebnissen in Inhalt und Form. Das 
Fehlen eines Koordinators ließ auch eine Angleichung bzw. 
Korrektur der gleichzeitig im Entstehen begriffenen Plan­
werke während der Bearbeitungsphase nicht zu. Manche 
Aussagen im Landschaftsrahmenplan schossen daher 
durch ihre zu große Detaillierung und Lokalisierung Ober das 
gesteckte Ziel hinaus, wesentliche zusammenfassende Aus­
sagen für die Region kamen dadurch oft zu kurz. 

Auch die Kollegen in der Oberen Landespflegebehörde als 
Vertreter des Auftraggebers waren häufig überfordert, wenn 
es um Entscheidungen zur Planungsmethodik ging, da ih­
nen ebenso wie den Planern Leitbilder in Form eines Pilot­
projektes oder die Hilfestellung eines erfahrenen Koordina­
tors fehlten. 

Das Land Rheinland-Pfalz als Auftraggeber scheute aber 
auch die einzig richtige Folgerung aus dem gelaufenen Ver­
fahren der Aufstellung des Landschaftsrahmenplans zu zie-
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hen, nämlich die Beiträge der unterschiedlichen Büros ins­
gesamt zu bewerten und nun hieraus ein Ergebnis für die 
Thematik und die Form des Landschaftsrahmenplans zu zie­
hen, sodann die Büros erneut zu beauftragen, in einem wei­
teren Arbeitsgang und nunmehr nach einheitlichen Rahmen­
bedingungen eine endgültige Fassung des Landschaftsrah­
menplans zu erstellen. Die zusätzlichen Kosten wären si­
cherlich ihr Geld wert gewesen. 

Zu c und d: 

Die Fortschreibung der Regionalen Raumordnungspläne 
(RRO) verzögerte sich in allen Regionen. Somit lag eine Zeit­
spanne von bis zu sechs Jahren zwischen dem Abschluß der 
Landschaftsrahmenpläne und dem Erscheinen der Fort­
schreibung der RRO, Zeit genug, die Frage der Integration 
der Landschaftsrahmenpläne in die RRO zu klären. Sie wur­
de geklärt durch eine Verwaltungsvorschrift zum Vollzug 
des Landesplanungsgesetzes und des Landespflegegeset­
zes, 1981 herausgegeben von der Staatskanzlei als Oberste 
Planungsbehörde und des Ministeriums für Soziales, Ge· 
sundhelt und Umwelt als Oberste Landespflegebehörde: 

- nDie Planungsgemeinschaften sollen bei der Fortschrei­
bung der Regionalen Raumordnungspläne die Ergebnis­
se der Landschaftsrahmenpläne integrieren.« Also wer­
den die Landschaftsrahmenpläne nicht mehr als eigen­
ständige Planwerke Bestandteil des RRO. 

- "Die Oberen Landespflegebehörden haben bei der Erar­
beitung der Landschaftsrahmenpläne die Planungsge­
meinschaften und andere Behörden nur noch zum Aus­
tausch von Informationen Ober Planungen zu beteiligen. 

Da die Meinungsbildung der Planungsgemeinschaften 
erst bei der Integration der Ergebnisse der Landschafts­
planung in den RRO erfolgt, kann vorab auch keine for­
male Abstimmung mit ihr erwartet werden. Der Land­
schaftsrahmenplan enthält lediglich Vorschläge und An­
regungen zur Entwicklung der Region aus landespflege· 
rischer Sicht.« 

Diese Verordnung, meine Damen und Herren, weicht eindeu­
tig und erheblich von Wortlaut und Inhalt des Gesetzestex­
tes ab. Die Ergebnisse der Landschaftsrahmenplanung wer­
den wie in einem Warenkorb wohlfeil angeboten, aus dem 
man sich nach Belieben bedienen kann oder es auch läßt. 
Die Abqualifizierung der Landschaftsplanung zu unverbind­
lichen Vorschlägen zeigt m. E. deutlich die offensichtlich 
auch politisch gewünschte Absicht, außer der Landespla­
nung keine andere querschnlttsorientierte Planung zu dul­
den. 

Auch die Tatsache, daß meines Wissens keiner der Planer 
der Landschaftsrahmenpläne auch nur ein einziges Mal zu 
einer Anhörung, geschweige denn Betei ligung, bei dem Pro­
zeß der Selektion von .genehmen Inhalten aus dem Land­
schaftsrahmenplan in den RRO eingeladen war, macht den 
Anspruch der Reg ional- und Landesplanung auf das alleini­
ge Recht zu verbindlichen Planungen deutlich. 

Für die Region Trier liegt der Entwurf zu dem neuen RRO vor. 
Ein Vergleich der Aussagen des Landesrahmenplans Mosei­
Saar mit den Anteilen, die im RRO für die Region Trier wie­
derzufinden sind, bestätigt weiterhin den geringen Wir· 
kungsgrad der Landschaftsrahmenplanung und den gerin­
gen Einfluß, der der Landespflege noch zugestanden wird: 

a) Kartenwerk 

Vollständig oder fast vollständig wurde aus dem Land­
schaftsrahmenplan übernommen: 

- offenzuhaltende Wlesentäler 

- Frischluftschneisen. 



Teilweise übernommen wurden, mit erheblichen Abwei· 
chungen und Streichungen: 

Landschaftsschutzgebiete 

Landschaftsteile mit besonderem Erholungswert 

Naherholungsgebiete 

Naturschutzgebiete. 

Es fehlen z. B. Naturschutzgebiete, die im Bereich 
von abbauwürdigen Flächen laut Rohstofflagerplan 
liegen (Orchideenstandorte). 

Nicht übernommen wurden: 

- das System der Biotopvernetzung 

- Aussagen, die Waldflächen betreffen 

- Vorschläge für raumbedeutsame Aufforstungen 

- Vorschläge für neue Wasserflächen aus Granden der 
Biotopgestaltung oder Erholung 

- Hinweise auf die Notwendigkeit von Anpflanzungen 
in der Flur 

Vorgeschlagene »Geschützte Landschaftsbestand· 
teile«. Diese sind z. B. ein Teil des zusammenhängen­
den Biotopkomplexes Hangbrücher im Hunsrock. 

b) Textband 

Der Textband zum Entwurf der Fortschreibung des RRO 
der Region Trier umfaßt 227 Seiten. Davon sind acht Sei· 
ten den Belangen von Naturschutz und Landschaftspfle· 
ge gewidmet, auf acht weiteren Seiten werden im Zuge 
anderer Themen Aussagen Ober Landespflege gemacht, 
meistens allerdings in Form allgemein bekannter Flos­
keln. Das Kapitel Schulen beansprucht dagegen 19 Sei· 
ten. in der Zusammenfassung der raumordnerischen Zie­
le für die Mittelbereiche fehlt das Thema Landespflege 
völlig, obwohl Im Landschaftsrahmenplan ein eigener 
Textband die erforderlichen Maßnahmen in den Mittelbe­
reichen Im einzelnen aufführt. 

Wie notwendig die Vertretung der Belange von Natur und 
Landschaft durch den Landschaftsplaner gewesen wäre, 
mag ein Zitat auf Seite 186 im Textband zum RRO Trier 
sein: Es wird vorgeschlagen der »Ausbau der Wasser­
sportmöglichkeiten unter strenger Beachtung der Jan· 
despflegerischen Erfordernisse in den Maarbereichen 
um Schalkenmehren, Gemünden und Glllenfeldu. 

Weiterhin wurden offensichtlich alle Planungen der Stra­
ßenverwaltung übernommen, ohne daß Abwägungen auf 
ihre Umweltverträglichkeit stattgefunden hätten oder an· 
diskutiert worden wären. 

7. Ehe ich auf meine eigenen Vorstellungen Ober die rechte 
Art, Landschaftsplanung zu betreiben, eingehe, möchte ich 
noch kurz auf die Eingriffsplanungen hinweisen, denn es 
gibt hier Parallelen zum Landschaftsplan. 

Nach dem Landespflegegesetz Rheinland·Pfalz sind Eingrif· 
fe in ihrem Umfang durch Landschaftspflegerische Begleit· 
pläne zu quantifizieren und qualifizieren und Maßnahmen zu 
deren Vermeidung, Minderung oder zum Ausgleich vorzu­
schlagen. 

Bisher wurden hierzu bei Straßenbauvorhaben eigenständi· 
ge Planungen, nämlich der Landschaftspflegerische Be· 
gleitplan, erstellt. Damit wurde dem Landschaftsplaner eine 
Verantwortung Obertragen, aber auch eine Selbständigkeit 
eingeräumt, die ihn in die Lage versetzten, die Belange von 
Natur und Landschaft gründlich zu erarbeiten und in der Ab· 
stimmung angemessen zu vertreten. In Rheinland-Pfalz be-

gann der Landschaftspflegerische Begleitplan zum Begriff 
zu werden. Er genoß auch bei den Betroffenen inzwischen 
ein relativ hohes Ansehen. 

Nunmehr zeichnet sich auch hier die gleiche Entwicklung 
wie bei den Landschaftsplänen ab: 

Die Straßenbauplanung und der den Eingriff behandelnde 
Landschaftspflegerische Begleitplan werden an einen Auf· 
tragnehmer vergeben. Der Straßenbauingenieur sucht sich 
somit jetzt seinen eigenen Plan- und Landschaftsbegroner, 
und zwar per Ausschreibung. Das geht soweit, daß ich neu­
erdings von verschiedenen Ingenieurbüros Honoraranfra· 
gen zu dem gleichen Projekt bekomme. Damit wird auch in 
dem Bereich Eingriffsplanung diese Anpassung des Land· 
schaftsplaners an den Planer für Wirtschaft und Technik 
vollzogen. 

8. Ich möchte zum Schluß meine eigenen Vorstellungen 
zur Diskussion stellen, welchen Stellenwert die Land· 
schaftsplanung haben muß und wie eine zweckmäßige Zu­
ordnung der Landschaftsplanung zu den anderen Planungs­
disziplinen denkbar ist. 

Ich gehe dabei von der Auffassung aus, daß die heutige Ent· 
wicklung In Wirtschaft und Technik, vereinfacht genannt die 
Ökonomie, grundsätzlich mit den Belangen der Landespfle· 
ge kollid iert. 

Diese ökonomische Seite erstellt Zielprognosen und setzt 
diese in Planung um: z. B. Regionale Raumordnungspläne, 
Flächennutzungspläne, Bebauungspläne, in der Regel auf 
Kosten der Landschaft, auf Kosten der ökologischen Sub­
stanz. Es gilt somit auch fOr diese genannten Planungsarten 
das Prinzip des Eingriffes. Wer aber Eingriffe verursacht, der 
sollte nicht befugt sein, den Umfang seines Eingriffes selbst 
zu beurteilen und das Maß der Wiedergutmachung festzule· 
gen. 

Ich plädiere daher für klare Lösungen, für eine Trennung von 
Eingriff und Verursacher einerseits und Beurteiler und Aus­
gleich andererseits. 

Ich möchte das auf der Ebene Landschaftsplan I Flächen­
nutzungsplan deutlich machen. 

Der Landschaftsplan sollte für das gleiche Planungsgebiet 
wie der Flächennutzungsplan erstellt werden, jedoch von ei­
nem selbstverantwortlich tätigen Landschaftsplaner. 

Der Landschaftsplan sollte in drei Phasen erarbeitet wer­
den: 

1. Phase 

Grundlagenermittlung und Analyse des Planungsgebietes. 
Darstellung der Vorrangflächen fOr Naturschutz, Erholung, 
Klimafunktionen auf der Grundlage örtlicher Kart ierungen 
und Bewertungen. Darstellung von wesentlichen Land· 
schaftsfunktionen wie Biotopvernetzung, Verbindung von 
Erholungsschwerpunkten. Ausweisung von Negativflächen, 
z. B. für Bebauung, Verkehr oder Sonderkulturen. Bedarfs­
analyse von öffentlichen Grünflächen in Spezifikation. Dar· 
steilung wichtiger übergreifender Funktionen Ober das Pla­
nungsgebiet hinaus. 

Diese Phase ist vor Beginn der Planungsarbeit tor den Flä· 
chennutzungsplan abzuschließen. 

2. Phase 

Stellungnahme des Landschaftsplaners zu einzelnen Pro­
blemen bei der Aufstellung des Vorentwurfes zum Flächen­
nutzungsplan. Nach Vorliegen des Vorentwurfes zum Flä­
chennutzungsplan öffentliche Diskussion, um die Zieikon-
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fllkte zwischen Landschaftsplanung und Flächennutzungs­
planung auszuräumen. Erarbeitung von Alternativ-Lösun­
gen. 

Das Ergebnis dieser Phase ist dann ein Flächennutzungs­
plan-Entwurf, dessen Inhalt mit dem Planer des Land­
schaftsplanes und der Landespflegebehörde abgestimmt 
ist. 

3. Phase 

Erstellung der endgültigen Fassung des Landschaftsplanes 
auf der Grundlage des Flächennutzungsplanes, d. h. auf der 
vereinfacht dargestellten Flächen- und Funktionsauswei­
sung dieser Plan\lng. Detai llierte Aussagen aus der Sicht 

der Landespflege zu bebauten und unbebauten Flächen. 
Darstellung von Funktionen, die nicht im Flächennutzungs­
plan enthalten sein können. 

Zum Abschluß dieser parallelen Führung der Planungspro· 
zesse für den Landschaftsplan und den Flächennutzungs­
plan stehen deren Aussagen nicht mehr im Widerspruch, 
sondern ergänzen sich entsprechend ihrer jeweiligen Be­
stimmung. 

Adäquate Verfahren erscheinen mir auch bei den übrigen 
Planungsarten notwendig, vor allem beim Landschaftsrah· 
menplan und beim Landschaftspflegerischen Begleitplan, 
damit auch hier die Belange von Natur und Landschaft in 
ausreichendem Maße vertreten werden. 

Rheinische Kalksteinwerke GmbH, Wülfrath. Ehemaliger Steinbruch, der heu te dank seines Gehölzbestandes für Erholungszwecke genutzt 
werden kann (Planung: Prof. Alwin Seifert). 
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Bayern 

Helmut Karl 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus rechtlich-administratriver Sicht 

Ich darf mich für die Einladung zu dieser Tagung recht herz­
lich bedanken und möchte gleich darauf hinweisen, daß 
meine Erfahrungen, insbesondere was den zweiten Teil mei­
nes Referats betrifft, sich vorwiegend auf den Regierungs­
bezirk Unterfranken stützen, den ich vom fachlichen Natur­
schutz her vertrete. 

In Bayern begann das Kapitel Landschaftsplanung etwa ge­
gen Ende der 60er Jahre. Damals gab es bereits eine Reihe 
von Fachplanungen, z. B. in wasserwirtschaftlicher, ver­
kehrsmäßiger oder energiemäßiger Hinsicht, aber von Na­
turschutz war darin kaum etwas zu finden. Andererseits lief 
die Wirtschaftspolitik auf Hochkonjunktur und die Zeit war 
überreif, den immer bedrohlicher werdenden irreversiblen 
Fehlentwicklungen durch naturkonstruktive Vorgaben ent­
gegenzuwirken. Es galt, ein Planungsinstrument zu ent­
wickeln, das den Naturschutz aus der ewig defensiven Posi­
tion endlich herauslösen und in eine Offensiv-Position brin­
gen könnte. Einen Ansatzpunkt bot das damalige Landes­
planungsgesetz. 

Als in den 60er Jahren die letzten Höhepunkte der bayeri­
schen Alpenlandschaft der Erschließungseuphorie mit 
Bergbahnen zum Opfer zu fallen drohten, war der fachliche 
Naturschutz zum Handeln gezwungen. 

Es entstand der sogenannte »Bayerische Alpenplan«, der 
1972, nach der Gründung des Bayerischen Staatsministeri· 
ums für Landesentwicklung und Umweltfragen, auf der 
Grundlage eben jenes Landesplanungsgesetzes Rechts­
kraft erlangte. Hierbei handelte es sich im Prinzip um ein 
Ordnungskonzept, das, von naturräumlichen und tatsächli­
chen Fakten ausgehend, nutzungslntensivere Räume, die 
auch gezielt weiterentwickelt werden sollten, gegen nut­
zungsextensive Räume, die als solche erhalten und groß­
teils unter Schutz gestellt werden sollten, abgrenzt. Durch 
dieses nun bereits elf Jahre bestehende Konzept, das an­
fangs auf viel Kritik gestoßen ist , konnte die Entwicklung 
des bayerischen Alpenraumes entscheidend gelenkt wer­
den. 

Angelehnt an dieses Modell entstand anfangs der 70er Jah­
re für einen Abschnitt des mittleren Mainsein sogenannter 
»Maintalplan« zur Regelung der Nutzungsansprüche, insbe­
sondere in bezug auf den Sand- und Kiesabbau. Zur Rechts­
verordnung kam es nicht mehr. Dennoch erwies sich auch 
dieser Plan als durchaus brauchbare Ordnungsgrundlage 
für die Landratsämter. Als Fazit aus den Erfahrungen dieser 
Planungen ergab sich, daß ein Funktionieren nur dann zu er­
warten ist, wenn: 

- die naturräumlich-fachlichen Belange überzeugend be· 
handelt sind 

- keine Extremziele aufgestellt werden 

- eine solide Rechtsgrundlage vorhanden ist 

- die zuständigen Verwaltungsbehörden konsequent da-
hinterstehen. 

Dies dürfte - und deshalb erwähne ich es - im wesentli­
chen auch heute noch zutreffen und hat sich auch bei einem 
internationalen Symposium wieder deutlich bestätigt, bei 
dem der Deutsche Alpenverein 1981 in Hall In Tirol u. a. der 

Frage der Effizienz alpiner Raumplanungen in verschiede­
nen Ländern nachgegangen ist. 

Die Landschaftsplanungen neueren Datums in Bayern beru­
hen auf dem Bayerischen Naturschutzgesetz von 1973, bzw. 
dessen Novellierung von 1982, in Verbindung mit dem Bun­
desnaturschutzgesetz von 1976. Danach sind Landschafts­
planungen, von zwei Ausnahmemöglichkeiten abgesehen, 
grundsätzlich anderen zusammenfassenden Planungen zu­
geordnet, das heißt also, es handelt sich um integrierte und 
nicht um eigenständige Planungen. 

Lassen Sie mich zunächst die Landschaftsrahmenplanung, 
die im Zuge der Regionalplanung durchgeführt wurde und 
die oberste Planungsebene darstellt, anhand meiner Erfah­
rungen In Unterfranken kurz durchleuchten. 

1972 faßte der Bayerische Landtag einen Beschluß, wonach 
die Landschaftsrahmenplanungen in den Regionen Bayeri­
scher Untermain und Würzburg bevorzugt auszuarbeiten 
sind. 1973 liefen bei uns die Grundlagenkartierungen voll an, 
1976 erschienen die Richtlinien unseres Umweltministeri­
ums, die ein Konzept beinhalteten, von dem Naturschützer 
bisher nur träumen konnten. Entsprechend war die Begei­
sterung, mit der man ans Werk ging, zumal auch die notwen­
dige personelle Ausstattung konform ging. Erstmals konn­
ten flächendeckende Kartierungen und Grundlagenuntersu­
chungen zu dringendsten Problembereichen, insbesondere 
zur Frage der ökologischen Ausstattung des Raumes, 
durchgeführt werden. 

Das Bayerische Landesamt für Umweltschutz erstellte eine 
vorbildliche Modell-Studie zur Landschaftsentwicklung im 
Ammer-Isar-Hügelland. Doch bald wurde deutlich, daß der 
Erwartungshorizont zu hoch geschraubt war. So erwies sich 
z. B., daß zur Frage der tatsächlichen oder noch vertretbaren 
Belastung der verschiedenen ökologischen Raumeinheiten 
keine hinreichend wissenschaftlich abgesicherten Aussa­
gen gemacht werden konnten, eine Situation, die sich auch 
heute noch nicht nennenswert geändert haben dürfte, wie 
die kürzlich stattgefundene Tagung der Akademie für Natur­
schutz und Landschaftspflege/Lauffen in Aschaffenburg 
zeigte. 

Befürchtungen bei den Gemeinden Ober zuviel Naturschutz, 
zu viele Restriktionen, wurden immer lauter. Bei der Fülle 
der in einem Regionalplan darzustellenden Probleme be­
stand zudem die Gefahr der Entstehung eines Planungswäl­
zers, den niemand mehr überblicken kann. Ein Umdenken 
war daher no.twendig, eine Beschränkung auf das Wesentli­
che, auf den Rahmencharakter, was zwangsläufig zu Lasten 
der Planungsschärfe gehen mußte. Für den Naturschutz be­
deutete dies: 

Änderung des Namens nLandschaftsrahmenplan« in den 
Namen »Natur und Landschaft«, Integration der ursprüng­
lich geschlossenen Fachvorgaben in die verschiedenen Ka­
pitel des Regionalplanes, Reduktion des Planungsmaßsta­
bes von 1 : 50000 auf 1 : 100000 und damit auch entspre­
chende Reduktion der Planungsaussagen, Rücknahme der 
verbindlichen Ausweisung vo,r1 !-andschaftsschutzgebieten 
und Naturparken, Verzicht auf die ökologisch funktionelle 
Raumgliederung, Verzicht auf die Benennung derjenigen 
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Gemeinden, die einen Landschaftsplan erstellen sollen und 
anderes mehr. Hinzugekommen ist dagegen ein für den Na­
turschutz bislang völlig neuer Begriff, die sogenannten 
»landschaftlichen Vorbehaltsgebiete«. Diese sind vom öko­
logischen Inhalt her etwas unter der Ebene von Land­
schaftsschutzgebieten anzusiedeln und etwa mit der For­
mulierung »allgemein landschaftlich wertvolle Gebiete« zu 
definieren. Hervorzuheben ist, daß sie verbindlich im Regio­
nalplan dargestellt werden. 

Alles in allem ist durch den skizzierten Ausdünnungsprozeß, 
der, wie erwähnt, nicht nur Naturschutzprobleme betraf, ein 
Werk entstanden, das konsensfähig und praktikabel er­
scheint und mit dem die meisten Beteiligten jetzt offenbar 
zufrieden sind. In der Region Bayerischer Untermain hat die 
Verbandsversammlung den Planentwurf in diesen Tagen 
verabschiedet. Damit steht diese Region in Bayern an der 
Spitze, gefolgt von den Regionen Landshut und Würzburg. 

Seitens des Naturschutzes ist festzustellen, daß trotz allem 
wichtige Zielvorstellungen für künftige Entwicklungen ein­
gebracht werden konnten. Ob diese freilich - aber das gilt 
genauso für den Gesamtplan - feinkörnig genug sind, um 
die gestellten Erwartungen erfüllen zu können, muß die Zu­
kunft erst noch zeigen. Erfahrungen sind noch zu sammeln, 
Korrekturen werden sicherlich notwendig werden. 

Landschaftspläne auf Gemeindeebene, die nächstniedrlge­
re Planungsstufe, sind nach dem Bayerischen Naturschutz­
gesetz voll in die Bauleitplanung zu integrieren, d. h. im Fal­
le des gemeindlichen Landschaftsplanes In den Flächennut­
zungsplan bzw. dessen Erläuterungen, Im Falle des Grün­
ordnungsplanes In den Bebauungsplan. Nur Ober diesen 
Weg erlangen die Aussagen des Landschaftsplanes Rechts­
kraft. Daß dabei aber nicht alles aus dem Landschaftsplan 
in den Flächennutzungsplan übernommen werden kann, 
liegt auf der Hand. 

Hinsichtlich des Wieviel, Was und Wie spielt das Verständ­
nis des den Flächennutzungsplan erstellenden Hochbauar­
chitekten sowie die Zusammenarbeit zwischen diesem und 
dem Landschaftsarchitekten eine sehr wichtige Rolle. Kritik 
an mangelnder Berücksichtigung landschaftlicher Anliegen 
ist daher - und das gilt auch für andere Ebenen der Land­
schaftsplanung - meist nicht am Landschaftsplan, son­
dern am Gesamtplan, in den er integriert worden ist, anzu­
setzen. 

Die Benennung derjenigen Gemeinden, die in Unterfranken 
aufgrund der Im Naturschutzgesetz vorgegebenen Kriterien 
einen Landschaftsplan erstellen sollten, erfolgte nach einer 
Gesamtoberprüfung erstmals Mitte der 70er Jahre Im Zu­
sammenhang mit der Landschaftsrahmenplanung. Es wa­
ren dies 161 Gemeinden. Allerdings erwies sich die Realisie­
rung, trotz Förderungsquoten von bis zu 60 %, häufig als 
sehr schwer zu verkaufende Naturschutzmaßnahme. Auch 
hier stand vielfach das große Mißtrauen der Gemeinden da­
gegen, zu stark In ihrer Planungshoheit eingeengt zu wer­
den. Daß Planungshoheit auch Planungsverpflichtung be­
deutet, wurde und wird nach wie vor oft nur sehr schwer ein­
gesehen. Intensive Aufklärungsarbeit war notwendig, Teil­
nahme an zahlreichen Gemeinde- und Stadtratssitzungen, 
immer wieder neue Bemühungen, die Gemeinde- und Stadt­
räte davon zu überzeugen, daß ja der Landschaftsplan ihr ei­
genes Planungsinstrument ist, daß es ihre Landschaft Ist 
um die es geht, ihre Existenzgrundlage, und daß sie damit 
eine Steuerungsmöglichkeit in der Hand haben, ihre Ent­
wicklung positiv beeinflussen zu können. Nach neuerlichen 
Überprüfungen mit großzügiger angelegtem Kriterienmaß­
stab blieben von den insgesamt 307 Gemeinden Unterfran­
kens lediglich 110 Gemeinden übrig, für die die Erstellung ei­
nes Landschaftsplanes für unabdingbar gehalten wurde. 
Nach dem derzeitigen Stand ist in 33 Gemeinden der Land-
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schaftsplan fertiggestellt, in 48 Ist er in Arbeit und in 29 muß 
er noch erstellt werden. Diesen 29 letztgenannten Gemein­
den wurde in Koord inierung mit Bauabteilung, Rechtsabtei­
lung, Ortsplanungsstelle und Landratsamt unter Beifügung 
einer ausführlichen Begründung einzeln mitgeteilt, daß sie, 
entsprechend dem derzeitigen Stand ihrer Flächennut­
zungsplanung, entweder sofort oder zur nächsten Ände­
rung, einen Landschaftsplan erstellen und einarbeiten müs­
sen. Das Konzept konnte bislang durchgehalten werden. Da­
bei ist allerdings zu hoffen, daß dies angesichts der zurück­
gegangenen Förderungsquoten auf 30 % auch weiterhin der 
Fall sein wird. Geht man davon aus, daß das Ziel 110 von 307 
Gemeinden insgesamt erreichbar ist, so bedeutet dies, daß 
V3 aller unterfränkischen Gemeinden einen Landschafts­
plan hätte. Insgesamt wurden bisher für 296096 ha = 35 % 
der Fläche des Regierungsbezirks finanzielle Bewill igungen 
ausgesprochen. 

Zum Vergleich : Im Regierungsbezirk Oberbayern haben 
nach dem Stand 1982 von 499 Gemeinden 56 einen abge­
schlossenen Landschaftsplan, In 79 Gemeinden befindet 
sich dieser in Aufstellung, und in weiteren 225 Gemeinden 
wird die Erarbeitung für notwendig erachtet. 

In Gesamtbayern liegt die Zahl der erstellten Landschafts­
pläne bei 400, was etwa 30 % der Landesfläche entspricht. 

Landschaftspläne werden in der Regel von freischaffenden 
Landschaftsarchitekten erstellt. Dabei ergaben sich nicht 
selten daraus Schwierigkeiten, daß entsprechende Erfah­
rungen nicht vorlagen. Häufig mangelte es auch an der Qua­
lität der Pläne. Es wurde z. B. erkennbar, daß nicht genug 
ökologisches Basiswissen vorhanden war oder investiert 
wurde, daß vorhandene Kartierungen, z. B. die Biotopkartie­
rung, nicht entsprechend ausgewertet oder gar nicht über­
nommen wurden, daß nicht die notwendige Planungssorg­
falt aufgewendet wurde, daß landschaftsbeeinträchtigende 
Kommunalwünsche zu wenig kritisch bewertet wurden oder 
es auch an der Fähigkeit des Landschaftsarchitekten man­
gelte, seine Erkenntnisse den Auftraggebern überzeugend 
zu vermitteln und dementsprechend umzusetzen. 

Alles in allem: eine schwierige Materie, ein auch heute noch 
nicht abgeschlossener Lernprozeß. Das Bayerische Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen hat 
deshalb nicht von ungefähr eine Arbeitsgruppe beauftragt, 
eine »Arbeitshilfe zur Integration der Landschaftsplanung in 
die Bauleitplanung« zu erstellen, die bis Frühjahr 1984 fertig 
sein soll. 

Bei den Fachplanungen der nächst niedrigeren Ebene, den 
»Landschaftspflegerischen Beglel tplänen«, bei denen es 
sich ja im Rechtssinne nicht um Landschaftspläne nach§ 6 
Bundesnaturschutzgesetz bzw. Art. 3 Bayerisches Natur­
schutzgesetz handelt, liegen die Dinge etwas einfacher. Die­
se Pläne dienen insbesondere dazu, die zum »Ausgleich von 
Eingriffen in Natur und Landschaft erforderlichen Maßnah­
men« darzustellen. Ihre Notwendigkeit wird meist nicht in 
Frage gestellt. Ansprechpartner sind überwiegend staatli­
che Eingriffsbehörden, wobei durch den damit zwangsläufig 
sich ergebenden intensiven Kontakt meist viel Konfliktstoff 
im Vorfeld ausgeräumt werden kann. Dennoch bleibt im Er­
gebnis der ergehenden Planfeststellungsbeschlüsse auch 
hier nicht selten manches fachliche Anliegen offen. 

Zum Inhalt solcher Pläne kann generell gesagt werden, daß 
der rein gestalterische Teil von den beauftragten Land­
schaftsarchitekten meist gut erledigt wird, ökologische zu­
sammenhänge jedoch auch hier oft zuwenig Berücksichti­
gung finden. 

Bisweilen wird - bewußt oder unbewußt - von der Auftrag­
geberselte her der Landschaftspf legerische Begleitplan mit 
einem Grünordnungsplan bzw. einem reinen Gestaltungs-



plan verwechselt. Notwendige Abstimmungen vor Beginn 
der Baumaßnahmen, z. B. zur Erhaltung spezifischer Gelän­
destrukturen, werden solcherweise unterlaufen. 

Man glaubt oft immer noch, der landschaftspflegerische Be­
gleitplan würde sich in nachträgl icher Begrünung erschöp­
fen, es genüge, den Landschaftsplaner erst in einem bereits 
mehr oder weniger weit fortgeschrittenen Stadium einzu­
schalten und übersieht dabei, daß dieser ohne Kenntnis der 
morphologischen und ökologischen Ausgangsstrukturen 
seinen Auftrag nur unvollständig erfüllen kann. 

Ein Detailproblem in diesem Zusammenhang möchte ich 
noch kurz ansprechen: Die Novellierung des Bayerischen 
Naturschutzgesetzes von 1982 hat neben dem Begriff der 
Ausg leichsmaßnahmen den der Ersatzmaßnahmen einge­
führt, die dann zu leisten sind, wenn ein Eingriff, der durch 
die im Landschaftspflegerischen Begleitplan vorgesehenen 
Maßnahmen nicht voll oder überhaupt nicht ausgleichbar 
ist, aus übergeordneten anderen Erwägungen heraus zuge-

lassen werden soll. Dabei sind auch Werte des Landschafts­
bildes zu berücksichtigen. Diese Festlegung und Gestaltung 
solcher Ersatzmaßnahmen, die also nicht in direktem räum­
lichen Zusammenhang mit dem Eingriff selbst stehen müs­
sen, sind ebenfalls Aufgabe des Landschaftspflegerischen 
Begleitplanes. 

Ich komme zum Schluß: 

Die Landschaftsplanung der verschiedenen Planungsebe­
nen hat sich als schwierige Materie erwiesen, die auf allen 
Seiten einen noch nicht abgeschlossenen Lernprozeß not­
wendig machte. Es gilt dabei jedoch zu berücksichtigen, daß 
es eine neue Materie ist und daß es im Naturschutz keine 
Fachplanungsbehörden mit jahrzehntelangen Erfahrungen 
gibt wie in anderen Bereichen. Dennoch läßt sich insgesamt 
feststellen , daß durch das Instrument »Landschaftspla­
nung« die Bewußtseinsbildung für die Wertstellung ökologi· 
scher Anliegen im Planungsbereich und damit für die prakti­
sche Naturschutzarbeit ganz erheblich an Basis gewonnen 
hat. 

Naturpark Altmühltal in Mittel franken mit seinen Kalksteinformat ionen und einer artenreichen Vegetat ion. 
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Reinhard Grebe 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus der Sicht der Praxis 

In Bayern ist die Landschaftsplanung durch das Bayerische 
Naturschutzgesetz 1973 (BayNatSchG) eingeführt. 

In Art. 3, Landschaftsplanung, heißt es »Landschaftspläne 
sollen zur Grundlage der gemeindlichen Bauleitplanung ge­
macht werden«. 

Ich werde mich im folgenden besonders mit diesem Schwer­
punkt, der Landschaftsplanung in der Bauleitplanung, aus­
einandersetzen. 

Auf der Grundlage des BayNatSchG sind in 10 Jahren etwa 
400 Landschaftspläne in Bayern erarbeitet, viele davon als 
Gutachten - also ohne volle Integration in den Flächennut­
zungsplan-, ein großer Teil ist jedoch voll In die Bauleitpla­
nung übernommen. 

Mit der Novellierung des Bayerischen Naturschutzgesetzes 
vom 1. September 1982 wird der Landschaftsplan nach Art. 
3, Abs. 2, zum Bestandteil des Flächennutzungsplanes. Er 
hat an seinem Verfahren teilzunehmen, Richtlinien der zu­
ständigen Ministerien (Umwelt- und Innenministerium) sind 
in Vorbereitung. 

Meine Erfahrungen mit Landschaftsplänen in Bayern beru­
hen auf der Bearbeitung von etwa 50 Plänen in meinem Büro 
in 15 Jahren, davon einige in den letzten Jahren im Zusam­
menhang mit einer Stadtbiotopkartierung. 

Die Bearbeitung der Pläne erfolgt immer 

in enger Zusammenarbeit mit dem mit der Flächennut­
zungsplanung beauftragten Stadtplaner, 

unter Einschaltung von Landschaftsökologen im eige­
nen Büro oder als externe Berater. 

Dabei wurden Gemeinden aller Größenordnungen bearbei­
tet: 

Großstädte: Erlangen 

Mittelstädte: Ansbach, Hof, Bayreuth, Straubing, Passau, 
Rosenheim, Kitzingen, Forchheim, Schwabach, Nördlingen 

Kleinstädte: Staffelstein, Baiersdorf, Herzogenaurach, Al­
lersberg, Altdorf, Langenzenn, Bad Windsheim, Lohr 
a. Main, Donauwörth, Kronach/Ofr., Leutershausen, Hof­
heim 

Ländlicher Raum: Schwarzenbruck, Burgthann, Röthenbach 
St. W., Wendelstein, Klein- und Großschwarzenlohe, Abens­
berg, Schwaig, Adelsdorf, Eckental, Heroldsberg, Wiesen­
thal, Spardorf, Mainstockheim, Aub, Maßbach, Stadtlaurin­
gen, Reimlingen, Winzer/Donau, Marquartstein, Schleching, 
Stephanskirchen, Eching, Altmühltal, Rothsee 

1 Landschaftsrahmenpläne als Teil des Regionalplanes 

Landschaftsrahmenpläne werden in Bayern als Teilbereiche 
»Natur und Landschaft« in die Regionalpläne eingebracht. 
Von den 18 bayerischen Regionen ist Anfang Dezember 1983 
der Regionalplan 1 - Bayerischer Untermain - als erster 
beschlossen worden. 

Die Auswirkungen dieser Planung wird Dr. Karl von der Hö-
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heren Naturschutzbehörde der Regierung von Unterfranken 
in Würzburg in seinem Referat behandeln. 

Ich sehe die besondere Bedeutung der von den Naturschutz­
behörden erarbeiteten Landschaftsrahmenpläne in ihrer flä­
chendeckenden Kartierung und Bewertung (Maßstäbe 
1 :25000, 1 :50000) als w ichtige Grundlage für die örtl iche 
Landschaftsplanung, d ie Planung von Naturparken, alle 
Fachplanungen. Diese Karten sind entscheidende Grundla­
gen der Oberen Naturschutzbehörden bei den Regierungen, 
des Landesamtes für Umweltschutz München mit seinen 
Abteilungen Landschaftspflege/Naturschutz. 

2 Landschaftspläne als Bestandteil der vorbereitenden 
Bauleitplanung - Flächennutzungsplan 

Nach meinen Erfahrungen ist d ieses die entscheidende Ebe­
ne der Landschaftsplanung: Aus der Bewertung des Rau­
mes werden Ziele und Maßnahmen in behördenverbind liche 
Pläne umgesetzt. Wir haben in unserem Büro vor mehreren 
Jahren die Bearbeitung überörtlicher Landschaftsplanun­
gen - damals im Rahmen agrarstrukturelle r Vorplanu ng -
völl ig aufgegeben, da wir nur geringe Möglichkeiten für die 
Durchsetzung sahen, und konzentrieren uns auf die Ebene 
der Landschaftsplanung. 

Die gemeindl iche Landschaftsplanung hat 2 Schwerpunkte: 

a Querschnittsorientierte Beiträge 

b Fachbeitrag Naturschutz, Landschaftspflege und 
Erholung 

Zu a - Querschnittorientlerter Beitrag 

Aus der Bestandsaufnahme und Analyse des Landschafts­
raumes erfolgen i n der vorbereitenden Bau leitplanung durch 
den Landschaftsplan Stellungnahmen zu allen Eingriffen in 
den Landschaftsraum, insbesondere durch Bebauung, Ver­
kehr, Flurbereinigung, Abgrabungen. 

Das hat in den jeweiligen Flächennutzungsplänen oft zu 
starken Veränderungen ursprünglicher Planungen, z.B. zur 
Verlegung oder gar zur Aufhebung von Straßentrassen u. a. 
Maßnahmen geführt. 

Vor der Aufstellung des Landschaftsplan es hatten die Ge­
meinden nur wenig Möglichkei t, sich qualifiziert in Planfest­
stellungsverfahren von Fachplanungen einzuschalten. In 
der Stärkung der Planungssicherheit der Gemeinde sehe ich 
den besonderen Erfolg der Landschaftsplanung. 

Die Gemeinde erhält Informationen und entscheidende Vor­
gaben für nachfolgende Planfeststellungsverfahren nach 
unterschiedlichen Bundes- oder Ländergesetzen: 

Flurbereinigung - vor der Einleitung des Verfahrens, 
das in seinem Wege- und Gewässerplan nur von der Teil­
nehmergemeinschaft - nicht vom Gemeindepar lament 
verabschiedet w ird und sich auch überwiegend am 
Schwerpunkt Landnutzung orientiert, ohne die eine Flä­
chennutzungsplanung kennzeichnende breite Auseinan­
dersetzung im Gemeinderat und in der Öffentlichkeit. 

Straßenausbau, 

wasserwlrtschaftliche Maßnahmen. 



Hier stehen die Gemeinden gut ausgestatteten Fachbehör­
den oft ohne eigene Vorgaben gegenüber, mit der Vorlage 
des Landschaftsplanes haben sie eigene Entscheidungskri­
terien. 

Das g il t besonders für zahlreiche kleinere Eingriffe, die sich 
in vielen Gemeinden nur auf der Grundlage des Land­
schaftsplanes ordnen lassen: 

Abgrabungen für Sand·, Kies- und Tonabbau, für Stein­
brüche nach Bundesbaugesetz, Wasserhaushaltsgesetz, 
Bundesimmissionsschutzgesetz 

für Bauschutt- und Mülldeponien, nach Abfallbeseiti­
gungsgesetz. 

Zu b - Fachbei trag Natu rschutz, Landschaftsplege 
und Erholung 

Mit dem Landschaftsplan sollten die Gemeinden ein ge­
sch lossenes Konzept für den Biotop- und Artenschutz unter 
Einbeziehung vorliegender Biotop· und Stadtbiotopkartie­
rungen als Grundlage für nachfolgende Rechtsverfahren 
(Naturdenkmale, Landschaftsbestandteile, Naturschutz­
und Landschaftsschutzgebiete) erhalten. 

Die örtlichen Naturschutzverbände oder einzelne Experten 
liefern hier wertvolle Beiträge, ihre Mitarbeit wird zukünft ig 
noch gesteigert, in Bayern sind 

der Bund Naturschutz in Bayern, 

- der Landesbund für Vogelschutz 

als Verbände nach § 29 Bundesnaturschutzgesetz aner· 
kannt worden, weitere Verbände werden folgen. 

Neben dem Natur- und Artenschutz werden weitere Beiträge 
zur Flächennutzungsplanung geliefert: 

flächendeckende Fuß- und Radwegesysteme, 

geschlossene Grünsysteme, besonders mit der Erhal­
tung natürlicher Landschaftsräume, 

Entwicklung ei nes auf die Bevölkerung und die Struktur 
des Untersuchungsraumes abgesti mmten Netzes öffent· 
lic her Frei flächen (Spiel- und Sportplätze, Kleingärten, 
F ri ed höfe, Na herhol u ngsan lagen). 

Neben dem besonders positiven Beispiel der Stadt Erlangen 
könnten hier eine ganze Reihe weiterer, auch kleinerer Ge­
meinden in Bayern 9enannt werden. 

3 Erfahrungen mit der Durchsetzung von Landschafts­
plänen im Flächennutzungsplan 

Hier muß unterschieden werden 

• zwischen dem Landschaftsplan als Gutachten (vor der 
Novellierung des BayNatSchG) 

• und dem Landschaftsplan als Bestandteil der vorberei­
tenden Bauleitplanung, Flächennutzungsplan, nach der 
Novellierung des BayNatSchG vom September 1982, wo­
bei zahlreiche Landschaftspläne auch vor dieser Novel­
lierung bereits voll in den Flächennutzungsplan ei ngear­
beitet wurden. 

Für die Aufstellung der Landschaftspläne seit dem 1. Baye­
rischen Naturschutzgesetz 1973 waren entscheidend : 

Die Förderung der Honorare für Landschaf tspläne mit 
50-60 % durch das Bayerisc he Staatsministerium für 
Landesentwick lung und Umweltfragen, sofern wesentli­
che Inhalte des Planes in die Bauleitplanung übernom­
men wurden, 

- die starke Unterstützung durch die seit 1972 aufgebauten 

Naturschutzbehörden im Landkreis, bei den Bezirken, 
dem Land sowie im Landesamt für Umweltschutz, 

die Beteiligung des Bundes Naturschutz an al len Planun­
gen, nicht erst seit der Anerkennung als Verband nach 
§ 29 BNatSchG, 

die Vorlage regionaler Bewertungsraster in der Biotop­
und Stadtbiotopkartierung. 

Die Frage, ob der Landschaftsplan als Gutachten 

- mit der klaren Darstellung aller Konfl ikte ohne den 
Zwang zur Integration in den Flächennutzungsplan 

- oder als Bestandte il des Flächennutzungsplanes, also 
mit voller Diskussion al ler Ziele bis in den Gemeinderat 

eine stärkere Umsetzung erhält , ist unter den verschiedenen 
Landschaftsarchi tekten durchaus umstritten. Eine genaue 
Auswertung verschiedener Landschaftspläne könnte hier ei­
ne vollständige Auskunft geben. 

Nach meinen Erfahrungen führt die Teilnahme am Verfahren 

• zu einer Diskussion der landschaftsplanerischen Ziele 
mit allen Fachbehörden, wobei die Ziele der Land· 
schaftsplanung zunehmend unterstützt werden von Was­
serwirtschaft, Forstwi rtschaft, Regionalplanung, Städte­
bau, zögernd endlich auch von der Landwirtschaft, die in 
der Landschaftsplanung ein Instrument zur Verteidigung 
ihrer Flächen sieht. 

In der Zusammenarbeit Landschaftsplan - Flächennut­
zungsplan wird unter folgenden Bedingungen eine Durch­
setzung der Ziele mög lich: 

• Gleichzeitige Bearbeitung Landschaftsplan mit Flächen-
nutzungsplan 

enge Zusammenarbe it mit Stadtplaner 

volle Teilnahme am Verfahren 
mit Diskussion im Gemeinderat, 
der vorgezogenen Bürgerbeteiligung , 
die in der Bewertung vorliegender Alternativen sich 
zu einer besonders starken Unters tützung der Land· 
schaftsplanung entwickel t hat. 

• Teilnahme an der Abstimmung mi t Trägern öffentl icher 
Belange 

• Vorlage ökologischer Grundlagenuntersuchungen (Bio-
topkartierung}, . 
sonst eigene Bearbeitung von Schwerpunkten notwen­
dig, die jedoch wegen der problematischen Finanzierung 
nicht immer in ausreichendem Maße erfo lgen kann. 

• Darstel lung der Konf likte 

bis zur Abstimmung mit dem Gemeinderat 

und zur Überprüfung bei der Genehmigungsbehörde. 

Die Durchsetzung von Landschaftsp länen wird in den Ge­
meinden erleichtert, in denen Auseinandersetzungen um 
Planungen mit starken Umwelteingriffen vorliegen, wie z.B. 
eine Umgehungsstraße durch einen naturnahen Talraum. 

Wird diese Trasse mit Unterstützung der Landschaftspla­
nung in eine umweltverträgliche Alternative verwandelt, hat 
der Landschaftsplaner in der Gemeinde sei ne Qualitä t be­
wiesen und wird dann zu anderen Fragen eher herangezo­
gen. 

Probleme bei der Durchsetzung landschaftsplanerischer 
Ziele treten auf 

• bei der Ausweisung neuer Grünelemente in landwirt· 
schaft lichen Flächen. 

Die Sicherung des vorhandenen Bestandes an Ufersäu­
men, Hecken, an Ortsrändern ist o ft noch mögl ich, kaum 
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aber die Ausweisung neuer Elemente, nicht ei nmal als 
generelles Ziel. 

Diese Festsetzungen sind in den Gemeinden leichter, wo 
eine Flurbereinigung an läuft und der Vorsitzende der 
Teilnehmergemeinschaft selbs t am Verfahren des Flä­
chennutzungsplanes teilnimmt und somit als Sprecher 
auch gegenüber der Landwirtschaft auftritt. 

In einzelnen Fäl len wird vor einem anlaufenden Flurbe­
reinigungsverfahren aber auch die Zurückstellung des 
Landschaf tsplanes bis zur Vorlage der Flurbereinigungs­
pläne vorgeschlagen, da sonst Bindungen für das Flur­
bereinigungsverfahren befürchtet werden. 

Die nach dem Flurbereinigungsgesetz gegebenen gu ten 
Möglichkeiten zur Umsetzung landschaftsplanerischer 
Ziele verstärken me ine bereits erhobene Forderung, vor 
jeder Flurbereinigung einen Landschaftsplan zu ers tel­
len. 

• Bei abgeschlossenen Raumordnungs- oder Planfeststel­
lungsverfahren im Straßen- und Wasserbau lehnen Fach­
behörden oft die von der Gemeinde erhobenen land­
schaftsplanerischen Forderungen ab. Mi t der Verbesse­
rung Landschaftspflegerischer Beglei tpläne in den 
Fachbehörden wird sich dieses Problem in den nächsten 
Jahren sicher abbauen. In einzelnen Fällen war eine Ver­
änderung bereits plan festgestellter umweltschädigen­
der Trassen durch die Gemeinde möglich. 

Diese Beispiele unterstützen meine Forderung 

• der vollen Integration des Landschaftsplanes in den Flä­
chennu tzungsplan, der eben in seiner Behördenverbind­
lichkeit auch Fachplanungen bindet. 

Die Darstel lungen des Landschaftsplanes werden erst 
durch folgende verbindliche Planungsverfahren umgesetzt: 

• Bebauungspläne mit Auflagen zur Gestaltung der Frei­
räume, 

• Planfeststellungsverfahren zu verschiedenen Fachpla-
nu ngen 

und durch eigene Entwickl ungs- und Ordnungsmaßnahmen 
der Gemeinde, 

• Sanierung von Landschaftsschäden, 
Aufforstung von Müllkippen, 
Pflanzungen in der freien Landschaft, 
Renaturierungen von Bächen, Anlage von Biotopen, 

• Sicherung landschaftlicher Räume, Flüsse, Tal räume im 
Gemeindegebiet, 

• Ausbau des Fuß- und Radwegenetzes, von Erholungsein­
richtungen, 

• einfache Objektplanungen: Ortsmi tte, Dorfst raßen, 
Woh ng eb iete. 

Die Landschaftsplanung ist für die meisten Gemeinden eine 
neue, noch ungewohnte Planungsebene. Daher ist die mehr­
jährige Betreuung einer Gemeinde nach der Genehmigung 
des Flächenn utzungs- und Landschaftsplanes durch einen 
Landschaftsarchi tekten wünschenswert. 

Von den in meinem Büro bearbeiteten ca. 50 Gemeinden 

Ist diese Beratung in der Hälf te der Gemeinden über 
mehrere Jahre erfolgt, bei einigen ist daraus ei ne ständi­
ge Zusammenarbeit in den entscheidenden Fragen der 
Orts- und Landschaftsentwicklung entstanden. 

Diese Betreuung ist in einzelnen Gemeinden so intens iv, 
daß es kaum eine Beratung eines Planungsprojektes gibt, 
bei der nicht von einem Gemeinderat die Frage gestel lt wird 
uWas hat unser Landschaftsplaner h ierzu gesagt?n. Dieses 
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zeigt, daß manche Gemeinden die hohen Standortkenntnis­
se ihres Planers schätzen und an den verschiedenen ausge­
führten Planungen auch die verbesserte Umweltqualität 
deutl ich erkennen. 

Diese Betreuung einer Gemeinde kann aber auch zu Proble­
men führen, wenn sich der Landschaftsplaner - oft auch 
ungefragt - zu Planungen der Gemeinde mit starken Um­
welteingr iffen äußert. Dieses geht hin bis zur Grundsatzfra­
ge nach der Verantwortung des Planers fü r seinen Auftrag­
geber, es fallen Vorwürfe vom »Komplott zwischen Land­
schaftsplaner und den Naturschutzbehörden„ , es wird die 
Frage nach der Entscheidungsfreiheit des Gemeindeparla­
mentes gestellt. 

Damit ist die entscheidende Frage der Durchsetzung von 
Landschaftsplänen angesprochen, nämlich die Verantwor­
tung der entscheidenden Poli tiker in der Verwal tung wie im 
Rat einer Gemeinde. 

Die Durchsetzung von Landschaftsplänen ist entscheidend 
abhängig von der Durchsetzung im polit ischen Raum: Der 
Landschaftsplan kann nur das du rchsetzen, was von der Ge­
meinde langfrist ig getragen wird. 

Diese Verantwortung der Gemeinde ist entscheidend abhän­
gig von ihrem Umweltbewußtsein, dieses wird gefördert mit 
einer starken Öffentlichkeitsarbeit. 

Öffentlichkeit für eine bessere Umwelt ist vor Ort am stärk­
sten zu schaffen, darum trete ich mi t Nachd ruck für die Au f­
stellung von Landschaftsplänen in den Gemeinden ein, 
nicht auf einer höheren Verwaltungsebene, in der d iese Un­
mittelbarkeit nicht mehr wirksam ist. 

En tscheidend ist: Der Gemeinderat muß die Umsetzung des 
Landschaftsplanes i n die notwendigen Folgep lanungen be­
schließen, er muß diese Dinge durchsetzen. Gerade diese 
Durchsetzung ist nach meinen Erfahrungen in Verbindung 
mit einem Flächennutzungsplan leichter mögl ich. 

Die volle Integration wesentlicher landschaftsp lanerischer 
Ziele ist bei einer guten Kooperation mit dem Stadtplaner 
und mit Zust immung der Gemeinde auch von der Darstel­
lung der Planzeichen auf der Grundlage des Bundesbauge­
setzes und des Naturschutzgesetzes möglich. 

Die beiden zuständigen bayerischen Landesministerien ar­
beiten derzeit an einer Arbeitshi lfe zur Integration der Ziele 
des Landschaftsplanes in den Flächennutzungsplan. 

4 Bebauungsplan und Grünordnungsplan 

In Bayern werden in Mittel- und Großstädten, zunehmend 
auch in kleineren Gemeinden, zu vie len Bebauungsplänen 
Grünordnungspläne erstellt, 

durch eine enge Zusammenarbeit zwischen Stadtplaner 
und Landschaftsplaner in einem Bebauungsplan, 

durch eigene Grünordnungspläne, die über den Bebau­
ungsplan ihre Rechtskraft erhalten. 

Einige Städte fordern als Bes tandteil des Bauantrages bei 
größeren Bauvorhaben die Vorlage von Frei flächengestal­
tungsplänen (M 1 :200) zur verbindlichen Ordnung der Frei­
flächen. 

In Mittelstädten oder kleineren Gemeinden erfolgt jedoch 
die Au fstellung von Grünordnungsplänen häufig erst a ls 
Auflage der Naturschutzbehörde im Verfahren. Dann sind 
die entscheidenden städtebaulichen Beziehungen abge­
steckt, grundsätzl iche Änderungen, etwa des Erschl ie­
ßungskonzeptes, der Flächenbeanspruchung nicht mehr 
möglich. 



Grünordnerische Festsetzungen können im öffentlichen 
Raum (Straßen und Plätze) leich t durchgesetzt werden. Im 
privaten Bereich sollten sie sich auf Grundsätze wie Grenz­
gestaltung, Grundzüge der Begrünung u. a. beschränken. Ei­
ne zu detaillierte Planung, wie sie bis hin zu Pflanzplänen 
immer wieder aufgestellt wird , ist nicht durchsetzbar. Gera· 
de in der verbindlichen Bauleitplanung ist die enge Zusam­
menarbeit zwischen Architekt und Landschaftsarchitekt 
notwendig. 

5 Landschaftspflegerische Begleitpläne zu 
Planfeststellungsverfahren 

Diese Ebene wird zunehmend von den Genehmigungsbehör­
den intensiver ausgeschöpft, hier liegen im gesamten Land 
gute Beispiele für die Durchsetzung landschaftsplaneri· 
scher Ziele vor. Diese Pläne werden von den Gemeinden 
sehr unterstützt, da sie ihne6 starke Einwirkungen auf Plan­
feststellungsverfahren ermöglichen und sie auch finanziell 
nicht belasten. 

Gute Umsetzung landschaftsplanerischer Ziele unter fol­
genden Voraussetzungen: 

• Voile Bearbeitung des Verfahrens durch den Land­
schaftsplaner oder in enger Zusammenarbeit mit einem 
1 ngenieurbüro. Die erst bei einem späteren Verfahrens­
stand geforderte nachträgliche Erstell ung eines land­
schaftspflegerischen Begleitplanes kann an den Grund· 
sätzen oft nichts mehr ändern, die vorhandenen Eingriffe 
können nicht mehr ausgeglichen werden. 

Der Begriff der Eingriffsregelung muß von den Natur­
schutzbehörden noch starker überprüft werden, hier feh­
len noch entsprechende'Richtlinien für alle Fachbehör­
den. 

Die frühe Zusammenarbeit mit der technischen Planung 
führt zu entscheidenden' Veränderungen der Eingriffe, 
wie Beispiele am Main-Donau-Kanal und bei Straßenpla­
nungen zeigen. 

• Besondere Möglichkeiten sind vor der Einleitung eines 
Flurbereinigungsverfahrens gegeben. Mit dem Flurberei­
nigungsgesetz kann ein Landschaftsplan in vollem Um­
fange innerhalb weniger Jahre voll ständig durchgesetzt 
werden (Beispiel Bad Windsheim). 

• Vollständige Kontrolle der erteil ten Auflagen bis zum Ab· 
schluß der Verfahrens 

Im Naturschutz und in der Landschaftspflege hat sich in 
den Verwaltungen noch nicht die Vollzugskontrolle 
durchgesetzt, wie sie im Hoch- und Tiefbau selbstver· 
ständlich ist. Deshalb schlagen einige Landschaftsarchi­
tekten die Kontrolle Landschaftspflegerischer Begleit· 
pläne durch die Gemeinden vor, die dann einen Land· 
schaftsarchitekten auf Kosten des Veranlassers zu des­
sen Kontrolle einsetzen. 

Durch diese jahrelange Zusammenarbeit zwischen Ge­
meinde, Abbaufirma uncf Landschaftsarchitekt konnten 
wertvolle Landschaftsräume gesichert, neue Biotope 
oder auch Badegewässer ohne jede Kosten für die Öf· 
fentlichkeit geschaffen Werden. 

Probleme bei der Umsetzlflng Landschaftspflegerischer 
Begleitplanungen 

• Der Maßnahmenträger ist interessiert an der Eingren­
zung des Planungsraumes auf die unmittelbare Baumaß· 
nahme. Ausgleichsmaßnahmen, die öfter einen größeren 
Raum erfordern, können in das Planfeststellungsverfah­
ren nicht mit einbezogen werden. 

• Im Bereich Abbau und Aufschüttungen durch private Fi r-

men müssen die Gemeinden stärker mitwirken. Nicht sel­
ten versuchen die veranlassenden Firmen ihre Planbear­
beiter durch finanzielle Zwänge unter Druck zu setzen. 

• Verschiedene Fachbehörden (Straßenbau, Flurbereini· 
gung, Wasserwirtschaft) erstellen im eigenen Haus 
Landschaftspflegerische Begleitpläne durch angestellte 
Landschaftsarch itekten, ihre Mitarbeit an grundsätzli­
chen Planu ngsfragen ist oft nicht möglich. Mit der Ein­
schaltung unabhängiger freier Landschaftsarchitekten 
kann sich der Umweltbeitrag eigenständiger entwickeln. 

6 Mehr Informationen über die Auswirkungen der 
Landschaftsplanung 

Die Durchsetzung von Landschaftsplänen kann entschei­
dend verbessert werden durch eine stärkere 1 nformation der 
Gemeinden, die im Rahmen ihrer Planungshoheit den Flä­
chennutzungsplan mit dem Landschaftsplan durchsetzen 
müssen. 

In Bayern laufen auf allen Ebenen seit Jahren verschiedene 
Aktionen: 

• Richtlinien des Bayerischen Staatsministeriums für Lan­
desentwicklung und Umweltfragen (BayStMLU), Informa­
tionen der Naturschutzbehörden, 

• Informationsveranstaltungen des BayStMLU, so z. B. 
1983 zum Tag der Umwelt mit fast 1000 Bürgermeistern 
in München, 

• Bürgermeister-Seminare des Landesverbandes Garten­
bau und Landespflege, des Bunds Deutscher Land­
schaftsarchitekten mit den Akademien der Parteien 
(Seide l-Stiftung, Dehler-lnstitut), 

der Akademie für Naturschutz, jedes Jahr 2 Seminare in 
Nord- und Südbayern, 

• Besprechungen des BOLA mit den Regierung spräsid ien. 

• Gespräche zwischen Landschaftsarchitekten und Fach­
behörden 
(Straßenbau, Wasserwirtschaft , Flurberein igung). 

• Seminare der Landschaftsarch itekten mit Mitgliedern 
des Bundes Naturschutz, Ausarbeitung von Handrei­
chungen für die Mitarbeiter dieser Verbände. 

• Zusammenarbeit mit dem Landesverband Bayerischer 
Obst- und Gartenbauvereine, der in fast jeder ländlichen 
Gemeinde aktiv vertreten ist. 

Für die Informat ion der Politiker, der Gemeinden und Fach­
behörden sind die Kräfte der Naturschutzbehörden und des 
BOLA überlastet. Leider kommt nur ger inge Unterstützu ng 
von den Verbänden des Erwerbsgartenbiiues (Baumschulen, 
Landschaftsgärtner), sie sehen noch nicht den notwendigen 
Zusammenhang mit ihrer eigenen Arbeit. 

Die Hochschulen sind derzeit durch die überlasteten Seme­
ster vo ll mit der Ausbildung beschäftigt und stehen für diese 
Informationen kaum zu Verfügung. Damit werden wicht ige 
Elemente einer Berufsfeldausweitung in der jetzt entschei­
denden Zeit nicht genutzt. 

Hier müssen d ie Bundes- und Länderministerien für Umwelt 
und Sauen sich stärker engagieren und eine akt ive Informa­
tionspolitik betreiben. 

Die Förderung von Landschaftsplänen, die vor allen anderen 
Ländern in Bayern seit Jahren durchgeführt wird, ist im Na­
tursch utz gut angelegtes Geld: Gemeinden und Fachbehör­
den erhalten Hand lungsanweisungen für einen besseren 
Natur- und Umwelt schutz. 
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7 Zehn Jahre Landschaftsplanung in Bayern 

Ich bin nicht der Auffassu ng, die Prof. Olschowy in seinem 
Eingangsreferat dargelegt hat, daß sich in der Landschafts­
planung trotz verbesserter gesetzlicher Grundlage nicht 
sehr viel bewegt hat. 

Sicher konnten wir in diesen 10 Jahren nicht alle Ziele durch­
setzen. 

Immerhin wurden in Bayern in den 10 Jahren seit dem ersten 
Bayerischen Naturschutzgesetz 1973 etwa 400 Landschafts­
pläne für ca. 28 % der gesam ten Landesfläche aufgestellt. 

Wenn nur 50 % der Gemeinden, also 200, ihre Ortsentwick­
lung auf der Grundlage dieser Landschaftspläne aufbauen, 
ist damit ein großer Erfolg erreicht. 

Auf diesem Weg von u10 Jahren Landschaftsplanung in Bay-

ern« liegen sicher viele Enttäuschungen, insgesamt aber ist 
ein Erfolg erreicht, den keiner vor 10 Jahren erwartet hat. 

In diesen Jahren wurden nicht nur die 400 Landschafts­
pläne vorbereitet, 

es wurden die gesetzl ichen Grundlagen für die Land­
schaftsplanung 

und ihre Planungsinstrumente geschaffen. 

Schließlich sind gegenüber 1973 bedeutend mehr Mitarbei­
ter für die Landschaftsplanung ausgebildet worden und ha· 
ben die Erfahrungen gesammelt, ohne die eine Umsetzung 
be i den Gemeinden nicht möglich ist. 

Ich kann die Entwicklung der Landschaftsplanung in Bayern 
daher insgesamt nur positiv beurteilen. 

Wi r haben die Gesetze: Jetzt brauchen wir gute Pläne, enga­
gierte Politiker zu ihrer Umsetzung und mutige Behörden 
zum Vol lzug. 

Straßenbepflanzung, kombiniert mit Windschutzpflanzung auf dem planmäßig gestalteten Nordostpo/der in den Niederlanden. 
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Stadtstaaten 

Joachim Malecki 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus rechtlich-administrativer Sicht 

Die entsprechenden Gesetze der drei Stadtstaaten Berlin, 
Bremen und Hamburg, die in einem wesent lichen Teil die 
Landschaftsplanung regeln, unterscheiden sich , zumindest 
in diesem Bereich, nur unwesentli ch. In Absprache mit den 
zuständigen Behörden in Berlin und Bremen gehe ich des­
halb, auch in Anbetracht der zur Verfügung stehenden kur­
zen Zeit, auf die Verhältnisse in Hamburg ein. 

Hamburg hat, wie die übrigen Stadtstaaten auch, sein Ge­
setz über Naturschutz und Landschaftspflege recht spät in 
Kraft gesetzt, nämlich 1981, zu einem Zeitpunkt, wo einige 
andere Bundesländer schon die erste Novell ierung ihrer 
Ländergesetze hinter sich hatten, die sie im Vorgriff auf ein 
Rahmengesetz des Bundes schon Anfang der siebziger Jah­
re verabschiedet hatten. 

Neben den Nachteilen, die dieser späte Zei tpunkt der ge­
setzlichen Regelung eines so wichtigen Bereiches mit sich 
gebracht hat, konnte Hamburg aus den Erfahrungen der an­
deren Bundesländer lernen und offenkundig gewordene Ge­
setzeslücken ausfüllen oder sich in der Praxis nicht bewährt 
habende Regelungen möglicherweise verbessern. 

Die Erfahrungen, die in anderen Bundesländern gemacht 
wurden, haben besonders das Kapitel Landschaftsplanung 
während der Beratungsphase in Senat und Bürgerschaft be­
einflußt. 

Die bis dahin ungenügende Berücksichtigung der Belange 
von Landschaftspflege und Naturschutz bei allen raumrele· 
vanten Planungen und Maßnahmen, die auch durch entspre­
chende Planungsinstrumente, wie Landschaftsrahmenplä­
ne sowie Landschafts· und Grünordnungspläne, qualitativ 
nicht wesentlich verändert werden konnte, hatte in den 
Stadtstaaten zu einem neuen Ansatz geführt. 

Weil die Landschafts· und Grünordnungspläne bisher ohne 
eigenes Rechtsinstitut versehen waren, konnten ihre Inhalte 
lediglich über die Integration in die Bauleitpläne realisiert 
werden. Durch eigene leid- und frustvo lle Jahre meiner Tä­
tigkeit in einem Flächenstaat mußte ich dabei erfahren, wie 
wissenschaftlich redlich erarbeitete und solide nachvoll­
ziehbare Entwicklungsvorschläge aus den Landschafts- und 
Grünordnungsplänen schon auf halbem Weg im Bauleit· 
planverfahren steckengeblieben sind. Im Moment der Güte· 
abwägung lagen dann in der Regel in der Waagschale mehr 
ökonomische Aussagen als ökologische. Die kläglichen 
Fragmente landschaftsplanerischer Entwicklungsvorschlä· 
ge in vielen Bauleitplänen hatten bewiesen, daß hier neue 
Wege gegangen werden mußten. 

Im Umweltpolitischen Konzept der Freien und Hansestadt 
Hamburg heißt es deshalb, daß Bau leit planung und Land· 
schaftsplanung gleichwertig nebeneinander stehen und mit 
entsprechenden Gesetzen ausgestattet sind. Der i n diesem 
Zusammenhang geprägte Begriff des »Planungsdualismus« 
bedeutet, daß die Landschafts· und Grünordnungspläne auf 
der untersten Ebene der Planungshierarchie mit den glei­
chen Rechtsgrundlagen ausgestattet werden wie die Bebau­
ungsp läne. Sie werden wie die Bebauungspläne vom Senat 
als Satzung beschlossen oder von der Bürgerschaft als Ge· 
setz erlassen. Oie in ihnen getroffenen Festsetzungen sind 
damit rechtsverbindlich gegenüber jedermann. 

Bei dieser Rechtskonstellation werden besonders bei der 
praktischen Handhabung viele Fragen aufgeworfen: 

- Wie erreicht man die notwendige Deckungsgleichheit 
von Bebauungsplan und Grünordnungsplan, die ja, je­
wei ls von einem anderen Standtpunkt aus, Aussagen 
über denselben Raum treffen sollen? 

- Greifen Festsetzungen im Grünordnungsplan in das Bo­
denrecht ein und welche Konsequenzen ergeben sich 
daraus? 

- Wie kann die Einhaltung der Festsetzungen aus dem 
Grünordnungsplan, besonders wenn es um Pflege und 
Entwicklungsmaßnahmen geht, im Rahmen der Einzel­
baugenehmigung und danach kontroll iert werden? 

Das sind Fragen, auf die ich in der Diskussion gern eingehen 
werde. 

Zunächst lassen Sie mich bitte nach der Darst ellung der 
wichtigsten Regelung im Rahmen der Planungsinstrumente 
kurz auf die Besonderheit der Planungsebenen und ihrer Be­
züge zu den jewei ligen Stufen der Bauleitplanung eingehen, 
so wie sie sich in allen drei Stadtstaaten vergleichbar dar­
st el len. 

Die Ebenen des Landesentwicklungsprog ramms und der 
Raumordnungspläne der Regionen gibt es logischerweise 
nicht. Für die 747 km2 des Staatsgebietes der Freien und 
Hansestadt Hamburg wird auf der obersten Planungsebene 
ein Flächennutzungsplan flächendeckend als vorbereitende 
Bauleitplanung im Maßstab 1 :20000 aufgestell t. Das Land· 
schaftsprogramm legt auf der gleichen Ebene die langfristi­
gen Entwicklungen unter dem Gesichtspunkt des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege fest (Leitli nien für den 
Schutz, die Pflege und Entwicklung der natürlichen Lebens­
grundlagen). 

Abweichend von den im Bundesbaugesetz durch Rechtsnor­
men abgesicherten Ver fahren werden in Hamburg im Rah­
men der Stadtteilentwicklungsplanung als vorbereitende 
Bauleitplanung Programmpläne aufgestellt, die als Verwa l­
tungsprogramme umgesetzt werden. Auf dieser mittleren 
Planungsebene konkretisieren Landschaftsrahmenpläne 
das Landschaftsprogramm für klei nere Bereiche im Maß· 
stab 1 :5000. 

Auf der Ebene der verbindlichen Bauleitp lanung gibt es 
nach dem Hamburgischen Gesetz für Naturschutz und 
Landschaftspflege drei verschiedene Möglichkeiten, land­
schaftspflegerische Maßnahmen zu entwickeln und darzu­
stellen. 

Landschaftspläne werden für Gebiete aufgestellt, deren Bo­
dennutzung weitgehend unverändert bleiben soll und für die 
keine Bebauung vorgesehen ist. Solche Landschaf tspläne 
gibt es vorwiegend in Außenbereichen. Erhalt, Pflege- und 
Entwicklungsmaßnahmen von Natur und Landschaft sind 
der Inhalt dieser Pläne. Alle Landschaftspläne werden, ge­
nau wie die Bebauungspläne, vom Senat besch lossen oder 
von der Bürgerschaft als Gesetz erlassen. Da zum Land· 
schaftsplan aus den erwähnten Gründen Bebauungspläne 
nicht aufgestellt werden, tritt die Problematik der erforderli­
chen Übereinstimmung der Planungsinhal te nicht auf, dafür 
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die Frage nach der Möglichkeit bodenrechtlicher Festset­
zungen. 

Dort, wo eine Bebauung vorgesehen ist und die Flächennut­
zung geändert werden soll, muß dies ja nach dem Bundes­
baugesetz in einem Bebauungsplan festgelegt werden. In 
den parallel hierzu aufgestellten Grünordnungsplänen wer­
den die erforderlichen Maßnahmen von Naturschutz und 
Landschaftspflege im besiedelten Raum entwickelt. Wie be­
reits eingangs ausgeführt, werden die Grünordnungspläne 
vom Senat beschlossen oder von der Bürgerschaft als Ge­
setz verabschiedet. 

Werden in beabsichtigten Bebauungsplanverfahren voraus­
sicht lich nur wenige landschaftsplanerische Festsetzungen 
erforderlich, können diese über sogenannte nHuckepack­
festsetzungenu direkt im Bebauungsplan fest gesetzt wer­
den. Diese Möglichkeit ist wegen des geringeren Zeit- und 
Mittelaufwandes, wegen des Verzichtes auf den Grünord­
nungsplan und das eigene Verfahren im einen oder anderen 
Fall s icher angebracht. 

Geht man davon aus, daß ein Bebauungsplanverfahren von 
der Erarbeitung des städtebaulichen Gutachtens bis zur Be­
schlußfassung durch Regierung und Parlament du rch­
schnittl ich 2 Jahre benötigt, stellt sich d ie Frage, ob es 
durch die parallele Aufstellung des Grünordnungsplanes 
nicht zwangsläufig zu komplizierten Verfahrensphasen und 
auch zu zeitl ichen Verzögerungen kommen muß. Beide Fra­
gen können verneint werden, wenn sich alle Beteiligten an 
die Spielregeln halten. Das Grünordnungsplanverfahren 
orientiert sich am Bebau ungsplanverfahren nach dem Bun­
desbaugesetz , nachdem in den einzelnen Planungsphasen 
die Inhalte beider Pläne sukzess ive aufeinander abgestimmt 
werden können. Beide Pläne (Bebauungsplan und Grünord­
nungsplan) nehmen zeitgleich am Verfahren teil und werden 
zeitgleich verabschiedet und in Kraft gesetzt. Vorausset­
zung für eine reibungslose Praxis ist a llerdings die enge Zu­
sammenarbeit der jeweil igen Gutachter bei der Vorberei­
tung der Entwürfe und die Koordination zwischen den für 
Bauleitp lanung und Landschaftsplanung zuständigen Be­
hörden. 

STELLUNG DER LANDSCHAFTSPLANUNG IN DER BAULEITPLANUNG 
nach dem Hamburger Naturschutzgesetz 

(!) 
z 
::> 
z 
<( _, 
0.. 

z 
w 
tü 
z 
0 
a: 
ß 
(!) 
a: 
w 

"' '::> 
(!) 
::; 
üi 
~ 
w .., 
a: 
w 
0 
(/) 
::> 
<( 

(!) 
z 
::> _, 
~ 
0 

~ ... 
z 
w 

526 

LANDSCHAFTSPLANUNG 

LANDSCHAFTSPROGRAMM 

flächendeckend für das gesamte 
Staatsgebiet im Maßstab 1 :20.000 

LANDSCHAFTSRAHMENPLÄNE 

Konkret isierung des Landschaftsprogramms 
für einen kleinen Bereich im Maßstab 1 :5.000 

1 1 

„ i i 
LANDSCHAFTS- GRÜN- HUCKEPACK· 

PLÄNE ORONUNGSPLÄNE BEBAUUNGS· 
PLÄNE 

eigenständiger eigenständiger Festsetzung 
Plan, wenn Plan, der landes-

B-Pläne nicht parallel zum pflegerischen 
bestehen oder B-Plan Belange im 

nicht aufgestell t B-Plan 
werden sollen . 

1:1.000 1:1.000 1:1.000 

Damit alternative Konzeptionen und Varianten ungeschmä­
lert in das Verfahren eingehen können und somit am Abwä­
gungsprozeß teilnehmen können, ist die ressortlic he Tren­
nung der vorbezeichneten Zus tändigkei ten wohl sin nvol l. 
Die Wahrnehmung der Landschaftsplanung durch ein eigen­
ständiges Fachamt innerhalb der Umweltbehörde scheint 
hierfür die Voraussetzung zu schaffen. 

Ein weiteres Kernstück des Hamburgischen Gesetzes Ober 
Naturschutz und Landschaftspflege stellt die Eingriffsrege­
lung dar, die, wie auch In einigen anderen Bundesländern 
das Verursacherprinzip auf dem Gebiet der Landschafts­
pflege einführt und alle öf fentlichen und privaten Planungs­
träger bzw. Verursacher, die Freiräume negativ beeinträchti­
gen, zu angemessenem Ausgleic h verpflichtet. 

Für die Stadtstaaten als Bal lungsräume ·spielt der Vollzug 
der Eingriffsregelung allerdings eine besondere Rolle, wenn 
man an die Vielzahl der Eingriffstatbestände (zahlre iche und 
unterschiedliche Flächennutzu ngsansprüche auf knappem 
Raum und überbelasteten natürl ichen Ressourcen) denkt. 
So sind allein in Hamburg in einem Jahr mehrere hundert 
Eingriffe im Sinne der Eingriffsregelung zu behandeln. Be­
sonders die Behörden tun sich als Planungsträger oft noch 
schwer, das Verursacherpr inzip zu verstehen, zu akzeptieren 
und anzuwenden. Diese Schwierigkeiten werden z. 8. bei 
Straßenbaumaßnahmen oder beim Gewässerausbau immer 
wieder offenkund ig, wenn es darum geht, Finanzieru ngsmit­
tel für angemessene Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 
von vorneherein in die Kalku lation einzubeziehen. 

Zum Sachstand der Landschaftsplanung im Bundesland 
Hamburg möchte ich abschließend ein paar informative Hin­
weise geben: 

1. Landschaftsprogramm 

Gesamtansatz z. Z. 1 500 000 DM 
Wissenschaftlich-met hodisches Konzept zu r Vorstruktu­
rierung und Aufstellung des Programms abgesch lossen. 
Kurzfassung für d ie Abstimmung mit tangierten Behör­
den und Stellen, themat ische Gutachten für den analyti­
schen Teil und Einstieg in die Diagnose. 

BAULEITPLANUNG 

FLÄCHENNUTZUNGSPLAN ...._. flächendeckend für das gesamte 
Staatsgebiet als vorberei tende Bauteit-
planung im Maßstab 1 :20.000 

i 
PROGRAMMPLÄNE .._. im Rahmen der Stadtentwicktungs· 
planung als vorbereitende Bauleitplanung 
im Maßstab 1 :5.000 

i • 

BEBAUUNGSPLÄNE 

als verbindliche Bauleitplanung 
im Maßstab 1: 1.000 



2. Landschaftsrahmenpläne 

Jahresbudget 300000 DM in 1984 
und von VE von 200000 DM zu Lasten Haushalt 1985. 
11 Landschaftsrahmenpläne in Bearbeitung, zum Tei l im 
Verfahren, ein Plan ist beschlossen. 

3. Landschafts- und Grünordnungspläne 

Jahresbudget z. Z. 400 000 DM 
und VE von 300000 DM zu Lasten Haushalt 1985. 
26 Grünordnungspläne und 
5 Landschaftspläne in Arbeit bzw. im Verfahren. 
3 Grünordnungspläne bisher besch lossen und als Ge­

setze verabschiedet. 

1984 ist ein neuer Ti tel hinzugekommen, der die Möglichkeit 
des Grunderwerbs für Zwecke des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege bietet (jährlich 1 Mio. DM). 

Darüber hinaus stehen Mittel für vorbereitende oder vertie­
fende Gutachten sowie für die Öffentlichkeitsarbeit zur Ver­
fügung. 

Die Gutachten zur Aufstel lung der Pläne werden an externe 
Planungsbüros in direkter Vergabe vergeben. Die Vorberei· 
tung und Betreuung der Gutachten sowie die Durchführung 
der Verfahren erfolgt durch die zustä nd igen Fachbehörden 
(in Hamburg durch das Amt für Landschaftsplanung als Teil 
der Obersten Behörde für Naturschutz und Landschaftspfle­
ge (Ministerium) und der Bezi rksverwaltungen als Untere Be­
hörden für Naturschutz und Landschaftspflege). 

Freizeitstätte Stirnbergpark im Ruhrgebiet, die dank einer Planung gut in die umgebende Landschaft eingeordnet ist. 
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Wolf Pohl 

Erfahrungen mit der Landschaftsplanung aus der Sicht der Praxis 

Vorbemerkungen 

Die Situation für Landschaftsplaner ist viel besser gewor­
den. Die herrschenden Verhältnisse sind aber noch nicht so, 
daß man von einem etablierten Berufsstand sprechen könn­
te. 

Die Situation der freien Planungsbüros ist auch in den 
Stadtstaaten unterschiedlich. 

• Bremen vergibt nur wenige Aufträge. Das hängt mit der 
nicht ausreichend vollzogenen Verwaltungsstruktur-Än­
derung zusammen. 

• Berlin vergibt einige Aufträge. Die Vergabepraxis hat 
aber noch nicht dazu geführt, daß sich hieraus tragfähi­
ge Büros entwickeln konnten. 

• Hamburg vergibt zahlreiche Aufträge, so daß es zur Zeit 
9 selbständige kleine Büros mit ca. 20 Landschaftspla­
nern gibt. Daneben sind noch in 8 traditionellen Objekt· 
planungs-Büros ca. 10 Landschaftsplaner tätig. Es 
herrscht ein sehr gutes Verhältnis zu den öffentlichen 
Auftraggebern. 

Schwierigkeiten bei inhaltlichen Anforderungen 

In den Ballungsräumen sind die ökologischen Probleme am 
schärfsten. Vor dem Hintergrund, daß Landschaftsplanung 
mehr als Naturschutzplanung ist, sind die fachl ichen und im 
Gesetz angesprochenen Inhalte so in das Instrumentarium 
der Landschaftsplanung umzusetzen, daß die greifen. Hier 
liegt eine Schwierigkeit der Landschaftsplanung. Denn sie 
muß mit den Festsetzungen im Plan auch gleich den Vollzug 
bedenken, wei l sie sonst wirkungslos bleibt. 

Landschaftsplanung ist ein koordiniertes Inst rument. Es be­
darf der Anerkennung durch die verschiedenen Fachplanun­
gen. Und auch hierbei tauchen immer wieder Schwierigkei­
ten auf. 

Ein weiterer Punkt, an dem es zu Schwierigkeiten kommt, 
sind die Schnittstellen mit anderen Gesetzen wie z.B. mit 
dem BBauG. 

Bei der Durchführung der Landschaftsplanung im Ballungs­
raum gibt es Berührungen und Überschneidungen mit der 
Stadt-/Bauleitplanung. Das sollte aber nicht soweit führen, 
daß auch solche Fachdisziplinen Aufträge aus unserem, 
ohnehin zu schmalen Haushaltsbereich bekommen, wie es 
leider passiert (Schleswig-Holstein und Berlin). Denn die 
Sicht eines Stadtplanungsarchitekten ist eben »anders«. 

Verschiedene Anforderungsebenen 

Die Öffentlichkeit, z. B. die politischen Gremien und die Bür­
gerschaft, hatten hohe Erwartungen und zwar von Freund 
und Feind, die wir jetzt zu Anfang auch ertollen müssen, da 
sonst der Bedarf von anderen Fachdisziplinen wahrgenom­
men wird, z. B. Ober das Umweltbundesamt oder das Bun­
desministerium des Innern. 
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Die Landschaftsplanung ist nicht vorberei tet auf d ie ihr zu­
fallende Rolle in der Öffentlichkeit. Nach wie vor gibt es nur 
selten Pressemeldungen zur oder über Landschaftsplanung, 
wohl aber Ober die Probleme, die in dieses Aufgabengebiet 
fallen. 

Die eigenen Anforderungen sowie die der fachlichen Betreu­
er des Auftraggebers sind häufig von der theoretischen 
Sicht der Hochschulbildung geprägt. Das ist sicherlich rich­
tig und gut, und die Ergebnisse sind dann im Grundlagenteil 
auch von erheblichem Umfang . Allerdings ist im Plan selber 
nur sehr wenig Inhalt wiederzufinden. Das heißt wahrschein· 
lieh, daß die Landschaftsplanung aufgrund mangelnder Pla­
nerpraxis noch zuwenig zielgerichtet auf das zur Verfügung 
stehende lnstrumentrium und dessen Laufzeit gerichtet ist. 
Diese Ausweitungen von Gutachten entstehen auc h, weil 
man glaubt, nalles sagen zu müssen«, belegen zu müssen, 
»daß man wissend ist« und auch, wei l man die Einzelglieder 
einer Argumentationskette braucht. Denn die Landschafts­
planung hat eben ke ine nPlast« - anerkannte Richtlinien. 

Und das wiederum heißt, aufwendige und teure Gutachten 
zu erstellen, die dann nicht einmal vol lständig über die Ho­
norare finanzierbar sind . Das bedeutet, die Ertragslage ist 
an der unteren zumutbaren Grenze. 

Wie sieht die prakt ische Gutachtenerstel lung heute für ge­
wöhnlich aus? 

Nach wie vor sehr aufwendig ist die Datensammlung. Man­
che Daten werden nicht zur Verfügung gestellt, die meisten 
Daten sind nicht planungsrelevant vorhanden. Hier sehe ich 
eine der wichtigsten und effekt ivsten Ansätze: standardi­
sierte, systematis ierte und für die Planung aufgearbeitete 
Datenabrufbänke. Hier könnten wir vie l Zeit und Geld sparen 
und die Arbeit verbessern. 

Nach der Bestandsaufnahme und Analyse ist die Bewertung 
nach wie vor schwierig. Hier werden wir Landschaf tsplaner 
häufig nicht verstanden. Hier passiert es auch, daß bei den 
unterschiedlichen Arbeiten mit verschiedenem Maß bewer­
tet wird und die Landschaftsplanung unglaubwü rdig wi rd. 

Eine Meßlatte s ind uns heute die Grünflächen-Richtwerte. 
Ähnliche Richtwerte brauchen wir auch für andere Zielaus­
sagen, um für jederman verständ lich zu werden. 

Ich habe zusammen mit Kollegen aus Berlin und Hamburg 
bereits in diese Richtung für die Hamburger Ve rwaltung ge­
arbeitet, indem wir über eine nBodenfunktionszahl« sowie 
eine nGronvolumenzahl« für die Grünordnungsplan-Praxis 
orientierte Werte formulierten, um diese dann auch als Fest­
setzung in den Landschafts- und Grünordnungsplänen ein­
zubringen. Praxisorientiert sind die Werte auch, weil sie bis 
in die Objektebene hinein handhabbar und kontrollfähig 
bleiben. 

Für die höhere Planungsebene (Flächennutzu ngsplan: sehr 
mißlich, daß sich die Länder nicht zu einer einhei tl ichen Be­
nennung durchringen konnten) sind wir z. Z. dabei, aus dem 
Verhältnis von Bodenfunktionszahl und Grünvolumenzahl 
die Grünzahl zu formulieren. 



Planungsdualismus 

Hierunter verstehen wir in Hamburg das Parallel-Laufen der 
Verfahren von Landschaftsplanung und Bauleitplanung. 
Das Wesentlichste hierbei ist, daß die Landschaftspla­
nungs-Vorstellungen (Variante, Alternativen) bis in die politi­
sche, öffentliche Ebene gelangen und nicht bereits auf der 
Sachzwangebene der Verwaltungen abgewiegelt werden. 

In diesem Verfahren ist natürlich die Voraussetzung, daß es 
ein gutes, abgestimmtes Rollenspiel zwischen freien Land­
schaftsplanern und angestellten Landschaftsplanern in der 
Verwaltung gibt. Dies wäre eine der Möglichkeiten, die ho­
hen Persona ldefizi te der Landschaftsplanung gegenüber 
anderen Planungsdisziplinen ein wenig auszugleichen. 

Eingriffsregelung und Gutachterbestellung 

Ei n Beispiel zum Rollenverständnis der Landschaftspla­
nung ist die Eingriffsregelung, die als zu praktizierende Ver­
ursacherpflicht nur funktioniert, wenn es eine fachlich unab­
hängige Verantwortung gibt, die nicht beim Verursacher lie-

gen darf. Denn sonst entstehen als Ergebnis nGefälligkeits­
gutachten«. 

Ke in freies Planungsbüro kann sich jedoch auf Dauer einem 
Auftraggeber und dessen Belangen verschließen. Es muß 
hier deshalb eine fach liche Solidarität hergestellt werden. 
So haben die Hamburger Wirtschaftsbehörden ihren Gut­
achter aus Niedersachsen geholt. Und diese Kollegen haben 
eben kaum Kontakt mit der Fachverwaltung aufgenommen. 

Diesem Keil in der fachlichen Ebene folgt eine Lähmung der 
Handlungsfähigkeit oder der fachliche Konfl ikt, bei dem der 
lachende Dritte die Wirtschaft sein wird. 

In Hamburg und Berlin hat es sich bewährt, daß die Land­
schaftsplanung aus dem direkten politischen Zugriff des 
Bausenators herausgekommen ist. Bis man die Richtigkeit , 
nämlich sichtbare Erfolge verbuchen kann, die auch durch­
schlagen, bedarf es noch weiterer notwendiger Veränderun­
gen insbesondere im parlamentar ischen Raum. Erst wenn 
sich Politiker im Landschaftsplan ungsbereich nprofilieren« 
können, wird auch eine parlamentarische Lobby sich für die 
Landschaftsplanung einsetzen. 

Auf der Bundesebene fehlt dies merklich. 

Dank einer Planung konnten die vorhandenen Baumhecken der Landschaft erhalten und In die städtebauliche Planung einbezogen werden 
(Basl ldon - Newtown I England). 
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6200 Wiesbaden-Auringen 

Prof. Dr. Werner Hoppe 
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Arno S. Schmid 
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Achim Soilmann 
Landschaftsarchitekt BOLA 
Korbacher Straße 93 
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Prof. Dr. Rudolf Stich 
Universität Kaiserslautern 
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6750 Kaiserslautern 
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Heft Nr. 1 
September 1964 

Heft Nr. 2 
Oktober 1964 

Heft Nr. 3 
März 1965 

Heft Nr. 4 
Juli 1965 

Heft Nr. 5 
Dezember 1965 

Heft Nr. 6 
Juni 1966 

Heft Nr. 7 
Dezember 1966 

Heft Nr. 8 
Juni 1967 

Heft Nr. 9 
März 1968 

Heft Nr. 10 
Oktober 1968 

Heft Nr. 11 
März 1969 

Heft Nr. 12 
September 1969 

Heft Nr. 13 
Juli 1970 

Heft Nr. 14 
Oktober 1970 

Heft Nr. 15 
Mai 1971 

Heft Nr. 16 
September 1971 

Heft Nr. 17 
Dezember 1971 

Heft Nr. 18 
Juli 1972 

Heft Nr. 19 
Oktober 1972 

Heft Nr. 20 
April 1973 

Heft Nr. 21 
November 1973 

Schriftenreihe des Deutschen Rates für Landespflege 

Gesamtverzeichnis 

Straßenplanung und Rheinuferlandschaft im Rheingau 
Gutachten von Prof. Dr.-lng. Gassner 

Landespflege und Braunkohlentagebau 
Rheinisches Braunkohlengebiet 

Bodenseelandschaft und Hochrheinschiffahrt 
mit einer Denkschrift von Prof. Erich Kühn 

Landespflege und Hoher Meißner 

Landespflege und Gewässer 
mit der nGrünen Charta von der Mainau« 

Naturschutzgebiet Nord-Sylt 

- vergriffen -

- vergriffen -

- vergriffen -

mit einem Gutachten der Bundesanstalt für Vegetationskunde, Naturschutz und 
Landschaftspflege, Bad Godesberg 

Landschaft und Moselausbau 

Rechtsfragen der Landespflege - vergriffen -
mit »Leitsätzen für gesetzliche Maßnahmen auf dem Gebiet der Landespflege« 

Landschaftspflege an Verkehrsstraßen - vergriffen -
mit Empfehlungen Ober »Bäume an Verkehrsstraßen« 

Landespflege am Oberrhein 

Landschaft und Erholung 

Landespflege an der Ostseeküste 

Probleme der Abfallbehandlung 

Landespflege an der Nordseeküste 

Organisation der Landespflege 
mit einer Denkschrift von Dr. Mrass 

Landespflege im Alpenvorland 

Recht der Landespflege 
mit einer Erläuterung von Prof. Dr. Stein und 
einer Synopse Ober Rechtsvorschriften von Dr. Zwanzig 

Landespflege am Bodensee 
mit dem »Bodensee-Manifest« 

Landespflege im Ruhrgebiet 

Landespflege im Raum Hamburg 

Gesteinsabbau im Mittelrheinischen Becken 

- vergriffen -

- vergriffen -

- vergriffen -

- vergriffen -

- vergriffen -

- vergriffen -

- vergri ffen -

- vergriffen -
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Heft Nr. 22 
Mai 1974 

Heft Nr. 23 
Oktober 1974 

Heft Nr. 24 
März 1975 

Heft Nr. 25 
April 1976 

Heft Nr. 26 
August 1976 

Heft Nr. 27 
Juni 1977 

Heft Nr. 28 
Dezember 1977 

Heft Nr. 29 
August 1978 

Heft Nr. 30 
Oktober 1978 

Heft Nr. 31 
Oktober 1978 

Heft Nr. 32 
März 1979 

Heft Nr. 33 
August 1979 

Heft Nr. 34 
April 1980 

Heft Nr. 35 
Oktober 1980 

Heft Nr. 36 
Januar 1981 

Heft Nr. 37 
Mai 1981 

1-teft Nr. 38 
Juni 1981 

Heft Nr. 39 
September 1982 

Heft Nr. 40 
Dezember 1982 

Heft Nr. 41 
März 1983 

Heft Nr. 42 
Dezember 1983 

Heft Nr. 43 
November 1984 

Heft Nr. 44 
November 1984 

Heft 45 
Dezember 1984 

Landschaft und Verkehr 

Landespflege im Mittleren Neckarraum 

Natur- und Umweltschutz in Schweden 

Landespflege an der Unterelbe 

Landespflege in England 

Wald und Wild 

Entwicklung Großraum Bonn 

Industrie und Umwelt 

Verdichtungsgebiete und ihr Umland 

Zur Ökologie des Landbaus 

Landschaftspflege in der Schweiz 

Landschaft und Fließgewässer 

20 Jahre Grüne Charta 

Wohnen in gesunder Umwelt 

Neues Naturschutzrecht 

Umweltprobleme im Rhein-Neckar-Raum 

Naturparke in Nordrhein-Westfalen 

Naturpark Südeifel 

Waldwirtschaft und Naturhaushalt 

Integrierter Gebietsschutz 

Landespflege und Landwirtschaft 

Talsperren und Landespflege 

Landespflege in Frankreich 

Landschaftsplanung 

Auslieferung : ci ty-druck Leopold bonn Verlagsdruckereigesellschaft mbH, Postfach 1947, 5300 Bonn 1 
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